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Vorwort  zur  ersten  Auflage. 


Gegen  unser  Erwarten  hat  das  Publikum  den  kürzlich  heraus- 
gegebenen erweiterten  Grundriß  nicht  als  einen  Ersatz  für  die  bis- 
herige kurze  Fassung  aufnehmen  wollen,  sondern  weiter  nach  der 
alten  kleinen  Ausgabe  Nachfrage  gehalten,  so  daß  der  Herr  Verleger 
es  für  erforderlich  angesehen  hat,  dem  Rechnung  zu  tragen.  Ich 
komme  dem  Verlangen  nach,  indem  der  alte  Grundriß  hiermit  von 
neuem  in  der  bisherigen  gedrängten  Form,  nur  wenig  erweitert  und 
in  bezug  auf  die  Literatur,  Gesetzgebung  und  Statistik  bis  auf  die 
neueste  Zeit  fortgeführt,  der  Öffentlichkeit  übergeben  wird.  Um  mit 
der  erweiterten  Ausgabe  nicht  zu  kollidieren,  mußte  ihm  der  ver- 
änderte Name  „Leitfaden“  beigelegt  werden. 

Halle  a.  S.,  den  15.  November  1900. 

J.  Conrad. 


Zur  siebenten  Auflage. 


Dem  Wunsche  des  heimgegangenen  Lehrers  und  Freundes  folgend 
habe  ich  die  Neubearbeitung  übernommen  und  in  der  Weise  durch- 
geführt, in  der  ich  noch  zu  seinen  Lebzeiten  ihn  bei  einzelnen  Teilen 
seiner  Grundrisse  habe  unterstützen  können.  Die  neue  Auflage  bietet 
Ergänzungen  und  Erweiterungen  besonders  hinsichtlich  der  Literatur, 
der  Gesetzgebung  und  der  Statistik.  Änderungen  grundlegender  Art 
sind  nicht  vorgenommen. 

Königsberg,  den  25.  April  1917. 

A.  Hesse. 


Die  ersten  Abschnitte  der  elften  Auflage  haben  grundlegende  Ver- 
änderungen erfahren,  die  der  von  mir  vorgenommenen  Umarbeitung  des 
Grundrisses  der  Nationalökonomie  entsprechen.  Neu  eingefügt  sind 
die  Ausführungen  über  Organisation  der  Volkswirtschaft,  Wirtschatts- 
verkehr,  Berufe  und  Klassen,  natürliche  Grundlagen  des  Wirtschafts- 
lebens, Geldwert,  Regelung  des  Geldwesens,  Währungsfrage,  Betiiebs- 
formen  und  öffentliche  Unternehmungen.  Auch  sonst  ist  eine  Reihe  von 
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J Lüderungen  und  Erweiterungen,  namentlich  in  der  Lehre  von  den 
] 'roduktionsfaktoren,  in  der  Wertlehre,  im  Bankwesen,  in  der  Ver- 
teilungslehre und  in  dem  geschichtlichen  Teil  vorgenommen  worden, 
i är  die  der  Raum  teilweise  durch  Kürzungen  gewonnen  werden 
1 onnte. 

Wiederholt  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Aufgabe  dieser  kurzen 
i usammenfassung  in  erster  Linie  ist,  dem  Studierenden  als  „Leitfaden“ 
c urch  die  Vorlesung  zu  dienen.  Für  ein  tieferes  Eindringen  in  den 
J toff  ist  der  „Grundriß  der  politischen  Ökonomie“  bestimmt,  der  auch 
^ 'egen  der  eingehenderen  Behandlung  der  einzelnen  Probleme  für  das 
läusliche  Studium  sich  eignet. 

Königsberg,  Dezember  1920. 

A.  Hesse. 


Zur  zwölften  Auflage. 


Die  neue  Auflage  folgt  wiederum  den  Änderungen,  die  der  von 
dir  inzwischen  erneut  umgearbeitete  Grundriß  der  Nationalökonomie 
€ ^fahren  hat.  Aus  dem  zweiten  Teil  des  Leitfadens  sind  die  Aus- 
f ihrungen  über  das  Bevölkerungswesen  nach  entsprechender  Umge- 
s :altung  hier  eingefügt  worden.  Im  Anschluß  an  das  Bankwesen  sind 
die  Sparkassen,  in  Verbindung  mit  den  Unternehmungsformen  die 
I roduktivassoziationen , im  Zusammenhang  der  Preisbildung  die 
T euerungszahlen  behandelt  worden.  Im  übrigen  ist  durch  Ergänzungen 
i n einzelnen  die  Darstellung  auf  den  Stand  der  Gegenwart  gebracht. 

Breslau,  April  1922. 

A.  Hesse. 
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Einleitung. 

§ 1- 

Wesen  und  Aufgabe  der  politischen  Ökonomie. 

H.  Dietzel,  Theoretische  Sozialökouomik.  I.  Bd.  Leipzig  1895. 

K.  Stammler,  Wirtschaft  und  Recht.  3.  Aufl.  Leipzig  1914 

W Lexü  Systematisierung,  Richtungen  und  Methoden  der  Volkswirtschafts- 
lehre._  E^wicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  im  19.  Jahrhundert  I Teil 
Leipzig  1908.  * 

Friedr  V.  Wieser  Theorie  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft.  Grundriß  der  Sozial- 
okonomik,  Abt.  1.  Tübingen  1914. 

K.  Dkhl,  Theoretische  Nationalökonomie.  I.  Bd.  Jena  1916. 

JII  M *^3  Werturteile  in  der  Nationalökonomie.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie, 

Der  Mensch  hat  Bedürfnisse  der  verschiedensten  Art,  die  er  be- 
triedigen  muß,  um  zu  leben,  um  zu  gedeihen.  Die  Beschaffung  der 
hieriur  nötigen  Sachgüter  erfordert  eine  Aufwendung  geistiger  und 
körperlicher  Kräfte.  Die  Tätigkeit,  welche  auf  Bedürfnisbefriedigung 
gerichtet  ist,  nennen  wir  wirtschaftlich.  Sie  wird  geleitet  von 
dem  biundgedanken,  den  höchsten  Erfolg  mit  den  geringsten  Mitteln 
zu  erzielen,  und  gliedert  sich  in  zwei  Teile:  die  Beschaffung  der 
Mittel  und  deren  Verwendung.  Wirtschaft  ist  die  planmäßige 
Beschaffung  und  Verwendung  von  Gütern  zur  Be- 
durtnisbefriedigung.  Die  gesamte  Tätigkeit  eines  Volkes  zur 
Berriedigung  seiner  Bedürfnisse  nennen  wir  Volkswirtschaft.  Für 
sie  ist  kennzeichnend  das  Zusammenarbeiten  der  Einzelwirtschaften, 
die  auteinander  angewiesen  sind.  In  den  ersten  Anfängen  des  Wirtschafts- 
lebens vollzieht  sich  die  Bedürfaisbefriedigung  in  geschlossenen  Haus- 
wirtschatten.  Die  Ausbildung  der  Arbeitsteilung  und  des  Tausch- 
verkehrs fuhrt  im  weiteren  Verlauf  der  Entwicklung  immer  mehr  zum 
Zusammenwirken,  und  die  Eigenart  der  Volkswirtschaft  wird  durch  die 
Arten  und  Formen  dieserVerbindung  der  Einzelwirtschaften  bedingt.  Der 
einzelne  Haushalt  erzeugt  dann  immer  weniger  von  dem,  was  er  verbraucht. 
Gleichzeitig  erweitert  sich  das  räumliche  Gebiet,  dessen  Einzelwirt- 
schaften m Verbindung  stehen ; es  umfaßt  heute,  über  die  Grenzen  des 
Einzelstaates  hinausgreifend,  die  Gesamtheit  der  zivilisierten  Länder, 
die  in  die  Weltwirtschaft  eiugetreten  sind. 

Aüo  welche  Ursache  und  Wirkung  in  den  Erscheinungen 

•des  Wirtschaftslebens  eines  Volkes  festzustellen  und  als  Ganzes  im  Zu- 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  Aufl.  4 
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sammenhang  zu  begreifen  sucht,  ist  die  Vo  1 k s w i r t s c h a f t s 1 e h r e oder- 
^ a 1 1 0 n a 1 o k o n o m i e.  Dabei  beschränkt  sie  sich  auf  die  Betrachtung 
des  wirt^hafthchen  Zusammenwirkens,  soweit  es  der  Befriedigung  mate- 
rieller  Bedürfnisse  dient.  Die  Fragen  der  geistigen  Kultur  sind  so  ver- 
schiedenartigund  greifen  so  weit  in  andere  Wissensgebiete  über,  daß  durch 
Ihre  Zusammenfassung  mit  den  äußeren  Lebensbedürfnissen  eine  ein- 
heitliche und  übersichthclie  Darstellung  unmöglich  gemacht  wird. 

Lng  an  die  Nationalökonomie  schließt  sich  dieVolkswirtschafts- 

^ n fl®  ^®f*’®  wiitschaftlichen  Aufgaben  der 

öffentlichen  Gewalt  und  der  Gesellschaft.  Während  die  Nationalökonomie 

betrachtet,  wie  sie  sind,  geht  dieVolkswirtschafts- 
politik  aut  die  Ziele  ein  und  untersucht,  mit  welchen  Mitteln  auf 
Grund  der  Erfahrungen  der  Nationalökonomie  diese  Ziele  zu  erreichen 
v°f‘  .daher  auch  als  zweiter  oder  praktischer  Teil  der 

Nationalökonomie  gegenüber  dem  ersten,  theoretischen  Teil  auf- 
geiaßt  und  behandelt.  Gegen  diese  Betrachtung  de  lege  ferenda 
weiten  neuerdings  Einwendungen  erhoben,  soweit  sittliche  Werturteile 
in  Frap  kommen.  Die  Aufgabe  der  Wirtschaftswissenschaft  wird  auf 
die  latsachep  und  Ursachenforschung  beschränkt,  da  nur  diese  zu 
Ergebnissen  fuhrt  die  mit  zwingender  Notwendigkeit  bewiesen  werden 
können  Ebenso  kann  aber  auch  die  Zweckmäßigkeit  wirtschaftlicher 
Maßnahmen  zur  Erreichung  bestimmter  Ziele  auf  Grund  der  Tat- 
sache der  Erfahrung  beurteilt  und  der  Zusammenhang  der  Einzel- 
zwepe  mit  den  Mitteln  der  Logik  geprüft  werden.  Für  die  Beant- 
w'm  tpg  der  letzten  Fragen  ausgleichender  sozialer  Gerechtigkeit  sind 
al  erdings  die  Weltanschauung  und  der  .vittliche  Standpunkt  ent- 
scheidep.  Es  wird  dper  der  Unterschied  zwischen  den  beiden 
1 eilen  der  Wirtschaftswissenschaft  in  erster  Linie  darin  gesucht,  daß 
die  theoretische  Nationalökonomie  als  allgemeine  Volkswirt- 
phpt sichre  die  praktische  Nationalökonomie  als  spezielle 

sichre  gefaßt  wird,  weil  gegenüber  dem  ersten 
leil,  der  die  Grundlagen  und  Grundfragen  behandelt,  die  Unter- 
teilungen ps  zweiten  Teils  mehr  auf  die  Einzelheiten  eingehen  und 
tmter  in  diese  eindringen.  Zu  den  beiden  Wissenschaften  tritt  noch 
die  hinanzwispuschaft  hinzu.  Sie  untersucht,  wie  der  Staat 
sit  am  zwpkmäßigsten  die  Geldmittel  verschafft,  die  er  braucht,  um 
seip  Aufgaben  zu  erfüllen,  während  die  Verv  altung  und  Verausgabung 
mep  m den  Hintergrpd  der  Betrachtung  ti  eten.  Infolge  der  raschen 
Enpicklung  der  großen  Gemeinwesen  innerhalb  des  Staates,  deren 
-;!fffben  m der  nperen  Zeit  gewaltig  gestiegen  sind,  hat  die  Finanz- 
w issoiischait  auch  doreu  Haushalt  ins  Auge  zu  fassen. 

Die  drei  Fächer  zusammen  bilden  eine  geschlossene  Gruppe,  die 
unter  dem  Namen  der  p o 1 i t i s c h e n 0 k o u o m i e bekannt  ist  und  einen 
besonderen  Teil  der  gesamten  Staatswissenschaften  ausmacht. 


§ 2. 

Die  Stellung  der  politischen  Ökonomie  zu  den  verwandten 

Wissenschaften. 

■ politischen  Ökonomie  verwandt  ist  die  Politik,  auch  allge- 
meine Staatslehre  genannt,  welche  zum  Teil  dasselbe  Gebiet  behandelt 
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Sie  sucht  das  Allgemeingültige,  Wiederkehrende  in  der  Entwicklung 
der  Gesellschafts-  und  Rechtsformen  zu  erfassen.  Man  gliedert  sie  ge- 
wöhnlich wieder  in  drei  Teile;  1.  die  Verfassungspolitik  oder  Staatslehre 
im  engeren  Sinne,  2.  die  Verwaltungspolitik  und  3.  die  Kulturpolitik. 

Zu  den  Staatswissenschaften  zählt  man  ferner  die  Statistik,  welche 
die  Aufgabe  hat,  durch  ziffernmäßige,  systematische  Massenbeobaclitung 
die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Erscheinungen  zu  erfassen  und  ihre 
Ursachen  und  Wirkungen  zu  ergründen.  Sie  geht  mit  der  Nationalökonomie 
Hand  in  Hand.  Sie  liefert  ihr  den  Stoff  in  den  Massenerscheiuungen, 
deren  zahlenmäßige  Feststellung  und  übersichtliche  Ordnung  Aufgabe 
der  Statistik  ist.  Durch  Gegenüberstellung  der  verschiedenen  Tat- 
sachenreihen sucht  sie  die  ursächlichen  Beziehungen  zu  ermitteln,  die 
aus  der  Betrachtung  der  Einzelvorgänge  nicht  zu  ersehen  sind,  und 
die  Regelmäßigkeiten  und  Entwdcklungsrichtungen  zu  erkennen. 

Die  politische  Ökonomie  wurde  früher  als  Teil  der  Kameralwissen- 
schaften  aufgefaßt,  welche  die  Kenntnisse  enthielten,  die  man  außer 
der  Rechtskunde  von  den  Finanzbeamten  der  landesherrlichen  Kammer 
verlangte;  daher  stammt  der  Name.  Es  gehörten  außer  der  politischen 
Ökonomie  dazu  die  Polizeiwissenschaft  und  die  technischen  Fächer,  wie 
die  Land-  und  Forstwii  tschaftslehre,  Technologie,  Bergwerks-  und  Han- 
delswissenschaften. In  neuester  Zeit  ist  die  P r i v a t w i r t s c h a f t s 1 e h r e 
besonders  ausgebildet  worden,  die  die  wirtschaftliche  Betätigung  der 
Einzelpersonen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  von  ihnen  beabsichtigten 
und  erzielten  Erträge  betrachtet,  nicht  die  weiteren  Wirkungen  und  all- 
gemeinen Zusammenhänge,  welche  die  Nationalökonomie  ins  Auge  faßt. 

Sehr  eng  sind  die  Beziehungen  der  politischen  Ökonomie  zur  Rechts- 
Wissenschaft.  Alles  gesellschaftliche  Zusammenleben  und  Zusammen- 
wirken beruht  darauf,  daß  feste  Beziehungen  zwischen  den  Einzelmenschen 
geschaffen  sind,  Rechte  und  Pflichten  bestehen,  die  das  Verhalten  und 
Verhältnis  zu  den  Menschen  und  Gütern  regeln.  Die  wichtigsten  dieser 
Normen  sind  die  Vorschriften  des  Rechts.  Die  Rechtswissenschaft  be- 
trachtet also  die  formale  Seile  des  sozialen  Lebens,  dieses  auf 
äußeren,  verbindenden  Normen  beruhenden  gesellschaftlichen  Zusammen- 
lebens, die  Nationalökonomie  untersucht  den  materiellen  Inhalt, 
soweit  er  die  Bedürfnisbefriedigung  betriff!  Daher  gehören  beide 
\Vissenschaften  zusammen.  Der  Volkswirt  kann  die  Entwicklung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  richtig  verstehen,  w^enn  ihm  da.s 
Recht  fremd  ist,  das  die  Grundlage  bildet.  Und  der  Jurist  wiederum 
muß  die  Tatsachen  kennen,  die  durch  das  Recht  geregelt  werden  sollen, 
sonst  kann  er  es  nicht  richtig  auslegen  und  anwenden. 

Nach  dem  Vorgehen  von  Aug.  Comte  und  Herbert  Spencer,  eine 
Wissenschaft  vom  Menschen  in  der  Gesellschaft  bzw.  von  dem  Ver- 
hältnis zwischen  Individuum  und  Gesellschaft  zu  schaffen,  hat  man 
neuerdings  versucht,  neben  der  Nationalökonomie  eine  Gesellschaftslehre 
oder  Soziologie  auszubilden.  Eine  solche  wissenschaftliche  Er- 
fassung des  Gesellschaftsmenschen  und  der  Gesellschaftsformen  bedeutet 
für  die  politische  Ökonomie  eine  wichtige  Ergänpng.  Es  ist  aber 
die  Abgrenzung  der  Soziologie  von  der  politischen  Ökonomie  schwierig. 
Wirtschaft,  Gesellschaft  und  Staat  sind  auf  das  engste  miteinander 
verbunden,  und  das  wirtschaftliche  Leben  kann  nicht  getrennt  von 
jenen  wissenschaftlich  behandelt  werden. 
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§ 3. 

Die  Entwicklungsstufen  der  Volkswirtschaft, 

Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  14.  a.  15.  Aufl.  Tübingen  1920. 

Rildebrand,  Natural-,  Geld-  und  Kreditwirtschaft.  Jahrbücher  für  National- 
Ökonomie.  Jahrg*.  2. 

Schönberg,  Die  Wirtschaftsstufen  nach  dem  Zustand  des  Tauschverkehrs.  Handb. 
d.  polit.  Ök.  3.  Aufl.  T.  1. 

Mitscherlich,  Der  wirtschaftliche  Fortschritt.  Leipzig  1910. 

Friedrich  List  unterschied  die  volkswirtsdiaftlichen Entwicklungs- 
stufen nach  dem  Vorwiegen  1.  der  Jagd  und  Fischerei,  2.  des  Ackerbaues, 
3.  des  Ackerbau-  und  Industriebetriebes,  4.  des  Agrar-,  Industrie-  und 
Handelsbetriebes.  Doch  ist  die  Entwicklung  bei  keinem  Volke  in  dieser 
Folge  vor  sich  gegangen, 

Bücher  unterscheidet  die  Wirtschafts  arten : 1.  geschlossene  Haus- 
wirtschaft, 2.  Stadtwirtschaft,  3.  Volkswirtschaft.  Schmoller  gliedert 
die  Entwicklung  der  neuen  indogermanischen  ^'ölker  in  folgende  Stufen: 
1.  die  Epoche  der  agrarischen  Eigenwirtschaft  und  des  Stammes- 
lebens (bis  in  das  10.  u.  11.  Jahrh.),  2,  die  Epoche  der  Stadt- 
wirtschaft und  der  stadtwirtschaftlichen  Gebiete  (vom  12.  bis  16.  Jahrh.), 
3,  der  Mittel-  und  Territorialstaaten  (vom  14.  bis  18.  Jahrh.),  4.  der  größeren 
nationalen  Staaten  und  Ausbildung  der  Volkswirtschaft  (vom  16.  bis 
19.  Jahrh.),  5.  die  Epoche  der  neuen  Weltstaaten  und  der  vordringenden 
weltwirtschaftlichen  Beziehungen. 

Hildebrand  unterscheidet  die  Stufen  der  volkswirtschaftlichen 
Entwicklung  nach  der  Art  des  Umsatzes  in  Natural-,  Geld-  und  Kredit- 
wirtschaft. Wenn  sich  auch  nicht  scharfe  Grenzen  zwischen  den 
einzelnen  Perioden  ziehen  lassen,  sondern  die  Übergänge,  wie  überall 
in  der  Volkswirtschaft,  sich  allmählich  vollziehen,  so  ist  doch  eine 
bestimmte  Art  des  Umsatzes  für  den  Verkehr  hauptsächlich 
maßgebend  und  kennzeichnend.  Wenn  die  einzelnen  Güter  je  nach 
Überfluß  und  Bedarf  unmittelbar  ausgetauscht  werden,  spricht  man  von 
Naturalumsatz.  Jedes  Volk  beginnt  seine  wirtschaftliche  Laufbahn  mit 
der  Natural  Wirtschaft.  Deren  kennzeichnende  Eigentümlichkeiten  sind: 
langsamer,  räumlich  begrenzter  und  unregelmäßiger  Güterumlauf,  ge- 
ringe Arbeitsteilung,  Mangel  an  sachlichen  Hilfsmitteln  der  Güterer- 
zeugung, Abhängigkeit  von  der  Natur,  fortdauernder  Wechsel  zwischen 
Überfluß  und  Not.  Die  Eigenversorgung  steht  im  Vordergründe.  Allein 
der  Grundbesitz  verleiht  Macht  und  Ansehen,  der  besitzlose  Arbeiter 
ist  abhängig,  an  die  Scholle  gebunden,  die  ihm  gegen  Fronden  und 
Naturalabgaben  überlassen  wird.  Der  Staat  belohnt  die  ihm  geleisteten 
Dienste  durch  Belehnung  mit  Grund  und  Boden,  es  bildet  sich  der 
Feudalstaat  aus.  Die  Gebundenheit  des  Arbeiters,  die  Aussichtslosig- 
keit, seine  Lage  zu  verbessern,  erschwert  jeden  Aufschwung. 

Die  Einführung  des  Geldverkehrs,  der  sich  seit  dera.l2.  Jahr- 
hundert allmählich  in  Mitteleuropa  ei.nbnrgert,  hat  eine  Änderung 
dieser  Verhältnisse  zur  Folge.  Jeder  Überschuß  im  kleinsten  wie  im 
größten  Betrage  kann  leicht  aufgesammelt  und  für  die  Zeit  des  .Bedarfs 
aufbewahrt  werden.  Das  bewirkt  einen  Ausgleich  zwischen  Überfluß 
und  Mangel  und  bringt  eine  größere  Regelmäßigkeit  in  Verbrauch  und 
Erzeugung  der  Güter.  Je  mehr  das  Geld  den  Gütertausch  vermittelt. 
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um  so  mehr  wird  für  den  Tausch  produziert,  die  Arbeitsteilung  nimmt 
zu  die  Verkehrswirtschaft  tritt  immer  mehr  an  die  Stelle  der 
Eigenversorgung.  Das  Streben  der  Wirtschaft  geht  immer  mehr  auf 
Erzielung  eines  möglichst  hohen  Geldgewinnes.  Die  Zunahme  der 
Bedürfnisse,  der  gewonnene  Vorrat  an  durch  menschliche  Arbeit  ge- 
schaffenen Vermögenswerten,  der  erleichterte  Verkehr  heben  die  Pro- 
duktion. Der  wachsende  Nntzen  der  Arbeit,  welcher  dem  Arbeitenden 
selbst  in  erhöhtem  Maße  zugute  kommt,  spornt  zu  schärferer  Tätigkeit 
an.  Der  Arbeiter  kann  sich  durch  Sparen  in  die  besitzende  Klasse 
aufschwingen  und  mit  Geld  seine  Freiheit  erkaufen.  Die  herrschende 
Klasse  läßt  sich  die  Abgaben  immer  mehr  in  Geld  entrichten  und 
bezahlt  die  erhaltenen  Dienste  gleichfalls  mit  Geld.  Das  bisherige 
Abhängigkeitsverhältnis,  der  enge  Zusammenschluß  in  Genossenschaften 
wird  immer  mehr  gelockert;  jeder  wird  selbständiger,  aber  auch  mehr  auf 
sich  selbst  gestellt  und  isoliert.  Durch  das  Geld  wird  den  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  der  persönliche  Charakter  genommen.  Da  das  Ver- 
mögen im  ganzen,  wie  die  in  einer  Hand  befindliche  Gütermenge,  ver- 
mehrbar ist,  so  wächst  die  Zahl  der  Besitzenden,  und  es  schiebt  sich 
eine  neue  Klasse  zwischen  Arbeiter  und  Grundherrn.  Die  strengen 
Standesunterschiede  schwinden  allmählich.  Der  Staat  bezahlt  die  ihm 
geleisteten  Dienste  mit  Geld.  Es  bildet  sich  das  Soldheer  und  ein 
vom  Herrscher  abhängiger  Beamtenstand  aus.  Die  Domänenwirtschaft 
wird  durch  ein  Steuersystem  ersetzt.  Der  Feudalstaat  geht  in  Trümmer 
und  macht  der  absoluten  Monarchie  Platz. 

Die  Kreditwirtschaft  zeigt  wiederum  andere  Eigentümlich- 
keiten. Das  Aufblühen  der  Produktion  ist  infolge  der  Vereinigung 
zahlreicher  fremder  Vermögensteile  durch  den  Kredit  noch  größer  und 
allgemeiner  als  bei  dem  Übergang  von  der  Natural-  zur  Geld  Wirtschaft 
und  kommt  mehr  oder  weniger  allen  Klassen  zugute.  Die  Vermögens- 
bildung geht  noch  schneller  vor  sich.  Mit  dem  Wohlstand  steigen  die 
Bedürfnisse.  Die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  wächst  und  hebt 
den  Lohn  der  Arbeiter.  Die  Produktion  geht  immer  allgemeiner 
zum  Großbetrieb  über  und  arbeitet  in  höherem  Maße  fürs  Ausland. 
Es  bilden  sich  immer  mehr  internationale  Arbeitsteilung  und  inter- 
nationaler Verkehr  aus.  Damit  im  Zusammenhänge  stehen  wirt- 
schaftliche Krisen.  Die  wirtschaftliche  Tätigkeit  nimmt  dabei  einen 
unruhigen  Charakter  an.  Das  Spekulieren  auf  unsichere  Konjunkturen 
ergreift  weitere  Kreise.  Der  mühelos  erzielte  Gewinn  verleitet  zu  Luxus 
und  Genußsucht.  Der  Gegensatz  zwischen  arm  und  reich  tritt  schärfer 
hervor  und  entwickelt  die  soziale  Frage.  Die  wirtschaftliche  und  politische 
Freiheit  und  Gleichberechtigung  aller  kommen  in  höherem  Maße  zur 
Geltung.  Der  Grundbesitz  wird  immer  mehr  mobilisiert.  Die  alten 
patriarchalischen  Verhältnisse  verschwinden.  Der  Vermögensbesitz  ge- 
winnt immer  mehr  an  Übergewicht.  Der  luteressenkampf  im  wirt- 
schaftlichen Leben  tritt  in  verschärfter  Form  auf  und  zwingt  zum 
Zusammenschluß.  Trägt  die  Geldwirtschaft  dazu  bei.  den  einzelnen 
zu  isolieren,  so  führt  die  Kreditwirtschaft  wieder  zur  Vereinigung,  und 
zwar  der  freien,  durch  die  gleichen  Interessen  verbundenen  Personen 
für  einzelne,  bestimmte  Aufgaben. 
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§4. 

Grundbegriffe. 

Fr.  J.  Neumann,  Grundlagen  der  Volkswirtschafrslehre.  1.  Abt.  Tübingen  1889 

Menger,  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre.  Wien  1871. 

^ Staatswissenschaftliche  Untersuchungen,  2.  Aufl.  München  1874 

G Cohn,  Grundlagen  der  Nationalökonomik.  Stuttgart  1885. 

W.  Fos^er,  Grundlagen  der  Nationalökonomie.  25.  Aufl.  mit  Vorwort  u Nach- 
trag von  Ä.  Weber,  Stuttgart-Berlin  1918. 

A.  Amo7in,  Objekt  und  Grundbegriffe  der  theoret.  Nat.-Ök.  Wien  1911. 

G.  Briefs,  Untersuchungen  z.  klassischen  Nation  :ilökonomie.  Jena  1915. 

as  geeignet  ist,  ein  Bedürfnis  zu  befriedigen,  was  wir  für  unsere 
Zwecke  benutzen  können  und  wollen,  nennen  wir  ein  Gut.  Was  im 
^igentum  steht,  dadurch  Teil  des  Vermögens  wird  und  nur  gegen 
Opfer  zu  erlangen  ist,  wird  als  ein  wirtschaftliches  Gut  be- 
zeichnet im  Gegensatz  zum  freien  Gut,  das  im  Überfluß  vorhanden 
^t  und  in  niemandes  Eigentum  steht,  wie  die  Luft,  das  Wasser,  bei 
Beginn  der  Kultur  Grund  und  Boden,  die  später  wirtschaftliche  Güter 
werden,  sobald  der  Vorrat  beschränkt  ist  und  das  Eigentum  aus- 
schließliche Verfügungsreclite  begründet.  Wirtschaftliche  Güter  sind 
einmal  die  im  Eigentum  stehenden,  der  Bedürfnisbefriedigung  dienenden 
oachgüter,  aber  auch  die  einer  körperlichen  Grundlage  entbehrenden 
immateriellen  Güterrechte,  wie  die  Patente,  Gebrauchs- 
muster usw.,  die  in  der  Tätigkeit  zur  Bedürfnisbefriedigung  gewisse 
Ausschließungsbefugnisse  und  dadurch  Sondervorteile  begründen. 
Endlich  gehören  zu  den  wirtschaftlichen  Gittern  auch  die  persön- 
lichen Dienstleistungen  z.  B.  des  Arztes,  des  Dienstboten.  Die 
der  Bedürfnisbefriedigung  unmittelbar  dienenden  Sachgüter  bezeichnen 
wir  als  Verbrauchsgüter,  die  zur  Herstellung  neuer  Güter  ver- 
wendeten als  Produktivgüter. 

Die  Bedeutung  eines  Gutes  für  menschliche  Zwecke  ist  sein  Wert. 
Er  kann  nur  durch  Vergleichung  mit  anderen  Gütern  zum  Ausdruck 
gelangen  (wie  die  Wärme,  Höhe  usw.).  Der  Weit  ist  keine  absolute  Eigen- 
schaft der  Dinge,  sondern  wird  ihnen  erst  durch  die  Schätzung  des  Men- 
schen beigelegt.  Wert  ist  das  Urteil  über  die  Eignung  eines 
Gegenstandes  als  Mittel  zu  wir tscliaftlichen  Zwecken. 

Uber  die  Geeignetheit  eines  Gutes  zur  Verwendung  in  der  eigenen 
W irtschaft,  also  zur  unmittelbaren  Befriedigung  eigener  Bedürfnisse 
urteilt  der  Gebrauchswert.  Das  Urteil  über  die  Eignung  eines 
Gutes  als  Mittel,  andere  Güter  im  Wirtschaftsverkehr  zu  erwerben, 
ist  der  Tauschwert.  Dem  Tauschwert  muß  stets  ein  Gebrauchswert 
zugrunde  liegen;  der  Tauschverkehr  dient  nur  dazu,  die  Güter  den 
Verbrauchern  zuzuführen.  Wert  ist  immer  das  Urteil  über  die  Eignung 

eines  Gutes  zur  Bedürfnisbefriedigung,  ob  mittelbar  oder  unmittelbar, 
steht  dahin. 

Der  Gegenwert  für  ein  Tauschgut,  das  für  einen  Gegenstand  erzielte 
Entgelt  ist  der  Preis.  In  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  bildet  sich 
ein  allgemein  anerkanntes  Tausch-  und  Zahlungsmittel  zum  Wertmaß 
aus,  das  Geld.  Es  wird  daher  der  Gegenwert  für  ein  Tauschgut 
replmäßig  in  Geld  ausgedrückt.  Preis  und  Wert  fallen  im  Durch- 
schnitt des  großen  volkswirtschaftlichen  Verkehrs  zusammen,  im 
einzelnen  Falle  des  privatwirtschaftlichen  Verkehrs  dagegen  nur  selten. 

Unter 'V  ermögen  verstehen  wir  die  Summe  der  wirtschaftlichen 
Guter,  die  im  Eigentum  einer  physischen  oder  juristischen  Person 
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stehen.  Dazu  gehören  nicht  nur  Sachgüter,  sondern  auch  immaterielle 
Güterrechte.  Die  Summe  der  im  Eigentum  eines  Volkes  befindlichen 
Güter  bezeichnen  wir  als  Volksvermögen.  Somit  bleiben  alle 
freien  Güter,  die  nicht  im  Eigentum  stehen,  außer  Betracht.  Ein  \olk 
verfügt  aber  über  zahlreiche  Güter,  die  nicht  im  Verkehr  geschätzt 
werden  können  und  doch  von  großer  wirtschaftlicher  Bedeutung  sind, 
wie  natürliche  Wasserstraßen,  Häfen  usw.  Außerdem  treten  innerhalb 
eines  Landes  privatwirtschaftliche  Werterhöhungen  ein,  welche  volks- 
wirtschaftlich nur  Wertverschiebungen  bedeuten  und  daher  den  Wohl- 
stand der  Gesamtheit  unberührt  lassen,  z.  B.  Kurssteigerungen  von 
Wertpapieren,  Erhöhung  der  Preise  des  Grund  und  Bodens  usw. 
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Erster  Teil. 


Die  Grundlagen  der  Volkswirtschaft 

Erster  Abschnitt. 

Die  soziale  Ordnung. 

§ 6. 

Die  Organisation  der  Volk.swirtschaft. 

Po/iZf,  Kapitalismus  und  Sozialismus.  2.  Aufl  ]jein7iv  nnd  T?oTi:n  loorv 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  BA  159.  ^ ^ 

F pfff’  ^ Wirtschaft  und  Zwangswirtschafi;  im  Kriege  Berlin  1918 
E.  Fischer,  Das  sozialistische  Werden  Leipzig  1918.  ^ 

vn  hervorgehoben,  ist  ein  Zusammenwirken  von  Menschen 

ZU  tjeDieinsaiuen  Zwecken  nur  mög;lich,  wenn  jeder  einzelne  zn  pinpiri 
be.t,o.n,te„  Verljalten  verpflichtet  ist.  üTese^  VerwSig  Xrr? 

fnJlff  sie  allein  äußere  Legalität 

Regeln  bezeichnen.  Die  besondere  Gestaltung 
Wirtschaftslebens  beruht  auf  dem  besonderen 

schriSn^^ripr  Regeln  sind  die  Rechtssatzungen  von  den  Vor- 

Schf  trennen.  Sitte,  Brauch,  Usance  treten 

nicht  tue  die  Bestimmungen  des  Eechts  als  Zwangsgebote  auf-  San 

ShS-t  \?re  nur  der  Druck  der  öfiFeftlichen  Meinung 

^cneit  Ihre  Befolgung.  Dieser  Druck  genügt  aber  in  den  meisten 

der  Zuwiderhandelnde  zu  dem  geforderten 
Verhalten  gezwungen  werden.  Die  Bestimmungen  der  SSon 

treten  daher,  je  weiter  die  gesellschaftliche  Entwicklung  fortschreitet 
vn vfi  “r?"  bilden  immer  nur  eine  Ergänznnrzn  d^^ 

der  des  Rechts,  die  mit  unmittelbarem  Zwang  den  Willen 

der  Gesamtheit  dem  einzelnen  gegenüber  durchsetzen. 

Volkswirtschaft  bezeichnen  wir  die  Zu- 
sammenfassung derjenigen  Grundsätze,  nach  denen  sich  das  wirtschaft- 
liche Zusammenwirken  in  seiner  bestimmten  Eigenart  richir  S 
gesellschattliche  Ordnung  auf  dem  Recht  beruht,  kommen  hier  Rechts- 
V“  U“d  da  das  wirtschaftliche  Leben  die  planmäßige 

hP^dpit5°°^  Veiwendung  von  Sachgütern  zur  Bedürfnisbefriediguno- 
bedeutet,  werden  diese  Rechtsnormen  die  Verteilung  und  Verwertung 
der  Guter  zum  Gegenstand  haben.  verweiiung 
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Die  Organisation  des  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  kann  von  zwei  einander  entgegengesetzten  Auffassungen 
geleitet  werden,  die  beide  sich  als  Antwort  auf  die  Frage  nach  dem 
Verhältnis  des  einzelnen  zum  Ganzen  ergeben:  Ist  der  einzelne  Mensch 
Anfang  und  Ende  und  sind  die  von  ihm  geschaffenen  gesellschaftlichen 
Einrichtungen  Mittel  für  seine  Zwecke?  Oder  sind  die  Gesamt  beiten 
dem  Individuum  übergeordnet,  das  ihnen  zu  dienen  hat?  Es  ist  dies 
der  Gegensatz  des  Individualprinzips  und  des  Sozialgedankens,  des 
Individualismus  und  Sozialismus  im  weiteren  Sinne. 

Das  System  des  Individualismus  läßt  den  Egoismus  als- 
Triebkraft  des  Wirtschaftslebens  wirken  und  beruht  auf  zwei  grund- 
legenden Rechtsnormen:  dem  Privateigentum  und  der  Vertrags- 
freiheit. Die  individualistische  Wirtschaftsordnung  überläßt  die 
Erzeugung  der  Güter  und  die  Deckung  des  Bedarfs  dem  freien  Er- 
messen des  einzelnen.  Der  Erzeuger  sorgt  für  den  Verbraucher,  weil 
und  soweit  er  dabei  verdient.  Die  wirtschaftliche  Tätigkeit  wird  ge- 
leitet von  der  Rücksicht  auf  den  Gewinn.  In  weit  entwickelter 
Arbeitsteilung  gehen  die  Tätigkeiten  der  einzelnen  auseinander,  aber 
im  Tauschverkehr  kommen  sie  wieder  zusammen.  In  freiem  Wett- 
bewerb stehen  Erzeuger  und  Verbraucher  einander  gegenüber,  und 
innerhalb  jeder  Gruppe  wetteifern  die  einzelnen  Wirtschaften  unter- 
einander in  dem  Bestreben,  möglichst  teuer  zu  verkaufen,  aber  doch 
Waren  abzusetzen,  und  möglichst  billig  zu  erwerben,  aber  doch  nicht 
unversorgt  zu  bleiben. 

Diesem  System  des  Individualismus  steht  gegenüber  die  Ordnung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durch  unmittelbare  staatliche 
Regelung.  Die  Obrigkeit  überläßt  die  Gestaltung  des  Wirtschafts- 
lebens nicht  dem  Ermessen  des  einzelnen,  sondern  schränkt  die  Freiheit 
der  Gütererzeugung  und  des  Güterverkehrs  ein.  Das  Maß  dieser  Be- 
schränkung und  die  Form  der  gemeinwirtschaftlichen  Beeinflussung 
ist  verschieden. 

Eine  Form  der  staatlich  organisierten  Wirtschaft  ist  die  Plan- 
wirtschaft. Ihr  Grundzug  ist,  daß  wirtschaftliche  Selbstverwaltungs- 
körper die  Volkswirtschaft  leiten  und  kontrollieren,  daß  das  Privat- 
eigentum an  den  Produktionsmitteln  nicht  aufgehoben,  aber  dem  Eigen- 
tümer die  Verfügung  über  die  Produktionsmittel  und  die  Leitung  der 
Gütererzeugnng  entzogen,  also  die  Vertragsfreiheit  auf  diesem  Gebiet 
beseitigt  wird. 

Im  Gegensatz  hierzu  steht  der  Sozialismus,  dessen  wesentliches 
Kennzeichen  die  Aufhebung  des  Privateigentums  an  den  Produktions- 
mitteln ist.  Wenn  die  private  Gütererzeugung  beseitigt  wird,  daun 
fällt  das  Selbstinteresse  als  treibende  Kraft  der  wirtschaftlichen  Arbeit 
fort,  dann  muß  der  Arbeitszwang  eingeführt  werden,  soweit  nicht  der 
Hunger  als  Antrieb  zur  Arbeit  genügt.  Entscheidend  ist:  Jeder  arbeitet 
für  die  Gesellschaft,  nicht  für  andere  Einzelpersonen;  die  ,, Ausbeutung 
des  Menschen  durch  den  Menschen“  wird  unmöglich.  Während  in  der 
sozialistischen  Wirtschaftsordnung  nur  das  Privateigentum  an  den 
Produktivgütern  aufgehoben  ist,  sind  im  kommunistischen  Staat 
auch  die  Verbrauchsgüter  gemeinsam. 

Unsere  jetzige  Wirtschaftsordnung  steht  auf  dem  Boden  des  In- 
dividualismus. Es  ist  aber  die  Freiheit  des  Wettbewerbs  an  vielen 
Stellen  eingeschränkt  worden.  Die  Gründe,  die  hierzu  Veranlassung 
geben,  sind  einmal  die  Wahrung  allgemeiner  Interessen,  dann  dei 
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Schutz  des  wirtschaftlich  Schwachen.  Besonders  aus  diesem  zweiten 

wörtlo'fiaTrolTfu"  Maßnahmen  hervorgegangen/die  "Tem 
wort  öozialpolitik  zusammengefaßt  werden. 

Gerade  im  Kriege  liat  sich  die  Notwendigkeit  solchen  Einffreifens 

rgeben  Die  Maßnahmen  sind  zum  Teil  einschneidender  Art  gewesen 

haben  aber  eine  Änderung  unserer  wirtschaftlichen  Grundlagen  weder 

. herbeigeführt.  Soweit  die  Gütererzeugung  geTeket 

Morden  ist,  ist  dies  durch  Beeinflussung  des  privatwirtschaftlichen 

geschehen.  Ein  System  der  Planwirtschaft  liegt  eben- 

verschiedenen  Maßnahmen  nacheinander 

Eine  eingehende  Stellungnahme  zu  den  verschiedenen  Prinzinien 
der  volkswirtschaftlichen  Organisation  kann  hier  nicht  erfolgen. 

seien  hervorgehoben.  Eine  allo-emein 
verbindliche  Entscheidung  der  Fragestellung:  Individualismus  oder 
Sozialgedanke  ist  deshalb  nicht  möglich,  weü  weder  Ls  dne  noch  d^s 
andere  Prinzip  in  voller  Reinheit  verwirklicht  werden  kaL.  Alles 
gesellschattliche  Leben  isteine  Verwirklichung  beider 
Giundsätze.  Der  wirtschaftliche  Egoismus  Mürd  in  seinem  Wesen 
de  LtL?kIn^^  beeinflußt  und  der  Sozialgedanke  erhält  Lrch 

nLen  InTalt^  einzelnen  Teile  immer 

neuen  Inhalt.  Weiterhin  ist  zu  scheiden  zwischen  der  Anwendung  des 

Sozialprinzips  auf  g e s e 1 1 s c h a f 1 1 i c h e m und  vv  i r t s c h 7f  1 1 i c h e m 
(aebiet.  Die  großen  Aufgaben  der  Gesamtheit  lassen  sich  ohne  Unter- 

Lf '^wfrtschafSSp^^^  Aufopferung  des  einzelnen  nicht  lösen. 

Kraft  h a dagegen  hat  sich  als  letzte  treibende 

hat  Lzett  L?®  V erwiesen.  Die  Kriegswirtschaft 

iiat  gezeigt,  daß  auf  längere  Zeit  oder  gar  auf  die  Dauer  in  den 

dt?  U.WP  Dingen  der  wirtschaftlichen  Arbeit  und  des  Verbrauchs 

Je  chefTst  Gesamtheit  nicht  zu  ei' 

- einzelnes  Land  in  der  Wahl  der 

volksMirtschafthchen  Organisation  nur  dann  frei,  wenn  es  isoliert  ist 
Menn  es,  vvue  heute  fast  alle  Länder,  in  der  Weltwirtschaft  steht  dann 
kann  es  sich  der  in  den  maßgebenden  Ländern  herrschenden  Organi- 

§ 7. 

Besitz  und  Eigentum. 
fivXi  privee  ä travers  sept  siede:;.  Paris  1895. 

^V'ei  verschiedene  Begriffe  Der 

eSi  ^Nach  s''S°ÄrR’  ä“*  Eiprentum  ist  ein 

Kecüt.  Aach  § 8o4  des  BGB.  v^urd  der  Besitz  einer  Sache  durch  Er- 

angung  der  tatsächlichen  Gewalt  über  die  Sache  erworben  Die 

Gew?lt^brin»rt7 tatsächliche 
trewalt  brinj,t,  ist  für  die  Tatsache  des  Besitzes  ohne  Belang.  Das 
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Eigentum  dagegen  ist  die  rechtliche  Herrschaft  einer  Person  über 
wirtschaftliche  Güter.  Diese  Verfügungsmacht  ist  aber  stets  mehr 
oder  weniger  durch  Sitte  und  Gesetzgebung  beschränkt  v\orden.  So 
sagt  das  BGB.  in  § 903:  „Der  Eigentümer  einer  Sache  kann,  soweit 
nicht  das  Gesetz  oder  Rechte  Dritter  entgegenstehen, 
mit  der  Sache  nach  Belieben  verfahren  und  andere  von  jeder  Ein- 
wirkung ausschließen“.  Hiernach  wird  ein  Eigentum  nur  an  einer 
körperlichen  Sache  angenommen;  es  bedeutet  eine  Ausschließungs- 
befugnis gegen  jedermann,  das  Recht  alleiniger  Verfügung.  Eine 
Analogie  zu  diesem  Recht  an  einer  Sache  bilden  ausschließliche  Rechte 
an  nicht  materiellen  Gütern,  so  das  Recht  auf  alleinigen  Abbau  be- 
stimmter Mineralien,  auf  ausschließliche  Verwendung  bestimmter  Ver- 
fahren und  Benutzung  bestimmter  Warenzeichen,  auf  alleinige  Her- 
stellung bestimmter  Gegenstände  usw.  Diese  immateriellen 
Güterrechte  haben  im  wirtschaftlichen  Leben  große  Bedeutung  und 
stehen  ökonomisch  dem  Eigentum  gleich.  Die  Ergänzung  des  Eigen- 
tums bildet  das  Erbrecht,  d.  h.  das  Recht,  über  Vermögensgegen- 
stände noch  nach  dem  Tode  zu  verfügen. 

Die  Form  des  Eigentums  kann  verschieden  sein.  Vor  allem  ist 
zu  trennen  das  Gesamteigentum,  -wie  es  in  der  germanischen 
Allmende  zutage  tritt,  v\'o  der  Gesamtheit  der  Gemeindebürger  die 
Ausnutzung  des  Weidelandes,  der  Forsten  usw.  zusteht,  und  das 
Privateigentum,  das  von  einer  physischen  oder  juristischen  Person 
ausgeübt  wird.  Für  die  Art  der  Verwendung  des  Gesamteigentums 
ist  weiter  entscheidend,  ob  die  Vern^ertung  in  der  gleichen  Weise 
erfolgt  wie  beim  Privateigentum,  also  der  Erwerbszweck  eine  Rolle 
spielt,  z.  B.  bei  Eisenbahnen,  Gasanstalten  usw.,  oder  ob  allein  das 
öffentliche  Interesse  unter  Ausschaltung  der  privatM'irt.schaftlichen 
Rentabilität  maßgebend  ist,  wie  z.  B.  bei  Straßen,  Plätzen.  Kirchen  usv\'. 
Im  ersten  Fall  sprechen  wir  vom  Sondereigentum,  im  zweiten 
vom  Gemeineigentum. 

Das  Eigentum  ist  in  verschiedener  Weise  begründet  worden.  Die 
naturrechtliche  Begründung  geht  auf  die  Natur  des  Menschen 
zurück  und  betrachtet  das  Eigentum  als  notwendiges  Mittel  zur  Be- 
tätigung der  Persönlichkeit,  zur  Wahrung  der  individuellen  Selbständig- 
keit und  zur  Anregung  würtschaftlicher  Betätigung.  Andere  Theorien 
versuchen  das  Eigentum  durch  dessen  Entstehung  zu  erklären,  beruhend 
auf  Okkupation,  auf  Arbeit  und  Ersparnis.  Nach  einer  dritten 
Theorie,  der  Legaltheorie,  ist  das  Eigentum  durch  die  Gesellschaft 
aus  Zweckmäßigkeitsgründen  eingerichtet,  um  die  Ordnung  im  Inneren 
sicherzustellen. 

Zweifellos  kann  die  Erklärung  durch  Aneignung  oder  Erarbeitung 
nicht  genügen.  So  entsteht  das  einzelne  konkrete  Eigentumsverhältnis, 
aber  dieses  setzt  das  Eigentum  als  gesellschaftliche  Einrichtung  bereits 
voraus.  Auch  die  Zurückführung  auf  die  Natur  des  Menschen  bietet 
keine  zureichende  Begründung.  Wie  soll  der  bestimmte  Inhalt  des 
JeM^eiligen  Eigentumsrechts  aus  der  Eigenart  der  Menschennatur  ge- 
folgert werden?  Die  bestehenden  Rechtseinrichtungen  sind  nur  durch 
die  dritte  Theorie  zu  begründen.  Das  Eigentum  ist  eine  Grundnorm  der 
äußeren  Regelung,  auf  der  alles  menschliche  Zusammenwirken  beruht. 
Das  Eigentum  ist  keine  Naturerscheinung,  sondern  eine  gesellschaftliche 
Tatsache;  es  verändert  sich  nach  Inhalt  und  Form  mit  der  Ent- 
wicklung der  Kultur.  Das  Dauernde  in  der  Menschheitsgeschichte  ist. 
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daß  überhaupt  eine  feste  Ordnung  in  der  \erteilung  der  Güter  besteht 

solche  Regelung  des  Eigentums  eine  Gesellschaft,  ein 
^Pdererseits  aber  zeigt  die  Geschichte  auch, 
daß  das  Privateigentum  wie  die  persönliche  Freiheit  eine  Grundbe- 
dingung  jeder  Eu  turentwicklung  ist,  während  im  übrigen  das  Eigen- 
tuinsiecht  nicht  als  starre,  unveränderliche  Einrichtung  anznsehen  ist 
sondern  der  wirtschaftlichen  und  geistigen  Entwicklung  der  Völker 
entsprechend  verändert  werden  kann  und  muß,  wie  das  Eigentumsrecht 
sich  auch  nachweislich  fortdauernd  verändert  hat.  Zum  Privateigentum 
drangen  das  Streben  nach  freier  Entfaltung  der  Persönlichkeit  nach 

*■’  eigene  Zukunft  und 

mr  die  Sicherung  der  Familie.  Der  Erwerbssinn  ist  die  Triebfeder 
Privateigentum  zu  schaffen  und  zu  vermehren.  Es  führt  auch  zu 
besserer  Verwertung  der  Güter. 

Auf  niedriger  Kulturstufe  der  Volkswirtschaft  scheint  das  Ge- 

gewesen  zu  sein.  Je  mehr  die  einzelnen 
Perboi  hchkeiten  m Leistungsfähigkeit,  Lebensauffassung  usw.  von- 

' Sporn  zur  vollen  Anspannung 
dllei  Kräfte  und  zur  völligen  Verwertung  dei  Produktionsmittel  die  Aus- 
dehnung des  Privateigentums  notwendig,  welches  neue  Gebiete  erfaßt 

mehrenden  VV  iderstreit  zwischen  den  Privatinteressen  und  dem  Gesamt- 
en Allgemeinheit  immer  größere  Beschränkungen 

erforderlich  (Enteignung;  Staats-  und  Kommunal- 
netriebe  (Art.  lo6  der  Keichsverfassung);  bei  Eigentum  an  Wald,  Berg- 
werken, Eisenbahnen,  bei  Fabriken : polizeiliche  Vorschriften ; Arbeiter- 

I“  Kriege  hat  dieses  Eingreifen  einen 
breiten  Kaum  eingenommen.  Das  römische  Recht  wie  die  Freihandels- 
sc  ule  erstreben  ein  möglichst  absolutes  Verfügungsrecht  des  Eigen- 
die  Sachen.  Völlig  ist  das  niemals  erreicht.  Die  neueste 
zeit  laßt  das  Eigentum  sozial,  nicht  rein  individualistisch  auf  und 
schrankt  zugunsten  der  Gesamtheit  das  Eigentum  der  einzelnen  ein 
wie  jedem  aus  seinem  Eigentumsrecht  auch  Pflichten  der  Gesamtheit 
gegenüber  erwachsen  (S.  §§  903,  226,  228,  904  des  BGB.).  Dies  spricht 
insbesondere  Art.  153  der  neuen  Keichsverfassung  aus,  der  sagt,  daß 

Eigentum  verpflichtet  und  sein  Gebrauch  zugleich  Dienst  für  das  Ge- 
meine Beste  sein  soll. 

§ 8. 

Der  Wirtschaftsverkehr. 

Wenn  das  Privateigentum.,  besteht,  dann  muß  auch  ein  Vertra<^s- 

Übergang  des  Eigentums  zu  ermöglichen. 
Weiterhin  setzt  jedes  Zusammenwirken  zur  Bedürfnisbefriedigung 

lufjTu  Wirtschaft  erzeugt  hat  und 

nicht  braucht,  solche  erworben  werden,  deren  sie  bedarf,  die  sie  aber 
nicht  produzieren  konnte. 

I ^rtrapform,  in  der  über  Sachgüter  verfügt  wird,  ist 

vnn  Erst  bei  Entwicklung  des  Tausches  kann  überhaupt 

von  Volkswirtschaft  die  Rede  sein.  Der  Tausch  ist  die  Grundlage  der 

Entwicklung  Hand  in  Hand. 
Der  Tausch  findet  sich  schon  früh,  und  zwar  sind  zunächst 
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Gegenstände  des  Tausches  nicht  Befriedigungsmittel  des  laufenden 
Bedarfs,  sondern  Luxusgegenstände.  Erst  im  Laufe  der  Zeit  ergreift 
der  Tausch  auch  den  täglichen  Bedarf,  ferner  Rohstoffe  und  Halb- 
fabrikate, nicht  nur  die  fertigen  Waren.  Mit  der  Ausbildung  der 
Volkswirtschaft,  der  Entwicklung  der  Arbeitsteilung,  der  Steigerung 
der  Lebensansprüche  erfährt  jeder  Gegenstand  eine  immer  größere 
Umformung,  bis  er  für  den  Verbrauch  reif  ist.  Er  wandert  deshalb 
durch  eine  große  Zahl  von  Händen,  bevor  er  zu  den  Verbrauchern  ge- 
langt. Der  Tausch  tritt  damit  nicht  nur  als  Schluß  der  Kette  wirt- 
schaftlicher Tätigkeiten  auf,  sondern  auch  als  Mittelglied  des  Pro- 
duktionsprozesses. 

Bei  einem  Tausche  müssen  im  Regelfall  beide  Teile  gewinnen  oder 
mindestens  zu  gewinnen  glauben,  sonst  käme  er  nicht  zustande.  Maß- 
gebend ist  die  Erwägung,  welche  Vorteile  mit  dem  Verzicht  auf  das 
eigene  Gut  aufgegeben  und  mit  der  Erlangung  des  Tauschguts  er- 
worben werden.  Die  vielfach  verbreitete  Ansicht,  daß  der  Vorteil  des 
einen  Teil.es  nur  auf  der  Schädigung  des  anderen  beruhe,  ist  irrtümlich. 
Die  im  Überfluß  vorhandenen  Gegenstände  der  eigenen  Wirtschaft 
haben  für  die  Bedürfnisbefriedigung  weniger  Wert  als  die  fehlenden. 
Dasselbe  ist  aber  auch  im  internationalen  Handel  zu  beobachten. 
Jedes  Land  gibt  die  Ware  ab,  die  es  billiger  erzeugen  kann  als  ein 
anderes  und  von  der  es  über  seinen  Bedarf  hinaus  an  Vorrat  hat.  Es 
empfängt  dafür,  was  unter  anderen  klimatischen  und  Bodenverhältnissen 
leichter  und  in  größerer  Ausdehnung  gewonnen  und  gleichfalls  ira 
Überfluß  erzeugt  wird.  Die  merkantilistische  Anschauung,  daß  ein 
Land  sich  nur  auf  Kosten  des  Nachbarlandes  zu  bereichern  vermag, 
ist  daher  falsch. 

In  einem  Zustand  des  Naturaltausches  sind  dem  wirtschaftlichen 
Verkehr  enge  Grenzen  gezogen.  Es  wird  ein  Tausch  nur  zustande 
kommen,  wenn  sich  zwei  Wirtschaften  linden,  die  die  Gegenstände  der 
anderen  besser  gebrauchen  können  als  die  eigenen.  Diese  Überein- 
stimmung von  Bedürfnis  und  Überfluß  wird  sich  leichter  einstellen, 
wenn  das  eine  der  beiden  Tauscligüter  für  jedermann  und  zu  jeder 
Zeit  brauchbar  ist,  leicht  aufbewahrt  und  daher  für  künftige  Bednif- 
nisse  zurückgelegt  werden  kann.  Ebenso  werden  die  räumlich  m 
Grenzen  den  Austausch  um  so  weniger  beengen,  je  leichter  wenigstens 
das  eine  Gut  befördert  werden  kann.  So  werden  im  Tausch  verkehr 
diejenigen  Güter  immer  mehr  bevorzugt  werden,  die  allgemein  und 
jederzeit  brauchbar,  leicht  aufzubewahren  und  leicht  zu  befördern 
sind,  vor  allem  aber  wird  ein  Gut,  das  alle  diese  Vorzüge  vereinigt, 
immer  mehr  in  den  Vordergrund  treten.  Ist  dieses  auch  beliebig 
teilbar,  dann  wird  seine  Verwendbarkeit  noch  gesteigert,  und  es  wird, 
je  öfter  es  als  Tauschobjekt  dient,  um  so  besser  als  Wertmaßstab  ver- 
wendet werden  können,  an  dem  man  die  Tauschfähigkeit  anderer 
Güter,  deren  Tauschwert,  zu  messen  vermag.  Somit  muß  der  Güter- 
verkehr zur  Ausbildung  eines  allgemeinen  Tausch  mittels  hin- 
drängen. Der  aus  den  Bedürfnissen  des  \S'irtschaftslebens  hervor- 
geheiiden  Gewohnheit  folgt  dann  die  Sitte,  die  sie  verallgemeinert,  und 
zuletzt  das  Recht  mit  der  Bestimmung,  daß  ein  jeder  beim  Übergang 
von  Gütern  sich  in  diesem  Tauschmittel  abfinden  lassen  muß.  So 
wird  das  allgemeine  Tauscbmittel  zum  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittel, zum  Geld.  An  die  Stelle  des  Tausches  tritt  damit  der  Kauf. 
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Das  Tauschgeschäft  wird  jetzt  in  zwei  Is  aufgeschäfte  zerlegt.  Während 
beim  Tausch  die  Erwägung  bestimmend  ist,  welche  Vorteile  der  Besitz 
des  Tauschguts  gewährt,  ist  beim  Kauf  der  Nutzen  maßgebend,  der 
nicht  durch  den  Besitz,  sondern  die  Weitergabe  des  Geldes  zur  Be- 
schattung anderer  Güter  erlangt  wird. 

Außer  den  Sachgütern  bilden  den  Gegenstand  der  Verträge  noch 
Leistungen  verschiedener  Art.  Der  einzelne  kann  über  seine  Ar- 
beitskraft unmittelbar  verfügen,  indem  er  durch  den  Dienst- 
vertrag sich  zu  bestimmten  Arbeitsleistungen  verpflichtet.  Es  kann 
aber  auch  statt  der  Arbeit  selbst  deren  Ergebnis  einem  anderen  über- 
lassen werden.  In  diesem  Fall  liegt  ein  Werkvertrag  vor. 

Von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Gestaltung  des  Wirtschafts- 
lebens durch  diese  Vereinbarungen  ist  die  Frage,  inwieweit  der  ein- 
zelne im  Abschluß  der  Verträge  frei  ist.  Wir  beobachten  hier  einen 
Entwicklungsgang,  der  den  Veränderungen  in  der  Ordnung  des  Eigen- 
tums entspricht.  Es  ist  in  der  Verfügung  über  die  eigene  Arbeits- 
kraft an  die  Stelle  der  persönlichen  Unfreiheit,  der  Erbuntertänigkeit 
und  Gebundenheit,  die  persönliche  Freiheit  getreten.  Aber  wie  das 
Eigentum  in  der  Gegenwart  im  Gegensatz  zu  früher  nicht  mehr  rein 
individualistisch  aufgefaßt  würd,  sondern  die  Gesamtheit  ihren  Einfluß 
ausübt,  so  hat  auch  die  Allgemeinheit  das  Vertragsrecht  in  Avachsender 
Ausdehnung  beschränkt. 

Die  Eeichsyerfassung  sagt  in  Art.  1 52,  daß  im  Wirtschaftsverkehr 
die  Vertragsfreiheit  nach  Maßgabe  der  Gesetze  gelte.  Die  Grenze, 
innerhalb  der  die  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelnen  zu  sichern  ist, 
wird  nach  Art.  151  durch  die  Aufgabe  gezogen,  die  Ordnung  des 
Wirtschaftslebens  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  anzupassen  und 
ein  menschenwürdiges  Dasein  für  alle  zu  gewährleisten. 


§ 9. 

Der  Wettbewerb. 

Wagyier,  Grnndleguug  der  polit.  Ökonomie,  3.  Aufl.,  Bd,  1.  Leipzig  1892. 

Schmolle)',  Grundriß  d.  allg.  Volkswirtschaft dehre,  T.  II.  München  u.  Leipzig  1919. 

Sombart,  Der  moderne  Kapitalismus.  2.  iuM.,  Bd.  2.  Leipzig  1917. 

Im  Tauschverkehr  tritt  ein  Gegensatz  der  Parteien  insofern  hervor, 
als  jede  danach  strebt,  einen  möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen.  Das 
freie  Mitbewerben  mehrerer  im  Tauschverkehr,  wie  in  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  überhaupt  (Konkurrenz),  verhindert  bei  gleicher  Macht 
der  Parteien  eine  übermäßige  Übervorteilung  des  einen  Teils  und  wirkt 
auf  eine  Ausgleichung  des  Gewinnes  hin.  Die  freie  Konkurrenz  führt 
zur  Steigerung  der  Gütererzeugung  durch  Anspannung  aller  Kräfte,  Ver- 
wendung der  vorteilhaftesten  Methoden  und  Ausnutzung  der  günstigsten 
sachlichen  Bedingungen.  Ein  jeder  kauft  dort,  wo  die  Ware  zum 
niedrigsten  Preise  angeboten  wird.  So  wird  der  Verbrauch  verbilligt  und 
die  Vermögensbildung  gefördert.  Daher  tritt  die  ältere  Nationalökonomie 
für  die  Freiheit  der  Konkurrenz  ein. 

Der  unbeschränkte  Wettbewerb  bringt  jedoch  nicht  nur  Vorteile  mit 
sich.  Die  Verschiedenheiten  der  natürlichen  Anlage  der  Menschen,  die 
Hemmnisse  im  wirtschaftlichen  Leben,  räumliche  Entfernung,  Armut  und 
Keichtum,  die  wachsende  Vielgestaltigkeit  der  volkswirtschaftlichen  Ver- 
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hältnisse  lassen  einen  wirklich  freien  W'ettbew’erb  nicht  zur  Geltung 
kommen,  auch  wenn  staatliche  oder  gesellschaftliche  Einrichtungen  ihn 
an  sich  nicht  beschränken.  Die  wirtschaftliche  Freiheit  bringt  daher 
keinesw'egs  überall  ein  gleichesMitbewerbenmit  sich,wiees  die  Ad.Smithsclie 
Schule  annahm,  und  verschattt  bei  der  herrschenden  Ungleichheit  in  Be- 
fähio'un«-  und  Besitz  gerade  dem  Bevorzugten  ein  Übergewicht  über  den 
Schwächeren  im  wirtschaftlichen  Verkehr,  und  zwar  im  Inland  wie 
auf  dem  Weltmarkt.  Das  tritt  sow’ohl  bei  der  Preisbildung,  w'ie  nicht 
minder  bei  der  Lohiiregelung  deutlich  hervor.  Besonders  im  Kriege  Avürde 
die  freie  Konkurrenz  eine  Unterdrückung  des  wirtschaftlich  Schwächeren 
zur  Folge  gehabt  „haben.  Zu  starke  Konkurrenz  führt  außerdem  ge- 
legentlich zu  einer  Überspannung  der  Produktion,  damit  zu  übertriebener 
Preisunterbietung  und  zum  Schaden  der  Mitw^erbenden.  Sie  veranlaßt 
leicht  ßingbildung  und  schlägt  damit  gleichfalls  zum  Nachteil  der  ganzen 

Volkswirtschaft  aus.  , • t,  ,,  , , j 

Daraus  hat  die  neuere  Nationalökonomie,  besonders  in  Deutschland, 
die  Folgerung  gezogen,  daß  der  Staat  den  freien  ^\  ettbewerb  zu  beschränken 
hat,  w'enn  es  die  Rücksicht  auf  die  Gesamtheit  und  der  Schutz  des 
Schwächeren  erfordert.  Nur  insoweit  ist  der  W ettbewerb  von  \ orteil, 
als  er  die  Kräfte  der  Einzelwirtschaften  anspornt  und  die  Verfolgung 
des  Eigeninteresses  in  Schranken  hält,  damit  die  Gütererzeugung  und 
die  Bedarfsdeckung  fördert. 

Je  nach  der  Kulturstufe  der  Bevölkerung,  je  nach  der  herrschenden 
Sitte  und  der  Macht,  die  diese  besitzt,  je  nach  der  Besonderheit  der  Technik 
und  Organisation  der  Erzeugung  und  des  Verkehrs  muß  der  ^y ettbewerb 
verschiedene  WTrknngen  haben  und  danach  die  Aufgabe  des  Staates  sich 
richten.  Dies  gilt  auch  für  die  Forderungen  nach  einer  Sozialisierung 
der  Produktion.  Nicht  allein  die  besondere  Eigenart  der  Unterneh- 
mungen und  der  Technik  der  einzelnen  Gewerbe  ist  zu  berücksichtigen, 
auch  die  Gesinnung  und  Gesittung  der  Bevölkerung  ist  entscheidend. 


§ 10. 

Die  Arbeitsteilung. 

G.  Schniollcr,  Tatsachen  d.  Arbeitsteilung.  Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  u.  Volksw. 
Bd.  13. 

De)'s.,  Das  Wesen  der  Arbeitsteilung  und  der  sozialen  Klassenbildung.  Jahrb. 
f.  Ges.,  Verw.  u.  Volksw.,  Bd.  14. 

Dürkheim,  De  la  division  du  travail  social.  Paria  1893. 

Dietrich^  Betriebwissenschaft.  Berlin  1914. 

Herkner^  Arbeit  und  Arbeitsteilung.  GrnndriC  der  Sozialökonomik.  Abt.  II.  IV* 
Tübineren  1914. 

Bücher^  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  2.  Sammlung.  Tübingen  1918. 


Unter  Arbeitsteilung  versteht  man  die  Zerlegung  wirtschaftlicher 
Tätigkeiten  einer  Gesamt  Wirtschaft  in  eine  größere  Zahl  von  Einzel- 
tätigkeiten, die  von  verschiedenen  Personen  ausgeführt  werden.  Diese 
kann  sowohl  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  erfolgen  (Berufe,  Ge- 
werbe), wie  in  demselben  Gewerbe,  das  sich  in  Einzelzweige 
gliedert,  und  drittens  in  demselben  Unternehmen. 

Je  mannigfaltigere  Arbeit  notwendig  ist,  um  die  Befriedigungsmittel 
der  menschlichen  Bedürfnisse  herzustellen,  je  mehr  die  Arbeitskraft 
durch  sachliche  Hilfsmittel  unterstützt,  um  so  mehr  entwickelt  sich  die 
Teilung  der  Arbeit.  Je  höher  entwickelt  ein  Gewerbezweig,  eine 
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Wissenschaft  ist,  um  so  mehr  pflegt  siel  die  Sonderung  der  Tätigkeiten 
auszudehnen.  Durch  den  Großbetrieb  und  die  Anwendung  von  Maschinen 
ist  die  Arbeitsteilung  innerhalb  der  einzelnen  Betriebe  zu  großer  Aus- 
bildung gelangt,  sowohl  in  dem  Fab -ikbetriebe  wie  in  der  Haus- 
industrie. 

Die  Vorteile  der  Arbeitsteilung  sind : 1.  die  höchste  Verwertung 
der  auf  hoher  Kulturstufe  äußerst  veischiedenen  Arbeitskräfte  dort, 
wo  sie  am  meisten  am  Platze  sind;  der  Ingenieur  am  Zeichentisch, 
der  Handwerker  in  der  Modelltischlerei,  Formerei,  Gießerei,  der  unge- 
lernte und  jugendliche  Arbeiter  als  zutragende  Hilfskraft.  2.  Die 
höchste  Ausbildung  der  Leistung.sfähigkeit  jedes  einzelnen  (Augenarzt, 
Feilenhauer,  Modellarbeiter).  3.  Verhülnng  von  Zeitverlust  und  Mühe, 
die  mit  dem  Wechsel  der  Arbeit  meist  verbunden  sind,  damit  Er- 
höhung und  Verbesserung  der  Produktion  bei  dem  gleichen  Aufwand 
von  Arbeit  und  Kapital.  Diese  Vorteile  sind  besonders  bei  der  inter- 
nationalen Arbeitsteilung  bedeutsam;  darauf  beruht  das  Streben  nach 
Erleichterung  des  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Ländern. 
4.  Von  besonderer  Bedeutung  hat  sich  die  Typisierung  erwiesen, 
die  Herstellung  bestimmter  Typen,  die  \röllig  gleichartig,  daher  ersetz- 
bar sind,  in  Massen  und  gegebenenfalls  auf  Vorrat.  Infolge  der  weiter- 
gehenden Arbeitsteilung  und  Spezialisierang  kann  Amerika  trotz  höherer 
Löhne  vieles  billiger  hersteilen  als  Deutschland.  5.  Endlich  ist  die 
Arbeitsteilung  die  Voraussetzung  einer  Kation alisierung  der 
Arbeit,  eines  wirtschaftlichen  Durchdringens  und  Einteilens  des  Arbeits- 
prozesses (Taylorsystera),  worüber  spättr  zu  sprechen  ist. 

Nachteile  sind  dagegen:  1.  daß  große  Einseitigkeit  der  Arbeit 
auf  Geist  und  Körper  verkümmernd  wiikt,  besonders  auf  jugendliche 
Personen,  während  ein  Wechsel  in  de  - Tätigkeit  erfrischen  und  die 
Leistungsfähigkeit  sogar  erhöhen  kann,  2.  daß  die  einseitige  Ausbildung 
der  Leistungsfähigkeit  eine  große  Abhängigkeit  der  Beteiligten  von 
bestimmten  Personen  und  Verhältnissen  mit  sich  bringt.  Einseitig 
ausgebildete  Arbeiter  finden  nur  in  wtmigen  Fabriken  Beschäftigung 
und  werden  verdienstlos,  wenn  diese  in  eine  Krise  geraten.  Das  Haus- 
gewerbe für  bestimmte  Strickwaren  ist  z.  B.  in  Gefahr,  durch  Mode- 
wechsel um  den  Erwerb  zu  kommen.  3.  Zn  große  Spezialisierung  be- 
einträchtigt leicht  die  Leistungen,  weil  sie  zur  Einseitigkeit  verleitet, 
wie  bei  den  medizinischen  Spezialisten  und  auf  ein  kleines  Sondergebiet 
beschränkten  Gelehrten. 

Der  Nutzen  der  Arbeitsteilung  hat  daher  seine  Grenzen.  Die 
Wirkung  einer  zu  weit  gehenden  Arbeitsteilung  schlägt  in  das 
Gegenteil  um  und  ist  sozial  und  wirtschaftlich  von  Nachteil.  Viele 
Schäden  unserer  Zeit  sind  durch  die  weitgehende  Arbeitsteilung  herbei- 
geführt, welche  die  ausgedehnte  Anwendung  der  Maschinen  und  der 
Großbetrieb  mit  sich  bringen.  Die  Mechanisierung  der  Arbeit  tötet 
die  Arbeitsfreude,  die  Erschwerung  eines  Aufsteigens  lähmt  das  Vor- 
wärtsstreben. Ebenso  wirkt  die  internationale  Arbeitsteilung  nicht 
unbeschränkt  günstig.  Sie  macht  unter  Umständen  das  einzelne  Land 
von  anderen  Gebieten  abhängig.  Der  V ettbewerb  auf  dem  Weltmarkt 
fordert  eine  fortschreitende  Steigerung  der  technischen  Leistungen  und 
weitere  Spezialisierung,  damit  Ausdehnung  der  Arbeitsteilung.  Die 
Einseitigkeit  der  arbeitsteiligen  Produktion  kann  dazu  führen,  daß 
nicht  alle  vorhandenen  sachlichen  Bedingungen  ausgenutzt  werden 
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Eine  Umstellung  der  Produktion  ist  schwierig  und  in  der  Übergangs- 
zeit verlustbringend. 

§ 11- 

Berufe  und  Klassen. 

SeJmoUer,  Das  Wesen  der  Arbeitsteilung  und  der  sozialen  KlassenbUdung. 
Jahrb.  f.  ües.,  Verw.  u.  Volksw.,  Jahrg.  14. 

Zkrs.,  Die  soziale  Frage.  München  u.  Leipzig  1918. 

B.  Gnrewitsch,  Die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse  und  die  soziale 
■Gliederung  der  Gesellschaft.  Leipzig  1901. 

Die  Arbeitsteilung  ist  bisher  in  erster  Linie  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Bedeutung  für  die  Produktion  betrachtet  worden.  Außer  dieser 
wirtschaftlichen  Seite  macht  sich  aber  die  gesellschaftliche  geltend. 
Die  sozialen  Wirkungen  der  Arbeitsteilung  gehen  zunächst  von  der 
Berufsbildung  aus.  Mit  diesen  gesellschaftlichen  Itinllüssen  der 
Arbeitsteilung  verbinden  sich  die  sozialen  Wirkungen  der  Eigentums- 
ordnung.  Beide  sind  die  Grundlagen  der  Klassen bil  düng. 

Der  Beruf  wirkt  auf  die  Persönlichkeit  ein.  Die  tägliche  Richtung 
der  geistigen  und  körperlichen  Arbeit,  die  Umgebung,  die  äußeren 
Verhältnisse,  in  denen  diese  sich  bewegt,  beeinflussen  den  Menschen. 
Es  wirkt  die  Verschiedenheit  der  Berufe  trennend  und  ebenso  deren 
Gleichheit  verbindend.  Die  Angehörigen  desselben  Berufs  haben  in 
weiter  Ausdehnung  die  gleichen  Interessen  und  werden  durch  gleiche 
Lebeusgewohnheiten  verbunden.  Dies  wird  äußerlich  oft  auch  noch  da- 
durch gefördert,  daß  der  gleiche  Beruf  die  Menschen  räumlich  zu- 
saramenführt.  Es  bildet  sich  allmählich  ein  Berufsbewußtsein 
aus.  Die  Überzeugung  der  Eigenart  des  Berufs,  die  Liebe  zu  ihm 
und  die  Wertschätzung  der  beruflichen  Arbeit  machen  sich  geltend. 
Es  entsteht  eine  Tradition,  die  Übertragung  von  Anschauungen.  Wert- 
urteilen und  Neigungen  auf  die  nächste  Generation  durch  Beispiel 
und  Erziehung.  Der  Zusammenschluß  wird  gefördert,  wenn  eine  ge- 
meinsame Vertretung  der  Interessen  anderen  Gruppen  gegenüber 
nötig  wird. 

Die  Anschauungen  dieser  verschiedenen  sozialen  Gruppen,  z.  B. 
des  Beamten-,  Kaufmanns-  und  Handwerkerstandes  finden  ihren  ge- 
sellschaftlichen Niederschlag  in  der  beruflichen  Sitte,  deren  Einhaltung 
überwacht  wird,  z.  B.  von  den  Ehrengerichten,  die  zu  prüfen  haben, 
ob  das  Verhalten  den  Anforderungen  der  Berufsehre  genügt.  Ein  Teil 
dieser  Konventionairegeln  wandelt  sich  später  in  Vorschriften  des 
Rechts  um;  zum  Teil  tritft  dieses  auch  neue  Sonderbestimmungen, 
durch  die  die  Pflichten  der  einzelnen  Berufe  festgestellt  werden. 

Außer  der  Berufsgliederung  wirkt  die  V e r m ö g e n s v e r t e i l u n g 
auf  die  Bildung  sozialer  Gruppen  ein.  Je  mehr  die  Arbeit  nicht  um 
ihrer  selbst  willen  getan,  sondern  nur  als  Mittel  zum  Erwerb  be- 
trachtet wird,  je  mehr  das  Vermögen  zur  Gewinnung  neuer  Güter 
dient,  um  so  bedeutsamer  wird  der  Besitz  für  die  soziale  Klasseu- 
bildung,  um  so  mehr  wird  der  Einfluß  der  Berufsgliederung  zurück- 
gedrängt, zumal  wenn  der  Staat  weniger  auf  die  einzelnen  Berufe 
einwirkt.  Die  Vermögen.sverhältnisse  gewinnen  an  Bedeutung  weiter- 
hin dadurch,  daß  sie  traditionell  stärker  wirken,  die  Übertragung 
durch  Vererbung  sicherer  erfolgt  als  die  Übertragung  von  Neigungen 
iund  Fähigkeiten  für  bestimmte  Berufe.  Auf  die  soziale  Gruppierung 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  Aufl.  2 
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infolge  der  Verschiedenheiten  des  Vermögens  ist  sodann  von  ent- 
scheidendem Einfluß  der  Gegensatz  der  Interessen  zwischen  Besitzende« 
und  Nichtbesitzenden  und  die  Gleichheit  der  Interessen  innerhalb 
dieser  beiden  Parteien. 

Vermögens-  und  Einkommensunterschiede  wirken  ebenso  wie  die 
Berufsgliederung  auf  die  Lebensgewobnheiten  und  die  Lebenshaltung 
ein.  Diese  Einflüsse  werden  um  so  stärker,  je  mehr  die  Kultur  sich 
veräußerlicht.  Nach  dieser  Richtung  hat  die  Zunahme  des  Wohl- 
standes in  Deutschland  in  den  letzten  Jahi'zehnten  vor  dem  Kriege 
auf  die  soziale  Differenzierung  entscheidend  eingewirkt. 

Die  Klassenbildung  bedeutet  nicht  eine  feststehende,  sondern  sich 
dauernd  ändernde  Gliederung  des  Volkes.  So  hat  die  neuere  Zeit  eine 
Umbildung  des  gewerblichen  Mittelstandes  gebracht.  Der  kleine  selb- 
ständige Gewerbetreibende  hat  an  Bedeutung  verloren,  aber  in  weiter 
Ausdehnung  sich  ein  Stand  von  Privatbeamten  gebildet.  Die  Ent- 
stehung der  Fabrikarbeiterklasse  wird  im  zweiten  Teil  dieses  Leit- 
fadens näher  dargestellt  werden.  Und  nicht  zuletzt  haben  Krieg  und 
Revolution  Umwälzungen  der  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse 
mit  sich  gebracht,  die  auf  die  Berufswahl  und  die  Klassenbildung 
entscheidend  einwirken. 

Diese  beiden  Arten  der  Differenzierung  einmal  nach  Berufen,  dann 
nach  Verraögensunterschieden  verlaufen  nicht  immer  in  der  gleichen 
Richtung.  Zum  Teil  wirkt  die  Vermögensgliederung  auf  die  Berufs- 
bildung ein,  weil  der  Besitz  die  Vorbedingung  der  Berufstätigkeit  oder 
der  Berufsausbildung  ist.  Die  aus  der  gleichen  Vermögenslage  her- 
vorgehenden Einkommensverhältnisse  iühren  aber  andererseits  die  Be- 
sitzenden verschiedener  Berufsklassen  zusammen.  Es  kommt  darauf 
an,  welche  Interessen  jeweils  überwiegen ; dies  hängt  nicht  zuletzt  von 
den  besonderen  Verhältnissen  ab,  besonders  von  der  Art  der  inneren 
Gegensätze  und  Kämpfe,  welche  in  einem  Volke  zu  bestimmter  Zeit 
vorherrschen. 

Die  Frage,  ob  die  Verschiedenheit  des  Vermögens  für  die  Arbeits- 
teilung und  Berufsbildung  maßgebend  ist,  oder  ob  die  ungleiclie  Be- 
gabung, Neigung  und  berufliche  Tätigkeit  die  Vermögensunterschiede 
hervorgerufen  haben,  die  dann  durch  Vererbung  festgehalten  sind,  kann 
in  einer  kurzen  zusammenfassenden  Eröiterung  nicht  beantwortet 
werden.  Die  höhere  Fähigkeit  hat  zunächst  in  einer  noch  nicht 
differenzierten  Gesellschaft  den  einzelnen  an  einen  bevorzugten  Platz 
gebracht  und  ihm  einen  erhöhten  Anteil  an  den  Gütern  verschafft. 
Es  läßt  sich  beobachten,  daß  die  großen  Vermögen  in  vielen  Fällen 
durch  angestrengte  Arbeit  und  überlegene  Intelligenz  erworben  worden 
sind.  Aber  ebensowenig  ist  zu  bestreiten,  daß  der  Vermögensbesitz 
in  weiter  Ausdehnung  die  Grundlage  der  Berufsbildung  und  Arbeits- 
teilung gewesen  ist,  daß  große  Vermögen  nicht  nur  durch  hervor- 
ragende Tüchtigkeit,  sondern  auch  durch  die  Gunst  der  Verhältnisse 
ohne  Verdienst  des  Eigentümers  entstanden  sind,  z.  B.  bei  der  Er- 
weiterung der  Großstädte.  In  vielen  Fällen  läßt  sich  für  unsere  pri- 
vatwirtschaftliche, individualistische  Gesellschaftsordnung  das  Empor- 
steigen der  Tüchtigsten  nachw'eisen ; es  kann  aber  die  relative  Häuflg- 
keit  nicht  dargelegt  und  auch  darüber  gestritten  werden,  in  welchem 
Umfang  die  natürliche  Anlage  den  Ei  folg  des  freien  Wettbewerbs  be- 
stimmt. Für  die  Vorschläge  einer  Änderung  unserer  wirtschaftlichen 
Organisation  und  ihrer  besseren  Anpassung  an  die  natürlichen  Grund- 
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lagen  liegen  aber  andererseits  noch  weniger  klare  Beweisgründe  vor, 
sondern  nur  Meinungen,  Erwartungen  und  Hoffnungen,  die  wieder  ge- 
teilte Aufnahme  finden.  Daraus  kann  sich  nur  die  Auffassung  ergeben, 
den  freien  Wettbewerb  nicht  zu  verwerfen,  sondern  zu  beeinflussen, 
eine  Gestaltung  der  Konkurrenz  zu  erstreben,  die  in  höherem  Maße 
eine  Auslese  des  Tüchtigsten,  des  geistig  Höchststehenden  zur  Folge 
hat,  die  Berufsbildung  von  den  Voraussetzungen  des  Vermögensbesitzes 
möglichst  zu  befreien. 


Zweiter  Abschnitt. 

Natur  und  Wirtschaft. 


§ 12. 

Die  natürlichen  Grundlagen  des  Wirtschaftslebens. 

V.  Bär,  Über  den  Einfluß  der  äußeren  Natur  auf  die  sozialen  Verhältnisse  des 
einzelnen  Volkes.  Reden.  Bd.  11.  Petersburg  1876. 

A.  Hesse,  Natur  und  Ge.sellschaft,  Jena  1904. 

Ratzel,  Der  Staat  uud  sein  Boden.  Leipzig  1886. 

Ders..  Authropogeographie,  Bd.  I,  2.  Aull.  Stuttgart  1899,  Bd.  II,  1891. 

A.  Hettner,  Die  “geograph.  Bedingungen  der  menschl.  Wirtschaft.  Grundriß  der 
Sozialökouomik,  11.  Abt.  Tübingen  1914. 


Die  soziale  Ordnung  wird  geleitet  von  Zielen.  Sie  setzt  sich  die 


Aufgabe,  ein  bestimmtes  Verhalten  der  l\Ienschen  zueinander  und  zu 
den  Gegenständen  der  Wirtschaft  herbeizuführen.  Die  Aufstellung 
dieser  Ziele  muß  Rücksicht  nehmen  auf  die  Möglichkeit  der  Verwirk- 
lichung, und  diese  wieder  ist  abhängig  von  den  äußeren  Naturbe- 
dingungen. 

Man  hat  versucht,  alle  Kulturentwicklung  auf  die  äußeren  Natur- 
verhältnisse zurückzuführen,  andererseits  wieder  den  Einfluß  der  Natur 
ganz  oder  fast  ganz  verneint.  Beide  Ansichten  sind  einseitig.  Von 
ihnen  hat  besonderen  Einfluß  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung erlangt,  die  die  ganze  kulturelle  Entwicklung  auf  die 
äußeren  natürlichen  Verhältnisse  (Tai ne)  oder  die  ökonomische  Pro- 
duktionsweise (Marx  und  Engels)  zurückführt.  Danach  sind  die 
Erscheinungen  des  geistigen  Lebens  nichts  anderes  als  .Reflexe  der 
äußeren  Verhältnisse,  nach  der  Ansicht  von  Marx  ein  Überbau  der 
betreffenden  gesellschaftlichen  Wirtschaft. 

Die  Erscheinungen  des  Gesellschaftslebens  stellen  sich  dar  als 
menschliche  Handlungen  und  ihre  Ergebnisse.  Die  Ursachen  mensch- 
lichen Handelns  sind  äußere  und  innere,  die  äußere  Umgebung,  die 
besonderen  Verhältnisse  einerseits,  die  Anlage,  der  Charakter,  die  sitt- 
lichen Grundsätze,  die  Weltanschauung  des  Menschen  auf  der  anderen 
Seite.  Diese  Kulturerscheinungen  der  Ethik,  der  Religion  wie  des 
Rechts  auf  äußere  Verhältnisse  restlos  zurückzuführen,  ist  unmöglich. 
Ihre  Entwicklung  folgt  leitenden  Zielen,  die  nicht  auf  dem  Boden  der 
äußeren  Tatsachen  erwachsen,  sondern  aus  letzten  grundlegenden  Ideen 
hervorgegangen  sind.  Wie  somit  nicht  allein  äußere  Ursachen  für  die 
Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  maßgebend  sind,  so  vermag  auch  das 
Vorhandensein  günstiger  wirtschaftlicher  Naturbedingungen  noch  nicht 
die  Art  ihrer  Ausnutzung  zu  erklären.  Die  Geschichte  bietet  uns  nicht 
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nur  Fälle,  in  denen  die  natnrliclien  Torzüge  des  Landes  die  dauernde 
Überlegenheit  einer  Volkswirtschaft  bedingt  haben,  sondern  auch  Fälle, 
in  denen  die  Gunst  der  Natur  zur  Erschlaffung  der  Kräfte  geführt  und 
andererseits  der  Mensch  die  Ungunst  der  Natur  überwunden  hat.  Es 
bleiben  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  die  Natur  und  ihre  Gesetze 
immer  von  Bedeutung,  sie  sind  aber  nicht  allein  bestimmend. 

Der  Mensch  hängt  überall  ab  von  der  Art  und  Zahl  der  vor- 
kommenden Mineralien,  Pflanzen  und  Tiere.  Die  menschliche  Arbeit 
besteht  zu  einem  großen  Teil  in  der  Gewinnung  der  pflanzlichen  und 
tierischen  Stoffe  und  ist  daher  in  ihrer  Besonderheit  durch  jene  Stoffe 
und  die  Bedingungen  ihres  Wachstums  oestimmt.  Auch  die  Verarbeitung 
der  gewonnenen  Kohstoffe  ist  abhängig  von  ihrer  Beschaffenheit.  lilbenso 
ist  der  Mensch  auch  in  der  Art  und  Weise,  in  der  er  die  Naturstoffe 
für  seine  Zwecke  geeignet  macht,  auf  die  Natur  angewiesen.  Und  wie 
die  Gewinnung  der  Kohstoff'e  und  deren  gewerbliche  Verarbeitung,  so 
ist  auch  der  Handel  von  den  Gegenständen  abhängig,  die  ihm  die 
Natur  und  die  durch  sie  beeinflußte  menschliche  Arbeit  für  seine  Be- 
tätigung liefern. 

Die  Einflüsse  der  äußeren  Natur  auf  das  Wirtschaftsleben  werden 
zum  entscheidenden  Teil  bedingt  durch  die  Lage  und  Beschaffenheit 
des  Landes,  durch  die  Gestaltung  seiner  Oberfläche,  die  Verteilung 
von  Gebirgen  und  Ebenen,  durch  die  Beschaffenheit  des  Bodens,  und 
zwar  seine  Fruchtbarkeit  wie  seinen  Jlineralreichtum,  durch  das  Klima 
und  die  Niederschläge,  endlich  durch  die  Ausstattung  mit  natürlichen 
Verkehrswegen,  schiffbaren  Flüssen  und  Seen  sowie  die  Verbindung 
mit  dem  Meer.  Die  natürliche  Ausstal  tung  des  Landes  ist  grundlegend 
für  das  Verhältnis  von  Arbeitsaufwand  und  Gütergewinn,  daher  auf 
die  Dauer  auch  für  die  Arbeitszeit,  die  bei  auskömmlichem  Lohn  ge- 
leistet werden  muß.  Die  Untersuchung  der  Eigenart  und  Bedeutung 
der  natürlichen  Bedingungen  der  Güterproduktion  und  des  Verkehrs 
ist  die  Aufgabe  der  Wirtschaftsgeographie. 

Das  Wirtschaftsleben  wird  aber  mit  der  Natur  nicht  nur  durch 
die  Gegenstände  verbunden,  die  es  von  ihr  empfängt,  sondern  vor 
allem  durch  die  Menschen.  Die  Bevölkerung  des  Landes,  ihre  Gesamt- 
zahl, ihr  Verhältnis  zur  Fläche,  ihre  Verteilung,  ihre  Fähigkeiten  und 
Anlagen  sind  von  grundlegender  Bedeutung.  Außer  den  Fragen  nach 
Zahl  und  Gliederung  der  Bevölkerung  ist  die  Berücksichtigung  ihrer 
natürlichen  Anlage  wichtig.  Der  Egoismus  ist  eine  für  die  wirtschaft- 
liche Betätigung  grundlegende  Eigenschaft  des  Menschen.  Der  Er- 
werbstrieb unterstützt  eine  individualistische  und  stört  eine  sozialistische 
Ordnung  der  Volkswirtschaft.  Im  sozialen  Leben  ist  der  Neid  eine 
Triebkraft  von  erheblicher  Bedeutung. 

Die  einzelnen  Hassen  stellen  einheitliche  körperliche  und  geistige 
Typen  dar,  und  innerhalb  der  Rassen  sind  wieder  die  einzelnen  Völker 
trotz  der  gemeinsamen  Grundzüge  durch  bestimmte  körperliche  und 
geistige  Merkmale  gekennzeichnet.  Auch  hier  wird  die  Volkswirtschafts- 
lehre die  Ergebnis.se  anderer  Wissenschaften,  der  Geographie  und  der 
Anthropologie,  verwerten  müssen. 

Die  Bedeutung  ihrer  Resultate  wird  nicht  allein  dadurch  begründet, 
daß  die  Erklärung  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  auf  sie  zurück- 
gehen muß.  Der  Mensch  ist  nicht  nur  Mittel  der  Produktion,  er  ist 
auch  wieder  Selbstzweck  des  Gesellschafts-  und  Wirtschaftslebens. 
Die  Entwicklung  der  Bevölkerungszahl,  der  Einfluß  der  kulturellen 


21 


Bedino'ungen  auf  die  körperliche  und  seelische  Beschaffenheit  werden 
zu  Aufgaben  auch  der  volkswirtschaftlichen  Betrachtung.  Nicht  nur 
Güterökonomie,  sondern  Menschenökonomie  ist  daher  die  Aufgabe,  nicht 
allein  Wirtschaft  schlechthin,  .sondern  Volkswirtschaft  das  Problem 
auch  in  dem  Sinne,  das  nicht  allein  gefragt  wird,  wie  am  meisten  und 
am  billigsten  produziert  werden  kann,  sondern  auch,  was  aus  den 
Menschen  wird  und  wie  die  verschiedenen  wirtschaftlichen  Tatsachen 

auf  sie  einwirkeu. 


§ 13. 

Bedürfnis  und  Selbstinteresse. 

B.  Gurewifsch,  Die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse  und  die  soziale 

Gliederung  der  Gesellschaft.  Leipzig  19U1. 

Frz.  Cuhd,  Zur  Lehre  von  den  Bedürfnissen.  Innsbruck  1907. 

L.  Brentano,  Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse.  München  1908. 

J.  Tiburtius,  Der  Begriff  des  Bedürfnisses.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie,  3.  F., 
Bd.  48.' 

Der  Mensch,  als  in  hohem  Maße  entwicklungsfähiges,  allein  kultur- 
fähiges Wesen,  ist  mit  seinen  Bedürfnissen  wie  mit  seinen  Anschauungen 
von  Recht  und  Sitte  bedeutenden  Wandlungen  unterworfen,  durch  die 
auch  die  ganze  Tätigkeit  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse,  also  die 
ganze  Volkswirtschaft,  verändeit  wird.  ,.Te  höher  die  Kultur  steigt,  um 
so  mannigfaltiger  werden  die  Bedürfnisse  besonders  durch  das  Hinzu- 
treten der  geistigen,  um  so  mehr  Arbeit  ist  notwendig,  um  ihnen  ge- 
recht zu  werden,  und  es  ist  eine  Grenze  der  Steigerung  der  Bedürfnisse 
in  der  Volkswirtschaft,  damit  auch  der  weiteren  Ansprüche  an  Arbeit 
nicht  abzusehen.  Der  Mensch  ist  ebenso  erfinderisch  in  der  Ausbildung 
neuer  Bedürfnisse  wie  in  der  Erzeugung  neuer  Mittel  zu  deren  Be- 
friedigung und  in  der  Vervollkommnung  der  Herstellungsarten  durch 
Verwertung  der  Naturkräfte  und  Umgestaltung  der  Gaben  der  Natur. 
Beides  fördert  und  überbietet  sich  bei  aufblühenden  Völkern  gegenseitig. 

Auf  niederer  Kulturstufe  ist  Weckung  der  Bedürfnisse  das  erste 
Erfordernis  zur  Hebung  des  Fleißes,  der  Ansporn,  die  eigene  Leistungs- 
fähigkeit durch  Ausbildung  der  körperlichen  und  geistigen  Kräfte  zu 
steigern,  und  damit  die  Voraussetzung  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen 
und  geistigen  Kultur.  Eine  Steigerung  der  Bedürfnisse  ohne  gleich- 
zeitige Hebung  der  Leistungsfähigkeit  und  damit  IMehi'ung  der  Be- 
friedigungsmittel schließt  aber  die  Gefahr  der  Unzufriedenheit  und 
Unverträglichkeit  in  sich. 

Daraus  geht  zugleich  hervor,  daß  das  Selbstinteresse  des  Menschen 
sich  verändert  und  je  nach  der  Kulturstufe  eine  andere  Tätigkeit  iiütig 
ist,  um  das  Gefühl  der  Zufriedenheit  in  ihm  herzustellen.  A.  Smith 
und  seine  Nachfolger  kamen  vielfach  zu  falschen  Auffassungen,  weil 
sie  dies  nicht  genügend  berücksichtigten.  Wie  sie  die  Bedürfnisse  als 
für  lange  Zeit  feststehend  annahmen,  so  sahen  sie  auch  das  Selbstinteresse 
als  bei  allen  Menschen  gleich  an  und  meinten,  daß  dadurch  die  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  überall  in  der  gleichen  Weise  beeinflußt  würde.  Je 
höher  die  Kultur  steigt,  um  so  größere  Pflichten  liegen  jedem  gegen 
Staat  und  Gesellschaft  ob,  um  so  mehr  wird  das  Gewissen,  das  Ehr- 
gefühl geschärft,  wie  die  Scheu  vor  dem  Tadel  der  IMitmenschen.  Der 
Kulturmensch  wird  deshalb  durch  die  gleichen  Triebe  (der  Selbst- 
erhaltung, der  Fortpflanzung)  auch  im  wirtschaftlichen  Leben  zu 
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anderen  Handlungen  veranlaßt  als  der  Nal  Urmensch.  Es  sind  nur 
wenige  wirtschaftliche  Handlungen  naturgesetzlich  bestimmt  und  noch 
weniger  die  besonderen  Formen  dieser  wirtschaftlichen  Tätigkeit  von 
Naturgesetzen  abhängig.  Die  Nationalökonomie  hat  daher  den  Menschen 
in  seiner  Kulturentwicklung  geschichtlich  zu  betrachten.  Sie  darf 
hierbei  die  sittlichen  Beweggründe  seines  Handelns  im  wirtschaftlichen 
Leben  nicht  übersehen,  wie  es  die  alte  Schule  tat,  die  nicht,  wie  sie 
meinte,  eine  allgemein  gültige  Gesetzmäßigkeit  in  den  wirtschaftlichen 
Handlungen  aufgestellt  hat,  sondern  nur  Segeln,  die  hauptsächlich 
für  die  Zeit  und  die  Heimat  der  Verfasser  (Gültigkeit  und  Bedeutung 
beanspruchen  konnten. 

§ 14. 

Stand  und  Gliederung  der  Bevölkerung. 

Die  Bevölkerungstheorie.  lu:  „Die  Entwicklung  der  deutschen 
Volkswirtschaftslehre  im  19.  Jahi  hundert.“  I.  T.  Leij.zi^  1908. 

Derselbe,  Bevölkerungsweseu.  Leipzig  u.  Berlin  1919. 

t\  Fircks,  Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik.  Leipzig  1898. 

Co7irad,  Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Ökonomie.  IV.  i.  Statistik 
4.  Aufi.  bearb.  v.  A.  Hesse.  Jena  1918. 

Die  Bevölkerung  ist  von  der  Volkswirtschaftslehre  unter  zwei  Ge- 
sichtspunkten zu  betrachten.  Einmal  ist  sie  eines  der  wichtigsten 
Mittel  der  Gütererzeugung;  sie  stellt  den  Fonds  der  Arbeitskraft  dar. 
Andererseits  ist  die  Versorgung  des  Volkes  mit  Sachgütern  das  Ziel 
der  irtschaft,  also  auch  hier  die  Zahl,  Gliederung  und  Entwicklung 
der  Bevölkerung  von  grundlegender  Wichtigkeit. 

Schon  die  Volks  zahl  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  für  die 
wirtschaftliche  Arbeitskraft  maßgebend.  Ein  Land  mit  der  doppelten 
oder  gar  zehnfachen  Einwolmerzahl  wird  unter  sonst  gleichen  Verhält- 
nissen eine  entsprechend  höhere  Bedeutung  zu  erlangen  vermögen. 
In  wirtschaftlicher  Hinsicht  wird  das  Übergewicht  allerdings  erst  dann 
hervortreten,  wenn  die  einzelnen  Glieder  zu  einem  volkswirtschaftlichen 
Ganzen  unter  fruchtbringender  Organisation  der  Kräfte  vereinigt 
werden.  In  der  gleichen  Weise  wird  die  Volkszahl  an  Bedeutung 
verlieren,  je  mehr  die  Bevölkerung  sich  auf  einer  großen  Fläche  zer- 
streut. Einen  tieferen  Einblick  in  die  Verhältnisse  gewinnen  wir  da- 
her durch  die  Betrachtung  der  Volksdichte  oder  der  relativen 
Bevölkerung,  die  wir  durch  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der 
Volkszahl  zur  Fläche  erhalten.  Man  nahm  in  früheren  Zeiten  die 
Quadratmeile  zur  Grundlage,  jetzt  allgemein  den  Quadratkilometer.  So 
zählte  1910  Deutschland  120  Menschen  auf  den  Quadratkilometer,  aber 
Sachsen  321,  Ostpreußen  56,  Württemberg  125,  im  Jahre  1911  England 
und  Wales  239,  Schottland  dagegen  60,  das  europäische  Rußland  im 
Jahre  1897  19,  Norwegen  im  Jahre  1910  nur  8.  Eine  gewisse  An- 
häufung von  Menschen  in  enger,  räumlicher  Geschlossenheit  ist  nötig, 
um  überhaupt  Kulturbestrebungen  verfolgen  zu  können.  Sie  ist  die 
Vorpssetzuug  für  Arbeitsvereinigung  und  Arbeitsteilung,  wodurch 
allein  höhere  Leistungen  zu  erreichen  sind.  lOin  wirtschaftlicher  Auf- 
schwung ist  deshalb  unmöglich,  so  lange  die  Bevölkerung  zu  dünn  ge- 
sät ist.  Noch  weniger  ist  ein  geistiger  Austausch  und  reges  geistiges 
Leben  zu  erwarten. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  wird  weiterhin  erheblich 
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durch  die  Verteilung  der  Geschlechter  und  die  Abstufung 
des  Alters  bedingt.  Die  beiden  Geschlechter  sind  wegen  ihrer  ver- 
schiedenen körperlichen  wie  geistigen  Eigenschaften  ungleich  in  ihrer 
Leistungsfähigkeit.  In  Europa  überwiegen  im  Durchschnitt  die  Frauen. 
Namentlich  sind  es  die  nördlichen  Gegenden,  die  den  größten  Frauen- 
überschuß zeigen,  w'ährend  in  dem  südlichen  Italien,  Rumänien,  Serbien 
ein  Fehlbetrag  festgestellt  ist.  Im  deutschen  Reiche  betrug  nach  der 
Zählung  von  1910  der  Überschuß  der  Frauen  845  661;  auf  100  Männer 
kamen  102,6  Frauen.  Dieses  Mißverhältnis  fällt  erst  bei  den  Er- 
wachsenenen  und  hauptsächlich  im  heiratsfähigen  .Alter  ins  Gewicht. 
Dabei  zeigt  sich,  daß  der  Frauenüberschuß  in  den  höheren  Alters- 
stufen immer  mehr  steigt.  Die  Folgen  treten  in  der  Frauenfrage  zutage, 
und  das  ungünstige  Verhältnis  wird  um  so  mehr  verschärft,  je  größer 
die  Zahl  der  Männer  ist,  welche  nicht  rechtzeitig,  d.  h.  in  einem  an- 
gemessenen Alter  die  Stellung  zu  erlangen  vermögen,  die  es  ihnen  ge- 
stattet, eine  Familie  zu  gründen.  Um  so  größer  ist  die  Zahl  der 
Frauen,  welche  darauf  angewiesen  sind,  sich  einen  eigenen  Wirkungs- 
kreis zu  schaffen  und  durch  eigene  Arbeit  ihren  Unterhalt  zu  verdienen. 

Auch  die.  Verteilung  der  Altersstufen  fällt  hier  ins  Gewicht,  be- 
sonders das  Überwiegen  des  leistungsfähigen  Alters,  welches  man  ge- 
wöhnlich vom  15. — 60.  Jahr  annimmt.  Das  Verhältnis  ist  im  Deutschen 
Reich  574  vom  ..Tausend,  in  Frankreich  dagegen  614,  in  England  und 
Wales  602,  in  Österreich  576,  in  Ungarn  568.  Es  wird  bedingt  durch 
die  Zahl  der  Geburten  und  Sterbefälle,  welche  die  untersten  und 
höchsten  Altersstufen  beeinflussen,  dann  durch  die  Ausw'auderung,  die 
hauptsächlich  in  dem  leistungsfähigen  Alter  stattfindet. 

]\Iit  der  Betrachtung  der  Bevölkerung  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Produktionskraft  verbindet  sich  die  Frage  der  Bedarfsversorgung, 
wenn  ein  Urteil  über  die  Gesamtzahl  abgegeben  und  von  Volks- 
mangel und  Übervölkerung  gesprochen  wird.  In  dem  ersten 
Falle  genügt  die  Bevölkerung  nicht,  um  die  Gaben  der  Natur  voll- 
ständig auszunutzen  und  die  vorhandenen  Produktionsmittel  angemessen 
zu  beschäftigen.  Der  Zustand  der  Übervölkerung  liegt  vor,  wenn  es 
an  Gelegenheit  fehlt,  die  vorhandenen  Menschenkräfte  zu  verwerten, 
und  sich  dadurch  Ärbeits-  und  Verdienstlosigkeit  für  längere  Zeit 
herausstellen.  Je  nach  den  natürlichen  Bedingungen,  je  nach  der 
Kulturstufe  und  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  wird  eine  ver- 
schiedene Menschenzahl  auf  der  gleichen  Fläche  angemessene  Beschäf- 
tigung, ausreichenden  Verdienst  und  Unterhalt  zu  gewinnen  vermögen, 
und  es  wird  auf  der  anderen  Seite  eine  verschiedene  Volksdichte  er- 
forderlichsein, um  die  vorhandenen  Grundlagen  ausreichend  zu  verwerten. 
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Robert  Malthus,  An  essay  on  the  principle  of  population  1798,  übersetzt  von  Rege- 
icisch,  Altona  1807,  Stöpel,  2.  Aufl.,  Berlin  liHJO  und  Dom,  Jena  1905. 

Dietzel,  Der  Streit  um  Malthus’  Lehre.  Festschrift  für  A(L  Wagner,  Leipzig:  1905. 
L.  Brentano,  Die  Malthussche  Lehre  und  die  Bevölkerunffsbewegun^  der  letzten 
Dezennien.  München  1909.  Abh.  d.  Bayr.  Akad.  d.  Wiss.  XXIV.  Bd.,  3.  Abt. 

Budge,  Das  Malthussche  Bevölkerungsgesetz  und  die  theoret.  Nationalökonomie 
der  letzten  Jahrzehnte.  Karlsruhe  1912. 

Monibert,  Studien  zur  Bevölkerungsbewegung  in  Deutschland,  Karlsruhe  1907. 


24 


Der  Mensch  hat  im  allgemeinen  den  Trieb  und  die  Fähigkeit,  sieb 

zu  vermehren  (Malthus  und  Darwin),  während 
sich  der  Erhaltung  der  Nachkommenschaft  fortdauernd  die  verschie- 
densten Hemmnisse  entgegenstellen.  Die  Folge  ist  ein  Kampf  ums  Dasein, 
der  je  nach  der  Kulturstufe  einen  verschiedenen  Charakter  annimmt. 
Hei  Natupolkern,  die  sich  ganz  ihren  Naturtrieben  hingeben,  die  völli«- 
\"ßeren  Natur  abhängig  sind,  hat  der  um  die  einfache  Nahrung 
gefühlte  Kampf  ähnlich  dem  der  Tiere  einen  blutigen  Charakter  mit 
steigender  Kultur  nimmt  er  mildere  Formen  an.  Das  menschliche 
Leben  wird  als  solches  geachtet.  Man  lernt  die  Arbeitskraft  besser 
zu  verwerten,  der  Natur  mehr  und  gleichmäßiger  die  Unterhaltsmittel 
abzugewinnen.  Die  Gutererzeuguiig  steigt  und  eilt  zeitweise  der  Volks- 
vermehrung  voraus,  was  Steigerung  der  Lebeiisansprüche  und  ungleiche 
\erteilung  des  Ertrages  der  Volkswii  tschaft  zwischen  den  verschiedenen 
Klassen  zur  Folge  haben  kann.  Die  erhöhten  Lebensansprüche  im  In- 
lande,  Ausland  gewähren  mehr  Menschen  Gelegen- 

zu  Arbeit  und  Verdienst.  Der  Kampf  wird  von  einem  immer  kleineren 
leile  der  Bevölkerung  um  die  eigentliche  Nahrung  geführt,  deren  Vor- 
rat  an  Ort  und  Stelle  immer  weniger  maßgebend  für  die  Volksver- 
mehrung  wird  Der  Kampf  wird  mehr  vor  die  Ehe  und  auf  das  geistige 
Gebiet  veilegt.  Die  Vorsicht  bei  der  Familiengründung  wegen  des  An- 
spruchs auf  ein  behäbigeres  Leben,  auf  bessere  Erziehung  der  Kinder 
usw.  mildert  den  Kampf  und  gibt  ihm  einen  gesitteteren  Charakter. 

?f.*^^®^’^®.U'i^’^schaftliche  Konjunkturen  i Teuerung,  Handelskrisen, 
Unglückliche  Kriege)  vermindern  die  Zahl  der  Geburten,  vermehren  da- 

hemmen  also  die  Vi'lksvermehrung,  günstige 
Verhältnisse  fordern  sie.  Dagegen  ist  nicht  zuzugeben,  daß  die  zu- 
nehmende Wohlhabenheit  und  die  geistige  Tätigkeit  und  Ausbildung 
des  Gehn  ns  (Spencer  und  Carey)  die  Beproduktionskraft  von  selbst 
vermindern.  Der  geringeren  Zahl  der  Geburten  in  den  besser  gestellten 
Kreisen,  namentlich  infolge  der  verspäteten  Eheschließung,  steht  aus- 
gleichend  die  geringere  Kindersterblichkeit  im  Vergleich  zu  den  unteren 
Klassen  gegenüber.  Die  Einzelheiten  sind  in  Teil  IV,  1 S.  154  tf  des 
Grundrisses  behandelt.  ^ 

Die  Behauptung  Careys,  daß  mit  größerer  Volksdichte,  durch  ver- 
besserte Organisation  der  Arbeit  die  Produktivkraft  jedes  einzelnen 
fortdauernd  gesteigert  werden  könne,  hat  ihre  Berechtigung  nur  in  se- 
wissen  Grenzen,  deren  Überschreitung  den  entgegengesetzten  Erfolg  hat, 
am  frühesten  bei  der  Agrarbevölkerung,  später  bei  der  Handels-  und 
besonders  der  Industriebevölkerung. 

, ‘^®^  Bevölkerung,  noch  mehr  die  Steigerung 

der  Bedürfnisse  erschweren  die  Niederlassung  und  die  Gründung  einer 
h amihe.  Eine  bedeutende  \ erzögerung  der  Ehe  führt  große  Mißstäiide 
mit  sich.  Die  Ehe  stärkt  das  Gefühl  der  Selbstverantwortlichkeit,  die 
Sorge  für  die  Familie  vermindert  den  Egoismus,  wirkt  veredelnd,  fördert 
den  bleißund  Sparsiiinbei  der  großen  Masse.  Sie  verbindet  den  Menschen 
mit  der  Gemeinde  und  dem  Staat.  Die  erzwungene  Ehelosigkeit  führt 
leicht  zur  Entartung  der  Sitten. 

Die  Lebensweise  auf  unserer  Kulturstufe  — z.  B.  der  Fabrikarbeiter 
Hansindustriellen  der  meisten  Kopfarbeiter  — , wie  unser  Schulwesen 
befördern  körperliche  \ erkümmerung,  besonders  leicht  bei  den  Frauen 
und  benachteilig^  den  Nachwuchs.  Die  Verlegung  des  Kampfes  um  das 
Dasein  auf  das  geistige  Gebiet,  die  Fortschritte  der  Heilkunde,  durch  welche 
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auch  äußerst  schwächliche  Naturen  am  Leben  erhalten  und  zur  Reife 
gebracht  werden,  die  entwickelte  Arbeitsteilung,  welche  auch  dem 
schwächsten  Manne  die  Möglichkeit  bietet,  seine  Kräfte  volkswirtschaft- 
lich zu  verwerten,  eine  Familie  zu  gründen  und  seine  Kis:euschaften  zu 
vererben,  schließen  die  Gefahr  einer  körperlichen  Entartung  in  sich. 
Doch  ist  dies  nicht  als  naturgesetzlich  mit  der  Kultur  verbunden  aiizu- 
sehen.  Die  erwähnten  Gefahren  sind  vielmehr  zum  größten  Teil  zu  be- 
seitigen, mindestens  erheblich  zu  mildern,  auf  Grund  der  erweiterten 
Erkenntnis  auf  volkswirtschaftlichem  wie  gesundheitlichem  Gebiet. 

Die  Entwicklung  der  geistigen  Kultur  fördert  bei  gleichgebliebenen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  die  Volkszunahine,  indem  sie  vor  allem 
auf  eine  Verminderung  der  Sterblichkeit  hinwiikt:  durch  bessere  und 
gleichmäßigere  Ernährung,  bessere  Wartung  der  Kinder  und  Verhütung 
der  Ansteckung  bei  Seuchen. 

In  den  gebildeten  Berufskreisen  wird  die  Gefahr  der  Übervölkerung 
besonders  dadurch  gesteigert,  daß  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
verhältnismäßig  der  Bedarf  an  geistigen  Führern  und  Leitern,  z.  B. 
Beamten,  sich  verringert,  was  nur  durch  höhere  Anforderungen  der  ge- 
steigerten Kultur  ausgeglichen  wird.  Die  Gefahr  wird  besonders  vermehrt 
durch  das  Hinaufstreben  der  unteren  Klassen  nach  oben,  das  nur  durch 
eine  fortdauernde  Be.sserung  der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Lage  der  Handarbeiter  gegenüber  den  Kopfarbeitern  zuriiekgedämmt 
werden  kann. 

§ 16- 

Die  V'  a n d e r u n g e n. 

Georg  Hansen,  Drei  Bevölkerungsstufen.  Miinehen  1889. 

Winninghaus,  Stadt  und  Land  unter  dem  Eintliili  der  Binnenwanderungen.  Jahr- 
bücher f.  Nationalökonomie,  Neue  Folge.  Bd.  IX. 

Ballod,  Die  Lebensfähigkeit  der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung.  Leipzig 

169/. 

Brocsihe,  Die  Binnenwanderungen  im  prenß.  Staate.  Zeitschr.  d.  Preuß.  Statist. 
Landesamts.  Jg.  42  u.  47. 

Mönckmvier,  Die  deutsche  überseeische  Auswanderung.  Jena  1912. 

.4.  Schulte  ini  Hofe,  Auswanderung  und  Auswanderungspolitik.  Berlin  1918. 

Zur  Ausgleichung  von  Übervölkerung  und  Volksmangel  zwischen 
verschiedenen  Ländern  und  innerhalb  desselben  Landes  zwischen  ver- 
schiedenen Landesteilen  ist  ein  Hin-  und  Herwandern  der  Bevölkerung 
unvermeidlich.  In  der  Regel  bringen  landwirtschaftliche  Gebiete  mehr 
Arbeitskräfte  hervor,  als  Beschäftigung  finden  können,  während  der 
Nachwuchs  der  Städte  oft  nicht  ausreicht,  den  Bedarf  von  Industrie 
und  Handel  zu  decken.  So  ergibt  sich  eine  Wanderungsbeweguug 
innerhalb  der  Landesgrenzen  vom  Land  in  die  Städte. 

In  der  neueren  Zeit  hat  sich  die  Binnenwanderung  in  außer- 
ordentlicher Weise  gehoben;  sie  ist  gefördert  worden  durch  die  Frei- 
zügigkeit und  die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel.  Der  Zug  vom 
Lande  in  die  Städte  hat  weitere  Anregung  erfahren  durch  den  Reiz 
des  städtischen  Lebens,  die  angesehenere  Stellung  und  bessere  Be- 
handlung in  der  Stadt,  vor  allem  aber  die  leichtere  Möglichkeit,  sich 
empor  zu  arbeiten.  Die  wachsende  Wohlhabenheit  der  Bevölkerung 
erleichtert  das  Wandern,  und  die  erhöhte  Bildung  steigert  das  Streben, 
wirtschaftlich  vorwärtszukommen  und  mehr  an  der  Behaglichkeit  des 
Lebens  und  dem  Lebensgenuß  teilzunehmen.  Schon  hierbei  liegt  es 
nahe,  daß  die  ländliche  Bevölkerung,  besonders  die  Jugend,  das  in  den 
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Städten  Gebotene  überschätzt.  Das  gilt  besonders  auch  für  die  Lohn- 
verhältnisse. 

Die  A u s w a n d e r u n g erfolgt  aus  einem  Lande,  das  weniger  Freiheit 
oder  weniger  günstige  Gelegenheit  zur  Verwertung  der  Arbeitskraft  wie 
zum  Selbständigwerden  bietet,  in  ein  Land,  das  in  diesen  Beziehungen 
besser  steht.  Die  Auswanderung  kann  vorübergehende  Massen- 
auswanderuug  sein,  wie  sie  zur  Zeit  wirtschaftlicher  und  politischer 
Krisen  ^ftritt  und  zur  sofortigen  Entlastung  des  Landes  nützlich  sein 
kpn.  Die  chronische  Auswanderung  verhindert  erfahrungso-emäß 
die  Volkszunahme  nicht.  Der  Arme  kann  nicht  auswandern,  weil  dazu 
Mittel  gehören.  Es  pflegen  daher  die  besseren  Elemente  auszuwandern 
die  tüchtigeren,  intelligenteren,  vorwärtsstrebenden,  die  sich  empor- 
gearbeitet haben,  oder  denen  sonst  etwas  Vermögen  zur  Seite  steht. 
Es  wandern  mehr  Männer  als  Frauen,  mehr  Erwachsene  als  Kinder 
mehr  im  besten  Mannesalter  Stehende  als  Greise  aus,  so  daß  die  Be- 
treuenden auch  in  ihrer  Heimat  meist  mehr  als  ihren  Unterhalt  zu  ver- 
dienen vermöchten.  Der  Verlust  an  Arbeitskraft  und  Volksvermögen 
durch  die  Auswanderung  ist  daher  bei  dauernder  Auswanderuno"  für 
das  Mutterland  im  allgemeinen  erheblich  größer,  als  der  Vorteil  des 
verminderten  Wettbewerbs  für  die  Zurückbleibenden. 

Die  volkswirtschaftliche  Wirkung  der  Einwanderung  wird 
günstig  sein,  wenn  in  dem  Einwanderungsland  sicii  ein  Volksmangel 
iierausgcstBllt  liat  und  di6  Iiiinwaiidsrndön  auf  einer  höheren  oder 
mindestens  der  gleichen  Kulturstufe  stehen,  wie  die  heimische  Be- 
völkerung. Die  Einwanderer  wirken  hier  als  Pioniere  anregend  und 
fördernd.  Dagegen  ist  infolge  der  Einwandej’ung  aus  Ländern  tieferer 
Kulturstufe  ein  Druck  auf  die  Lebenshaltung  und  den  sittlichen  Stand 
der  Bevölkerung  zu  befürchten. 

Die  Statistik  der  Binnenwanderungen  und  der  Ein-  und  Aus- 
wanderang  ist  in  Teil  IV,  1 des  Grundrisses  eingehend  behandelt. 

Die  Wirkung  der  Auswanderung  wird  um  so  schädlicher  sein  je 
schneller  der  Ausgewanderte  alle  Beziehungen  zum  Mutterlande  ab- 
bricht  und  sich  der  neuen  Heimat  eingliedert,  wodurch  er  leicht  ein 
wirtschaftlicher  und  selbst  politischer  Gegner  des  Mutterlandes  wird 
Dies  wird  nur  gemildert  werden,  wenn  die  Auswanderung  in  be- 
stimmte Gegenden  geleitet  und  dort  vereinigt  wird.  Bei  Zer- 
splitterung der  Ansiedler  unter  anderen  Völkerschaften  geht  die  Eio-en- 
art  und  die  Anhänglichkeit  an  die  Heimat  erfahrungsgemäß  leicht  ver- 
loren. Das  beste  Mittel  zu  solchem  Zusammenhalten  ist  die  Koloni- 
sation, da  die  Ansiedler  in  den  Kolonien  politisch  in  einer  gewissen 
Abhängigkeit  vom  Mutterlande  verbleiben.  Unter  Kolonisation  überhaupt 
versteht  man  die  Ansiedlung  von  Volksteilen  an  einem  anderen  Orte  unter 
anderen  Verhältnissen  und  einer  anderen  Völkerschaft  oder  doch  unter 
einer  anderen  Bevölkerungsart.  Sobald  die  Ansiedler  ihre  Eigenart 
oder  gar  ihre  Sprache  verlieren,  hört  der  Begriff  der  Kolonie  auf. 
Kolonien  im  weiteren  Sinne  des  Wortes  brauchen  nicht  politisch 
mit  dem  Mutterland  verbunden  zu  sein,  wohl  aber  ist  dieses  im 
engeren  Sinne  die  Voraussetzung.  Niedtirlassungen  eines  Volks- 
teiles  außerhalb  seines  ursprünglichen  Gebietes  werden  nur  dann  als 
Kolonien  anzusehen  sein,  wenn  sie  mit  dem  Mutterland  im  politischen 
und  rechtlichen  Zusammenhänge  stehen. 
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Zweiter  Teil. 


Die  Vorgänge  des  Wirtschaftslebens. 

Erster  Abschnitt. 

Die  Arten  wirtschaftlicher  Tätigkeit. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Produktion. 


Das  Wesen  der  Produktion. 


L.  V.  THese.  Die  Lehre  von  der  Produktion  und  der  Produktivität.  Entwicklung 
der  deutschen  Volkswirtschaftslehre,  T.  I.  Leipzig  190S. 

Die  Aufgabe  der  wirtschaftlicheu  Tätigkeit  des  Menschen  ist  dar- 
auf gerichtet,  die  Befriedigungsmittel  für  die  Bedürfnisse  zu  schaffen, 
die  von  der  Natur  gebotenen  Gegenstände  zu  gewinnen  und  für  die 
menschliche  Benutzung  brauchbar  zu  machen.  Diese  Gewinnung  und 
Herstellung  von  Gütern  zur  Bedürfnisbefriedigung  nennen  wir  Pro- 
duktion. Sie  interessiert  uns  nicht  als  technischer  Vorgang, 
sondern  als  wirtschaftliche  Handlung.  Jede  Produktion  erfordert 
Kosten,  d.  h.  einen  Aufwand  von  Arbeit  und  Sachgütern,  der  gemacht 
wird  mit  der  Absicht,  höhere  Werte  zu  erzielen,  als  die  Produktion 
verbraucht.  Technisch  ist  die  Produktion  vollkommen,  wenn  die  Be- 
schaffenheit des  Erzeugnisses  dem  Zweck  entspricht,  wirtschaftlich 
erst  dann,  wenn  der  Wert  des  Produkts  den  der  Kosten  übersteigt. 
Produktion  ist  daher  Herstellung  eines  neuen  Erzeugnisses 
zur  Erzielung  eines  Werterfolges. 

Nicht  jede  Werterhöhung  schließt  eine  Steigerung  des  Volkswohl- 
standes in  sich,  weil  sie  auch  auf  einer  Wertverschiebung  beruhen 
kann.  Nur  dort,  wo  der  Gütervorrat  vermehrt  oder  zu  höherer  Be- 
deutung für  die  Bedürfnisbefriedigung  gebracht  wird,  liegt  eine  Stei- 
gerung des  Volksvermögens  vor.  Diese  Verbesserung  der  Bedürfnis- 
befriedigung durch  die  Produktion  nennen  wir  ihre  Produktivität. 

In  der  arbeitsteiligen  Volkswirtschaft  werden  die  Gäter  größten- 
teils nicht  für  den  eigenen  Bedarf  erzeugt,  sondern  für  den  Markt. 
Ob  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  zu  verkaufen  sind,  hängt  von 
der  Marktlage  ab.  Der  Erzeuger  kann  nicht  mit  Sicherheit  einen 
höheren  Wert  festsetzen,  sondern  nur  mit  einer  gewissen  Wahrschein- 
lichkeit einen  solchen  errechnen.  Diese  Schätzung  des  wahrschein- 
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liehen  späteren  Preises  nennen  wir  Sp ek  alation.  Im  besonderen 
sprechen  wir  von  Spekulation  und  von  Spekulanten,  wenn  bestimmte 
wirtschaftliche  Handlungen  vorgenommen  werden,  um  aus  der  Un- 
sicherheit der  künftigen  Preisgestaltung  Gewinn  zu  ziehen.  Dabei  ist 
immer  die  Gefahr  des  Irrtums  und  Verlustes  vorhanden,  die  wir  als 
Risiko  bezeichnen. 

Werterhöhung  findet  auch  durch  die  ^atur  allein  statt  (Selbst- 
ansamung des  Waldes,  Nachwuchs  des  Torfes,  nachdem  er  gestochen 
ist).  Sodann  macht  sich  geltend  die  Veränderung  des  Verhältnisses 
zwischen  der  schätzenden  Person  und  dem  geschätzten  Gegenstand 
durch  Entdeckung  nützlicher  Eigenschaften,  z.  ß.  in  der  Tabakpflanze, 
ferner  durch  Hinführung  der  Güter  an  den  Ort  des  Bedarfs,  also  durch 
das  Verkehrsgewerbe,  endlich  durch  den  Übergang  in  die  Hand  dessen, 
der  eine  bessere  Verwendung  dafür  hat,  also  durch  den  Handel.  Durch 
angemessene  Verteilung  des  geernteten  Getreides,  der  geförderten 
Kohle  erhält  derselbe  Vorrat  in  der  Volkswii-tschaft  einen  weit  höheren 
Wert.  Die  Kriegswirtschaft  hat  die  Bedeutung  dieser  Organisation 
der  Verteilung  klar  gezeigt. 

Die  Physiokraten  im  18.  Jahrhundert  nahmen  an,  daß  nur  die 
Landwirtschaft  Überschüsse  über  den  Kostenaufwand  erziele,  nicht 
aber  auch  das  Gewerbe,  das  die  Rohstoffe  weiter  verarbeitet.  Indessen 
werden  auch  durch  die  Umformung  höhere  Werte  gewonnen,  was  z.  B. 
in  der  chemischen  Industrie,  bei  der  Anwendung  der  Dampfkraft,  der 
Elektrizität  besonders  klar  zutage  tritt.  Auch  die  Landwirtschaft  ver- 
wandelt vorhandene  Stoffe  in  neue  Güter,  verbindet  die  Saat  mit  den 
Nährstoffen  der  Pflanzen  im  Boden,  benutzt  die  Kohlensäure  der 
Luft  zum  Aufbau  der  Pflanzen,  verwandelt  das  Futter  der  Kühe  in 
Milch  und  Fleisch  usw. 

Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  sind  volkswirtschaftlich  von 
gleicher  Bedeutung.  Auch  der  inländische  Handel  vermag  das  Volks- 
vermögen zu  steigern,  weil  er,  richtig  gehandhabt,  eine  Werterhöhung 
der  Waren  bewirkt.  Er  ist  als  ein  Teil  des  l^roduktionsprozesses  anzu- 
sehen, nicht  der  Produktion  gegenüber  zu  stellen.  Unproduktiver  Handel 
kommt  allerdings  vor,  aber  ebenso  finden  sich  unproduktive  Fabrikation, 
die  keinen  Überschuß  an  Werten  erzeugt,  und  unrationeller  landwirt- 
schaftlicher Betrieb.  Es  kann  zu  viele  Zwischenhändler  geben,  geradeso 
wie  zu  viele  Handwerker  und  bei  zu  großer  Zersplitterung  des  Bodens 
zu  viele  Landwirte.  Auch  reine  Spekulation,  welche  aus  unberechenbaren 
Veränderungen  in  der  Zukunft  Gewinn  zu  ziehen  sucht,  kann  volkswirt- 
schaftlich nützlich  und  produktiv  würken  dun  h Ausgleichung  der  Preise 
und  Vorsorge  für  die  Zukunft.  Auf  der  anderen  Seite  kann  auch  der 
Handel  statt  Werterhöhungen  nur  Wertvei Schiebungen  herbeiführen 
durch  Bereicherung  der  einen  auf  Kosten  der  anderen,  wie  dies  im 
Kriege  besonders  zu  beobachten  gewesen  ist. 

Es  gibt  drei  Faktoren,  die  bei  der  Produktion  mitwirken:  a)  der 
Boden  (§  19),  b)  der  Mensch  mit  seiner  Arbeitskraft  (S  20),  c)  das 
Kapital  (§  21). 

§ 18. 

Das  Wesen  der  Konsumtion. 

IV.  Haslach,  Güterverzehrung  und  Güterhervorbiingung.  Jena  1906. 

j1.  Wirminghaus,  Die  Lehre  von  der  Koiisunition  und  ihrem  Verhältnis  zur 
Produktion.  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre,  T.  I.  Leipzig  1908. 
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Der  Wertbildung  steht  die  Wertvernichtung  gegenüber,  bei  welcher 
die  gleichen  Fälle  wie  bei  der  Produktion  Vorkommen  können,  nur  in 
umgekehrter  Weise.  Die  Natur  selbst  zerstört  fortwährend  Werte  durch 
Tod,  Fäulnis,  Verwitterung.  Änderung  des  menschlichen  Urteils  führt 
gleichfalls  fortdauerd  in  großer  Ausdehnung  zur  Wertvernichtung,  z.  B. 
durch  die  Mode.  Und  die  Mode  wird  wiederum  gemacht,  um  durch 
Wertvernichtung  die  Nachfrage  immer  von  neuem  zu  beleben. 

Der  Produktion  entspricht  die  K o n s u m t i o n oder  W e r t v e r n i c h - 
tung  durch  die  Bedürfnisbefriedigung  (Verwertung).  Diese 
kann  unmittelbar  sein  und  im  Verbrauch  und  der  Abnutzung  der  Güter 
bestehen,  aber  auch  mittelbar,  d.  h.  der  Erzeugung  neuer  Güter  für 
menschliche  Bedürfnisse  dienen.  Niemals  kann  hierbei  natürlich  von 
Stoffvernichtung  die  Rede  sein,  so  wenig  wie  bei  der  Produktion  von 
Stofferzeugung.  Immer  handelt  es  sich  um  Umformung  vorhandener 
Stoffe.  Bei  der  Wertvernichtung  zur  Erzeugung  neuer  Güter  liegt 
technische  oder  produktive  Konsumtion  vor  gegenüber  dem  un- 
mittelbaren Verbrauch  zur  Befriedigung  der  Lebensbedürfni.sse,  der 
Konsumtion  im  engeren  Sinne.  Das  wirtschaftliche  Streben  ist 
darauf  gerichtet,  bei  der  Produktion  die  Wertvernichtung  möglichst  zu 
beschränken,  bei  der  Konsumtion  möglichst  Werte  zu  erhalten,  z.  B.  die 
Abfälle  und  Rückstände  zu  verwerten,  was  im  Ki'iege  besondere  Bedeutung 
gewonnen  hat.  Die  Aufgabe  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  ist:  mit  ge- 
ringem Aufwand  möglichst  große  Werterhöhung  zu  erzielen.  Sie  wird  um 
so  wichtiger,  je  geringer  der  Vorrat  und  je  dringlicher  der  Bedarf  ist. 

Die  Ordnung  des  Güterverbrauchs  zur  unmittelbaren  Bedürfnis- 
befriedigung erfolgt  im  Haushalt.  Die  Aufgabe  des  privaten  wie  des 
öffentlichen  Haushalts  ist  die  Erzielung  der  besten  Bedürfnisbefriedigung 
mit  den  vorhandenen  Mitteln;  im  privaten  Haushalt  tritt  die  Zurück- 
haltung vorhandener  Mittel  für  Bedürfnisse  der  Zukunft,  das  Spar  en, 
als  besondere  Aufgabe  hinzu.  Den  Wirtschaftseinheiten  zur  Ordnung 
des  Verbrauchs  stehen  die  Organisationen  der  Produktion,  die  Unter- 
nehmungen und  Betriebe  (§  22)  gegenüber,  für  die  der  V erbrauch 
nur  als  Teil  der  Kosten  neuer  Erzeugnisse  in  Betracht  kommt. 

Der  persönliche  Konsum  ist  das  Endziel  jeder  wirtschaftlichen 
Tätigkeit,  aber  nicht  der  nächste  unmittelbareZ weck,  ln  der  Zeit 
der  Verkehrswirtschaft  ist  das  wirtschaftliche  Streben  gerichtet  auf  den 
Erwerb,  d.  h.  auf  die  Erlangung  von  Mitteln,  um  andere  Güter  ein- 
zutauschen. Für  die  Gestaltung  der  Nachfrage  ist  nicht  allein  die 
Ausdehnung  und  Art  der  Bedürfnisse  bestimmend,  sondern  auch  die 
Entwicklung  der  Kaufkraft. 

Sparen  bedeutet  zunächst  die  Zurückhaltung  vorhandener  Be- 
friedigungsmittel für  die  Zukunft.  Diese  zurückgelegten  Beträge  ge- 
winnen aber  nicht  nur  Bedeutung  für  die  Deckung  zukünftigen  Bedarfs, 
sondern  auch  für  produktive  \ erwertung.  Eine  solche  Verwendung 
neuer  Mittel  für  produktive  Zwecke  setzt  aber  eine  Erweiterung  der 
Gütererzeugung  voraus  und  diese  wieder  eine  Ausdehnung  des  Konsums. 
Es  kann  daher  das  Sparen  Akolks  wirtschaftlich  nachteilig  wirken,  wenn 
es  zu  einer  Ausdehnung  der  Produktion  führt,  die  über  den  Verbrauch 
hinausgeht.  Dann  wird  aber  privatwirtschaftlich  der  Anreiz  zum 
Sparen  fortfallen,  weil  die  zurückgelegten  Mittel  nicht  mehr  zur  Güter- 
erzeugung verwendet  werden  und  daher  nicht  mehr  Einkommen  liefern. 
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§ 19- 

Der  Boden  als  Produktionsfaktor. 

Ratzel,  Der  Staat  und  sein  Boden.  Leipig  , xnr-  * i, 

A.  Hettner,  Die  geogr.  Bedingungen  der  menschl.  Wirtschaft.  Grundriß  der 

Sozialökonomik,  II.  Abt.,  Tübingen  1914.  . 

Eßlen  Das  Gesetz  des  abnehmenden  Bodenertrags  seit  J.  v.Liebig.  München  190». 
Alfr.  Weber,  Über  den  Standort  der  Industrien.  Tübingen  1^9. 

Roscher,  Studien  über  die  Naturgesetze,  welche  den  zweckmäßigsten  Standort  der 
Industriezweige  bestimmen.  Ansichten  der  Volkswirtschaft  II.  3.  Aun.  1ö/ö. 

Unter  den  Gaben  der  Natur  hat  man  zu  unterscheiden  zwischen 
solchen  auf  die  der  Mensch  wenig  oder  gar  nicht  einzuwirken  vermag, 
deren  Einfluß  er  sich  nicht  entziehen,  die  er  nur  verwerten  kann,  wie  sie 
eben  gegeben  sind  (Klima,  Oberflächengcstaltung,  Verbreitung  des 
Wassers),  und  solchen,  die  er  vermehren,  verbessern,  umformen,  dych 
Arbeit  seinen  Zwecken  dienstbar  machen  kann  (z.  B.  die  Boden- 
fruchtbarkeit). ^ . • z.  a T>  a 

Unter  den  natürlichen  Bedingungen  dtir  Produktion  ist  der  Boden 

von  der  größten  Bedeutung.  Die  Gütererzeugung  besteht  m der  An- 
eignung der  Naturstoffe  und  deren  Umformung.  Diese  Stofle  liefert 
der  Boden.  Unter  ihnen  sind  zu  trennen  diejenigen,  die  sich  wieder 
ersetzen,  die  Pflanzennährstoffe,  von  den  Erzen,  Steinen  und  Erden, 
die,  einmal  dem  Boden  entzogen,  sich  nicht  wieder  ergänzen. 
Die  Güter  der  zweiten  Art  vermag  der  Mensch  nicht  zu  vermehren 
oder  zu  verändern.  Die  mineralischen  Schätze,  die  er  abbaut, 
erschöpfen  sich  um  so  eher,  je  mehr  er  die  Gewinnung  steigert 
Anders  die  Bodennährstoffe.  Diese  ersetzen  sich  teilweise  von  selbst 
wieder-  vor  allem  aber  vermag  der  Mensch  die  Pflanzennahrstone, 
die  er’  dem  Boden  durch  den  Ackerbau  entzogen  hat,  ihm  durch 
Düngung  wieder  zuzuführen,  ja  sogar  diese  Stofle  im  Boden  zu  vermehren. 
Immerhin  aber  führt  die  Anreicherung  der  Pflanzennährstoffe  nicht  zu 
einer  gleichmäßigen  und  unbegrenzten  Steigerung  der  Ertrage,  viel- 
mehr nehmen  diese  langsamer  zu  und  wachsen  zuletzt  überhaupt 
nicht  mehr  (Gesetz  vom  abnehmenden  Bodenerträge). 

Besondere  Bedeutung  gewinnt  der  Boden  als  Standort  der 
Produktion.  Für  die  Gunst  der  Lage  ist  bestimmend  einmal  die 
Nähe  der  Produktionsstoffe  (Kohlenbergwerke,  Kalkgruben)  son- 
stigen Bedingungen  der  Erzeugung  (z.  B.  Großstadt  mit  reichlicher 
Arbeiterauswahl),  dann  die  Entfernung  vom  Absatzort.  Natürliche  vei- 
kehrswege  (Flüsse)  gleichen  durch  die  Erleichterung  des  Versands  die 
Entfernungen  aus.  Ebenso  wird  durch  jede  Verbesserung  und  verbilli- 
ffuns  der  Verkehrsleistungen  der  Einfluß  der  Entfernungen  vermindert. 
Je  höherwertig  das  Erzeugnis  ist,  je  mehr  die  Produktion  ira  großen 
sich  vollzieht,  um  so  wichtiger  wird  die  Lage  des  Ortes  im  yerhaltnis 
zu  den  Produktionsbedingungen,  um  so  mehr  tritt  die  Kucksicht  aut 

die  Beziehungen  zum  Absatzort  zurück.  , t-.  xx- 

Für  die  Landwirtschaft  kommt  überwiegend  die  Lntfernung  vom 
Absatzort  in  Frage,  da  sie  ja  an  die  natürlichen  Produküonsbedingungen 
räumlich  gebunden  ist.  Johann  Heinrich  von  Thünen  hat  in 
seinem  Werk  ,.Der  isolierte  Staat  in  Beziehung  auf  Landwirtschaft 
und  Nationalökonomie“,  Rostock  1826,  2.  Auflage  1842  gezeigt,  wie  die 

LArt  der  Produktion  durch  die  Entfernung  vom  Markte  bedingt  wird, 

wie  der  Landwirt  nicht  beliebig  das  Wirtschaftssystem  wählen  kann, 
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sondern  berechnen  muß,  welche  Erzeugnisse  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Produktionskosten  und  die  Transportaufwendungen  den  höchsten  Ertrag 
ab  werfen. 

Die  Eigenart  des  Bodens  als  Produktionsfaktor  im  Gegensatz  zu 
den  übrigen  Bedingungen  der  Gütererzeugung  wird  begründet  durch 
seine  Unbeweglichkeit  und  Unvermehrbarkeit.  Wegen  dieser 
grundsätzlichen  Eigenart  des  Bodens  im  Gegensatz  zu  den  übrigen 
Produktionsfaktoren  wird  nicht  nur  eine  gesonderte  volkswirtschaft- 
liche Beurteilung  nötig,  sondern  teilweise  auch  eine  besondere  recht- 
liche Behandlung  gefordert.  Jber  Art  und  Ausdehnung  einer  solchen 
Regelung  gehen  die  Ansichten  auseinander.  Der  Agrar  Sozialis- 
mus fordert  eine  Vergesellschaftung  des  Bodens,  die  Bodenreform- 
bewegung dagegen  nur  mehr  oder  weniger  weitgehende  Maßnahmen, 
um  die  Sondergewinne,  die  durch  die  Entwicklung  der  gesamten  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  bedingt  sind,  einzuschränken  oder  der  Ge- 
samtheit zuzuführen. 


§ äO. 

Die  Arbeit. 

Th.  Kozak,  Rodbertus-Jagetzows  sozialökon.  Ansichten.  Jena  1882. 

Bücher,  Aibeit  und..Rhythmus.  4.  Aufl.  Leipzig  19Ü9. 

P Mombert,  Die  Ökonomie  der  Arbeitskraft.  Jahrb.  f.  Nationalökon.,  3.  F.. 
Bd.  53.  ’ ' 

??.  Buch,  Intensität  der  Arbeit,  Wert  und  Preis  der  Waren.  Leipzig  1896. 

Taylor,  The  principles  of  scientific  management.  Deutsche  Ausgabe  v.  Roesler. 
München  1919. 

Zur  Benutzung  dessen,  was  die  Natur  bietet,  ist  stets  menscJiliche 
Tätigkeit,  d.  h.  Arbeit  nötig.  Je  mehr  die  Ansprüche  steigen,  um  so  mehr 
Aufwand  von  Arbeit  ist  erforderlich,  um  die  Güter  den  menschlichen 
Bedürfnissen  anzupassen. 

Die  körperliche  Arbeitskraft  wird  in  einem  Volke  zunächst 
bestimmt  durch  die  Bevölkerungszahl,  sie  wird  ferner  beeinflußt  durch 
die  Dichte  des  Zusammeiiwohiiens  und  die  Altersgliederung  der  Be- 
völkerung, den  Anteil  derjenigen  Personen,  die  im  produktiven  Alter 
stehen,  und  derjenigen,  die  noch  nicht  oder  nicht  mehr  arbeiten  können. 
Bestimmend  für  diese  Unterschiede  sind  die  Geburtenhäufigkeit,  die 
Wanderungsbewegung,  die  die  Menschen  im  besten  Arbeitsalter  erfaßt, 
und  die  Sterbliclikeitsverhältnisse. 

Die  körperliche  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Menschen  ist  bei  den 
verschiedenen  Völkern  ungleich.  Über  die  Unterschiede  sind  wir  durch 
die  Anthropologie  und  Anthropometrie  nur  unzureichend  unterrichtet. 
Maßgebend  sind  die  Eigentümlichkeiten  der  Rasse,  die  Einflüsse  des 
Klimas  und  die  körperliche  Pflege,  besonders  die  Nahrung  (Hunger- 
blockade). Außerordentlich  ungünstig  wirkt  der  Alkoholismus! 

Die  geistige  Leistungsfähigkeit  wird  bedingt  durch  das 
Gedächtnis,  durch  die  schnelle  Fassungsgahe,  durch  die  Fornigewandt- 

durch  die  Konzentrations-  und  Kombinationsgabe  und  damit  die 
Fähigkeit,  sich  nachhaltig  und  tief  in  eine  Aufgabe  hineinzuarbeiten, 
ln  der  letzten  Hinsicht  steht  die  germanische  Rasse  den  anderen  voran, 
in  den  ersten  Fähigkeiten  den  Romanen  und  Slaven  nach.  Erst  durch 
Fleiß,  Ausdauer,  Ehrlichkeit,  Ehrgefühl,  Pflichttreue,  Ordnungsliebe, 
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I Erwerbstrieb  und  Sparsinn,  durch  Arbeitslust  und  die  Auffassung  der 

i Arbeit  als  Lebenspllicht  und  Grundlage  nachhaltiger  Zufriedenheit  können 

I Qie  übrigen  Eigenschaften  wirtschaftlich  fruchtbringend  werden. 

Von  grundlegender  Bedeutung  ist  weiter  die  Al  t der  Arbeitsbetätigung 
I deren  Anpassung  an  die  besonderen  Verhältnisse  der  umgebenden 

I Aatur  und  die  Fähigkeiten  der  Bevölkerung.  Endlich  vermag  die  Rat  io - 

; nalisierung  der  Arbeit,  die  klar  durchdachte  Anordnung  der  ein- 

? zelnen  Teile  des  Arbeitsprozesses  zur  Verbesserung  des  Wirkung.sgrades 

• ^Taylorsystem),  den  Erfolg  der  menschlichen  Arbeitskraft  erheblich  zu 

Aufgabe  ist  eine  doppelte,  einmal  das  zw'eckmäßigste 
Verlahren,  das  Bestverfahren,  experimentell  zu  ermitteln,  und  dann 
diese  bestmögliche  Arbeitsweise  in  die  Praxis  überzuführen  an  die 
stelle  der  jetzt  gewohnheitsmäßig  geübten  zu  setzen.  Die  Lösung  der 
I 3rÄt6n  Aufgabe  erfordert  zunächst  eine  Zergliederung  der  bisherio*en 

Arbeitsverrichtungen  in  elementare,  nicht  weiter  zerlegbare  Bewegungs- 
i f eststellung  von  deren  Zeitdauer.  An  diese  Zeitstudien 

, schließen  sich  dann  die  Bewegungsstudien.  Es  werden  die  Teile  des 

» oisherigen  Arbeitsvorganges  unter  dem  Gesichtspunkt  geprüft,  ob  sie 

; pe  bestmöglichen  sind  oder  durch  andere,  weniger  Kraft  und  Zeit  er- 

. lordernde  Bewegungen  ersetzt  werden  können.  Vor  allem  kommt  es 

1 iaraut  an,  überflüssige  und  leistungshemniende  H.indgriife  zu  beseitigen. 

. Es  folgen  Untersuchungen  über  die  Zweckmäßigkeit  der  äußeren  Ar- 

I leitsbedmgungen,  über  die  Eignung  des  einzelnen  Arbeiters,  über  die 

t.  v\  irkung  von  Erholung  und  Pausen,  und  zwai’  über  deren  Gesamt- 

J lauer  und  \eiteilung.  Durch  diese  Zeit-  und  Bewegungsstudien  werden 

lie  Unterlagen  gewonnen  für  diejenige  Arbeitsweise,  die  mit  dem  ge- 
I ’ingsten  Kraft-  und  Zeitaufwand  den  höchsten  Erfolg  liefert.  Um 

, lieses  Bestverfahren  in  die  Praxis  überzufübren,  werden  zunächst  für 

j . edes  Werkstück  Unterweisungskarten  angefertigt,  die  die  Bearbeitun«^ 

fenM  vorschreiben  und  dabei  die  Normalzeiten  angeben,  die  durch 
tie  Zeitstudien  ermittelt  worden  sind.  Vor  allem  aber  wird  es  nöti'»' 
len  Arbeite!  einzuüben,  zu  drillen,  daß  ihm  das  neue  Verfahren  zur 
^enohnheit  wiid,  daß  er  es  mit  derselben  Routine  an  wendet  w'ie  die 
rüheie,  Aveniger  zweckmäßige  Arbeitsweise.  Hierzu  sind  besondere 
deister  vorgesehen,  die  wie  sportliche  Trainer  durch  Beratung  und 
j Beispiel  auf  den  Arbeiter  zu  wirken  haben.  Die  Stei^’erung  der 

I .eistungen  durch  Anwendung  eines  solchen  durchdachten  Arbeitsver- 

ahrens  ist  nach  allen  Berichten  außerordentlich  groß.  Vor  allem  er- 
Hiöglicht  diese  Rationalisierung  der  Arbeit  auch  eine  Vervollkommnuno* 

der  Art  der  Entlöhnung,  die  dann  ebenfalls  auf  eine  Erhöhung  des 
. trbeitserlolges  hinwirkt. 


§ 21. 

Das  Kapital. 

Lhre  1908^^  Kapital.  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschafts- 

Mengcr,  Zur  Theorie  des  Kapitals.  Jahrb.  f.  Nat.,  N F Bd  XV 
Irving  Fisher,  Nature  of  Capital  and  income.  1906  ’’ 

■ . bt.  l K.pi.alzi„,,  Abt.  1.  3.  Au«..  Innsbruck  1914. 

W,  Jacoby,  Der  Streit  um  den  Kapitalsbegriff.  Jena  1908 
K SaXj  Kapitalzins.  Berlin  1916. 
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Kapital  ist  derjenige  Teil  des  Vermögens,  welcher  selbst  Erzeugnis 
menschlicher  Arbeit  ist  und  wieder  zur  Produktion  verwendet  wird. 
Nach  dem  Sprachgebrauch  liegt  sowohl  der  Begriff  des  Vorrats  für 
künftige  Nutzung  tvie  der  des  Erwerbsmittels  darin;  daher  sind  die 
Begriffsbestimmungen  verschieden.  Um  das  Kapital  in  seiner  Eigen- 
art gegenüber  den  anderen  Produktionsfaktoren  scharf  abzugrenzen, 
ist  es  notwendig,  das  Kapital  im  Gegensatz  zur  Natur  als  bestimmten 
Teil  des  Vermögens  aufzufassen  und  den  Nachdruck  auf  die  Art  der 
Verwendung  zu  legen,  welche  die  Güter  finden  sollen,  Kapital 
ist  produziertes  Produktionsmittel.  Weder  die  Ver- 
brauclisgüter  gehören  hierzu,  noch  der  Boden.  Ebensowenig  sind  dar- 
unter zu  begreifen  AVerte,  die  nicht  zum  Vermögen  gehören  und  nicht 
geschätzt  werden  können,  Avie  persönliche  Fähigkeiten,  der  Staat  mit 
seinen  Leistungen  und  die  freien  Güter,  so  wichtig  sie  als  Alittel  der 
Produktion  sein  mögen. 

Durch  diese  Auflassung  des  Kapitals  als  sachliches  Produktivmittel 
lösen  Avir  die  Betrachtung  los  von  der  Frage,  Aver  über  die  Mittel 
privatwirtschaftlich  verfügt.  Bei  dieser  zw'eiten  Frage,  handelt  es  sich 
nicht  um  Produktionsmittel,  sondern  um  ErAverbsmittel;  wir 
können  daher  im  Gegensatz  zum  Produktivkapital  hier  vom  ErAverbs- 
kapital  sprechen,  das  wirtschaftliche  VerfügungsgeAvalt  auf  Grund 
des  Vermögensbesitzes  darstellt.  Die  Behandlung  des  Kapitals  unter 
diesem  Gesichtspunkt  hat  vorAviegend  rechtliche,  gesellschaftliche  Fragen 
zum  Gegenstand,  die  durch  die  Organisation  der  Volkswirtschaft  und 
die  soziale  Ordnung  gegeben  sind,  ln  dem  hier  gegebenen  Zusammen- 
hang kommt  es  aber  in  erster  Linie  darauf  an,  die  Bedeutung  des 
Kapitals  für  die  Produktion,  also  die  natürliche,  technische  Eigenart 
der  sachlichen  Produktivmittel  darzustellen,  die  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zuständigkeitsverhältnisse  sich  ergibt,  die  die  gesellschaftliche 
Ordnung  geschaffen  hat.  In  einer  sozialistischen  Ge.sellschaft  z.  B. 
gibt  es  kein  Erw'erbskapital;  sofern  aber  in  ihr  noch  Produktivmittel 
verwendet  werden,  bleibt  das  Produktivkapital  bestehen. 

Die  hier  gegebene  Begriffsbestimmung  hat  den  Nachteil,  daß  sie 
nicht  alles  erfaßt,  AA^as  der  Sprachgebrauch  mit  dem  Wort  Kapital  be- 
zeichnet, und  die  Rücksicht  auf  den  Sprachgebrauch  hat  teilweise  die 
Begriffsbildung  beeinflußt.  So  versteht  A d o 1 f AV  a g n e r unter  Kapital 
Erwerbsmittel  vom  Standpunkt  des  Besitzers.  Hermann  nennt 
Kapital  die  Grundlage  einer  Nutzung,  die  TauscliAA'ert  hat.  Karl  Menger 
versteht  unter  Kapital  Geldbeträge,  welche  der  Einkommensbildung 
gewidmet  sind.  Auch  Schm  oll  er  folgt  dieser  Auffassung  und  nennt 
Kapital  denjenigen  Teil  des  A^ermögens,  der  AA^erbend  angelegt  ist, 
dessen  Rente  in  bestimmtem  Verhältnis  zum  Geldwerte  steht.  Diese 
Anschauung  hat  zunächst  das  eine  Bedenken  gegen  sich,  daß  sie  rein 
privatwirtschaftlich  ist.  Sie  birgt  aber  die  noch  größere  Gefahr  einer 
Vermengung  der  Begriffe  Geld  und  Kapital,  Avährend  gerade  deren 
Scheidung  besonders  wichtig  ist. 

Geld  ist  gesetzliches  Zahlungsmittel,  allgemeines  Tauschmittel  und 
als  solches  der  Maßstab  für  den  Verkehrsw'ert  der  Güter.  AVenn  wir 
im  gew^öhnlichen  Sprachgebrauch  das  Vermögen  einer  Person  in  Geld 
ausdrücken,  also  etwa  auf  200000  M.  beziffern,  so  meinen  Avir  natürlich 
nicht,  daß  dieser  Betrag  in  Geldforra  in  der  Hand  der  betreffenden 
Person  sich  befindet.  Das,  was  tatsächlich  in  der  Volkswirtschaft 
Verwendung  findet,  sind  die  Guter,  deren  Gesamtwert  wir  auf  200000  M. 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  Auti.  3 
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beziffern,  also  z,  B.  das  Haus,  das,  vom  Eigentümer  selbst  bewohnt,, 
unmittelbar  der  Bedürfnisbefriedigung  dient,  also  nicht  Kapital  ist 
Tir^^  Maschine,  die  dem  Wert  eines  Lnternehmeranteils  von 
20000  M.  Aktien  entspricht,  sind  die  Meliorationen,  die  der  Land- 
wirt mit  einem  Hypothekendarlehn  von  30000  M.  durchgetührt  hat 
die  beide  als  Kapital  anzusehen  sind.  Geld  ist  nicht  Kapital,  sondern 
nur  der  Ausdruck  für  den  Tauschwert  von  Gütern.  Ob  diese  Güter 
Kapital  sind,  ist  dann  noch  eine  Frage  für  sich. 

Die  Grundlage  der  Kapitalsbildung  ist  die  Herstellung  von 
Produktionsmitteln  statt  von  Genußgütern  und  das  Aufsparen  derKonsum- 
tionsmittel  durch  Beschränkung  des  Verbrauchs,  um  einen  Überschuß  zu  er- 
zielen, der  die  nicht  der  unmittelbaren  Bedürfnisbefriedigung  dienende 
Arbeit  erst  ermöglicht.  Jeder  Kulturfortschritt  schließt  Kapitalsver- 
mehrung  ein,  und  diese  macht  jenen  wiederum  erst  i n ausgedehnterem  Maße 
möglich.  Sie  hängt  ab  von  dem  Sparsinn,  Fleiß  und  der  Begabung  des 
Volkes,  von  der  Eechtssicherheit  wie  von  der  Produktivität  der  Kapitals- 
inlage,  bzw.  der  Höhe  des  Zinsfußes.  Jede  Kapitalsbilduug  dient  im 
etzten  der  Herstellung  von  Verbrauchsgütern;  die  Produktionsmittel  sind 
licht  Selbstzweck  der  Produktion.  Daher  findet  die  Kapitalsbildung  in 
1er  Aufnahmefähigkeit  des  Gütermarktes  ihre  Grenze.  Vermag  die 
Jigene  Volkswirtschaft  das  Kapital  nicht  zu  verwenden,  dann  wandert 
lieses  aus,  oder  es  liegt  brach,  bringt  keinen  Ertrag  und  damit  auch 
ceinen  Zins,  so  daß  der  Anreiz  zur  Kapitalsbildung  entfällt 

Das  Kapital  unterscheidet  sich  von  den  anderen  Produktionsfaktoren 
vesentlich  dadurch,  daß  es  in  weit  stärkerem,  ja  last  unbegrenztem  Maß 
tn  einem  gegebenen  Ort  vermehrt  und  angehäuft  werden  kann.  Es  ersetzt 
lurch  \ erwertung  elementarer  Kraft  (Wasser,  Dampfj  und  deren  ber- 
ührung  in  Arbeit  (Kraft-  und  Arbeitsmaschinen)  die  menschliche 
Vi  beitskraft  und  nimmt  dem  Menschen  das  rein  Mechanische  der 
.ätigkeit  mehr  und  mehr  ab.  Es  ermöglicht  dem  Menschen  erst,  die 
satur  erfolgreich  zu  beherrschen  und  Vorsorge  für  die  Zukunft  zu  treffen. 

ManunterscheidetnachdemEigentumsverhältniseigenesundfremdes. 
:elbstverwendetesundLeihkapital.  Dabei  handelt  es  sich  nicht  um 
t as  Eigentumsverhältnis  an  den  Kapitalgütern,  den  Produktionsmitteln 
selbst,  sondern  um  die  Frage,  ob  die  zu  deren  Beschaffenheit  nötigen 
Jmtgelte  aus  eigenem  Vermögen  stammen  oder  ron  anderen  geliehen 
sind.  Nach  der  äußeren  Beschaffenheit  ist  zu  trennen  das  unbe- 
’/eg'liche  und  das  bewegliche  Kapital,  so  einerseits  die  Auf- 
vendungen  auf  den  Boden  (aber  nicht  der  Boden  selbst)  und  die  Gebäude 

[ Bfitiplutz),  andererseits : Maschinen,  Geräte,  Nutztiere, 

J liltsstoffe,  wie  Steinkohle,  Eisen. 

Man  unterscheidet  fernerstehendes  und  umlaufendes  Kapital. 
Das  stehende  Kapital  wird  vom  Privatwirtschaft  liehen  Standpunkt  aus 
iuch  als  Anlagekapital,  das  umlaufende  als  Betriebskapital  be- 
zeichnet.  Das  umlaulende  Kapital  wird  bei  der  Produktion  selbst  um- 
T f einmal  zur  Herstellung  neuer  Güter  (Saatgetreide, 

ilehl,  Steinkohlen);  der  Wert  geht  in  das  Erzeugiiis  über.  Das  stehende 
J .apital  wirkt  dagegen  nachhaltig  bei  verschiedenen  Produktionsprozessen 
I nd  nutzt  sich  nur  allmählich  ab  (Maschinen,  Gebäude,  Zugtiere).  Das 
s ehende  Kapital  wirkt  umfassender  und  länger  dauernd.  Es  ermöglicht 
e rst  die  \ erwendung  des  umlaufenden  Kapitals.  Die  Bildung  des  stehenden 
Kapitals  erfordert  regelmäßig  längere  Zeit  (Durchführung  von  Meliora- 
t onen,  Errichtung  von  Fabriken,  Bau  von  Maschinen).  Die  Vermehrung 
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des  stehenden  Kapitals  (Eisenbahnen,  Häfen,  Schiffe,  Entwässerungs- 
anlagen, Fabriken)  ist  Voraussetzung  und  Folge  jedes  wirtschaftlichen 
Aufschwunges;  sie  erhöht  dauernd  den  Wohlstand  und  steigert  die  weitere 
Gütererzeugung.  Jede  Minderung,  z.  B.  durch  einen  Krieg  (Friedens- 
vertrag von  V’^ersailles),  beeinträchtigt  dauernd  die  Produktion,  ist  ein 
Zeichen  des  Verfalls.  Beide  Arten  des  Kapitals  müssen  aber  in  einem 
dem  Stand  der  Volkswirtschaft  entsprechenden  Verhältnis  stehen,  sonst 
muß  ein  Teil  unverwertet  bleiben.  Fehlt  es  an  Kohle,  Eisen,,_  Baum- 
wolle, so  müssen  Fabriken  Stillstehen.  Sind  die  Kohstoffe  im  Überfluß 
vorhanden,  so  werden  sie  entwertet,  und  ihre  Gewinnung  macht  sich 
nicht  bezahlt. 


8 22 

Die  Vereinigung  der  drei  Produktionsfaktoren 
in  den  Betrieben  und  Unternehmungen. 

Werner  Sombart,  Der  moderne  Kapitalismns,  2 Bde.  2.  Aufl.  Leipzig  191617. 

G.  Sehmoller,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung.  Juhrb.  f.  Gesetzg. 
Verw.  u.  Volksw.  Bd.  14. 

Pohle,  Der  Unternehmerstand.  Leipzig  1910. 

Die  verschiedenen  Produktivkräfte  wirken  nie  als  Ganzes  in  einem 
Lande  verbunden,  sondern  sind  räumlich  und  sachlich  verteilt.  Die  ge- 
sonderten, durch  die  sachliche  Eigenart  der  Gütererzeugung  unterschie- 
denen Gruppen,  in  welchen  einzelne  Menschen  oder  Gesellschaften  sich 
zur  Verbindung  der  einzelnen  Kraftteile  vereinigen,  heißen  Gewerbe  im 
weiteren  Sinne  des  Wortes.  Erst  die  V^ereinigung  der  drei  Faktoren  er- 
möglicht eine  größere  volkswirtschaftliche  Leistung.  Aber  je  nach  der 
Entwicklungsstufe  der  V'olkswirtschaft  tritt  bald  der  eine,  bald  der 
andere  Faktor  mehr  in  den  V'ordergrund.  Zunächst  überwiegt  die 
äußere  Natur.  Die  menschliche  Tätigkeit  beschränkt  sich  auf  die 
Aneignung  der  Naturerzeugnisse.  Es  herrscht  dann  in  der  Landwirt- 
schaft die  extensive  Wirtschaftsweise.  Allmählich  kommt  immer  mehr 
Arbeitskraft  und,  diese  wieder  ergänzend,  Kapital  zur  Anwendung. 
Der  landwirtschaftliche  Betrieb  wird  intensiv,  die  stottVerarbeitende 
Produktion  geht  immer  mehr  zur  Anwendung  von  Maschinen  und 
Motorkräften  über.  Im  Altertum  wie  im  Mittelalter  trat  das  Kapital 
noch  völlig  zurück,  in  den  letzten  hundert  Jahren  hat  es  dagegen  eine 
überwiegende  Bedeutung  erlangt. 

Nach  der  äußeren  Art  der  Tätigkeit  unterscheiden  wir  die  Urpro- 
duktion, die  die  Eohstofte  gewinnt,  und  die  Arbeit,  die  diese  durch 
Umformen  und  Veränderung  für  die  Bedürfnisbefriedigung  und  die 
Gütererzeugung  herrichtet:  das  Gewerbe  im  engeren  Sinne. 

Die  räumliche  Vereinigung  der  Produktionsfaktoren  zu  einzelnen 
erwerbswirtschaftlichen  Einheiten  nennen  wir  Betriebe,  wenn  wir  die 
äußere  Form,  Art  und  Ausdehnung  ins  Auge  fassen ; wir  bezeichnen  sie  als 
Unternehmen,  wenn  wir  die  inneren  Zusammenhänge  betrachten,  die 
Verfügung  über  die  Produktivmittel,  die  Bestim.mung  der  Richtung  der 
Gütererzeugung,  die  Übernahme  und  die  Verteilung  von  Gewinn  und  Ver- 
lust. Die  Person,  die  die  Produktionsmittel  vereinigt,  ist  der  Unter- 
nehmer. Wir  sprechen  von  k ap  i t a 1 i s t i s c h e n U n t e r n e h in  u n g e n, 
weil  nicht  nur  das  Kapital  im  Zusammenhang  der  Produktionsfaktoren 
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immer  mehr  überwiegt,  sondern  auch  der  Kapitalbesitz  bestimmend 
wird  für  die  Entscheidung  über  die  Produktion,  der  Kapitalist  den 
Gewinn  bezieht,  das  Risiko  trägt  und  den  Bodenbesitzer  durch  Kauf- 
preis und  Pachtzins,  den  Arbeiter  durch  den  Lohn  abfindet. 

Das  Maß  der  Verwendung  von  Kapital  wild  auch  von  Bedeutun“' 
für  die  Unterscheidung  der  Größe  der  Betriebe  und  Unternehmunf^en 
ist  aber  für  die  Bestimmung  von  Größenklassen  nicht  allein  niaß- 
gebend.  Es  kommt  für  die  Landwirtschaft  vor  allem  in  Betracht  die 
bewirtschaftete  Fläche.  Weiterhin  ist  allgemein  maßgebend  die  Aus- 
dehnung der  Produktion  und  da.s  Verhältnis  der  tatsächlichen  Ausdehnuno' 
zni  möglichen,  die  Intensität,  ferner  die  Zahl  der  Arbeitskräfte  und  die 
Arbeitsteilung,  die  Stellung  des  Leiters  im  Zusammenhang  der  Arbeits- 
organisation und  die  Regelung  des  Absatzes  der  erzeugten  Güter.  Diese 
Merkmale  treffen  nicht  für  alle  Gebiete  wirtschaftlicher  Tätigkeit  gleich- 
mäßig zu  und  sind  auch  für  die  einzelnen  Teile  der  gewerblichen  Güter- 
erzeugung nicht  gleichmäßig  maßgebend,  so  daß  bestimmte,  feststehende 
Größenklassen  nicht  gebildet  werden  können.  Im  besonderen  ist  in  der 
gew'erblicheii  Produktion  die  Grenze  zwischen  Kleinbetrieb  (Handwerk) 
und  Gioßbetiieb  (Fabrik)  nicht  für  alle  Gew'erbe  gleichmäßig  zu  ziehen 
Es  sind  stets  nur  so  viel  Produktivkräfte  einer  Art  wirtschaftlich 
zu  verw’enden,  als  mit  anderen  verbunden  W'erden  können.  Ein  vor- 
handener Überschuß  bleibt  unverwertet.  Je  nach  dem  Grade  des  Zu- 
sammenwirkens kann  bei  demselben  Vorrat  der  Ertrag  der  Volkswirtschaft 
vei  schieden  sein,  wie  dieselben  Krätte  durch  bessere  Organisation  zu 
höherer  Leistungsfähigkeit  gebracht  werden  können. 

Eine  besondere  Betrachtung  erfordert  nO(!h  die  Bedeutung  der 
■A.rbeits-  und  Kapitalsvereinignng  übeihaupt,  ohne  Rücksicht 
auf  die  besondere  Organisation  dieser  Verbindung. 

\\  as  tausend  Menschen  einzeln  nicht  heben  können,  vermögen  zu- 
weilen 4-5  durch  Vereinigung  der  Kräfte  zu  bewältigen  (Steinheben, 
tvammen).  Im  Zusammenhang  mit  der  Arbeitsteilung  wnrd  das  Hand- 
.n-Hand-Arbeiten  verschiedener  Personen  bei  zweckmäßiger  Organisation 
iie  Leistung  wesentlich  erhöhen  durch  die  Vereinigung  gleichartiger 
ind  gleichzeitiger  sowie  durch  die  Vereinigung  A'erschiedenartiger,  iTnd 
!war  gleichzeitiger  wie  ungleichzeitiger  Tätigkeit. 

Die  Landwirtschalt  ist  dem  Gewmrbe  gegenüber  insofern  im  Xach- 
eil,  als  bei  ihr  die  Teilung  und  Vereinigung  der  Arbeit  nicht  so  weit- 
gehend durchgeführt  w'erden  kann.  In  der  Indu,strie  geschieht  die  \v- 
leitsvereinigung  teils  in  der  einzelnen  Fabrik  durch  die  Vergrößerung  des 
üetrieb.s,  teils  durch  die  Vereinigung  verschiedener  Betriebe  in  einer  Hand. 

Eine  Organisation  der  Arbeitskräfte  ist  ohne  Kapital  undurchführbar, 
ind  je  mehr  Kapital  vorhanden  ist,  um  so  leichter  und  erfolgreicher  kann 
ie  im  allgemeinen  bewnrkt  W'erden.  Die  Kapitalsvereinigung  ermöglicht 
lie  yerwendung  technischer  Hilfsmittel,  die  die  Naturkräfte  der  Pro- 
luktion  dienstbar  machen,  sie  gestattet  eine  bessere  Ausnutzung  des 
•erwendeten  Materials,  größere  Beherrschung  der  Verhältnisse,  leichtere 
Benutzung  günstiger  Konjunkturen  und  gewährt  größere  Widerstands- 
-jait  g^egcn  Eückschläge.  DaliGr  vollzielit  sich  bei  größerem  Kapitals- 
■’orrat  in  den  meisten  Industriezw'eigen  der  Übergang  zum  Groß- 
letrieb  und  greift,  wo  Maschinen  zur  Anwendung  kommen  können 
und  für  den  Betrieb  bestimmend  sind,  immer  allgemeiner- Platz.  Wo 
über  die  Handarbeit  nicht  ersetzt  werden  kann  (z.  B.  Dienstgewerbe) 

I ie  Bedürfnisse  eigenartig  sind  und  durch  M.issenherstellung  nicht 
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befriedigt  w'erden  können  (z.  B.  Maßarbeit,  Reparaturen),  wo  der 
räumliche  Zusammenhang  der  Gewerbebetriebe  mit  dem  Verbraucher 
nötig  ist  (z.  B.  Stellmacher,  Schmiede),  behält  der  Kleinbetrieb  seine  Be- 
deutung. Der  Nutzen  der  Kapitalsvereinigung  hört  auf,  wenn  die  tlber- 
sicht  und  Überwachung  durch  die  leitenden  Persönlichkeiten  verloren 
gehen.  Die  KapitaLsvereinigung  hat  ferner  volkswirtschaftliche  Bedenken 
wiegen  der  Gefahr  der  Ausbildung  eines  Monopols,  sowmhl  den  Arbeitern 
wie  den  Verbrauchern  gegenüber.  Die  Nachteilesteigen,  je  mehr  zugleich 
eine  Konzentration  des  Ertrages  damit  verbunden  ist. 

Die  Kapitalsvereinigung  findet  wieder  in  der  Landwirtschaft  engere 
Grenzen  als  im  Gewerbe.  Der  Ackerbau  hängt  immer  in  erster  Linie  von 
den  Naturbedingnngen  ab,  von  Boden  und  Jahreszeit.  Technische  Fort- 
schritte und  Kapitalsvermehrung  vermögen  die  Erträge  nicht  in  gleicher 
AVeise  wie  beim  Gewerbe  zu  steigern. 


Zweites  Kapitel. 

Der  Verkehr. 

I.  Or  1111(1  läge  11. 

1.  Der  Wert. 

Wesen,  Arten  und  Bestimmungsgründe. 

F.  J.  Keumaun,  Die  Begriffe  Gut,  Wert,  Preis,  Vermögen,  Wirtschaft.  Schönberg, 
Handbuch  d.  polit.  Oekonomie  I.  4.  Aufi.  IbUü. 

K.  Marx,  Das  Kapital.  Buch  1 ; Der  Produktionsprozelj  d.  Kapitals.  7.  Aull. 
Hamburg  1914. 

ü.  IFicscr,  Über  den  Ursprung  und  die  Ilauptgesetze  des  wirtschaftlichen  AVertes. 
Wien  1889. 

Breiifaiio,  Die  Entwicklung  der  AVertlehre.  München  1908. 

Kaulla,  (ieschichtliche  Entwicklung  d.  modernen  AVerttheorien.  Tübingen  1906. 

Diehl,  Entwicklung  der  AA’ert-  und  Preistheorie  im  19.  Jahrh.  Entwicklung  der 
A’olkswirtschaftslehre.  T.  1.  Leipzig  1908. 

Das  menschliche  Bewußtsein  tritt  den  Erscheinungen  erkennend 
und  beurteilend  gegenüber.  Die  Erkenntnis  sucht  die  Erscheinungen 
zu  erklären,  ihre  ursächlichen  Zusammenhänge  zu  ermitteln,  die  Be- 
urteilung betrachtet  die  Erscheinungen  unter  dem  Gesichtspunkt  von 
Mittel  und  Zweck.  Diese  Ziele  können  letzte,  über  der  sichtbaren 
AA^elt  erhabene  Ideen  sein,  so  die  Idee  des  Guten;  dann  haben  wir  das 
sittliche  AA'erturteil.  Es  können  aber  auch  praktische  Zwecke  gewählt 
und  die  beobachteten  Dinge  und  A’orgänge  als  Mittel  betrachtet  werden, 
die  den  Zweck  verwirklichen  oder  die  äußeren  Verhältnisse  dem  ge- 
dachten Endzustand  nähern.  In  diesem  Fall  bezeichnen  wir  Dinge 
oder  Handlungen  als  zweckmäßig,  d.  h.  als  geeignet,  das  ins  Auge  ge- 
faßte Ziel  zu  erreichen. 

Wenn  diese  Betrachtung  Zwecke  der  Bedürfnisbefriedigung  ins 
Auge  faßt  und  Gegenstände  auf  ihre  Geeignetheit  hin  prüft,  (liesen 
Zwecken  zu  dienen,  dann  kommt  sie  zum  wirtschaftlichen  AA'ert. 
AA^ert  ist  nicht  eine  Eigenschaft  der  Dinge,  etiva  wie  ihre  Schwere: 
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Wert  bedeutet  das  Ergebnis  einer  Schätzung,  eine  Beziehung,  die 

" geschaffen  wird.  Wert  ist  das  Urteil 

Uber  die  Eignung  eines  Dinges  als  Mittel  für  mensch- 
liche  Zwecke,  und  zwar  hier  für  wirtschaftliche  Zwecke 
Die  Grundlage  dieses  Urteils  ist  auf  der  einen  Seite  der  ins  Auge 
gefaßte  Zweck,  auf  der  anderen  Seite  die  Beschaffenheit  der 
Euter,  ihre  Brauchbarkeit,  ihre  Nützlichkeit.  Wert  und  Brauch- 
ba^eit  ist  nicht  dasselbe.  Wenn  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch 

.Heiz'vert  spricht,  so  hat  er  diese  objektive 
Beschaffenheit  der  Dinge  im  Auge,  auf  Grund  deren  das  menschliche 
Urteil  ihnen  einen  Wert  beilegt. 

Unter  den  Zwecken,  für  die  die  Güter  als  Mittel  herangezogen 
werden,  sind  zunächst  zwei  Gruppen  zu  unterscheiden.  Einmal  kommt 
die  Benutzung  zur  unmittelbaren  Bedürfnisbefriedi  t^unn 
die  Verwendung  in  der  eigenen  Wirtschaft  in  Betracht:  die 
higiiung  der  Güter  für  diese  Aufgabe  ist  ihr  Gebrauchswert  ln 
ler  V erkehrs Wirtschaft  tritt  vor  diesen  Zweck  immer  mehr  die  'Ver- 
wendung der  Güter  zum  Austausch,  mithin  ihre  Eignung  für  den 
Wirtschaftsverkehr,  ihr  Tauschwert.  Gebrauchswert  und  Tausdi- 
ivert  sind  nicht  getrennte,  selbständige  Größen.  Ein  Tauschwert  ist 
lur  dort  vorhanden,  wo  ein  Gebrauchswert  vorliegt.  Der  Tausch 
irin^  die  Güter  dem  Gebrauch  und  Verbrauch  näher. 

• 1,  Ar  P^'y^^.'^'^tschaftliche  Wert  stellt  sich  in  der  unend- 
ichen  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Wirtschaften  heraus;  der  volks- 
virtschaf  tliclie  Wert  ergibt  sich  aus  dem  Zusammenwirken  jener 
^iivatwirtschaften  im  großen  Durchschnitt  des  Vfarktverkehrs.  In  der 
raxis  des  Kechtslebens  spielt  der  gemeine  Wert  eine  erhebliche 
tolle,  er  wird  nach  der  Schätzung  im  öffentlichen,  freien  Verkehr 
'unem  Gute  beigelegt.  Ihm  steht,  z.  B.  bei  ländlichen  Grundstücken, 
iier  Ertrags  wert  gegenüber,  der  auf  Grund  des  aus  dem  Objekt 
: a erlangenden  Reinertrages  und  des  landesüblichen  Zinsfußes  be- 
jeclinet  wird.  Man  spricht  auch  von  Kosten  wert,  der  durch  die  Un- 
J. osten  bestimmt  wird,  welche  die  Herstellung  oder  die  Beschaffung 
' eiursacht.  Schließlich  ist  noch  der  Affektions  wert  zu  berück- 
iichtigen,  der  durch  die  besondere  individuelle  Beurteilung  auf  Grund 

( ines  bestimmten  \ erhältnisses  sich  von  dem  durchschnittlichen  Urteil 
I nterscheidet. 

Bei  der  \\  ertschätzung  in  der  Volkswirtschaft  kommen  verschiedene 
J aktoren  in  Betracht,  welche  das  menschliche  Urteü  beeinflussen,  darunter 
' ^ ^ ® ^ ^ ^ } c h e B e s c h a f f e n h e i t , die  N u t z b a r k e i t des  Gutes. 

J le  kiigenschaften.  durch  welche  es  zur  Bedürfnisbefriedigung  fähig' 
i^erden  kann,  werden  überall  die  Grundlage  der  Schätzung  bilden.  Aber 
( le  Brauchbarkeit  ist  keineswegs  allein  bestimmend.  Es  können  sehr 
1 rauchbare,  ja  zum  Leben  durchaus  notwendige  Gegenstände  freie 
Guter  sein,  die  gar  keinen  Wert  haben,  wie  Luft,  Wasser.  Ein 
Gut  erlangt  erst  \Vert,  wenn  ein  anderes  Moment  hinzutritt,  2,  die 
. eit  eil  heit.  Was  im  Überflüsse  uns  ohne  ilühe  stets  zugänglich 
1 t,  wird  von  uns  nicht  als  wertvoll  geschätzt.  N ur  das  wirtschaft- 
liche Gut  hat  einen  Wert,  und  die  Seltenheit  des  Gutes  ist  imstande, 
c essen  Wert  in  bedeutendem  Maße  zu  steigern  und  wesentlich  über 
andere  Gegenstände  zu  erheben,  die  fiir  das  ganze  wirtschaftliche 
I eben  weit  weniger  entbehrlich  sind.  Die  Wirkung  der  Seltenheit 
hat  aber  ihre  Grenze,  die  ihr  gezogen  wird  3.  durch  die  Dringlich - 
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keit  der  Bedürfnisse  der  schätzenden  Menschen.  Das  Zusammen- 
wirken beider  Momente,  der  Seltenheit  der  Güter  und  der  Dringlichkeit 
der  Bedürfnisse,  bringt  die  zahlreichen  Schattierungen  hervor,  welche 
im  wirtschaftlichen  Leben  in  der  Werthöhe  und  der  Wertbestimmung 
zutage  treten.  Endlich  ist  noch  ein  letzter  Faktor  zu  berücksichtigen, 
4.  das  Opfer  der  Beschaffung  des  Gutes.  Die  Arbeit,  den  Gegen- 
stand herzustellen,  die  Mühe,  ihn  aus  einem  entfernten  Orte  herbei- 
zuschaffen oder  ihn  überhaupt  ausfindig  zu  machen,  mit  anderen 
Worten,  die  Herstellungs-  oder  Beschaffungskosten  beeinflussen  unser 
Urteil  in  hohem  Maße.  Handelt  es  sich  um  Gegenstände,  die  in  be- 
liebiger Menge  leicht  neu  hergestellt  werden  können  und  tatsächlich 
in  der  Volkswirtschaft  stets  ausreichend  geliefert  werden,  so  wird  der 
Wert  bestimmt  durch  die  Herstellungskosten  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes.  Für  die  übrigen  Gegenstände,  die  nicht  immer  in  aus- 
reichendem Maße  zu  beschaffen  sind,  werden  die  Herstellungskosten 
dagegen  nur  die  unterste  Grenze  bilden,  unter  welche  dauernd  die 
Wertschätzung  nicht  sinken  kann. 


§ 24. 

Die  Werttheorien. 


Bosf,  Pie  Wert-  und  Preistheorien  mit  Berücksichtigung  ihrer  dogmengesehicht- 
lichen  Entwicklung.  Leipzig  1U08. 

Böhrn-Bitu-erk,  Theorie  des  wirtschaftl.  Güterwertes.  Jahrb.  f.  Nation alökonom. 
N.  F.  Bd.  13. 

Dieizd,  Die  klassische  Werttheorie  und  die  Theorie  vom  Grenznutzen.  Jahrb. 
1.  Nationalök.  Bd.  54. 


Die  Verschiedenheit  der  Weitdefinitionen  ist  hauptsächlich  darauf 
zurückzuführen,  daß  bald  der  eine,  bald  der  andere  der  bisher  be- 
trachteten Bestimmungsgründe  als  überwiegend  oder  auch  als  aus- 
schließlich für  die  allgemeine  Wertbemessung  maßgebend  angenommen 
wird,  während,  wie  gezeigt,  stets  mehrere  Zusammenwirken,  nur  daß 
bald  der  eine,  bald  der  andere  in  höherem  Maße  bestimmend  ist.  Da- 
bei lassen  sich  die  verschiedenen  Ansichten  zu  zwei  Gruppen  zusammen- 
fässen.  Die  einen  suchen  die  Grundlage  des  Wertes  in  dem  Objekt 
und  den  Maßstab  des  Wertes  vor  allem  in  der  auf  das  Gut  ver- 
wendeten Arbeitsmenge;  wir  nennen  sie  objektivistische  V'ert- 
theorien.  Demgegenüber  sucht  die  subj  ektivistische  Wert- 
lehre Grund  und  Maß  des  Wertes  in  der  Schätzung,  in  den  Bewußt- 
seiusvorgängen  des  wirtschaftlichen  Menschen.  Wir  beginnen  mit  dieser 
zweiten  Gruppe. 

Das  Bedürfnis  und  die  Seltenheit  sind  von  der  Wiener  Schule  als 
entscheidend  angenommen  worden  in  der  Ausbildung  der  Grenz- 
nutzentheorie. Sie  beruht  auf  der  Voraussetzung,  daß  die  Dringlich- 
keit der  Bedürfnisse  in  der  Privatwirtschaft  wie  in  der  Volkswirtschaft 
für  die  Werthöhe  bestimmend  ist,  daß  die  Wichtigkeit  der  Interessen  den 
Ausschlag  gibt,  deren  Befriedigung  von  dem  Gute  abhängt.  Die  Be- 
dürfnisse sind  an  Dringlichkeit  außerordentlich  verschieden,  ihre 
Wichtigkeit  ergibt  sich  aus  der  Schwere  der  nachteiligen  Folgen,  die 
ihre  Nichtbefriedigung  mit  sich  bringt.  Unter  den  verschiedenen  Be- 
dürfnissen hängt  dasjenige  von  dem  Gute  ab,  welches  nicht  befriedigt 
werden  würde,  wenn  man  das  Gut  nicht  hätte.  Das  ist  nicht  das 
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wichtigste,  sondern  das  am  wenigsten  wichtige  Bedürfnis  denn  diesem 
b eibt  unbefnedi^gt,  wenn  das  Gut  genommen  wird.  Dieser  geringste 
Nutzen  ist  der  Grenzniitzen.  Je  mehr  der  Voirat  ausreicht 

wenigei-  dringlichen  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  um  so  niedriger  ^trden 
die  Beiiiedigungsmittel  im  Wert  geschätzt.  ^^^^ari^er  T\eiden 

Diese  Lehre  hat  richtig  erkannt,  daß  der  ^Vert  auf  der  Schät/iiii? 

subjektive  Bewußiseinsvorgänge  ihn  be- 
stimmen.  Es  ist  aber  nicht  möglich,  diese  subjektiven  Schätzun<^en 
„enau  zu  messen.  Dann  muß  die  Theorie  von  einem  Durchschnitts- 
^ V®”’  n vernünftig  wirtschaftenden  Individuum 

in  erster  Linie 

Irbett'^S  < Gegenstandes  nach  der 

einkaufen  kann.  David  Kicardo  sicht 

irhcB^  ° Bedarf  leicht  gedeckt  werden  kann,  die  aufgewandte 

^wSt  der  Eiufluß^c  ^it  beschränktem 

voriat  dei  Einfluß  de.s  Seltenheitsmomentes  von  ihm  lanerkannt  wird 

aber  an,  daß  die  beliebig  reproduzierbaren  Güter  bei  weitem* 

iberwiegen,  daher  das  Seltenheitsmonient  zurücktritt..  Vor  allein  hat 

Jie  natürliche,  technische  Eeproduktioiismöglichkeit  im  Auo-e 

• ki  ^i"Üüsse  zu  Monopolbildungen  führen 

..Iso  das  Seltenheitsnioment  weit  größere  Bedeutung  hat.  Carey  tritt 

er  s\gt : Nicht  die  zuJ 
„^Reproduktion  nötige  Arbeit  bestimmt  den 
Veit,  jeder  Fortschritt  tührt  unter  sonst  gleii  hen  Verhältnissen  zu 
t liier  Verminderung  des  VVertes  der  betretfendcii  Gegenstände  Der 
( areyschen  Auffassung  kommt  die  von  Frederic  Bastiat  nahe 

^ f'  f ^ bemißt  nach  der  durch  das  Gut  ersparten  Arbeit  \ucli 

tiese  Art  der  Schatzung  kommt  in  der  Volkswirtschaft  gewiß  vor  sie 
t itt  abei  111  der  Verkehrswirtschaft  immer  mein  zurück. 

Earl  Marx  geht  vom  Tauschverkehr  aus.  Wenn  zwei  Güter 
gegeneinander  hingegeben  werden,  dann  müssen  sie  etwas  aemehiSm 
haben.  Die  natürliche  Beschattenheit  der  Dinge  kann  nicht  das  Ge- 
il einsame  sein;  sie  ist  verschieden.  VVenn  nSn  von  den  besoitLmi 
1 igenschaften,  von  dem  Gebrauchswert  der  Güter  abgesehen  werden 
nuß,  der  den  Dingen  nicht  gemeinsam  ist.  dann  kann  die  Übeiin 
s immung  nur  darin  liegen,  daß  die  Dinge  ArbeitspiXkte  sind  üi' 

g niuLhfii'dii'' Verhäknis,  in  dem  die  Güter  gegeneinander 
ptduschtyei  den.  Wenn  von  dem  besonderen  Gebrauchswert  abo-e- 
s dien  wird,  muß  aber  auch  von  der  bestimmten  konkreten  Arbeit  ab- 

Beschaff enheit  des  Gutes  her- 

A beit  an,  daß  überhaupt  menschliche 

A 1 beit,  abstrakt  menschliche  Arbeit  in  dem  Gut  vergegenständlicht  ist 

Deren  Hohe  wird  gemessen  an  der  gesellschaftlich-notÄTgen  ^ 

erforderlich  ist.  um  einen  Gein- 
st  and  mit  den  vorhandenen  gesellschaftlich  normalen  Produktionsmitteln 

d(  T iieiriferäi^^^^^^^^  Durchschnittsgrad  von  Geschick  und  Intensität 

m issb^s7rlb?^5®fl5®  “^"/^’^scht,  etwas  Gemeinsames  haben 
missen,  ist  richtig.  Dagegen  ist  zu  bestreiten,  daß  dieses  Uberein- 
st mmende  nicht  in  der  Brauchbarkeit  der  Güter  liegen  könne.  Trotz 
Ul  gleicher  äußerer  Beschaffenheit  können  die  Dinge  den  gleichen  Ge- 


brauchswert haben,  wenn  sie  gleich  wichtigen  Bedürfnissen  gleich  gut 
zu  dienen  vermögen,  und  können  dann  als  gleiche  Gebrauchswerte  auch 
den  gleichen  Tauschwert  besitzen.  Marx  verwechselt  Gebrauchszweck 
und  Gebrauchswert.  Wird  aber  der  Gebrauchswert  als  die  Grundlage 
des  Tauschwertes  und  die  Beschaffenheit  der  Dinge  und  Dringlichkeit 
der  Bedürfnisse  als  für  die  Höhe  des  Gebrauchswertes  maßgebend  an- 
gesehen, dann  fällt  der  Schlußsatz  in  sich  zusammen,  daß  die  Arbeit 
als  das  allein  noch  Gemeinsame  zum  Maßstab  des  Wertes  genommen 
werde  müsse. 

Entscheidend  ist  gegenüber  allen  diesen  Theorien  zunächst,  daß 
die  Seltenheit  der  Güter  nicht  zur  Geltung  gelangt.  Dann  kommt  es 
nicht  auf  die  Menge  der  aufgewendeten  Arbeit  an.  sondern  auf  ihren 
Erfolg.  Nur  diejenige  Arbeit,  welche  Bedürfnisse  zu  befriedigen  ver- 
mag und  die  der  V’erbraucher  zur  Deckung  seines  Bedarfs  heranzieht, 
schafft  Werte.  Der  wirtschaftliche  Erfolg  der  Arbeit  wird  auf  dem 
Markte  entschieden.  Nur  bei  Zusammenfassung  aller  Güter  in  der 
Hand  der  Gesellschaft,  bei  Zentralisierung  aller  Arbeit  und  voll- 
kommener Nivellierung  aller  Bedürfnisse  kann  der  Wert  der  Güter 
nach  der  Arbeit  festgesetzt  werden. 

Wenn  die  Arbeit  als  der  entscheidende  Faktor  für  die  Weit- 
bestimmuiig  nicht  anerkannt  werden  kann,  so  bleibt  noch  die  FTage 
zu  erörtern,  ob  die  Arbeit  nicht  den  Maßstab  zu  bilden  vermag,  an 
dem  der  Wert  der  Tauschgüter,  das  Verhältnis,  in  dem  sie  gegenein- 
ander hingegeben  werden,  festgesteilt  wird.  Dazu  ist  die  Arbeit  des- 
halb nicht  geeignet,  weil  sie  selbst  nicht  zu  messen  ist.  Der  Unter- 
schied zwischen  komplizierter  und  einfacher  Arbeit  liegt  in  erster  Linie 
in  dem  verschiedenen  Maß  der  geistigen  Arbeit,  die  in  Frage  kommt. 
Eine  exakte  Messung  der  geistigen  Aufwendungen  ist  aber  unmöglich. 


*2.  Der  Preis. 


??  25. 

Das  Wesen  des  Preises  und  das  Preismaß. 

Th.  looke.  u.  . ^eirmarch.  Pie  Geschichte  und  Bestinimuug  der  Preise  wahrend 
der  .fahre  179o— tS.AT.  übersetzt  von  .-Ls/iej-,  Dresden  1882. 

ZucIierknndJ,  Theorie  des  Preises.  Leipzig  1889. 

Cass^el,  Grundriß  einer  elementaren  Preislehre.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.,  ßd.  Ö6. 

K.  Oldenberg,  Zur  Preistheorie.  Festgabe  für  .4.  Waij)ur.  Leipzig  1905. 

Das  im  Tausch  für  einen  Gegenstand  erzielte  Entgelt  nennen  wir 
Preis.  Der  Preis  bezeichnet  also  die  Menge  eines  Gutes,  die  für  ein 
anderes  hingegeben  oder  gefordert  wird.  Vlit  der  Ausbildung  eines 
allgemeinen  Tauschniittels  wird  der  Preis  in  Mengen  dieses  Tausch- 
guts ausgedrückt.  Mit  der  Entwicklung  dieses  Tauschmittels  zum 
gesetzlichen  Zahlungsmittel  wird  der  Preis  allgemein  durch  die  VIenge 
der  Geldeinheiten  bezeichnet.  Der  Preis  ist  die  im  Wirtschaftsleben 
gegebene  Tatsache.  Rückwärts  gehend  sucht  dann  die  W’erllehre  die 
Erklärung. 

Die  Aufgabe,  die  Höhe  der  Preise  zu  vergleichen,  erfordert  ein 
Preis  maß.  Dieses  unterscheidet  sich  von  anderen  Maßen  dadurch,  daß 
es  nicht  einen  äußerlich  wahrnehmbaren  Gegenstand  messen  soll,  sondern 
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eine  Beziehung  der  Dinge  zur  menschlichen  Gesellschaft,  und  zwar  der 

? Infolgedessen  muß  das  allgemeine  Preisraaß 

1.  leicht  teilbar  sein,  um  die  verschiedensten  Preismengen  zu  messen 

2.  allgemein  anerkannt,  3.  von  Baum  und  Zeit  unabhäniig  se^n  Aber 
ein  diesen  Ansprüchen  ganz  genügendes  Preismaß  ist  nicht  aufzufinden. 
\ u j ^ bezeichnete  die  menschliche  Arbeit  als  das  beste  Preismaß 
Aber  das  Opfer,  das  der  Arbeitende  bei  einer  Leistung  bringt  ist  nicht 
für  alle  Personen  gleich,  und  die  Leistung  einer  Tagesarbei/örtlich  und 
zeitlich  je  nach  den  arbeitenden  Persönlichkeiten  verschieden  Vor  allem 
ist  die  ArbeU  selbst  erst  durch  den  Erfolg  zu  bestimmen.' 

^Vv“^^^®^  ‘fO;S9®f^®*‘^®^^^I’^o^®®^^'^orgeschlagen  worden  doch  ist 
essen  V ert  je  nach  dem  Ernteausfall  außerordentlich  verschieden.  Für 
kürzere  Zeiträume  ist  das  Getreide  daher  als  Preismaß  unbrauchbar  In 

Sere  F äi” 

anüeie  Irucht  als  die  Hauptnahrung  höher  geschätzt. 

tJie  Edelmetalle  sind  noch  am  besten  geeignet,  um  in  einem 
gegebenen  Zeitpunkt  als  Preismaß  zu  dienen.  Ihi  Wert  ist  abei  vS" 

selbst  nicht  fest  und  die  gleichen  Mengen 
Edelmetall  haben  zu  verschiedenen  Zeiten  (z.  B.  in  Krieg  und 

undSie  Sifk-'i^ft  in  verschiedenen  Ländern  zu  gleicher  Zeit,  eine 
Ta£idp!^p  ^ ojgeichung  dei  Verhältnisse  verschiedener 

Jahihundeite  V 11  d daher  das  Edelmetall  nicht  als  Preismaß  ausreichen 
Vas  tur  das  Edelmetall  gilt,  trifft  auch  für  das  Metall  ge  1 d zu  S 
weniger  feststehend  ist  die  Kaufkraft  desjenigen  Geldes,  das  wie  das 
Überhaupt  keine  reale  Wertunterlage  besitzt.  Es  bleibt 
nichts  anderes  übrig,  als  die  Relativität  der  einzelnen  Preismaße  da- 

etflietoelSS  ™ “ 7“  verweS  Ä 

eine  tietere  Einsicht  zu  erlangen,  ist  eine  Untersuchung  des  Preis- 

Standes  der  hauptsächlichsten  Bedarfsgüter  der  verschiedenen  Ge- 
sellschaftsklassen erforderlich.  Die  Erfassung  der  jeweili^^en  Preis- 
satze reicht  dabei  nicht  aus,  es  müssen  am  h die  umgesetzteu  Meno-en 


§ ä6. 

Die  Preisb  ildun  g. 

"Sa“';,:  '■  -■ 

Verhandlungen  des  Vereins  f.  Sozialpolitik  in  Frankfurt.  Leipzie-  1888 
handel.  Xult'lTahrbSl? BA  Entwicklungstendenzen  im  Klein- 

wirtscS,Ve??3a Zwangswirtschaft  im  Kriege.  Beiträge  zur  Kriegs- 

sich  ^m  grundsätzlich  verschieden,  je  nachdem  sie 

sich  g“tend  machen  ^ «lit  oder  monopolistische  Einflüsse 

pfeife  und  vornherein  Konkurrenz- 

inet  t I f Monopolpreise  zu  unterscheiden.  Wir  wollen  uns 

PreiS  vnn  ‘iv  ^O'^^o^’^’enzpreisen  befassen,  d.  h.  mit  der  Bildung  der 
dfhnt  deren  Erzeugung  und  Verbrauch  ausge 

* rj  werden  können  Für  diese  Güter 

wird  allgemem  der  Säte  anfgestellt,  daß  .ingebot  n„d  ^acMrage 
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Preise  regeln.  Das  ist  nicht  falsch,  aber  nicht  genügend;  es  sind  die 
Begriife  Angebot  und  Nachfrage  weiter  zu  erläutern.  Es  kommt  bei 
der  Beurteilung  des  Angebots  nicht  nur  auf  die  Zahl  der  Verkäufer 
an,  sondern  auch  auf  den  Vorrat,  den  sie  besitzen,  und  die  Wert- 
schätzung dieses  Vorrats,  die  nach  unten  durch  die  entstandenen  Kosten 
und  den  notwendigen  Gewinnzuschlag  begrenzt  ist.  Weiterhin  ist  maß- 
gebend die  ganze  wirtschaftliche  Lage,  die  den  Verkäufer  zum  schnellen 
Verkauf  zwingen,  ihm  aber  auch  die  Möglichkeit  geben  kann,  zu 
warten.  Endlich  macht  sich  die  Wertschätzung  des  Geldes  geltend, 
nicht  nur  die  Höhe  der  Summe,  sondern  vor  allem  ihre  Kaufkraft,  ge- 
messen an  den  Preisen  anderer  Güter,  die  der  Verkäufer  braucht. 
Auf  der  Seite  der  Käufer  sind  die  entsprechenden  Gründe  maßgebend : 
ihre  Zahl,  die  Gütermenge,  die  sie  brauchen,  ihre  Wertsciiätzung  der 
zu  erwerbenden  Güter,  die  Dringlichkeit  des  Bedarfs  und  die  V’ert- 
schätzung  des  Geldes. 

Durch  das  gegenseitige  Abwägen  der  Ansprüche  des  Käufers  und 
Verkäufers  wird  der  Preis  festgestellt.  Stehen  beide  Parteien  sich 
völlig  frei  und  mit  gleicher  Dringlichkeit  ihrer  Ansprüche  gegenüber, 
stehen  Vorrat  und  Bedarf,  Angebot  und  Nachfrage  in  angemessenem 
Verhältnis,  was  im  allgemeinen  bei  leicht  und  beliebig  vermehrbaren 
sowie  entbehrlichen  Gegenständen  der  Fall  sein  wird,  so  wird  der 
Preis  durch  das  gegenseitige  Über-  und  Unterbieten  der  Konkur- 
renten auf  die  Herstellungskosten  und  den  ortsüblichen 
Gewinn  herabgedrückt  werden.  Er  wird  sich  dauernd  nicht  darüber 
halten  und  nicht  darunter  sinken  können.  Ein  Steigen  des  Preises 
wird  unter  solchen  Umständen  bald  die  Verbraucher  zurückschrecken 
lind  die  Nachfrage  verringern,  bald  die  Erzeuger,  die  Verkäufer 
vermehren  und  das  Angebot  steigern.  Eine  größere  Zahl  von  Personen 
wird  den  gebotenen  außergewöhnlichen  Gewinn  ausnutzen  wollen  und 
als  Mitbewerber  auftreteii.  Der  Preis  selbst  regelt  hier  offenbar  An- 
gebot und  Nachfrage,  wie  diese  ihrerseits  den  Preis  beeinflussen.  Steigt 
das  Angebot,  so  gehen  die  Erzeuger  im  Preise  herunter,  um  sich  aus- 
reichenden Absatz  zu  sichern;  sie  sind  geneigt,  sich  gegenseitig  zu 
unterbieten.  Wächst  dagegen  die  Nachfrage,  so  erhöhen  die  Verkäufer 
die  Preise,  weil  sie  gleichwohl  auf  Absatz  der  Ware  rechnen  können. 
Mit  den  Unkosten  müssen  auch  die  Preise  steigen  bzw.  sinken.  Gegen- 
stände, deren  Herstellungskosten  gleich  hoch  sind,  werden  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  gleiche  Preise  haben.  Unter  den  Herstellungs- 
kosten wird  eine  Ware  auf  die  Dauer  nicht  abgesetzt  werden  können. 

Bei  Verschiedenheit  der  Herstellungskosten  der  Waren  wird  der 
Preis  durch  die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  arbeitenden  Er- 
zeuger bestimmt,  die  uoch  zur  Deckung  des  Bedarfs  lierangezogen  werden 
müssen.  Die  Grenz  kosten  sind  maßgebend.  Dies  ist  am  klarsten  er- 
sichtlich aus  T hü  ne  ns  Bild  vom  „isolierten  Staat“,  wo  der  Bedarf  der 
Stad  t und  die  Entfernung,  aus  welcher  noch  Getreide  zugeführt  werden  muß, 
bestimmend  sind.  Der  Preis  muß  mindestens  so  hoch  steigen,  daß  noch 
die  entlegensten  Gegenden,  welche  zur  Deckung  des  Bedarfs  beitragen 
müssen,  Produktions-  und  Transportkosten  ersetzt  erhalten. 

Von  dieser  Regel,  daß  die  Gestehungskosten  maßgebend  sind,  weicht 
aber  die  Preisbildung  bei  denjenigen  Gütern  ab,  die  einander  als  Mittel 
zur  Befriedigung  gleicher  Bedürfnisse  ersetzen  können,  ebenso  bei  den 
Gütern,  die  in  dem  gleichen  Produktionsverfahren  erzeugt 
werden.  Wird  ein  Verbrauchsgut  teurer,  dann  wendet  sich  die  Nachfrage 
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i^rsatzgütern  zu  mul  treibt  deren  Preis  ebenfalls  in  die  Höhe.  Ebenso 
wird  der  Erzeuger  dasjenige  Produkt  bevorzugen,  das  unter  den  zu 
gewinnenden  den  höheren  Preis  hat,  also  das  Angebot  vermehren  und 
damit  preisausgleichend  wirken. 

Ist  dei  \orrat  beschränkt,  so  bestimmt  derjenige  Käufer  den 
Preis,  der  am  meisten  zahlen  kann  und  zahlen  will,  z.  B.  bei  öffent- 
licher \ersteigening.  In  ähnlicher  Weise  überbieten  sich  die  Kauf- 
lustigen, ohne  sich  dessen  bewußt  zu  sein,  überall  dort,  wo  der  Vorrat 
beschränkt  ist.  Je  größer  die  Dringlichkeit  des  Bedarfs,  um  so  mehr 
kann  der  Preis  über  die  Herstellungskosten  steigen  (Seltenheitspreisei, 
und  uni  so  mehr  \vird  die  iurcht  vor  Mangel  die  Preisschwankungen 
noch  übei  daß  Mißv’erhältnis  von  Vorrat  und  Bedarf  hinaustreiben. 

jeder  möglichen  Preissteigerung  liegt  in  der  Zahluugs- 
lahigkeit  der  V erbraucher.  Diese  Grenze  wird  daher  beim  Bedarf 
der  ärmeren  Klasse  früher  eintreten  als  bei  dem  der  reicheren  und 
wiederum  Irüher,  wenn  es  sich  um  entbehrliche  Gegenstände  handelt 


Der  \\  ettbewerb  ist  weit  weniger  frei,  als  die  Ad.  Smith’sche 
bchuJe  annahm.  Daher  spielen  die  Seltenh eitspreise  im  wirt- 
schiitthchen  Leben  eine  weit  größere  Polle.  Die  Bequemlichkeit  der 
Verbraucher,  welche  bei  den  alten  Verkäuffn-n  bleiben,  Unkenntnis  des 
Jiarktes,  örtlicher  V erhältnisse  erschweren  Veränderungen  und  gestatten 
vieJiach  Vlonopoljireise  auch  da,  wo  das  Monopol  sehr  wohl  gebrochen 
Werdern  könnte.  Die  Tüchtigkeit  und  Zuverlässigkeit  eines  Erzeugers 
oder  Händlers,  die  besondere  Güte  seiner  Erzeugnisse  und  das  infolge- 
dessen bei  dem  Publikum  obwaltende  V’ertrauen  gestatten,  für  die 
Waren  ebenso  Seltenheitspreise  zu  nehmen  ( Glashütte!’  Uhren),  wie  für 
Gegenstände,  die  durch  selbständige  Erfindung  verbessert  oder  durch 
neue  geschmackvolle  Muster  verschönert  sind.  Die  Preise  der  gewöhn- 
liciieiij  allgemein  gangbaren  Waren  können  sich  nur  wenig  von  den 


Beschaffungskosten  entfernen,  um  so  mehr  dagegen  die  eigenartigen 
schwer  herzustelleiiden,  dann  die  Qualitätsarbeiten  usw.,  aber  auch’ 
W aren,  deren  Bezugsquellen  weniger  bekannt  sind. 


Die  Preise  des  Kleinhandels  können  dem  Großhandelspreise  nicht 
genau,  «’iidern  nur  abgeschwächt  folgen,  da  die  Generalunkosten 
• . , , , Verzinsung  des  Anlagekapitals,  Eisikoprämie  usw.) 

sich  gleich  bleiben,  mögen  die  Preise  hinaufoder  hinunter  gehen.  Besondere 
Veranlassungen,  wie  Maß-  und  Münzveränderungen,  neue  Zölle  oder 
sonstige  indirekte  Steuern  bewirken  oft  Preisänderungen,  die  über  das 


Maß  des  Ertorderlichen  hinausgehen.  ,le  weiter  Erzeuger  und  Ver- 
raimher  voneinander  getrennt  sind,  je  öfter  der  Gegenstand  von  Hand 
zu  Hand  geht,  um  so  weniger  schließt  sich  die  Preisbildung  der  V^er- 
schiebung  von  Angebot  und  Nachfrage,  den  Veränderungen  in  den 
roduktionskosten  usw.  an,  sondern  wird  durch  die  mannigfaltigsten 
Lmstande  beeinffußt.  Das  Endergebnis  hängt  davon  ab,  welcher  Teil 
n • 8'egenüberstehenden  Parteien  das  Ibergewicht  hat.  Die 
I reisbildiing  ist  letztenendes  eine  Machtfrage. 


Der  Preis  des  Bodens. 

Eberstadt,  Städtische  Bodenfragen.  Berlin  1894. 

Ders.,  Großstädtische  Bodenpreise.  Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  u.  Volksw.  Jg.  89. 
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Ad.  Weher,  Über  Bodenrente  und  Bodenspekulation  in  der  modernen  Stadt. 
Leipzig  1904. 

Rothkegel,  Die  Kaufpreise  der  ländlichen  Besitzungen  in  Preußen  von  1895  bis 
1906.  Leipzig  1910. 

Ders.,  Bewegung  der  Kaufpreise  für  ländl.  Besitzungen.  Jahrb.  f.  Gesetzg.. 
Verw.  u.  Volksw.,  N.  P.,  Bd.  34. 

Ders.,  Untersuchungen  über  Bodenpreise,  Mietpreise  und  Bodenverscbuldung  in 
einem  Vorort  von  Berlin.  Ebenda.  Bd.  44. 


Der  Grund  und  Boden  ist  nur  in  beschränkter  Ausdehnung  vor- 
handen. Das  Angebot  ist  wenig  zu  erweitern,  während  dem  gegenüber 
infolge  des  VV  achsens  der  Bevölkerung  die  Nachfrage  fortdauernd  steigt. 
Der  Preis  des  Grund  und  Bodens  ist  ein  Beispiel  monopolistischer 
Preisbildung  und  muß  bei  regelmäßiger  Entwicklung  fortge.setzt  in 
die  Höhe  getrieben  werden.  Das  ist  besonders  beiden  städtischen 
Bauplätzen  zu  beobachten,  deren  Preis  infolge  des  Anwachsens  der 
Stadt  steigt,  ohne  daß  Arbeit  darauf  verwendet  zu  werden  braucht. 
Auf  die  landwirtschaftlichen  Grund.stücke  müssen  fortdauernd 
Aufwendungen  gemacht  werden. 

Humboldts  Haus  in  Berlin  kostete  ohne  Umbau; 

1746  4 .8.50  Tlr.  ==  100  1868  92  000  Tlr.  = 2115 

1796  28000  „ = 643  1875  140  000  „ =3218 


Ein  Gewölbe  für  ein  Schreiner- 
geschäft  in  Wien  wurde  ver- 
mietet : 

1750  für  24  GIdn.  = 100 

1810  „ 75  ^ = 312 

1850  „ 300  „ -=  1250 

1856  „ 1200  „ = 5000 

1862  „ 1600  „ = 6660 


In  Freiburg  stiegen  die  nicht 
unigebauteu  Häuser  im  Durch- 
schnitt: 

von  1755 — 64  = 100 
^ 1810—10  = 412 
„ 1840—49  = 837 
„ 1860—70  = 1310 
„ 1870-74  = 1724 


Das  Eadziwillsche  Palais  in  Berlin  wurde  1738/39  gebaut, 

1791  für  .30000  Tlr.  verkauft, 

1795  „ 60  000  „ 

1875  „ 2 000000  „ 


V'OII  1865—75  stieg  in  Berlin  die  Zahl  der  Häuser  um  47  7„r 
Bevölkerung  um  62%,  die  Miete  um  92‘’/„.  von  1831—72  um  1ÜÜ%. 
Nach  Paul  V oigt,  Grundrente  und  Wohnungsfrage  in  Berlin  und  .seinen 
Vororten,  Jena  1901, stieg  derBodenwertCharlottenbnrgs  von  5MÜ1.M. 
im  Jaliie  1865  auf  30  Mill.  i.  J.  18f0  und  300  Mill.  i.  J.  1897.  In  Halle 
erhöhte  sich  die  durchschnittliche  Miete  einer  Anzahl  beobachteter  Läden 


von  1831—76  wie  100:488,  von  1803-76  wie  100:1816,  für  Mietwoh- 
nungen von  184.5—96  wie  100:200,  von  1803—76  wie  100:300.  Der 
Preis  der  Häuser  \yar  von  den  dreißiger  Jahren  bis  zur  Zeit  von  1870/76 
wie  100:417  gestiegen.  Die  Zahl  der  Häuser  wuchs  von  1834 — 71  wie 
100:174,  die  der  Einwohner  wie  100:206. 

Für  den  Preis  des  Grund  und  Bodens  sind  maßgebend:  a)  die 
Rechts-  und  Kreditverhältnisse  (die  unbedingte  Rechtssicherlieit, 
die  Hypothekenordnung,  die  freie  Veräußerlichkeit  und  sonstige 
freie  Verfügbarkeit,  leichte  Erlangung  von  Kredit),  b)  der  Reinertrag, 
bedingt  durch  Menge  und  Preis  der  Roherträge  und  Höhe  der  Unkosten, 
c)  der  Zins,  nach  dem  sich  die  Kapitalisierung  des  Reinertrages 
richtet,  in  der  W eise,  daß  z.  B.  bei  5 °/n  die  Kapitalisierung  mit  20.  bei  4 % 
mit  25  geschieht,  d)  das  Verhältnis  von  AngebotundNaclifrage.  durch  das 
der  Kaufpreis  über  den  Ertrags  wert  gehoben  und  unter  ihn  gesenkt 
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werden  kann,  ersteres  besonders  auf  hoher,  letzteres  auf  niederer  Kultur- 
stufe. Bei  wachsendem  Wohlstände  tritt  das  Streben  nach  Grundbesitz 
immer  stärker  hervor,  man  begnügt  sich  mit  g eringer  Verzinsung  des  Kauf- 
kapitals, ist  also  bereit,  einen  über  den  Ertragswert  hinausgehenden  Preis 
zu  zahlen. 

Der  Reinertrag  wird  bedingt  durch  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens, 
die  Art  der  wirtschaftlichen  Verwendung,  durch  die  Preise  der  Erzeugnisse, 
dann  durch  die  Unkosten,  die  Höhe  des  Arbeitslohnes,  den  Kapitalzins,, 
den  der  Landwirt  für  sein  Kapital  berechnen  muß,  durch  die  Steuer- 
verhältnisse usw.  — Der  Reinertrag  bzw.  die  Pacht  ist  also  abhängig  von 
dem  Preise  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  damit  wird  auch  der 
Bodenpreis  durch  diese  bestimmt;  es  sind  nicht  umgekehrt  die  Preise 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  von  der  Höhe  der  Pacht,  bzw.  dem 
Preis  des  Grund  und  Bodens  abhängig. 

Die  Preußische  Statistik,  Jahrbuch  HU7  S.  60  ff.,  bringt  die  Be- 
wegung der  Preise  landwirtschaftlicher  Grundstücke  zum  Ausdruck. 
Die  Preise  sind  für  1ha  in  der  ersten  Periode  gleich  100  gesetzt. 


Größenklasse  der  Besitzungen  in  ha 


Zeitraum 

unter  2 

2—5 

5—20  20—100 

Landgüter ; 

100-500 

500 

und  mehr 

1895/97 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1898/1900 

106 

107 

104 

105 

105 

112 

1901/1903 

116 

112 

112 

111 

112 

122 

1904/1906 

126 

123 

124 

124 

127 

130 

1907/1909 

141 

136 

138 

144 

151 

176 

1910/1912 

149 

148 

156  160 

Stückländereien 

175 

195 

1895/97 

100 

100 

100 

100 

100 

1898/1900 

103 

102 

103 

96 

68 

1901/1903 

105 

106 

108 

124 

79 

1904/1906 

114 

118 

120 

129 

114 

1907/1909 

123 

127 

131 

188 

329 

1910/1912 

128 

141 

154 

231 

381 

Für  die  Jahre  1913/1915  ergibt  sich  als  Kaufpreis  für  den  ha  in  M 
(Preußische  Statistik,  Jahrb.  1918  S.  72 ff.): 


der  Größenklasse 

bei  Landgütern 

bei  Stückländereien 

bis  2 ha 

4052 

2268 

2-5 

2995 

1814 

5-20  „ 

2221 

1571 

20—100  „ 

1890 

1257 

100-500  „ 

1624 

757 

500  u.  mehr  „ 

1249 

376 

zusammen 

1795 

1818 

Die  Pacht  der  Domänen  in  den  östlichen  Provinzen  Preußens 
belief  sich  im  Durchschnitt: 


1847 

auf 

13,90  M. 

pro 

Hektar  nutzbarer  Fläche 

= 100 

1869 

26,41  „ 

f9 

ff 

= 190 

1879 

» 

35,53  . 

y) 

ff 

f? 

= 256 

1890 

n 

39,10  „ 

n 

ff 

m 

= 281 

1899 

n 

36,48  „ 

fl 

ff 

ff 

fi 

= 262 

1909 

n 

34,86  „ 

ff 

ff 

ff 

// 

= 251 

1914 

79 

36,8  „ 

79 

79 

ff 

yf 

= 265 

1918 

71 

43  „ 

71 

ff 

n 

n 

= 309 
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Bßgers,  History  of  a^icnltnre  and  prices  in  England.  Oxford  1882. 

J.  Conrad,  Monatspreise  d.  Getreides.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie,  3.  F.  Bd.  9. 

Soetbeer,  Kosten  d.  Beförderung  v.  Getreide  u.  Sinken  d.  Getreidepreise  seit  187o! 
Jahrb.  f.  Nationalökonomie,  3.  F.,  Bd.  11. 

0.  Schmitz,  Der  Weizenpreis  von  400  v.  Chr.  bis  1900.  Schmitz,  Beweffuno-  der 
Warenpreise  in  Deutschland  1903.  Ergänzung.  ” 

_ F.  Äercboe  n.  H.  Warmbold,  Preisverhältnisse  landwirtschaftl.  Erzeugnisse  im 
Kriege.  Beiträge  zur  Kriegswirtschaft.  Heft  6.  Berlin  1917. 

Eulenburg,  Die  Preisrevolution  seit  dem  Kriege.  Jahrb.  f.  Nat.-Ök.  III.  F.  Bd.  60. 

Der  Landwirt  hat  unter  unseren  Marktverhältnissen  keine  Macht, 
den  Preis  des  gewöhnlichen  Getreides  nach  seinen  Herstellungskosten 
selbst  hinauf-  und  herabzusetzen.  Er  muß  den  ihm  gegebenen  Boden 
und  das  damit  verbundene  Kapital  landwirtschaftlich  nutzen,  solange 
der  Boden  überhaupt  noch  Reinertrag  abwirft.  Er  hat  nur  beschränkten 
Spielraum  in  der  Wahl  der  zu  bauenden  Früchte,  da  er  durch  die 
Bodenbeschaffenheit,  das  Klima  und  die  Nachfrage  gebunden  ist.  Der 
Preis  der  meisten  Erzeugnisse  wird  jetzt  im  Weltverkehr  festgestellt. 
Die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  produzierenden  oder  ent- 
legensten Gegenden,  welche  noch  zur  Versorgung  des  Weltmarktes 
herangezogen  werden  müssen,  bestimmen  den  Preis.  Diese  haben  ver- 
schiedene, von  den  unsrigen  erheblich  abweichende  volkswirtschaftliche 
Zustände.  Für  Weizen  bildet  England  den  Hauptabsatzmarkt.  Die 
Gegenden  im  Innern  von  Indien,  Argentinien,  den  Vereinigten  Staaten 
die  noch  zur  Deckung  des  europäischen  Nahrungsbedarfs  herangezogen 
werden  müssen,  bestimmen  den  Weizenpreis;  ihre  Erzeugungs-  und 
Transportkosten  müssen  gedeckt  werden.  Jede  V^erminderung  dieser 
Kosten  ermäßigt  die  Durchschnittspreise,  während  von  einem  Jahre 
zum  anderen  das  Verhältnis  von  Vorrat  und  Bedarf  nach  dem  Ernte- 
ausfall für  die  Preise  entscheidend  ist. 

Die  Preise  der  verschiedenen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
stehen  in  einem  gewissen  V erhältnis,  das  nur  beschränkten  Schwankungen 
unterworfen  ist,  da  die  Erzeugnisse  sich  bis  zum  gewissen  Grade  gegen- 
seitig zu  ersetzen  vermögen. 

Mit  dem  Steigen  der  Bevölkerung  müssen  schließlich  immer  un- 
günstigere Bodenarten,  immer  entferntere  Produktionsländer  zur  Deckung 
des  Bedarfs  herangezogen  werden.  Der  Preis  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  muß  daher  in  längeren  Zeiträumen  in  höherem  Maße  wachsen 
als  die  Bevölkerung,  wenn  nicht  Verbesserung  der  Verkehrsmittel  Er- 
findungen, allgemeiner  Fortschritt  im  landwirtschaftlichen  Betriebe,  Be- 
seitigung von  Zollschranken  usw.  dem  entgegenwirken,  was  in  der  letzten 
pit  vor  dem  Kriege  der  Fall  gewesen  ist  und  in  England  am  schärfsten 
hervortritt.  Nach  Tooke  und  Newmarch  und  dem  Economist  wai 
in  England  und  Frankreich  die  Preisentwicklung  folgende: 


1401—50 

1451—1500 

1501—50 

1551-80 

1581—1600 

1601—1700 

1701—70 


Enuland  pro  Qn. 
7 Sh.  1 d. 

6 „ 2 
12 

17  „ 9 
Oxford 
26  Sh.  8 d. 

39  . 1 . 


n 

n n 

n 


36 


2 


Frankreich 

pro  Qu. 

England 

Frankreich 

12  Sh. 

3 d. 

100 

la) 

6 „ 

7 „ 

87 

54 

13  „ 

3 „ 

169 

108 

28  „ 

6 „ 

252 

232 

52  Sh. 

3 d. 

377 

323 

39  „ 

8 . 

551 

324 

32  „ 

3 „ 

510 

264 

* 


1 


— 48  — 

1771—1800 

1801—50 

1851—1900 

1901—05 

1906—13 

England 

52  Sh.  5 d. 
64  „ 2 „ 

44  „ - , 

. 1 . 
32  „ 2 „ 

.38  Sh.  — (1. 
47  „ 3 , 

52  „ 3 , 

62  „ 4 , 

60  „ - , 

740 

904 

621 

395 

453 

308 

384 

417 

508 

488 

Da  der  Mensch  die  Natur  nicht  völlig  beherrscht,  Mißernten  nicht 
verhindert  werden  können,  da  es  sich  aber  zugleich  bei  kurzen  Zeiträumen 
um  eine  im  großen  ganzen  gleichbleibende  Nachfrage  handelt,  so  muß 
der  Ernteausfall  auf  den  Preis  den  größten  Einfluß  ausüben,  um  so  mehr 
je  beschränkter  und  abgeschlossener  das  Produktionsland  ist.  Das  Ver- 
hältnis von  Vorrat  und  Bedarf  hat  hier  den  entscheidenden  Einfluß  auf 
den  Preis.  Die  Furcht  vor  Mangel  oder  Überfluß  treibt  die  Preise  noch 
über  das  Verhältnis  des  Ernteausfalls  hinaus.  Die  verbesserte  Kultur 
vermindert  jedoch  die  Mißernten,  und  die  größere  Mannigfaltigkeit  der 
gebauten  Früchte  verringert  (auch  abgeselien  von  dem  ausgebildeten 
Handel)  deren  Wirkung.  Auch  der  internationale  Verkehr  gleicht  die 
Preise  erheblich  aus. 


Preis  je  Tonne  in  Mark: 


Jahresdurchschnitte 

Frank- 

reich 

Weizen 

! England 

i 

Weizen 

Preußen  alten  Bestandes 

! Weizen  Koggen  Gerste  i Hafer 

' 1 

1816- 

-20 

267 

364 

206 

i 152 

131 

130 

1821- 

-30 

192 

266 

i 121 

87 

1 76 

80 

1831- 

■40 

201 

254 

138 

100 

87 

91 

1841- 

50 

206 

240 

t 168 

123 

111 

100 

1851- 

60 

231 

251 

211 

165 

150 

144 

1861- 

70 

224 

248 

204 

154 

‘ 146 

140 

1871- 

75 

249 

246 

235 

179 

1 170 

163 

1876- 

80 

229 

206 

211 

166 

162 

152 

1881- 

85 

194 

180  . 

i 189 

160 

155  I 

146 

1886- 

90 

193 

143  ] 

1 174  1 

143 

138 

i 135 

1891- 

95 

178 

128 

165  ! 

148 

142 

143 

1896— 

1900 

179 

134 

161 

135  1 

138 

135 

1901—05 

180 

142 

164  : 

138  1 

141 

141 

1906— 

10 

' 196 

160 

202  ! 

167  ! 

166 

166 

1911 

212 

155 

199  I 

163  I 

184 

172 

1912 

235 

172 

211  ’ 

183  1 

204 

195 

1913 

226 

158 

196 

164  . 

163 

Preise 

in  Berlin 

je  Tonne  in 

M. 

Weizen 

Koggen 

Crerste 

Hafer 

1651—1700 

74,5 

53,4 

54,6 

52,9 

1701—1750 

84,8 

62,7 

52,9 

52,5 

1751—1800 

125,3 

101,4 

108,4 

96,5 

1801—1850 

185,8 

136,0 

127,2 

136,6 

1851—1900 

194,5 

154,4 

152,1 

151,7 

1901—1905 

168,0 

188,4 

137 

146,3 

1906—1910 

207 

173 

174 

1911 

201 

166 

184 

1912 

214 

184 

202 

1913 

195 

162 

158 

167 

1914 

215 

181 

175 

184 

I 


Für  die  folgenden  Jahre  bringt  Eulen  bürg  a.  a.  0.  S.  293  auf 
der  Grundlage  der  Höchstpreise  folgende  Angaben  (Mark  für  die  Tonne) : 


Juli  1914 

Weizen 

204 

1915 

260 

„ 1916 

260 

« 1917 

260 

“ 1918 

325 

„ 1919 

455 

April  1920 

455 

Koggen 

Gerste 

Hafer 

177 

164 

180 

220 

300 

305 

220 

300 

300 

220 

300 

300 

305 

300 

300 

405 

405 

405 

405 

405 

405 

Seit  dem  16.  Juli  1921  sind  die  über  die  Umlage  hinaus  geernteten 
Getreidemengen  dem  freien  Verkehr  überlassen  und  die  Notierungen 
der  Berliner  Produktenbörse  wieder  aufgenommen  worden  Es  be- 
trugen die  Preise  für  die  Tonne  in  Mark: 


Koggen 

Friedenspreis  1913  164 

Durchschnitt  Juli  1921  3476 

„ August  1921  3471 

„ September  1921  3495 

„ Oktober  1921  4043 

„ November  1921  5826 

„ Dezember  1921  5703 

Mitte  Januar  1922  6180 

„ Februar  1922  7401 

„ März  1922  11003 


Weizen  Sommergerste  Hafer 

199  183  162 

4471  4300  — 

4426  4767  3537 

4380  4700  3572 

5129  5428  4187 

7555  7267  5905 

7195  7239  5557 

7795  7317  5852 

9725  8050  6943 

14303  11769  10652 


In  England  schwankten  die  Preise  für  Weizen  im  13.  Jahrhundert 
um  das  56 fache,  im  14.  um  das  40fache,  im  1.5.  um  das  20fache,  im  16.  um 
das  8 Va  fache,  im  17.  um  das  3 Va  fache,  im  18.  um  das  4 Va  fache,  im  19. 
allerdings  um  das  6fache  zwischen  den  einzelnen  Jahren.  In  der  neueren 
Zeit  hat  der  Ernteausfall  eines  einzelnen  Landes  immer  mehr  an  Bedeutung 
für  den  inländischen  Getreidepreis  verloren.  Trotz  des  entwickelten  Welt- 
handels kommen  aber  die  örtlichen  Einflüsse  auf  dem  einzelnen  Markte 
immer  noch  zu  gewisser  Geltung. 


§ 29. 

Die  Entwicklung  der  Preise  anderer  Erzeugnisse. 

Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs. 

Volkswirtschaftliche  Chronik  der  Jahrbücher  f.  Nat.-Ök. 

Am  stärksten  ist  das  Steigen  der  Preise  in  großen  Zwischenräumen 
bei  den  Erzeugnissen  der  Forstkultur,  demnächst  erst  bei  den  Produkten 
der  Landwirtschaft.  Je  mehr  dagegen  die  Vermehrung  der  Gegenstände 
in  der  Hand  des  Menschen  liegt  und  dabei  durch  Fleiß  und  Begabung 
die  Hemmnisse  der  Natur  überwunden  werden  können,  um  so  mehr  bleiben 
die  Preise  der  betreffenden  Gegenstände  hinter  den  erstgenannten  zurück. 
■ r .^S^'ößere  Zeiträume  ist  es  aber  ungemein  schwer,  hier  eine 
richtige  Übersicht  zu  gewinnen.  Schon  bei  den  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen z.  B.  beim  Vieh,  machen  sich  im  Laufe  der  Zeit  Qualitäts- 
unterschiede geltend.  Diese  sind  für  die  Preisgestaltung  gewerblicher 
Produkte  von  weit  höherer  Bedeutung  und  machen  zum  großen  Teil 
einen  \ ergleich  unmöglich.  Es  kommt  hinzu,  daß  wegen  dieser  Ver- 
se iiMenheit  der  Qualitäten  die  gewerblichen  Erzeugnisse  zumeist  von 
der  Statistik  gar  nicht  erfaßt  werden  können.  Weiterhin  stehen  der 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  IJ.  Aufl,  4 
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Preisstatistik  in  der  Regel  nur  Großhandelspreise  zur  Verfügung  denen 
wie  bereits  ausgeführt,  die  Kleinhandelspreise  nicht  gleichmäßig’ folgen! 
Diese  Abweichung  ist  um  so  größer,  je  weniger  die  betreffenden  Er- 
zeugnisse Gegenstände  des  Massenverbrauchs  bilden. 

Auf  der  böhmischen  Domäne  Tloskau  kostete  nach  Angabe  des 
Frhrn.  v.  Steiger: 


1 österr.  Metze  Weizen 
1 ^ „ .>  Koggen 

1 Pfd.  Brot 
1 „ Eindfleisch 
1 „ Butter 
lOOü  Ziegel 
1 Pfd.  Seife 


1 Eies  Kanzleipapier 
1 Elle  Leinwand 
1 Ztr.  Schmiedeeisen 
1 „ Mittelwolle 
1 Klafter  Brennholz 


Gld. 

1 


4 

1 

o 

22 


1670 

1770 

1870 

Kr. 

Gld. 

Kr. 

Gld. 

Kr. 

= 100 

2 

25  = 225 

4 

89  = 480 

s 

II 

o 

2 

50  = 210 

3 

60  = 510 

IV2  = 100 

2 = 133 

7 = 470 

4 = 100 

6 = 150 

23  = 572 

11  = 100 

16  = 144 

35  = 320 

40  ==  100 

5 

75  = 130 

12 

= 270 

15  = 100 

23  = 150 

30  = 100 

2 

50  = 196 

19  = 100 

50  = 258 

70  = 100 

7 

50  = 130 

9 

30  = 168 

— = 100 

44 

= 200 

75 

= 340 

22  = 100 

1 

35  = 610 

6 

30  = 2900- 

Im  Durchschnitt  sind  in  Hamburg  die  Preise  im  Großhandel 
gestiegen; 


bei  5 Kolonialwaren.  . 
„ Baumwolle  .... 
„ Indigo.  Salpeter, 
Fischtran  n.  Palmöl 
„ 4 Metallen  . . , 

„ Steinkohlen  . . , 

„ 4 Hauptgetreidearten 
„ allen  im  JJurchschn. 


von  1847—67 
zu 

1871-80 

wie  100  ; 141,66 
100  : 81,84 


1847—80  1847-  -80  1847—80  1 847-80 

ZU  zu  zu  zu 

1881-90  1891-1900  1901—05  19u6— 10 


1847-80 
zu  zu 

1911  1912 


100,46  : 101,00  : 66.82  : 76,79  : 88,98  : 92,32 
66,28  : 48,70  : 51,07  : 52,68  : 62,98  : 54,95 


100  : 101,65 
100  : 117,80 
100  : 108,88 
100  : 112,51 
100  : 105,54 


78,87 

72,97 

75,90 

78,01 

77,43 


61,61  : 61,15  : 42,73 : 46,26  : 39,06 

73,26  : 79.51  : 94,48 : 107,71 : 117,90 

83,74  : 86,03  : 83,54 : 80,72  : 92  77 

63,99  : 63,40  : 69,88 : 69,59  : 79,29 

68,44  : 67,93  : 71,31 : 76,04  : 79,38 


Um  einen  kurzen  Ausdruck  für  den  Preisstand  zu  gewinnen  der 
auch  internationale  Vergleiche  ermöglicht,  faßt  man  die  Preise’ ver- 
schiedener Warengruppen  zusammen  und  setzt  die  Ausgangszahl  = 100, 
wodurch  die  zeitliche  Entwicklung  veranschaulicht  wird.  Diese  In-' 
dexzahl.en  von  Warenpreisen  im  Großhandel  (18  Waren)  stellt  die 
folgende  Übersicht  zusammen^): 


Jahr/Monat 

Deutschland 

England 

Frankreich 

Ver.  Staaten 

( 

( 

1913 

100 

100 

100 

1 100 

1914 

105,2 

98.7 

102,0 

96.7 

1915 

141,7 

123,1 

139,8 

' 107,0 

1916 

151,8 

160,9 

187,0 

128,4 

1917 

176,4 

2U4,1 

261,6 

' i7o;o 

1918 

216,0 

224,9 

339,2 

203,2 

1919 

412,0 

235,2 

355,6 

202^7 

Januar  1920 

1038,2 

288,5 

486,9 

i 226'e 

April  1920 

1251,5 

305.7 

! 587,5 

225,1 

Juli  1920 

1363 

292,5 

495,6 

2044 

Oktober  1920 

1462 

266,4 

503,0  1 

170  2 

Januar  1921 

1439 

209 

407 

134 

April  1921 

1326 

183 

344  ; 

117 

Juli  1921 

1428 

178 

330 

120 

Oktober  1921 

2460 

170 

331  i 

123 

Januar  1922 

3665 

159 

314 

124 

Februar  1922 

4103 

158 

306  1 

126 

Wirtschaft  und  Statistik.  I.  S.  25  ff. 
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§ 30. 

Die  Tenerungszahlen. 

Meerwarth,  Über  die  Bedeutung  der  Teuernngsziffem.  Jahrb.  f.  Ges , Verw  u 
Volksw.  Jg,  4o.  » • • 

Eulenburg,  Die  Preisrevolntion  seit  dem  Kriege.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  3 F 
Bd,  bU, 

1922  Anpassung  der  Löhne  und  Gehälter  an  die  Lebenskosten.  Dresden 

Hofmann,  Indexziffern  im  Inland  und  im  Ausland.  Karlsruhe  1921. 

,.  Angaben  über  die  Entwicklung  der  Preise  lassen  noch  nicht 
die  Wirkungen  erkennen,  die  deren  Steigerung  hervorbringt.  Dazu 
sind  zunächst  zwei  weitere  Feststellungen  nötig,  es  muß  die  Menge 
der  zu  den  einzelnen  Preisen  umgesetzten  Waren  und  die  Ausdehnung 
der  Personenkreise,  die  die  jeweiligen  Preise  bezahlen,  ermittelt  werden 
Um  dann  die  weiteren  Einwirkungen  der  Teuerung  auf  die  Lebens- 
haltung zu  ersehen,  ist  die  Entwicklung  der  Einkommen  und  deren 
Verwendnng  zur  Befriedigung  der  verschiedenen  Lebensbedürfnisse 
darzustellen.  Diese  Voraussetzungen  sind  allgemein  nicht  gegeben 
eine  den  Preisnotierungen  entsprechende  Erfassung  der  Einkommen 
iehlt  ebenso  wie  eine  auf  allgemeiner  Buchführung  der  Hauswirt- 
schaften beruhende  Einsicht  in  die  Verteilung  der  Ausgaben,  die  aus 
den  verschiedenen  Einkommen  bestritten  werden.  Für  die  Beant- 
wortung der  Frage,  wie  die  Steigerung  der  Preise  auf  die  Lebens- 
Kosten  wirkt,  hat  man  sich  mit  Annahmen  behelfen  müssen  und  einen 
in  dem  ganzen  erfaßten  Gebiet  für  eine  gewisse  Zeit  konstant  ge- 
dachten Konsum  einer  konstant  bleibenden  Haushaltung  zugrunde  ge- 
legt. Diese  Annahmen  treffen  zweifellos  nicht  zu.  da  durclfdie  Preis- 
gestaltung die  Richtung  des  Verbrauchs  beeinflußt  wird,  die  Haus- 
haltungen nicht  gleich  sind  und  sich  in  ihrer  Zu.^ammensetzung  ver- 
ändern, endlich  auch  die  Verhältnisse  an  den  verschiedenen  Orten 
ungleich  liegen.  Ein  anderes  Verfahren  ist  aber  nicht  möglich  und 

immerhin  ein  gewisser  Anhalt,  eine  Art  Mittelwert,  auf  iene  Wei<se 
zu  gewinnen.  ' 

Auf  dieser  Grundlage  sind  dann  in  den  letzten  Jahren  die  ver- 
schiedenen  Erhebungen  in  ungleicher  Weise  durchgefiihrt  worden.  So 
ist  für  die  Berechnung  von  Teuerungszahlen  während  des  Krieges  die 
n ochenration  des  deutschen  Marinesoldaten  im  Frieden  zugrunde  ge- 
legt  und  das  Dreifache  dieser  Menge  für  eine  Familie  von  vier  Köpfen 
als  Durchschnitt  angesetzt  worden.  Noch  schwieriger  aber  wird  die 
Berechnung,  w’enn  nicht  allein  der  Nahrungsmittelaufwand,  sondern 
auch  die  Ausgaben  für  sonstige  Lebensbedürfnisse  ermittelt  werden 
sollen.  Hier  fehlt  selbst  der  immerhin  fragwürdige  Anhalt  der  Friedens- 
ration  des  Marinesoldaten.  Die  Verschiedenheiten  der  Haushaitun o-eii 
sind  bei  den  Nahrungsausgaben  immer  noch  geringer  als  bei  allen 
übrigen  Lebensbedürfnissen.  Wie  hoch  soll  der  Aufwand  an  Kleidung- 
oder  gar  an  Kulturbedürfnissen  für  einen  Haushalt  angenommen 
■werden.  Hier  bedeutet  jede  Ziffer,  mag  sie  noch  so  vorsichtig  abge- 
wogen werden,  immer  eine  Willkür.  ® 

Trotz  aller  Bedenken  hat  auch  die  amtliche  deutsche  Statistik 
diesen  Weg  bescliritten,  weil  praktische  Bedürfnis^se  solche  Erhebungen 

Familie  von  5 Köpfen  (2  Erwachsenen 
und  3 Kindern  von  12,  t und  1^2  Jahren)  ein  vierwöchentlicher  Normal- 

4* 
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verbrauch  an  Lebeasmitteln,  Wohnung,  Heizung  und  Beleuchtung  zu- 
grunde  gelegt  worden.  Auf  diese  sogenannten  Wertigkeitszahlen  hat 
pch  die  Erhebung  beschränkt,  also  vor  allem  den  Aufwand  für  Be- 
kleidung nicht  berücksichtigt,  weil  hier  kaum  die  Menge  und  noch 
weniger  die  Qualität  der  Gegenstände  zu  erfassen  ist.  Es  ist  auch  die 
Verschiedenheit  des  Nahrungsbedarfs  in  den  einzelnen  Gegenden  vor 
allem  in  den  einzelnen  Berufen  nicht  berücksichtigt  worden.  Es  wird 
also  ein  Normalbedarf  konstruiert,  der  nur  einen  Teil  des  gesamten  Haus- 
5.^  1°  dieses  beschränkte  Durchschnittsbudget  einer 

funfkopfigen  Familie  werden  dann  in  jeder  Gemeinde  die  dort  er- 
mittelten Preise  eingesetzt,  diese  Preise  mit  den  Wertigkeitszahlen, 
den  für  die  Familie  angesetzten  Mengen,  multipliziert  und  aus  den  ge- 
wonnenen  Produkten  in  jedem  Monat  die  Summen  gezogen,  die  dann 

darstellen.  Es  werden,  wie  man  sich  technisch 
ausdruckt  die  in  den  einzelnen  Gemeinden  ermittelten  Preise  mit  den 

lur  jede  Ware  vorgesehenen  Mengen  des  Durchschnittsbudgets  gewogen 
oder  gewichtet.  ^ ^ 

1 ß<-  h^i’äktischen  Bedürfnisse,  die  diese  Teuerungsstatistik  veran- 
laßt haben,  liegen  einmal  auf  dem  Gebiet  der  Lohnpolitik;  es  soll  die 
Anpassung  der  Löhne  an  die  Lebenskosten  durch  solche  Teuerungs- 

Weiterhin  erfordert  die  Beamtenbesoldung 
einen  Einblick  in  die  Kosten  der  Lebenshaltung. 

«t.i  Teuerungszahl  von  19i:5/14  = 100,  dann  ergeben 

sich  tur  den  Durchschnitt  von  47  Städten  folgende  Ziffern: 


Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
August 
September 
Oktober 


1920  023 
1920  741 
1920  836 
1920  876 
1920  842 
1920  842 
1920  795 
1920  777 
1920  827 


November 

1920 

872 

August 

1921 

1045 

Dezember 

1920 

916 

September 

1921 

1062 

Januar 

1921 

924 

Oktober 

1921 

1146 

Februar 

1921 

901 

November 

1921 

1397  : 

März 

1921 

901 

Dezember 

1921 

1550 

April 

1921 

894 

Januar 

1922 

1640 

Mai 

1921 

880 

Februar 

1922 

1989 

Juni 

1921 

896 

März 

1922 

2302  1 

Juli 

1921 

963 

1 

Sofern  allein  die  Ernährung  bei  ücksichtigt  wird,  sind  die  Index- 
ziftern  wesentlich  höher,  da  die  obigen  Zahlen  durch  die  niedergehaltenen 
Uohnungsmieten  gedrückt  werden.  Allein  für  die  Kosten  der  Er- 
”Sd^  sich  folgende  Zahlen,  wenn  Juli  1904  = 100  gesetzt 

Juli  1920  Juli  1921  Januar  1922  März  1922 


Deutschland  1156 

Ver.  Staaten  215 

England  262 

Frankreich  (Paris)  373 

Italien  (Florenz)  413 


1274 

145 

226 

306 

451 


2219 

179 

319 

512 


3152 


490 


*)  Wirtschaft  und  Statistik.  1922.  S.  155. 
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3.  Das  Geld. 

§ 31. 

Wesen  und  Entstehung  des  Geldes. 

, • * k'  {f'i  deutschen  Geldlehre  des  19,  Jahrh.  Entw.  d.  dtsch.  Volks- 

wirtschaftslehre, I.  T.  Leipzig  1908. 

ir  2 'l'heone  des  Geldes.  Theoret.  Sozialokonomik 

K &ües,  Geld  und  Kredit,  Abt.  1,  Geld.  2.  Aufl,  Berlin  1885. 
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• A dßr  Tauschverkehr  ist,  um  so  schwieriger  wird  es  für 

jeden,  der  eine  Ware  einhandeln  will,  jemand  zu  linden,  der  nicht 
nur  die  \\  are  abzugeben  geneigt  ist,  sondern  auch  die  ihm  dafür 
gebotene  gerade  gebrauchen  kann.  Ein  allgemein  gesuchter  Gegen- 
stand, der  sich  gut  aufbewahren  läßt  und  größte  Absatzfähigkeit  be- 
sitzt,  wird  als  iauschmittel  bevorzugt  werden,  weil  er  nicht  nur  zum 
Verbrauch,  sondern  auch  zum  Eintausch  gegen  andere  Gegenstände 
angenommen  und  aufbewahrt  wird.  Das  Bedürfnis  des  Wirtschafts- 
verkehrs nach  einer  Erleichterung  des  Tausches  hat  daher  schon 
truh  zur  Ausbildung  solcher  allgemeiner  Tauschmittel  geführt 
(Vieh,  pecus-pecunia,  Tierfelle,  Salztafeln,  Leinwand,  Muscheln).  Ein 

dies  Tauschmittel  beliebig  teilbar  ist  und  leicht 
\eisandt  werden  kann.  Und  je  mehr  das  allgemein  brauchbare,  leicht 
autzubewahrende  und  zu  versendende,  beliebig  teilbare  Gut  im  Tausch- 
verk^ir  vermittelt,  um  so  mehr  wird  es  zum  Maßstab  für  den  Wert 

Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Kultur 
greift  man  zu  diesem  Zweck  zu  immer  kostbareren  Gegenständen,  be- 

1^^  Metallen  und  geht  über  von  Eisen,  Zinn  (bei  den  Chinesen 
Ar?  dann  zu  Silber  und  Gold.  Anfangs  wurde  das 

Metall  bem  Kauf  einfach  zugewogen.  Um  das  häufige  AViegen  zu  ver- 

ließ  man  es  dann  in  Stücken  von  bestimmtem  Gewicht  und  all- 
mählich  auch  von  bestimmter  Zusammensetzung  und  Form  umlaufen 
( des  allgemeinen  Tauschmittels  beruht  zunächst  auf 
zum  cS  ® Festigung  der  Gesellschaft 

?e?  bestimmt,  daß  das  Tauschmittel  als 

gesetzliches  Zahlungsmittel  angenommen  werden  muß.  So  ist  das 

Srh  wesentlicher  Schritt  weiter  war  es,  als  der  Staat 

v^ohfl  der  metallenen  Tauschmittel  vermöge  seines  Hoheits- 

in?  Cphflü  Gewähr  für  deren  Gewicht 

und  Uehalt  übernahm  und  die^e  Garantie  durch  ein  vor  äußerer  Ver- 

schützendes  Gepräge  zum  Ausdruck  brachte.  SoistdieMünze, 

ein  in  bezug  auf  Gewicht  und  Feingehalt  beglaubigtes  Stück  Metall,  ent- 
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standen.  Erst  hierdurch  wurde  ein  Tauschmittel  hergestellt,  das  den 
Anforderungen  eines  entwickelten  Verkehrs  genügte. 

Geld  ist  das  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  be- 
stimmte allgemeine  Tauschmittel.  Ein  Gut,  welches  als  all- 
gemeines Tauschmittel  und  damit  als  Wertmaß,  Spar-  und  Leihmittel 
dient,  ist  volkswirtschaftlich  Geld.  Rechtlich  wird  es  erst  Geld  durch 
die  staatliche  Anerkennung  als  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Um  allen 
Ansprüchen  zu  genügen,  muß  das  Geld  folgende  Eigenschaften  haben: 
allgemein  anerkannten  Wert  besitzen,  bei  kleinem  Umfang  einen  hohen 
^yert  darstellen,  um  auch  für  entfernte  Gegenden  als  Zahlungsmittel 
dienen  zu  können,  beliebig  teilbar  und  leicht  aufzubewahren  sein,  ohne 
an  Wert  zu  verlieren.  Diesen  Ansprüchen  genügen  die  edlen  Metalle 
am  besten. 

§ 32. 

Der  G e 1 d w e 1 1. 

Die  Merkantilisten  fa.ssen  das  Geld  vom  privatwirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  auf  und  meinen,  daß  durch  Anhäufung  von  Gold  und 
Silber  ein  Land  reicher  werde;  sie  legen  de.m  Gelde  eine  fast  unbe- 
dingte Kaufkraft  bei  und  sehen  in  der  Vermehrung  des  Besitzes  an 
Geld  und  Edelmetall  die  Aufgabe  des  Staatt-s.  Dav.  Hume,  J.  St. 
Mill  u.  a.  fassen  dagegen  das  Geld  ausschließlich  als  Wertzeichen  auf. 
Sie  vertreten  die  Quantität stheorie,  die  Ansicht,  daß  der  Geldwert 
durch  den  Geldvorrat  bedingt  ist  und  bei  Vei'mehrung  der  Geldmenge 
der  W'^ert  sinkt,  wie  er  bei  Abnahme  des  (xeldvorrats  steigt.  Dem 
ist  entgegenzuhalten,  daß  im  allgemeinen  der  Wert  des  Metallgeldes 
durch  den  W^ert  des  Edelmetalls  bestimmt  wird,  aus  welchem  es  be- 
steht. Bei  freiem  Weltverkehr  wird  wegen  des  leichten  Zu-  und  Ab- 
flusses von  Edelmetall  und  Münzen  das  Metallgeld  eines  Landes  sich 
von  dem  Wert,  den  das  Währungsmetall  axif  dem  Weltmärkte  hat, 
nicht  wesentlich  entfernen  können.  Endlich  ist  zu  bedenken,  daß  nicht 
allein  der  Geldvorrat,  sondern  auch  der  Kredit  (Giroverkehr,  Wechsel, 
Scheck),  als  Zahlungsmittel  den  Waren  gegenübersteht  und  dieser  sich 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  leicht  anpaßt,  sowie  daß  nie  die  ganze 
Menge  der  vorhandenen  Waren  auf  einmal  mit  dem  ganzen  vorhandenen 
Geld  gekauft  wird,  sondern  stets  nur  ein  Teil  mit  Summen,  die  kurz 
darauf  wieder  zum  Kaut  anderer  Teile  verwendet  werden. 

Der  Staat  ist  der  Schöpfer  des  Geldes,  insofern  sein  Befehl  ein 
Tauschgut  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  macht  und  ihm  damit  seine 
Geltung  als  Geld  gibt.  Damit  ist  aber  noch  nicht  der  Wert  des 
Geldes  bestimmt.  Der  Geldwert  wird  bedingt  durch  die  Tauschkraft 
des  Geldes,  d.  h.  durch  die  Gütermenge,  die  für  das  Geld  zu  erlangen 
ist,  und  diese  wird  in  einer  individualistisch  organisierten  Volkswirt- 
schaft von  den  einzelnen  Wirtschaftseinheit(*.n  bestimmt,  die  gegen 
Geld  Waren  oder  Leistungen  kaufen  oder  verkaufen.  Durch  den 
staatlichen  Befehl  erhält  das  Geldzeichen  nur  einen  Nennwert,  d.  h. 
es  muß  bei  Zahlungen  entsprechend  seiner  Benennung  anerkannt  und 
angenommen  werden.  Dieser  tor melle  Wert  ist  aber  nicht  der 
materielle,  der  reale  Geldwert. 

Der  von  dem  staatlichen  Befehl  und  der  äußeren  Benennung  un- 
abhängige innere  Wert  des  Geldes  tritt  zunäc  hst  dort  zutage,  wo  das 
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Geldzeichen  nicht  auf  Grund  des  staatlichen  Befehls  in  Zahlung  ge- 
kommen wird,  nämlich  im  Verkehr  mit  dem  Ausland.  Hier  wird 
der  Wert  des  Geldzeichens  ausgedrückt  in  Geldzeichen  des  anderen 
Landes,  also  z.  B.  der  Wert  der  Mark  in  Francs  (Valuta).  Dieser 
Kurswert  ist  unabhängig  von  dem  Nennwert.  Er  wird  an  der  Börse 
festgesetzt,  und  maßgebend  für  ihn  ist  in  erster  Linie  das  Verhältnis 
von  Angebot  und  Nachfrage.  Es  bestimmt  sich  der  Wert  des  Geldes 
im  Ausland  zunächst  nach  dem  Stand  der  Zahlungsbilanz,  d.  h.  nach 
dem  Verhältnis  der  in  Geld  zahlbaren  und  fälligen  Forderungen  und 
Verpflichtungen.  Dieser  Kurswert  des  Geldes  wird  durch  den  Stofi’wert 
des  Geldes  gestützt.  Es  kann  der  Geldwert  von  Metallgeld  nicht  unter 
den  Metallwert  sinken.  Hat  das  Geld  überhaupt  keine  oder  keine 
ausreichende  stoft'liche  Grundlage,  dann  wird,  sobald  das  Angebot  an 
Geldzeichen  größer  ist  als  die  Nachfrage,  der  Kurs  immer  weiter  ge- 
drückt. Aber  auch  im  Inland  macht  sich  eine  materielle  Bewertung 
des  Geldes  geltend  gegenüber  der  formellen  Bezeichnung  seiner  Geltung 
durch  den  Nennwert.  Dieser  bedeutet  nur,  daß  das  Geldzeichen  ent- 
sprechend seiner  Benennung  bei  Zahlungen  anerkannt  und  angenommen 
werden  muß,  er  besagt  aber  nichts  über  die  Zahlungen  selbst,  d.  h. 
über  die  Preise.  Der  materielle  Wert  des  Geldes  liegt  in  seiner  Kauf- 
kraft. Diese  Beziehung  des  Geldes  zu  den  Waren  wird  aber 
wiederum  durch  seine  stoffliche  Unterlage  beeinflußt.  Ist  das  Geld 
ein  Stück  Edelmetall,  so  hat  das  im  Geld  vergegenständlichte  Edel- 
metall seinen  Warenwert,  uud  der  Geldwert  kann  nicht  unter  diesen 
sinken.  Fehlt  dem  Gelde  jede  oder  doch  eine  zureichende  stoffliche 
Unterlage,  so  wird  ihm  auch  im  inneren  Verkehr  die  Stütze  entzogen. 
Der  Tauschwert  des  Geldes  wird  also  zunächst  bedingt  durch  zwei 
Reihen  von  Ursachen,  durch  den  Wert  des  Edelmetalles  und  durch  das 


allgemeine  Preisniveau. 

Dazu  kommen  aber  noch  zwei  weitere  Gründe.  Bei  der  Preisbildung 
macht  sich  auf  seiten  der  Käufer  und  Verkäufer  die  Wertschätzung  des 
Geldes  geltend.  Diese  Wertschätzung  hängt  einmal  ab  von  der  Menge 
d e r G e 1 d m i 1 1 e 1 , die  zur  V erfügung  stehen,  also  von  der  Höhe  der  E i n - 
kommen,  dann  von  den  Bedürfnissen,  die  mit  den  Geldmitteln 
zu  befriedigen  sind.  Je  höher  allgemein  die  Einkommen  sind,  um  so 
mehr  Geld  wird  jede  Wirtschaftseinheit  aufzuwenden  geneigt  und  in 
der  Lage  sein.  Je  mehr  die  Bedürfnisse  steigen,  um  so  mehr  wird 
jeder  aufwenden  müssen,  um  den  gleichen  Befriedigungserfolg  zu 
erzielen. 


Die  Erhöhung  aller  Einkommen  in  einem  Geld,  das  selbst  stoö- 
lichen  Wert  besitzt,  wird  sich  stets  in  engeren  Grenzen  halten  als  die 
Erhöhung  durch  vermehrte  Zuwendung  von  Geldzeichen,  die  keinen 
eigenen  Wert  haben.  Die  Vermehrung  vollwertigen  Geldes  setzt  vor- 
aus den  Erwerb  der  Metalle,  aus  denen  es  hergestellt  wird.  Beim 
Papiergeld  spielen  die  Kosten  der  Geldbeschafiung  überhaupt  keine 
Rolle.  Daher  hängt  die  Menge  des  auszugebenden  Papiergeldes  uud 
minderwertigen  Metallgeldes  vollkommen  von  der  Willkür  des  Staates 
ab,  und  der  Staat  macht  erfahrungsgemäß  von  dem  Recht  der  Ausgabe 
ausgedehnten  Gebrauch,  weil  er  auf  diesem  Wege  seine  Finanzbedürf- 
nisse zu  decken  vermag.  So  wächst  die  Menge  der  Zahlungsmittel, 
es  kommt  zu  einer  Inflation,  zu  einer  Aufblähung  der  Umlaufs- 
mittel durch  den  Kredit.  Diese  bedingt  eine  Steigerung  der  Preise, 
sofern  sie  zu  einer  Erhöhung  der  Einkommen  führt.  Die  Kaufkraft  des 
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Geldes,  also  sein  Wert  maß  sinken,  je  mehr  die  Geldeinkommen  steieen 

auf  die  s^ff liehe  Grundlage  des  Geldes,  auf  den  Wert  des  Edelmetalles 

ist  gezeigt,  daß  der  Stoffwert  des  Geldes  den 

Sr  bestimmt,  sondern  nur  die  untere  Grenze 

bildet,  unter  die  er  nicht  sinken  kann.  Der  Wert  des  Geldes  wird 

bedingt  durch  seine  Funktion  als  Tauschmittel.  Dem  Ausland  Lren- 
uber  bleibt  das  Edelmetall  das  letzte  Zahlungsmittel  wenn^Sne 

Srfjf ^ ‘'^iistausch  zur  Verfügung  stehen  iher 

auch  der  innere  Wirtschaftsverkehr  fordert  vom  Geld  daß  es  ak 
Tauschgegenstand  selbst  einen  Wert  hat,  so  daß  es  lederLit  und 
überall  alle  anderen  Guter  zu  erlangen  ermöglicht.  Dazu  eignet  sich 
eijenige  Gegenstand  am  besten,  der  allgemein  anerkannt  ist  und 
dessen  W ert  am  wenigsten  schwankt,  d.  i.  das  Gold.  “ 

Damit  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  unter  bestimmten  Voraus- 

lose Metallgeld,  ja  sogar  an  dessen  Stelle  stoff'wert- 
lose  GeMzeichen  die  Zahlungsmittelaufgabeii  erfüllen  können  Je  fester 

Volkswirtschaft  und  der  staatlich™  r/a„isation  t, 
If,  Sr  V.oraotoongen  von  der  Znknnft  zu  befürchten  S am 
so  leichtei  Wird  es  sein,  den  Zahlungsverkehr  mit  Geldzeichen  durch- 
zufuhren,  die  keinen  W^ert  in  sich  tragen,  also  mit  Papiergeld.  Voraus- 
r^dSftp^^  Stetigkeit  und  Gleichmäßigkeit  auch  auf  der 

vffn^  Papiergeldausgabe  das  Verhältnis 

von  Gütern  i^d  Kaufkraft  nicht  gestört  wird.  Diese  Sicherheit  ist 

bisher  nicht  gewährleistet  worden.  Es  wird  nur 
das  Maß  der  Unsicherheit  je  nach  der  Festigkeit  und  Stetigkeit  der 

r^äeTseln  Organisation  größer  ^mid  gl 

In  einer  auf  dem  Privateigentum  und  der  Verkehrsfreiheit  1ip 
M irtschaitsordnung  wird  der  Wert  des  Geldes  nach  denselben 
(Gesichtspunkten  geschätzt  wie  der  jedes  anderen  Gegenstand^  nu? 
Tp  Unterschi^,  daß  nicht  der  Gebrauchswert,  sondern  allein 

der  Tauschwert  in  Frage  kommt.  Der  staatli.ffie  Befehl,  der  formell 
'Schöpfer  des  Geldes  ist,  verleiht  dem  Geldzeichen  allein  seine  Geltuno- 

Ätü  P^^^  wirtschaftlichen  Aufgaben  ist  da"s 

\ ff^alifiziert,  wenn  und  soweit  die  staatliche  Anordnung  sich 
durchsetzt,  der  W irtschaftsverkelir  dem  Geld  vertraut,  bei  dem  l^ausch 
nfp°  und  Leistungen  die  Geldzeichen  voll  bewertet  werden  daher 
die  Sicherheit  besteht,  für  die  eigenen  Güter  und  Leistungen’  durch 

tend™  Tauschobjekten  voll  abge- 

ä 33. 

Die  Wertschwankungen  des  Geldes. 

Die  Veränderungen  des  Geldwertes  sind  nur  zum  Ausdruck  zu 
bringen  durch  eine  Feststellung  der  Preisverhältnisse  der  verschiedenste 
Waren,  die  unter  ungleichen  Bedingungen  hergestellt  und  den  vpv 
jchiedenartigsten  Marktverhältnissen  unterworfen  sind  unter  Berück* 
uchtigung  der  verbrauchten  Mengen.  Weiterhin  isTder  Uhn  Ä 


menschliche  Arbeit  zu  berücksichtigen.  Eine  solche  Feststellung  muß 
lur  den  Anfang  und  das  Ende  der  zu  untersuchenden  Periode  statt- 
hnden.  Dies  ist  überaus  schwierig  und  wegen  der  Veränderungen  in 
der  Beschaffenheit  der  Güter  und  Leistungen  in  befriedigender  Weise 
nicht  zu  erreichen. 

Schwieriger  noch  als  die  Feststellung  der  Veränderungen  des 
Geldwerts  ist  die  Ermittlung  der  Ursachen.  Am  besten  sind  wir 
Über  die  \\  ertverliältni^se  der  Edelmetalle  und  die  ausgegebenen  Geld- 
mengen  unterrichtet.  Die  Wertveränderungen  brauchen  aber  nicht 
von  der  Geldseite  auszugehen.  Steigen  des  Geldwertes  bedeutet  all- 
gemeines  hinken  der  Preise.  Allgemeine  Preissteigerung  bedeutet 
aber  auch  Sinken  des  Geldwertes.  Die  Veränderungen  der  Kaufkraft 
des  Geldes  infolge  von  Verschiebungen  auf  der  Wareuseite  können 
verschiedenartige  Ursachen  haben.  Wenn  die  Produktion  aller  oder 
des  entscheidenden  Teils  der  Waren  erschwert  und  verteuert  wird 
durch  Steigen  der  Löhne  und  der  Beförderungskosten  usw.,  so  sinkt 
die  Kaufkraft  des  Geldes.  Verbilligung  des  Transports  und  neue 
Herstellungsarten,  bedingt  durch  Erfindung  von  Arbeit  sparenden 
Maschinen,  erhöhen  dagegen  den  Geldwert.  Der  Geldwert  kann  auch 
gesunken  erscheinen,  wenn  allgemein  Gegenstände  in  feinerer  Aus- 
tuhrung  oder  schwerer  zu  beschaffende  Güter  oder  reichlicherer  Vorrat 
zum  täglichen  Leben  verlangt  werden,  d.  h.  allgemein  die  Leben.s- 
anspruche  steigen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  ist  die  Kaufkraft  des 
Geldes  111  einer  größeren  Stadt  geringer  als  in  einer  kleinen,  es  ist  in 
jener  eine  höhere  Summe  für  die  gleiche  Lebensweise  erfurderlich. 
Ebenso  ist  in  einem  hochentwickelten  Lande  das  Leben  teurer,  damit 
erscheint  der  Geldwert  dort  niedriger 

Die  ungeheure  Geldentwertung  nach  dem  Weltkriege  hat  ihre  Ur- 
sachen auf  der  Geldseite  und  auf  der  Warenseite.  Die  Veriiiehrung 
der  Uralautsmittel  und  der  Einkommen  durch  Papiergeldausgabe  hat 
sich  einerseits  geltend  gemacht,  auf  der  anderen  Seite  die  Ver- 
niinderung  des  Warenvorrats.  Die  sprunghafte  Steigerung  der  Löhne 
hat  einmal  die  Nachfrage  gekräftigt  und  andererseits  die  Produktion 
ypteuert.  Dazu  kommt  die  Veränderung  der  Anschauungen,  wie  sie 
die  Kevolution  mit  sich  gebracht  hat,  die  Veränderung  der'Bedürfnisse 
und  der  Ansprüche. 

Eine  Geldentwertung  beeinträchtigt  alle  Klassen,  deren  Einkommeii 
mehr  oder  weniger  fest  in  Geld  bestimmt  ist.  Das  ist  der  Fall  bei  den 
Kentiiern,  den  yerpächtern,  den  Beamten,  deren  Einnahmen  ertährungs- 
gemäß  den  Preisveränderungen  der  Lebensgüter  nicht  unmittelbar  und 
nicht  gleichmäßig  folgen.  Weit  eher  vermögen  sich  die  Löhne  anzu- 
passen. Es  gewinnen  dagegen  durch  die  höheren  Preise  einmal  die 
Landwirte,  die  mehr  Erzeugnisse  verkaufen  als  kaufen.  Aber  auch  die 
Gewerbetreibenden,  die  Kaufleute  haben  einen  Vorteil  davon,  bis  sich 
allmählich  die  Löhne  und  damit  die  Herstellungskosten  usw.  mit  den 
Warenpreisen  in  Einklang  gesetzt  haben.  Die  Preissteigerung  der  Waren 
allmählich  auch  der  menschlichen  Arbeit,  regt  zu  erhöhter  Tätigkeit’ 
Meigerung  der  Lebensansprüche  usw.  an  und  bewirkt  eine  wirtschaft- 
liche  Umwälzung  mit  ungleicher  Preis-  und  Einkommens  Verschiebung. 
u i.  j-  Verteuerung  des  Geldes  oder  eine  allgemeine  Preisminderung: 
at  die  entge^ngesetzte  V irkung.  Sie  trifft  zunächst  den  gegenwärtigen 
Pachter  und  Grundbesitzer,  die  dieselben  Zinsen  und  noch  die  gleichen 
Hohne  zu  zahlen  haben,  während  die  Einnahmen  für  die  verkauften  Er- 
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Zeugnisse  zuruckgehen.  Zugleich  tritt  Erschlaffung  des  Unternehmungs- 

wrtschaftlicher  Niedergang  ein,  da  jeder  ein  weiteres 
Herabgehen  der  Preise  befurchtet.  Es  wird  nur  auf  Bestellung,  also 
.zur  Deckung  des  unmittelbaren  Bedarfs  gearbeitet,  was  wiederum  dem 
Arbeiter  verhängnisvoll  werden  muß.  So  wirkt  der  Umschwung  der 
Preise  auf  die  Höhe  des  Zinses  und  der  Löhne  zurück. 

...  die  Preise  hoch  oder  niedrig  sind,  ist  bei  eingetretenem  Stillstände 
mr  die  Volkswirtschaft  gleichgültig,  sobald  die  Gehaltsverhältnisse,  die 
Lohne,  Pachtsatze  und  Zinsen  sich  entsprechend  eingestellt  haben 
Dabei  ist  es  aber  letzten  Endes  eine  Machtfrage,  ob  sich  der  Ausgleich 
^ vollzieht,  daß  die  trüberen  Verhältnisse  wiederhergestellt  werden 
n.s  können  einzelne  Teile  des  volkswirtschaftlichen  Ganzen  nachhaltig 
geschädigt,  ja  vernichtet  werden.  Und  in  jedem  Fall  ist  für  die  Dauer 

dieser  wirtschaltlichen  Umwälzungen  die  Buhe,  Sicherheit  und  Stetigkeit 
der  Entwicklung  gestört.  ^ 

§ 34. 

Der  Wert  der  Edelmetalle. 

Lindsay,  Die  Preisbewegung  der  Edelmetalle  seit  1850.  Jena  1893 

.Ders  Edelmelallproduktion  und  Wert  Verhältnis  von  Gold  und  Silber  1879 

£d.  buegs,  Die  Zukunft  des  Goldes.  2.  Aufl.  Wien  1892 

Bers.,  Die  Zukunft  des  Silbers.  Wien  1892. 

Äierfema««  Die  Statistik  der  Edelmetalle  zur  Beurteilung  der  Währunsrs- 

frap  m Tabellen  und  graph.  Darstellungen  unter  Anlehnung  an  die  Soetbeerschen 
Materialien  zusammengestellt.  2.  AuÜ.  Berlin  1904.  ooetoeerscnen 

in  th^lf^St  ^VasWngto^n*^  Director  of  the  Mint  upou  Production  of  the  Precious  Metals 

Der  Wert  der  Edelmetalle  wird  wie  dei  einer  im  freien  Verkehr 
stehenden,  in  großer  Masse  vorhandenen,  aber  nicht  beliebio-  vermehr- 
baren  U are  bedingt  durch  das  Verhältnis  des  Angebots  zur  "Nachfrage. 
Die  N achtrage  hängt  ab  von  der  Verwendung  jener  Metalle  für  In- 
dustriezwecke und  von  dem  Bedarf  an  Münzen. 

Dm- Industriebedarf  wird  bedingt  durc.h  die  Ausdehnung  der  in 
Betracht  kommenden  zivilisierten  Staaten,  ihre  Volkszahl  und  ihren  Wohl- 
stand Der  Müuzbedarf  hängt  dagegen  ab  von  der  Zahl  der  Umsätze, 
steigt  also  mit  der  Zunahme  der  Volkszahl,  der  Wohlhabenheit  und  der 
Ausbi  düng  des  volkswirtschaftlichen  Verkehrs.  Weiter  istmaßgebend  die 
Schnelligkeit  des  Umlaufs  der  Münzen;  je  öfter  jede  Münze  den  Kauf 
vermittelt,  um  so  kleiner  wird  die  Menge  sein  können,  die  zur  Vermittlung 
aller  Umsätze  ausreicht.  Drittens  kommt  zur  Geltung  die  Summe  der 
vorhandenen  Geldersatzmittel.  Der  Bedarf  wird  also  durch  die  Aus- 
dehming  der  Kredit  Wirtschaft  vermindert.  Der  Wert  der  Edelmetalle 
Wird  andererseits  durch  die  Erzeugungfskosteu  und  die  Aus- 
delinung  der  Neugewinnung  beeintiußt. 

Die  Edelmetalle  zeigen  insofern  eine  besondere  Eigentümlich- 
keit, als  bm  ihnen  die  Nachfrage  sich  ausdehnen  und  einschränkeu  läßt 
Der  von  altersher  aufgespeicherte  Vorrat  ist  außerdem  sehr  groß  so 
•daß  auch  eine  bedeutende  Neugewinnung  ohne  erhebliche  Wirkung 'auf 
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den  Wert  sein  kann,  zumal  in  der  Neuzeit  fast  die  ganze  Erde  ein  ver- 
einigtes Marktgebiet  für  die  Edelmetalle  bildet.  Andererseits  ist  zu  be- 
achten, daß  ein  großer  Teil  des  Edelmetalles  festgelegt  und  dem  Ver- 
kehr entzogen  ist,  während  das  Ergebnis  der  Erzeugung  zum  größten 
Teil  auf  dem  Londoner  Markt  erscheint.  Die  Gestehungskosten  werden 
unter  Umständen  bei  bedeutender  Vermehrung  der  Förderung  die  untere 
Wertgrenze  zu  senken  vermögen  und  umgekehrt  sie  heben  können. 

Für  diejenigen  Länder,  die  Gold  und  Silber  nicht  selbst  gewinnen, 
sondern  ganz  oder  zum  Teil  von  anderen  einhandeln  müssen,  treten  noch 
als  wichtige  Momente  der  Wertbestimmung  die  Herstellungs-  und  die 
Transportkosten  für  die  Waren  hinzu,  welche  nach  den  Minenländern 
zum  Eintausch  edler  Metalle  geführt  werden.  In  Ländern  auf  tiefer 
Stufe  der  Volkpvirtschaft.  die  nur  schwer  zu  befördernde  und  auf  dem 
Weltmarkt  billige  Rohstoffe  auszuführen  haben,  ist  daher  der  Wert  des 
Metalls  höher  als  in  den  Ländern  mit  entwickeltem  Handel  und  größerer 
Industrie,  deren  Erzeugnisse  wertvoller  sind,  billiger  ausgeführt  werden 
können  und  in  den  Minenländern  mit  Vorliebe  genommen  werden.  In 
den  verschiedenen  Ländern  ist  daher  der  Edelmetallwert  ungleich. 

Im  klassischen  Altertum  waren  die  Edelmetalle  schon  in  reicher 
Menge  vorhanden.  Der  Schatz  des  Ptolemäus  Philadelphus  w-urde  nach 
Boeckh  auf  740000  Talente  = etwa  drei  Milliarden  M.  geschätzt.  Cyrus 
hinterließ  500000  Talente.  Der  Wert  des  Edelmetalles  dürfte  zur  Zeit  der 
Blüte  Griechenlands  und  Roms  nicht  weit  von  dem  der  Jahre  1750—1850 
entfernt  gewesen  sein.  Während  der  Völkerwanderung  hörte  die  Edel- 
metallgewinnung fast  ganz  auf,  ein  großer  Teil  der  Schätze  ging  verloren, 
so  daß  bis  zum  Jahre  800  unserer  Zeitrechnung  der  Wert  bis  auf  das 
Vierfache  stieg.  Die  steigende  Produktion,  namentlich  von  Silber  in 
Europa  (Böhmen,  Sachsen,  Harz),  ließ  schon  bis  1300  ein  Sinken  des 
Wertes  erfolgen,  worauf  bis  zum  Jahre  1500  ein  Stillstand  eintrat.  Die 
Entdeckung  Amerikas  bewirkte  ein  schnelles  Sinken,  besonders  von 
1550—1600;  der  Wert  ging  ungefähr  auf  die  Hälfte  zurück.  Diese  Be- 
vvegung  hielt  in  der  Zeit  von  1700 — 1850  an  und  führte  von  neuem  zu 
einem  Rückgang  auf  etw-a  die  Hälfte.  Die  gewaltige  Steigerung,  nament- 
lich der  Goldgewinnung  seit  1848,  auf  der  anderen  Seite  die  wachsende 
Ausdehnung  des  Kredits,  durch  die  die  Zunahme  des  Münzbedarfs  ab- 
geschwächt wurde,  bewirkten  ein  weiteres  Sinken,  das  aber  durch  die 
Ausgleichung  des  Wertes  der  Edelmetalle  in  den  verschiedenen  zivilisierten 
Ländern,  durch  den  Abfluß,  namentlich  von  Silber,  nach  dem  Orient, 
durch  den  wachsenden  Bedarf  an  Goldmünzen  infolge  des  Übergangs  zur 
Goldwährung,  in  verschiedenen  Ländern,  sowie  durch  den  erhöhten  Ver- 
brauch von  goldenen  und  silbernen  Schmucksachen  und  Geräten  infolge 
des  größeren  Wohlstandes  der  Völker  wesentlich  aufgehalten  wurde. 

Die  gesamte  Produktion  der  Welt  an  Edelmetall  betrug  nach  der 
Statistik  von  Soetbeer  und  den  Veröffentlichungen  des  amerikanischen 
Münzdirektors 

Gold  Silber  oder  Gold  Silber 

Kilo  Millionen  Mark 

von  1493— ia50  4 697  000  149  508  000  13  104  26  911 

„ 1851—1880  5 606  400  43  404000  15  642  7 830 


Die  jährliche  Produktion  belief  sich  auf: 
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von  1800—1850 
„ 1851-1880 
„ 1881—1885 
„ 1886—1890 
„ 1891-1895 
„ 1896—1900 
^ 1901—1905 
„ 1906—1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 


Gold 


23  697 
186  880 
155020 
157  080 
233  000 
387  257 
484  639 
652  429 
695  340 
687  792 
689  857 
675  949 
707  878 
683  384 
637  361 
568  247 
649  416 


Silber  oder 

Kilo 


645  476 

1 450  133 

2 607  00(1 

3 463  8CK I 
4917600 
5 154  551 

5 209  32(' 
6135098 
7 008  964 

6 976  000 
6 596  000 
6 181  090 
5 590  978 
5 013  310 
5100  861 
5 567  527 
5 467  658 


öold  Silber 

Millionen  Mark 


66 

117 

521 

261 

432 

495 

4.38 

528 

659 

514 

1080 

428 

1352 

402 

1820 

481 

1940 

511 

1958 

585 

1925 

498 

1886 

428 

1971 

392 

1903 

465 

1774 

614 

1582 

790 

1530 

923 

metanproduktion  aus,  in  den  Jahren  1851-1880  daSÄn^^^^^^^^ 

eine  &tlaTo-Tem  Produktion  der  beiden  Metalle 

de“  \f4rt  dP^r  nach  annähernd  gleich  groß,  während  seit  1890 

V\  ert  der  Goldei  zeugung  den  des  entwerteten  Silbers  weit  überragt. 

40  ^ii’d  für  1910  von  Lexis  auf  ungefähr 

Kassen  und  “im  Der  Goldvorrut  in  Banken,  öffentlichen 

di?Stors  fii^iqii^  e S ™ amerikanischen  Münz- 

eJvtois  lur  1911  auf  32  Milliarden,  der  Silberbestand  auf  11  Milliardpn 

auf2  ö“d.re“L  der 

JHofl  d geschätzt,  von  denen  33%  auf  die  Vereinipten 

bestandes  “in™den  waren  85%  des  gesamten  Goldgeld- 

Destandes  in  den  Staatsbanken  und  Schatzkammern  zusammengefaßt. 


Das  Verhältnis  zwischen  Gold  und  Silber. 

Lex'is,  Beiträge  zur  Statistik  der  Edelmetalle  Talirh  f nt  oa 
BetermaS'MiSlüM^^^  Wertverhältnis  zwischen'  Gold  und  Silber, 

m.  Js.‘nr  O™»"«“*»"  <i»  Silber,.  Jahrb.  f.  Ge,.,  Verw.  u.  Recht, pb., 

bald  Beä"fs'’erbältmssen  steht  das  Gold 

«fna  S weniger  hoch  im  Werte  als  das  Silber.  Schon  im  Altertum 

sind  Schwaniungen  m diesem  Verhältnis  nachzuweisen  ^ 

1 iT  Sw"  tut  OS  sich  im  ganzen  zwLhm  1 U mi 

as“  irMIWsl-  ifalT,;;;;  %“'*  karolingische^  Zelt  S 

Der"^Ä  S S ef  - f Entdeckung  Amerikas  auf  iTli 
derts  aS  l^ll  ^^^ung  des  17.  Jahrhun- 

St  sich;  Eür  die  Folgezeit 
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im 

r 

n 

n 


Verhältnis  von  Gold  zn  Silber 


Durch- 
sohnUts- 
preis  des 
Silbers  in 


Verhältnis  von  Gold  zu  Silber 


Penee 


von 

1700-50 

wie 

1 : 15,11 

— 

im 

Jahre  1900 

wie 

1 : 33,35 

n 

1751—90 

n 

1 ; 14,60 

— 

y» 

1901 

1 : 34.68 

n 

1791— 18C0 

n 

1 : 15,42 

— 

y» 

t i 

M 

1902 

7) 

1 : 39,15 

n 

1801—50 

n 

1 : 15,65 

— 

y^ 

91 

yy 

1903 

n 

1 : 38.10 

n 

1851—60 

r 

1 : 15,40 

61,25 

y^ 

M 

1904 

w 

1 : 36,70 

n 

1861—70 

n 

1 : 15,48 

60,94 

y^ 

1 1 

t« 

1905 

n 

1 : 33,87 

n 

1871—75 

» 

1 : 15,98 

59,02 

t 

1906 

>1 

1 : 30,54 

» 

1876—80 

1 : 17,98 

52,45 

91 

Jf 

1907 

n 

1 : 3l’24 

1881—85 

r 

1 : 18,57 

50,78 

/ 

•• 

71 

1908 

1 : 38,64 

n 

1886—90 

n 

1 : 21,10 

44,70 

9. 

V» 

77 

•• 

1909 

r 

1 : 39,74 

r> 

1891—95 

r 

1 : 26,49 

35,6 

/ 

77 

1910 

V 

1 ' 38  *^2 

Jahre  1896 

r 

1 : 30,43 

30,8 

77 

y* 

77 

1911 

n 

1 : 88,83 

1897 

1' 

1 : 34,30 

27,6 

77 

1912 

t? 

1 : 38  60 

1898 

n 

1 ; 35,14 

26,4 

yy 

1913 

?? 

1 : 84,18 

w 

1899 

n 

1 : 34,36 

27,4 

n 

n 

1914 

y? 

r. 

1 : 37,29 

Durch- 
schnitts* 
preis  des 
Silbers  in 
Pence 

28.27 
27,19 
24.09 
24,75 
26,40 
27,84 
80,88 

30.28 
24,89 
28,74 
24,66 
24,60 
28,05 
27,58 
25,82 


Die  Entwertung  des  Silbers  ist  in  großen  Perioden  seit  der  Ent- 
deckung Amerikas  fortdauernd  zu  beobachten,  sie  hat  in  den  siebziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  aus  folgenden  Gründen  schneller  zugenommen : 
Der  Bedarf  an  Silber  zu  Münzzwecken  hat  sich  in  Europa  vermindert 
Deutschland  behielt  nach  Übergang  zur  Goldwährung  im  Jahre  1873 
ungefähr  5 Mill.  Pfund  feines  Silber  übrig.  Die  skandinavischen  Reiche 
gingen  1872  zur  Goldwährung  über  und  führten  sie  noch  schneller 
durch  als  Deutschland.  Die  Länder  der  lateinischen  Münzkonventioii 
stellten  1873  die  freie  Silberprägung  ein,  Indien  folgte  1893.  Die  Silber- 
gevinnung  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutend  gestiegen  und 
durch  Erfindungen  verbilligt.  Der  Abfluß  von  Silber  nach  dem  Orient 
hat  sich^  vermindert,  was  gegenüber  der  Steigerung  der  Erzeu^-ung 
doppelt  ms  Gewicht  gefallen  ist.  Der  Verbrauch  von  Gold  zu  tech- 
nischen wie  zu  Münzzwecken  ist,  namentlich  zeitweise,  erheblich  melir 
gestiegen  als  der  von  Silber. 

Seit  1916  hat  sich  der  Silberpreis  W’esentlich  gehoben  Es  betrug 
in  Pence  ^ 


1915 

1916 

1917 

1918 

1919 


der  Höchst- 
21% 
37Vs 
55 
49' 2 
67 


Niedrigst- 
preis  für  die  Unze 
22^;,« 

26'Vi« 

Vi0 

42V* 

47V4 


Durchschnitts- 

23,7 
81,3 
40,9 
47,6 
etwa  61 


Das  Wertverhällnis  stellt  sich  für 


1915  wie  1:39,7 

1916  „ 1 : 30,0 

1917  wie  1 : 23,1 


1918  „ 1 : 19,8 

1919  „ 1:16,5 


Die  Nachfrage  nach  Silber  ist  während  des  Krieges  erheblich  «■e- 
stiegen,  vor  allem  in  den  Ländern,  die  Silber  als  VVährungsmetall  ver- 
wenden. Von  diesen  haben  besonders  Indien,  Ägypten  und  Mexiko 
große  Mengen  für  Lieferungen  an  England  erhalten,  auch  China  hat 
seine  Silbereinfuhr  erhöht.  Mit  der  vermehrten  Nachfrage  hat  die 
Gewinnung  nicht  Schritt  gehalten,  sie  ist  vielmehr  gesunken  Endlich 
macht  sich  die  allgemeine  Preissteigerung  auch  beim  Silber  geltend. 
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Die  volkswirtschaftliche  Wirkung;  der  Silberentwertung  bis  zum 
Kriege  ist  für  die  Staaten  sehr  empfindlich  gewesen,  welche  viel  Silber 
gewinnen,  wie  Mexiko  und  die  Verein.  Staaten  von  Nordamerika,  sowie 
für  diejenigen,  welche  viel  Silber  als  Münze  in  Umlauf  haben,  wie 
Frankreich  und  wieder  die  Verein.  Staaten.  Auch  England  hat  darunter 
gelitten,  da  es  viele  Zahlungen,  besonders  aus  Indien  in  dem  entwerteten 

I Metall  erhielt.  Deutschland  ist  weit  w'eniger  berührt  worden. 

1 § 36- 

Die  staatliche  Eegelung  und  technische  Ordnung 

des  Geldw'esens*). 

Karl  Uelfferich,  Die  Reform  des  deutschen  Geldwesens  nach  der  Gründuner  des 

, Reichs.  2 Bde.  Leipzig-  1898. 

> R.  Kuck,  Die  Reichsge.«etzgebung  üher  Münz-  und  Notenbankwesen,  Papiergeld, 

' Prämienpapiere  und  Reichsschnlden.  6.  Anfi.  Berlin  1910. 

I Laughlbi,  Principles  of  money.  New-York  190.1. 

. Voraussetzung  für  einen  geordneten  Gütertausch  in  einem  be- 

stimmten Wirtschaftsgebiet  ist  die  Einheitlichkeit  des  Geldwesens. 
Diese  wird  nur  erreicht,  wenn  der  Staat  die  Regelung  übernimmt. 
Nur  der  Staat  ist  imstande,  durch  seine  Gewähr  den  Geldzeichen  das 
nötige  Vertrauen  zu  verschaffen,  um  ihnen  die  allgemeine  Umlaufsfähig- 
keit zu  sichern.  Er  hat  daher  auch  die  Währung  festzusetzen,  d.  h. 
anzuordnen,  ans  w'elchem  Metall  oder  sonstigen  Stoff  die  gesetzlichen 
Zahlungsmittel  hergestellt  werden,  die  obligatorisch  und  definitiv  sind, 
d.  h.  unbeschränkt  angenommen  und  behalten  werden  müssen.  Sodann 
hat  der  Staat  die  Geldeinheit  festzusetzen,  die  Größe  der  Wert- 
einheit z.  B.  der  Mark  oder  des  Frank,  was  nur  auf  der  Grundlage 
einer  realen  und  möglichst  feststehenden  Wertgröße  möglich  ist.  Am 
besten  geeignet,  weil  relativ  am  wertbeständigsten  ist  das  Gold.  End- 
lich hat  der  Staat  das  Verhältnis  der  einzelnen  Zahlungsmittel,  der 
Geldstücke  wie  der  Papierscheine,  zueinander  zu  regeln. 

Die  Metallwährung  kann  sein  1.  SGberwährung,  d.  h.  die 
gesetzlichen  ZaWungsmittel  werden  ans  Silber  hergestellt.  Sie  kann 
sein  2.  Goldwährung,  dann  sind  die  Goldmünzen  allein  gesetzliche 
Zahlungsmittel;  die  Silbermünzen  und  anderen  Metallgeldstücke  sind 
Scheidemünzen,  sie  sind  für  den  Klein  verkehr  bestimmt,  nur  bis 
zu  bestimmten  Höchstsummen  anzunehmen  und  können  von  gewissen 
Beträgen  an  in  gesetzliche  Zahlungsmittel  umgewechselt  werden.  Die 
Scheidemünzen  sind  in  der  Regel  nicht  vollwertig  und  werden  nur 
in  begrenzter  Menge  ausgegeben.  Die  Metallwährung  kann  sein 
8.  Doppelwährung,  auch  Mischwährung,  Bimetallismus  genannt, 
d.  h.  die  Münzen  beider  Metalle  sind  als  gesetzliche  Zahlungsmittel 
anerkannt,  und  es  ist  das  Wertverhältnis  zwischen  beiden  Metallen 
gesetzlich  festgelegt.  Sind  neben  der  Goldwährung  noch  Silbeimünzen 
als  gesetzliche  Zahlungpittel  in  Geltung  (bis  1907  die  Taler  in 
Deutschland),  so  liegt  die  hinkende  Goldwährung  vor.  Ist  bei 
der  Doppelwährung  die  Ausprägung  nur  in  Gold,  aber  nicht  in  Silber 
für  Rechnung  von  Privaten  freigegeben,  so  daß  das  Schwergewicht 

')  Diese  Fragen  gehören  in  die  Volkswirtschaitspolitik,  -werden  aber  des  er- 
leichterten Verständnisses  wegen  hier  im  Znsammenhnnge  mitbehandelt. 
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der  Münzherstellnng  aut  das  Gold  gelegt  ist,  so  sprechen  wir  von 
hinkender  Doppelwährung.  Wird  bei  gleicher  Verwendung  von 
Gold  und  Silber  zur  Herstellung  der  gesetzlichen  Zahlungsmittel  das 
Wertverhältnis  zwischen  beiden  Metallen  nicht  gesetzlich  festgelegt 
so  daß  der  im  freien  Verkehr  sich  bildende  Kurs  für  den  Wert  ent- 
scheidend ist,  so  liegt  die  P ar all el währ u ng  vor. 

Bei  der  Papierwährung  handelt  es  sich  um  Ausgabe  von  unein- 
loslichen,  mit  Annahmezwang  in  unbeschränkter  Höhe  ausgestatteten 
Geldzeichen  aus  Papier.  Gibt  der  Staat  sie  selbst  aus,  dann  haben  wir 
Staatspapiergeld.  Werden  von  gesetzlich  ermächtigten  Banken 
Noten  ausgegeben,  die  uneinlösliche,  gesetzliche  Zahlungsmittel  sind 
dann  haben  wir  Bankpapiergeld.  Die  Banknoten  haben  au  sich 
nicht  die  Aufgabe,  als  dauernde  ömlaufsmittel  zu  dienen,  und  sind  zu- 
nächst nicht  gesetzliche  Zahlungsmittel,  sondern  Geldersatzmittel 
bestimmt  zur  vorübergehenden  Verstärkung  des  Bestandes  an  Umlaiifs- 
raitteln  neben  dem  Währungsgeld.  Auch  die  Staatsnoten  können  neben 
U.6I1  g6S6tzlicli6u  Zahluii^smittGln  aus  Metall  zur  Krweiteruug  des  Be- 
Standes  an  Umlautsmitteln  dienen  und  werden  erst  dann  zum  Papier- 
geld, wenn  sie  mit  Annahmezwang  in  unbeschränkter  Höhe  ausgestattet 
und  uneinlöslich  sind. 

Gegenüber  der  rechtlichen  Feststellung,  aus  welchem  Stoff  die 
gesetzlichen  Zahlungsmittel  hergestellt  werden,  also  dem  Begriff  der 
VVährong  im  formalen  Sinn,  bleibt  zu  berücksichtigen,  welches  Geld 
tatsächlich  als  V ertmaßstab  dient,  d.  h.  den  Inlandspreisen  zugrunde 
gelegt  und  im  Weltverkehr  als  Zahlungsmittel  anerkannt  wird.  Die 
Voraussetzung  der  Metallwährung  ist  immer,  daß  das  znr  Durchtührun«»- 
erforderliche  Edelmetall  zur  Verfügung  steht  und  die  Einlösuno-  der 
anderen  Geldsorten  in  Metall  verwirklicht  werden  kann.  Daher 
weichen  in  vielen  Ländern  die  tatsächlichen  Verhältnisse  von  der 
gesetzlichen  Regelung  der  Währung  ab.  Vor  allem  ist  entscheidend, 
ob  der  Staat  selbst  in  dem  Geld  zu  zahlen  vermag,  das  erzürn  ‘»•esetz- 
lichen  Zahlungsmittel  bestimmt  hat.  So  besteht  in  Deutschland  letzt 
noch  immer  formell  die  Goldwährung.  Das  Reich  hat  aber  das  Gold 
aus  dem  Verkehr  gezogen  und  benutzt  zur  Zahlung  eigener  Ver- 
pflichtungen Banknoten,  denen  es  den  Charakter  uneinlöslicher  o-esetz- 
hcher  Zahlungsmittel  beigelegt  hat.  Gesetzliche  Zahlungsmittel  sind 
in  Deutschland  weiter  die  in  . geringem  Umfange  ausgegebenen  Reichs- 
kassenscheine. So  ist  ohne  Änderung  der  formalen  Währung  die  tat- 
sächliche Währung  eine  andere  geworden;  die  Goldwährung  steht  auf 
dem  Papier.  Dabei  ist,  wie  tür  den  Wert  des  Geldes  nicht  sein  Nenn- 
wert entscheidend  ist,  auch  nicht  die  formale  Währung,  sondern  nur 
die  tatsächliche  Währung  maßgebend. 

Bei  der  Metallwährung  ist  der  Münzfuß  zu  bestimmen  d li 
vorzuschreiben,  wieviel  Müuzstücke  aus  einer  Gewichtseinheit  Sletall 
hergestellt  werden  sollen,  das  Gewicht  (Scliroti  und  der  Feingehalt 
(Korn,  Verhältnis,  in  dem  das  Edelmetall  mit  unedlem  Metall  ^nieist 
Kupfer,  legi  er  t ist)  festzustellen.  Der  Staat  muß  sich  die  Prägun<^  Vor- 
behalten (Münzregalj,  um  das  Münzwesen  überwachen  zu  können 
Er  muß  aber  dem  Publikum  das  Recht  einräumen,  die  Atispräguno- 
Ging’eliGiGrtGn  Mötallcs  durch  die  ÖtautsrniinzGii  gcj^Gii  eine  gGrinije 
Gebühr  zu  verlangen,  um  selbst  für  die  Deckung  des  Bedarfs  sorgen 
zu  können  (Privatprägnng).  Wenn  die  Gebühr  hierfür  die  Kosten 
ubersteigt,  so  wird  der  Uberschuß  Schlag scli atz  genannt  Der 
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Der‘sLf'Lnn'’'i!"i  'f  "'f*?  '*«s  Einschmelzen  der  Münzen. 

^ u Pragungskosten  und  den  Verlust  an  Metall 

im  Gebrauche  ersetzen  lassen.  Doch  darf  das  Münzmonopol  nicht  zu 
einer  Finanzquelle  gemacht  werden.  ^ 

Nach  dem  deutschen  Münzgesetz  von  1873  ist  das  Mischune-s- 
verhaltnis:  aut  900  Tausendteile  Gold  100  Tausendteile  Kupfer  L eng- 
lischen Go  de  916°/oo,  im  französischen  Silber  835  Aus^  einera^Kill 
gramm  Gold  sind  deutsche  Goldmünzen  im  Werte  von  2790  Mark  aus 

^“1  Werte  von  200  Mark  aiisgebi^cht 
t ^®‘"timmen  die  Grenzen,  bis  zu  denen  Gehalt  und 
Gewicht  nach  oben  und  unten  abweichen  können  (Ee medium  oder 

2»  dL"&ino-cl,»h  des  Gewichtes, 

/ /oo  des  heingehalts.  Goldmünzen,  deren  Gewicht  um  mehr  als  5<>/ 

Ahndtzueg  zurttckbleibt  (Pass^er. 

gewicht),  weiden  eingezogen. 

Der  Münzbestand  in  Deutschland  wird  1919  berechnet  auf 

Keich.sgoIdraünzen  .'jisc  MiUionen  M. 

Keichssilbermüijzeii  1157 

Kupfermünzen  usw.  28i»  ” 

im  ganzen  6ö5:iliin^nei~Air  ^ 

Die  von  privater  Seite  einge-schmolzemm  oder  sonst  aus  dem  Ver- 

niVhf  verlorengegangenen  Münzen  sind  statistisch 

nicht  zu  ei  fassen  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Eeich  1920  S.  38*. 


§ 37. 

Das  Papiergeld. 

Keich.skassenscheiiie  und  Banknoten.  Berlin  1874 
lunation  und  (jeldentwertung.  Berlin  1^20. 

Bei  der  Ausgabe  von  Zahlungsmitteln  aus  Papier  ist  zunächst  zu 

Scheine  Zwangs  kur  s haben  oder  nicht. 
Geldzeichen  ohne  Zwangskurs  sind  nicht  Geld,  sondern  Geldsurrogat 

deutschen  Reichskassenscheiiie  und  bis  Ende 
1J09  die  Eeichsbanknoten.  Weiterhin  ist  zu  trennen  das  einlös- 

Papier,  die  Ausgabe  von  Papiergeld 
und  die  Papierwährung  Erst  durch  die  l iieinlöslichkeit  weiden  die 

za  W ahrungsgeld.  Die  Eeichsbanknoten  waren  seit 
Anfang  1910  gesetzliche  Zahlungsmittel,  man  mußte  sie  nehmen, 
brauchte  sie  aber  nicht  zu  behalten,  sondern  konnte  sie  gegen  Gold 
einlosen.  Für  die  Eeichskassenscheine  bestand  eine  Einlösungspflicht 
nicht,  sondern  nur  der  Zwang  zur  Annahme  für  die  öffentlichen  Kassen 
Papiergeld  im  strengen  Sinne  des  Wortes,  Papierwährungsgeld 
sind  nur  Geldzeichen,  die  Zwangskurs  haben  und  uneinlöslich  sind, 
also  seit  Kriegsbepnn  die  deutschen  Reichskassenscheine  und  die 
Keichsbanknoteii  Die  deutschen  Darlehnskassenscheine,  die  nicht  ein- 

nTi  ^ ü Geldsurrogat,  da  für  sie  keine  gesetzliche  An- 

nalimepflicht  im  Privatverkehr  besteht.  Hier  reicht  der  Mangel  an 
anderen  Geldzeichen  aus,  um  einen  tatsächlichen  Zwang  zur  Ver- 
wendung  aiiszuübeii.  Dasselbe  gilt  für  das  Kriegsnotgeld  der  Städte 
und  weiteren  Kommunalverbäiide. 
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Eine  weitere  Frage  ist  die  der  Deckung,  und  zwar  der  Bar- 
deckung durch  Edelmetall,  in  erster  Linie  Gold,  und  der  Deckung 
durch  Kredite,  welche  die  Stelle  gegeben  hat,  die  durch  Ausgabe  des 
Papiers  von  dessen  Inhaber  Kredit  nimmt.  Für  die  formale  Geltung 
des  Papiergeldes  ist  die  Deckung  gleichgültig.  Auch  für  die  m a t e r i e 1 le 
Bewertung  kommt  sie  nicht  unmittelbar  in  Betracht,  da  eine  Ein- 
lösungspflicht beim  Papiergeld  im  eigentlichen  Sinne  nicht  vorliegt, 
also  der  Inhaber  des  Scheines  keinen  Anspruch  auf  die  etwaige  Bar- 
deckung erheben  kann.  Gleichwohl  ist  diese  Deckung  für  die  materielle 
Bewertung  von  Bedeutung.  Es  kommt  für  das  Inland  die  psycho- 
logische Wirkung  der  Goldunterlage  zur  Geltung,  insofern  sie  den 
Kredit  stützt,  der  das  Papier  trägt.  Vor  allem  aber  sind  derartige 
Barbestände  an  Edelmetall  entscheidend,  um  im  Ausland  den  Kurs 
des  Papiers  zu  halten. 

Die  Volk  sw  irtschaftliche  W'^irkung  des  Papiergeldes  ist  in 
erster  Linie  bedingt  durch  den  Zweck,  der  die  Ausgabe  bestimmt. 
W^enn  die  Ausgabe  von  Geldzeichen  aus  Papier  allein  dem  Bedarf  au 
Zahlungsmitteln  folgt  und  sich  dessen  Schwankungen  anpaßt,  dann  sind 
Einwirkungen  auf  den  Preisstand  und  damit  Veränderungen  des  Geld- 
werts nicht  zu  befürchten.  Der  Regelfall  ist  jedoch,  daß  die  Ausgabe 
von  Papiergeld  durch  finanzielle  Gründe  bedingt  ist.  Der  Staat  deckt 
Verpflichtungen,  für  die  er  keine  anderen  Mittel  zur  Verfügung  hat, 
durch  neu  geschaffene  papierene  Geldzeichen,  für  deren  Ausgabe  also 
allein  der  Fehlbetrag  der  öffentlichen  Finanz  Wirtschaft  bestimmend 
ist.  In  diesem  Fall  ist  eine  Geldentwertung  unausbleiblich. 

Die  volkswirtschaftliche  Wirkung  im  In  lande  ist  ferner  verschie- 
den, je  nach  der  ausgegebeneu  Menge  und  dem  Kredit,  welchen  es  ge- 
nießt. Ein  geringer  Betrag  wird  sich  im  Umlauf  der  klingenden  Münze 
unmittelbar  anschließen  und  einen  Nachteil  kaum  mit  sich  bringen. 
Erreicht  die  Ausgabe  von  Papier  diejenige  Menge,  welche  zur  Deckung 
des  Umlaufsmittelbedarfs  ausreicht,  so  wird  mehr  und  mehr  das  Hart- 
geld verdrängt,  das  aus  dem  Verkehr  verschwindet.  Sobald  noch  größere 
Mengen  von  Papiergeld  auf  den  Markt  geworfen  werden,  also  der  Be- 
darf überschritten  wird,  findet  eine  Entwertung  gegenüber  dem 
Metall  statt;  dieses  erhält  ein  Aufgeld  oder  Agio.  Das  Papiergeld 
wird  als  Zahlungsmittel  niedriger  bewertet  als  das  Metall.  Hat  der 
Staat  das  vorhandene  Metallgeld  eingezogen,  so  tritt  das  Disagio,  die 
Minderbewertung  des  Papiers,  im  inneren  Verkehr  nicht  offen  hervor, 
weil  der  Vergleichsfaktor  fehlt.  Aber  die  Tatsache  der  Entwertung 
bleibt  und  wird.,  in  der  allgemeinen  Steigerung  der  Preise  sichtbar. 
Je  größer  der  Uberschuß  des  ausgegebenen  Papiergeldes  über  den 
Bedarf  ist,  um  so  mehr  tritt  zu  der  Wirkung  des  zu  großen  Vorrats 
noch  das  wachsende  Mißtrauen  gegen  die  Kreditsicherheit  der  Stelle, 
die  das  Papiergeld  ausgibt. 

Dem  Ausland  gegenüber  versagt  der  staatliche  Befehl,  der  dem 
Geldzeichen  seine  Geltung  verleiht.  Hier  kommt  allein  die  materielle 
Bewertung  in  Frage ; das  Papiergeld  erhält  in  erster  Linie  durch  An- 
gebot und  Nachfrage  seinen  Kurs,  wie  dies  in  den  Ausführungen  über 
den  Geldwert  dargelegt  ist.  Außer  diesen  Marktverhältnissen  macht 
sich  auch  das  V'ertrauen  in  die  politische  und  wirtschaftliche  Lage  des 
Staates  geltend,  der  das  Papiergeld  ausgegeben  hat. 

Aber  auch  wenn  die  Ausgabe  nicht  zu  weit  geht,  sondern  im 
Durchschnitt  etwa  dem  Bedarf  entspricht,  sind  Schwankungen  itu 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  Aufl.  5 
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Je  mehr  Zahlungsmittel  bei  regem  wirt- 
schattlichen  Leben  gebraucht  werden,  um  so  mehr  verschwindet  ein 
vorher  empfundener  Überfluß,  und  der  Kurs  des  Papiers  steifft  infolge 

^Nachfrage.  Eine  Erschlaffung  der  wirtschaftlichen 
latjgkeit  laßt  dagegen  den  Bedarf  an  Ümlaufsmitteln  sinken-  der 

erscheint  zu  groß,  die  Folge  davon  ist  ein  Sinken 


Der  volkswirtschaftliche  Einfluß  dieser  Kursschwankungen  ist  äußerst 
nachteilig,  zunächst  für  den  internationalen  Handel  und  die 
Produktionszweige,  welche  mit  diesem  in  Zusammenhang  stehen  Ein 
niedriger  Kurs  des  Papiergeldes  wirkt  wie  ein  Schutzzoll;  das  Ausland 
kann  seine  Waren  im  Inlande  nicht  mit  Nutzen  verkaufen,  weil  es 
entwertetes  Papier  dafür  erhält.  Die  heimische  Produktion  hat  da- 
gegen zunächst  einen  Vorteil  durch  den  niedrigen  Stand  der  Papier- 
währung, da  das  Ausland  um  so  billiger  und  daher  um  so  mehr  ein- 
kauft. Umgekehrt  wird  dann  ein  Steigen  des  Kurses  die  Einfuhr  er- 
leichtern und  die  Ausfuhr  erschweren.  Der  Ausländer  erhält  mehr  Metall 
für  das  Papier  und  der  Inländer  weniger  Papier  für  das  Metall. 

Zwischen  Geldkurs  und  Warenbewegung  bestehen  Wechsel- 
wirkungen. Wenn  sinkender  Kurs  die  Ausfuhr  fördert  und  die  Ein- 
fuhr hemmt,  dann  wird  die  Zahlungsbilanz  zugunsten  des  Papier- 
wahrungslandes  gebessert.  Die  Folge  ist  ein  Steigen  des  Kurses,  damit 
eine  horderung  der  Einfuhr  und  Erschwerung  der  Ausfuhr,  also  eine 
Verschiebung  der  Zahlungsbilanz,  die  den  Geldkurs  drückt. 

Aber  auch  im  Inland  allein  machen  sich  die  Schwankungen 
geltend.  Bleibt  der  Kurs  eine  Keihe  von  Jahren  niedrig,  so  steifen 
allmählich  dementsprechend  zuerst  die  Preise,  dann  die  Löhne  Steigende 
Preise  regen  die  Produktion  an.  Damit  wird  die  Nachfrage  nach  Papier- 
geld wachsen  und  dessen  Kurs  steigen.  Steigender  Geldwert  bedeutet 
sinkende  Preise,  es  werden  also  die  entgegengesetzten  Wirkungen  aus- 
gelost. Wenn  eine  feste,  gleichbleibende  Grundlage  des  Zahlungswesens 
fehlt,  kommt  ein  Land  wirtschaftlich  nicht  zur  Ruhe 


Jahresende 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 


Umlauf  der 
Notenumlauf  in  Mill.  M. 

2 593 
5046 
6 918 
8055 
11468 


Reichsbanknuten: 


Jahresende 

1918 

1919 

1920 

1921 


Notenumlauf  in  Mill.  M. 
22188 
35  698 
68805 
113  639 


Umlauf  der 

1914 

1915 

1916 

1917 


Darlehnakassenscheine  im 
445,8 
972,2 
2 872.9 
6 264,5 


freien  Verkehr  in  Mill.  M. 

1918  10109,0 

1919  13  781 

1920  12033 


§ 38. 

Die  Währungsfrage. 


K Hdfferich,  Beiträge  zur  Geschichte  der  deutschen  Geldreform.  Leipzig  1898 
Ders.,  Studien  über  Geld-  und  Bankwesen.  Berlin  1900. 

F.  Bendix<‘f),  Währungspolitik  und  Geldtheorie 
N.  F.  von  „Geld  und  Kapital“.  2.  Aufl.  Leipzig  1918. 

Liefmann,  Geld  und  Gold  Stnttgart-Beriin  191tJ. 

1 erhalle,  Währung  und  Valuta.  Jena  1919. 

Vgl.  Literatur  zu  § 31. 


im  Lichte  des  Weltkrieges. 
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t««  Wünschenswert  ist,  daß  Metall,  und  zwar  ein  Metall  die  Grund- 
lage  für  den  gesamten  internationalen  Handelsverkehr  bildet  also  das 
gleiche  Wahrungsmetall  in  allen  Ländern  des  Weltverkehrs  angenommen 
wird.  Jede  Verschiedenheit  zwischen  zwei  in  HandebbezSun^ei; 
stehenden  Landern  erschwert  die  Zahlung  und  brino-t  Schwankunvon 
in  den  AVert  der  Zahlungsmittel.  Der  wirtschaftliche  Verkehr  fuSktfo- 

möglichst  feststehenden  eigenen 
Wertes  als  Tauschmittel  vorhanden  ist,  an  der  die  Werte  der  anderen 
Waren  gemessen  werden.  Diese  Ware  ist  das  Gold 

no  PZ  Verhältnisse  vollkommen  geändert 

Deutschland  hat  das  Gold  aus  dem  Verkehr  gezogen  und  soviel  für 
düngende  Zahlungen  an  das  Ausland  abgeben  müssen,  daß  die  er- 
forderlichen Mengen  zur  Wiederherstellung  der  Goldwährung  nicht 
voihanden  sind  Es  ist  auch  für  absehbare  Zeit  ausgeschlossen  daß 

GoldS^Sn  z«  ''**''*“  ““  «««'■■lieben 

vermindert.  Deutschlands  Kautkraft  auf 
eltmarkt  hangt  von  seiner  Exportkraft  ab.  Die  Ausfuhr  von 
Rohstofien  kommt  nicht  wesentlich  in  Frage,  entscheidend  ist  dpr 

Export  von  Fabrikaten.  Deren  Erzeugung^  iW  aber  er“ 

sTX  hP«  Kapital  ergänzt  ist,  vor  allem  wenn  die  R^- 

stotfe  beschaftt  sind,  und  wenn  das  stehende  Kapital  besonders  der 

I Jer  Volkswirtschaft  wieder  genügt 

nnentbehrlKh pf  isf  Einfuhr 

unentDeiirJich.  Es  ist  die  Nachfrage  nach  Auslandserzeno-nissen  sn 

dringend  und  groß,  daß  die  Ausfuhrtätigkeit  ihr  kaum  Siechen 

Silvh  f ubertreffen  wird,  und  eine  Einfuhr  von  Gofd  nicht 

möglich  ist.  Dazu  kommen  die  harten  Friedensbedingungen,  die  Wieder- 
gutmachungen verschiedener  Art  und  Form,  die  wirtschaftlichen  und 

politischen  Zwangsmaßnahmen  der  Gegner,  der  Verlust  zahlreicher  Absatz- 

Abtrennung  reicher  und  hochentwickelter  Gebiete  landwirt- 
schattlicher  bergbaulicher  und  gewerblicher  Produktion,  alles  Momente 
die  die  Hoffnung  aut  die  Erlangung  eines  zur  Wiederherstellung  der 
Goldwährung  zureichenden  Metallbestandes  für  absehbare  Zeit  vernifhten 
Wenn  somit  zunacht  der  Fortbestand  der  Papierwährung  unve?- 

der  Verminderang 

der  Einfuhr  und  Steigerung  der  Ausfuhr  in  Frage.  Dabei 

kann  es  sich  aber  nur  handeln  um  die  Verhinderung  der  Einfuhr  von 
Luxusgutern  aller,  auch  bescheidenster  Art.  Die  Förderung  der  Au^- 
uhr  wird  in  erster  Lime  einzusetzen  haben  bei  hochwertigen  Fabri- 
wenig  ausländische  Rohstoffe  und  viel  inländische  Arbeit 
enthalten.  Die  erste  Voraussetzung  dafür  ist  wiederum  eine  Steige- 
rn n g der  Arbeitsleistungen.  Es  muß  weiterhin  durch  Schaöuiio- 
von  Guthaben  im  Auslande  auf  dem  Wege  des  Kredits  versucht 
werden,  den  Wert  des  deutschen  Geldes  zu  heben.  Die  Entwertuno- 
der deutschen  Valuta  und  deren  Schwankungen  bedeuten  auch  für 
die  Lander,  init  denen  Deutschland  im  Handelsverkehr  steht  eine 
schwere  Schädigung  dadurch,  daß  Deutschland  als  Käufer  immer’  mehr 
ausscheidet  und  als  Verkäufer  unterbietet. 
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Andererseits  ist  auch  das  Preisniveau  der  inländischen  Waren  zu 
senken.  Als  Mittel  hierfür  wird  von  vielen  die  Ausdehnung  der 
Besteuerung  betrachtet  in  der  Meinung,  daß  durch  diese  die  Kauf- 
kratt  und  damit  die  Nachfrage  nach  Waren  gemindert  werde.  Dem 
ist  entgegenzuhalten,  daß  für  das  Preisniveau  im  ganzen  nur  der  Massen- 
bedarf entscheidend  ist,  es  aber  fraglich  bleibt,  ob  die  Besteuerung  die 
Masse  so  trifft,  daß  ihre  Kaufkraft  sinkt.  N ur  durch  Einschränkung 
des  Verbrauchs,  durch  Herabsetzung  der  Ansprüche  ist 
eine  Minderung  der  Nachfrage  zu  erzielen.  Hier  wird  mit  Zwangs- 
maßnahmen wenig  zu  erreichen  sein.  Insoweit  allerdings  ist  die  Be- 
steuerung von  Einfluß  auf  den  Geldwert,  als  sie  die  ßeichsfinanzen 
saniert,  das  Reich  zur  Deckung  seiner  Ausgaben  weniger  Noten  in 
Umlauf  bringt,  und  damit  der  Einfluß  der  Inflation  geringer  wird. 

Durch  die  Not  der  Verhältnisse  wird  Deutschland  für  absehbare 
Zeit  gezwungen  sein,  mit  Papiergeld  sich  zu  behelfen.  Wenn  über- 
haupt die  Beschaffung  von  Gold  und  die  flrhaltung  des  gegenwärtigen 
Bestandes  gelingt,  dann  muß  dieser  als  Goldbestand  der  Zentralnoten- 
bank verbleiben  und  kann  nur  als  Goldkern  der  W^ährung  dienen. 
Dieser  würde  im  inneren  Verkehr  nur  psychologisch  wirken  und  in 
erster  Linie  dazu  dienen,  im  Auslandverkehr  den  Wert  des  deutschen 
Geldes  zu  stützen.  Im  einzelnen  hat  dann  die  Devisenpolitik  auf  eine 
Stabilisierung  der  Valuta  hinzuwirken. 

Eine  besondere  Frage  ist  dann  aber  die  Devalvation,  die 
Neubewertung  der  Mark  in  Gold  zu  einem  niedrigeren  Satz.  Eine 
solche  Maßnahme  scheint  erst  ausführbar,  wenn  eine  Hebung  des  An- 
sehens unseres  Papiergeldes  im  Auslande  erreicht  ist.  Diese  Devalvation 
bedeutet  nur  formell  eine  Geldentwertung,  aber  materiell  die  Aner- 
kennung eines  bestehenden  Zustandes. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  ist  folgende:  England  hatte  von 
^75—1663  Doppelwährung,  von  da  bis  1717  Parallelwährung,  dann  wieder 
Doppelwährung,  seit  1816  Goldwährung,  [n  Frankreich  herrscht 
Doppelwährung  seit  dem  11.  Jahre  der  Republik;  seit  1865  besteht  die 
lateinische  Münzkonvention  mit  Italien,  Belgien  und  der  Schweiz. 
Seit  1873  ist  die  Privatausprägung  von  Silber  eingeschränkt,  seit  1878 
eingestellt.  Die  skandinavischen  Reiche  gingen  durch  Gesetz  'V'on 
1872  von  der  Silber-  zur  Goldwährung  über,  Holland  1875.  Die  Verein. 
Staaten  hatten  durch  Münzgesetz  von  1792  die  Doppelwährung  ein- 
geführt. Seit  1853  herrschte  tatsächlich  Goldwährung,  seit  1861  Papier- 
währung. 1873  wurde  die  schon  seit  längerer  Zeit  eingestellte  Prägun»- 
der  Silber -Dollars  zugunsten  der  Papierwährung  auch  durch  Gesetz  aufr 
gehoben,  1878  die  Ausprägung  von  mindestens  2 Mill.  Doll,  im  Monat 
m Silber  gesetzlich  bestimmt  und  damit  tat.sächlich  die  Doppelwährung 
wieder  hergestellt.  Im  Jahre  1900  wurde  die  Goldwährung  durchgeführt. 
In  Br it.- Indien  besteht  Silberwälirung,  doch  ist  1893  die  freie  Silber- 
ausprägung eingestellt.  Österreich -Ungarn  hat  1892  die  Gold- 
währung eingeführt,  Rußland  durch  Gesetz  von  1898  die  Gold- 
währung angenommen,  Japan  ist  1897  von  der  Silber-  zur  Gold- 
währung übergegangen. 

Die  Verhältnisse  Deutschlands  sind  bereits  oben  SS  36  und  37 
behandelt. 
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4.  Der  Kredit. 

§ 39. 

Wesen  und  Arten. 

Wagner,  Der  Kredit  und  das  Bankwesen.  Schünberg,  Handb.  d.  pol.  Ök.  I. 

K.  Knies,  Geld  und  Kredit,  Abt.  2,  Kredit.  Berlin  1876. 

Komorzynski,  Nationalökonomiscbe  Lehre  vom  Kredit.  Innsbruck  1903. 

Kredit  nennt  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  das  in  eine  Person 
gesetzte  Vertrauen,  daß  sie  ihren  Verpflichtungen,  und  zwar  vorzugs- 
weise ihren  Zahlungsverpflichtungen  nachkommen  Avird.  Unter  „Kredit 
haben“  versteht  man  die  Möglichkeit,  auf  Grund  dieses  Vertrauens  ledig- 
lich gegen  das  Versprechen  der  Gegenleistung  Vermögensteile  (oder  auch 
Dienste)  anderer  zur  Benutzung  zu  erhalten. 

Jenes  Vertrauen  beruht  auf  der  Leistungsfähigkeit,  auf  dem  guten 
Willen  des  Kreditnehmers,  den  Verpflichtungen  nachzukommen,  endlich 
auf  der  Möglichkeit,  ihn  gegebenenfalls  gerichtlich  zur  Erfüllung  der 
Verpflichtungen  zu  zwingen.  Voraussetzungen  einer  allgemeinen  Ver- 
breitung des  Kredits  sind:  vorgeschrittene  Kapitalbildung,  lebhafter 
Handel,  sittliche  Reife  der  Bevölkerung,  entwickelte  Rechtseinrichtungen, 
politische  und  wirtschaftliche  Freiheit.  Durch  die  Kreditgewährung  tritt 
beim  Kauf  an  die^  Stelle  der  Barzahlung  das  Zahlungsversprechen,  wo- 
durch zwischen  Käufer  und  Verkäufer  ein  Schuldverhältnis  begründet 
wird,  das  andauert,  bis  die  Zahlung  erfolgt  ist.  Die  Kreditgewährung  ist 
alleiniger  Gegenstand  des  Vertrages  beim  Darlehn.  In  jedem  Falle  be- 
deutet Kredit  ein  Schuldverhältnis,  dessen  Gegenstand  eine 
Geldsumme  ist.  Kredit  wird  gewährt  bei  Verpachtung,  Vermietung, 
hinausgeschobener  Lohnzahlung,  Versicherungsgeschäften  usw.  Doch 
sprechen  wir  im  folgenden  von  Kreditgeschäften  im  engeren  Sinne, 
d.  h.  solchen,  für  die  die  Kreditgew’ährung  Hauptgegenstand  des  Ver- 
trages ist. 

Zu  untpscheiden  ist  zwischen  öffentlichem  und  privatem 
Kredit,  zwischen  Produktions-  und  Konsumtionskredit.  Der 
Konsumtionskredit  ist  volkswirtschaftlich  ebenso  schädlich  wie  der 
Produktionskredit  fördernd.  Das  Borgsystem  entzieht  der  Güter- 
erzeugung einen  großen  Teil  des  Betriebskapitals,  gefährdet  diese  und 
untergräbt  die  Solidität  der  Volkswirtschaft.  In  einfachen  Verhält- 
nissen der  Volkswirtschaft,  in  denen  Boden  und  Arbeit  als  Produktions- 
faktoren voranstehen,  ist  der  Konsumtionskredit  vorwiegend.  Je  mehr 
das  Kapital  in  den  Vordergrund  tritt,  um  so  mehr  nehmen  Nachfrage 
und  Angebot  an  Produktionskredit  zu. 

Von  allgemeiner  Bedeutung  ist  die  Unterscheidung  zwischen 
Anlagekredit  und  Betriebskredit.  Der  Anlagekredit  wird 
zur  Beschaffung  der  Erwerbsgrundlage  aufgenommen,  z.  B.  als  Grund- 
kredit zum  Ankauf  eines  Gutes.  Er  kann  aus  den  Erträgen  nicht 
auf  einmal  zurückgezahlt,  sondern  nur  allmählich  getilgt  werden.  Der 
Betriebskredit  dient  zur  Unterstützung  der  laufenden  Wirtschaft, 
z.  B.  zur  Aufrechterhaltung  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  im  Falle 
einer  Mißernte.  Er  muß  aus  dem  Ertrag  des  Unternehmens  wieder 
voll  abgedeckt  werden. 

Je  nach  der  gebotenen  Sicherheit  unterscheidet  man  den 
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fraul;  ta 'ä™  Rralkredit  wird  das  Ver- 
d/r  riänhiff  ^««»n  durch  em  Pfand  unterstützt,  an  welches  rieh 

V &“  SS 

§ 40. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Kredits. 

entfernter?pfä?7P  für  Zahlungen  in  größeren  Summen  und  an 

u vollkommeneres  Zahlungsmittel  in  Banknnfpn 

vttt"’  Wechseln  usw.  als  das  Metallgeld  und  ersVrt  Zeit  ArbeÄ 
Kosten.  Der  Kredit  ersetzt  entsprechende  Summen  von’ Metallo-pM 

handene  KaDital^^r(T^^*^!?^tr  verwendet  werden  können.  2.  Das  vor- 
hPi>  ^nhA^  ^ ^ produktiver  verwertet,  indem  durch  Kredit  Gele<^en- 

Ä“  ""  den  besten  GebrancS  machen  Sin  n/e! 

selbe  Summe  kann  durch  Kredit  zu  mehrfacher  und  gleichzeitiger  Wirk 

®-  “ ?“'-H^"d  desKanfmanns  dS 

1 u j ^ Bank  Käufe  vollziehen  kann  durch  dip  Ranir 

sTrte  len ir^  ""  «toen  SÄot  Ä 

bewirken  h ’ aIi,  T damit  Ankänfe,  Lobnzahinngen  üsw. 

lertefLrtef  5X1  ?"'*  ™l“cÄici:‘verl 

wer(^n,  dabei  ist  mit  dieser  Vereiniffunff  des  Kanifal«  pino  Va*- 
^nzS?eger  S^rium^SiarJr'  ö jede  Summe  nutzbar 

kauft  fn.  ’ 5.  DerTedlfkTapft 

trauen  wurzeln  und  verbindet  die  im  wiLchaftl 
den  Personen.  Bei  entwickelter  Kreditwirtschaft  S L 

sittlL^htbend  au/di^^^^  würdig  zu  zeigen,  was  erziehend  und 

irbeitslralff'^  ^egebet^'seTne 

.u  OP.Ä 

Gut  benagter  Kredit  erweist  sich  wirtscha  ftlich  als  ebenso  nrodnkhV 
Sn  2eikt  si..,b  so  der  Kr7draÄnt 

so  erzeugt  er  doch  nicht  neues  Kapital.  Durch  die  Ausstellnno- 
einesSchuldscheins  wird  nicht  die  iuFrage  stehendeSumme  verdoSt  «S 
wenn  der  Wechsel,  der  Scheck,  die  Note  nsw  weher  31  zlwnnÄ^^^ 
verwendet  werden.  Durch  Ausgabe  von  Pnpi.rgeld  wird  d “ vlSIget 
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des  Landes  nicht  erhöht,  doch  wird  der  Kredit  des  Staates  gewissermaßen 
ausgeprägt  und  zu  produktiver  Wirksamkeit  gebracht,  wenn  es  an  Um- 
laufsraitteln  fehlt. 

Durch  ausgedehnte  Benutzung  des  Kredits  treten  aber  Gefahren 
hervor,  1.  daß  der  Verbrauch  übertrieben  wird,  2.  daß  Unternehmungen 
ins  Leben  gerufen  oder  übernommen  werden,  die  in  keinem  Verhältnis 
zum  Vermögen  des  Unternehmers  stehen  und  unsicher  sind  (z.  B.  Guts- 
kauf mit  zu  geringer  Anzahlung),  sowie  daß  mit  fremden  Mitteln  eher 
gewagte  Spekulationen  und  unredliche  Gründungen  vorgenommen  werden, 
endlich  3.  daß  der  Besitzende,  der  mehr  Kredit  hat  als  der  Besitz- 
lose, dadurch  ein  noch  größeres  Übergewicht  über  jenen  gewinnt.  Der 
Kredit  ist  eine  zweischneidige  Waffe.  Die  Vorteile  überwiegen  aber 
bei  weitem  die  Nachteile.  Durch  größere  Reife  und  besseres  Verständnis 
der  Bevölkerung  tür  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  wird  es  immer  mehr 
gelingen,  den  Gefahren  entgegenzutreten. 


II.  Die  Organisation  des  Geld-  und  Kred itverkehrs. 

1.  Das  Bankwesen.  *) 

Äfl.  Weber,  Depositenbanken  und  Speknlationsbanken.  2.  Aufl.  München  1915. 

Somar^j  Bankpolitik.  Tübingen  1915. 

Schacht,  Einrichtung,  Betrieb  und  Volkswirtschaft!.  Bedeutung  der  Großbanken. 
Hannover  1912. 

Bagehot,  Lombardstreet.  Der  Weltmarkt  des  Geldes  in  den  Londoner  Bank- 
häusern. Nach  der  4.  Auflage  übers,  v.  Beta,  Leipzig  1874. 

H.  Schumacher,  Geschichte  d.  deutschen  Bankliteratur  im  19.  Jahrh.  £ntw.  d, 
deutschen  Volkswirtschaftslehre  I.  19ü8. 

ScMr,  Die  Technik  des  Bankgeschäfts.  3.  Aufl.  Berlin  1908. 

Leitner,  Das  Bankgeschäft  und  seine  Technik,  8.  Aufl.  Frankfurt  1912. 

G.  Obst,  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen.  17.  Aufl.  Stuttgart  1922. 

Ders,,  Das  Bankgeschäft,  Bd.  1,  2.  4.  Aufl.  Stuttgart  1920. 

Buchwald,  Technik  des  ßankbetriebs.  7.  Aufl.  Neudruck.  Berlin  1916. 

A.  Lansburgh,  Das  deutsche  Bankwesen.  Berlin  1909. 

E.  Jnffe,  Das  englische  Bankwesen.  2.  Aufl.  Leipzig  1910. 

R.  Claus,  Das  rassische  Bankwesen,  Leipzig  19U8. 

K Kaufmann,  Das  französische  Bankwesen.  Tübingen  1911. 

Warburg,  American  and  European  banking  methods  and  bank  legislation 
compared.  1908. 

Grundriß  der  Sozialökonomik.  Abt.  5,  T.  2:  Bankwesen.  Tübingen  1915. 


§ 41. 


Wesen  und  Entwicklung  der  Banken. 

Die  modernen  Banken  sind  Kreditanstalten,  welche  die  Aufgabe 
haben,  den  Geldumlauf  zu  regeln,  durch  Kreditgeschäfte  das  Kapital 
autzunehmen,  welches  in  dem  laufenden  Betriebe  oder  in  der  Haushaltung 
augenblicklich  keine  Verwendung  finden  kann,  und  es  dorthin  zu  leiten, 
wo  Bedarf  dafür  vorliegt.  Die  Geschäfte  sind  aktiv,  wenn  die  Bank  Kredit 
gibt,  passiv,  wenn  sie  Kredit  nimmt.  Wenn  auch  eine  Menge  anderer 
Tätigkeiten  sich  anschließt,  so  ist  doch  der  Kernpunkt  ihrer  Wirksamkeit 


*)  Diese  Ausführnngen  gehören  in  die  Volkswirtschaftspolitik,  werden  aber  der 
BanmTerteilong  wegen  hier  mit  behandelt. 
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•damit  gekennzeichnet.  § 12  des  deutschen  Bankgesetzes  bezeichnet  aU. 
gaben  der  Keichsbank;  den  Geldunlanf  zu  regeln  die  7ahluno-s"^ 

N».^ba™U4"Än 

f ktivgeschäfte,  bei  denen  die  Bank  Gläubigerin  ist  müssen  im 
Passivgeschäften  stehen,  durch  die  sieKreEto 
bo  darf  z.  B.  eine  Bank  nicht  die  ihr  für  hurze  Fristen  und  täffliche  Kim  * 
digung  überlassenen  Gelder  in  Hypotheken  anlegen.  di^ersf  in 
Fristen  rückzahlbar  oder  überhaupt  nicht  icündbar  sind  und  nur  in  Jahres-* 
betragen  getilgt  werden  Die  richtige  Einstellung  von  Aktiruid  Passat 

ihr  ergibt  sich  die  Liquidität  der 
Banken,  d.  h ihre  Fälligkeit,  die  eigenen  Forderungen  in  Geld  zu  ver 
wandeln,  und  damit  ein  wesentliches  .Moment  ihre?  ächerhtj  Dlesl 
wird  fernerhin  bedingt  durch  die  Art  der  Bankgeschäfte  sfe  wiiS^^ 

schwankenden  Werten  und  durch  Börsen- 
spekulation,  die  auf  den  Gewinn  aus  den  Kursschwankungen  hinzielen 
hnne  Unterscheidung  der  Banken  nach  der  Art  ihrer  A.ktiv-  und 
Passiygeschafte  ist  nicht  vollkommen  durchführbar,  d^  dfn  Passh^ 

‘•^ktivgeschäfte  gegenüberstehen  müssen,  die  die  durch 

r k"..  e"  U b a'A  « r Seschäften"  ™”T„Ssc™We“: 

6 alt  banken,  die  in  der  Kegel  alle  Aktiv-  und  Pas<5iv. 
geschafte,  also  auch  Gründungs-  und  Spekulationsgeschäfte  treibpn*"mit 

Hypothekenbanken  und  Notenbanken 
gesetzlich  beschr^kt  ist  und  ihnen  aus  Eücksicht  auf  die  Sicherheit  der 

aer  ßetrieD  der  Kreditbanken  nur  ausnahmsweise  geregelt  Auf  dipsp 

kreditanstalten,  die  den  langfristigen  Kredit  pflegen  und  deren  Träo-er 
einmal  a)  öffentliche  Körperschaften  sein  können  (z.  B.  die  Landeskredit- 
kassen und  Landeskulturrentenbanken),  b)  die  zum  Teil  auf  korporativer 
Zusammenfassung  des  Grundbesitzes  beruhen  (z.  B.  die  Landschaften! 
oder  c)  von  Aktiengesellschaften  betrieben  werden  (Hypothekenba^^^^^^^ 

2.  die  Handels-  und  Gewerbebanken,  die  in  erste/Linte^ 

hat ^ Verfügung  stellen,  3 die  Volks- 
^ in  weiter  Ausdehnung  gemeinnützige  Zwecke  verfolgen  ‘ 

?Lo?ÄfSn”’  ^ Darlehoskassenvereine  und  Krldit: 

Die  dem  Grundkredit  dienenden  Anstalten  und  die  GenosseiischaftPn 
werden  im  zweiten  Teil  dieses  Leitfadens  behandelt.  Die  fol°-enden  Aus 
fulirungen  werden  zunächst  die  Kreditbanken  betrachten.  Daran  soll 
sich  die  BetrachHing  der  Notenbanken  anschließen.  Die  Effekten 

kTsSn  ^ p^öndungsgeschäft  werden  an  dritter  Stelle,  irSpL-- 

kasson  zulötzt  bohandolt  wordon.  ^ ^ 

rührt  von  den  Tischen  her,  auf  denen  die 
Geldwechsler  in  Italien  ihre  Geldschüsseln  aufgestellt  hatten  Schon 

Anfang  des  14.  Jahrhunderts  entwickelten  sich  in  Venedig  Banken 
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die  außer  dem  Geldwechselgeschäft  auch  die  Geldverwahrung  und  die 
Darlehnsgewährung  betrieben.  Je  mehr  der  Verkehr  zunahm  und 
damit  der  Einfluß  der  Geldwechsler  stieg,  um  so  mehr  stellte  sich  das 
Bedürfnis  heraus,  durch  Bildung  großer  Bankanstalten  dem  Geschäft 
eine  größere  Sicherheit  zu  geben.  Dies  wurde  erreicht  durch  die  Er- 
richtung von  genossenschaftlichen,  staatlichen  oder  städtischen  Banken. 
Diese  spielten  in  Barcelona  und  Genua  nachweislich  Anfang  des  15.  Jahr- 
hunderts bereits  eine  erhebliche  Kolle,  während  in  Amsterdam  1609 
Hamburg  1619,  Nürnberg  1621.  in  England  1694  entsprechende  größere 
Anstalten  gegründet  wurden.  Die  Bank  von  England  wurde  als  Aktien- 
gesellschaft errichtet.  Diese  Banken  waren  ursprünglich  reine  Giro- 
banken. Es  wurden  durch  eine  Anzahl  Kaufleute  in  den  Kellern  der  Bank 
Geldsummen  niedergelegt  und  auf  Grund  deren  ihre  Forderungen  in  den 
Kontobüchern  durch  Ab-  und  Zuschreiben  (girieren)  ausgeglichen.  Das 
Eigentümliche  dabei  ist,  daß  nur  die  Bankbürger  mit  der  Bank  in  Ge- 
schäftsverbindung standen,  und  die  Bank  mit  den  hinterlegten  Geldern 
keine  Geschäfte  trieb,  sondern  diese  unberührt  in  den  Kellern  ließ. 

Die  Entwicklung  der  Banktätigkeit  aus  diesen  einfachen  Anfängen 
der  Girobank  vollzog  sich  nun  in  der  Weise,  daß  man  den  Geschäfts- 
verkehr nicht  auf  die  Bankbürger  beschränkte,  sondern  auch  auf  das 
übrige  Publikum  ausdehnte,  indem  auch  von  ihm  Einlagen  in  Geld 
angenommen  wurden,  wodurch  sich  das  Depositengeschäft  ent- 
wickelte und  die  Banken  sich  zu  allgemeineren  Sparkassen  erweiterten 
Der  zweite  Schritt  ging  dahin,  die  aufgesammelten  Gelder  nicht  tot 
m den  Kellern  der  Bank  liegen  zu  lassen,  sondern  wieder  in  den  Ver- 
kehr zu  bringen,  und  zwar  durch  Benutzung  zur  Gewährung  von  Dar- 
lehen. Die  wichtigste  Form  dieser  Verwendung  der  freien  Mittel  ist 
der  Ankauf  von  Wechseln,  Diskontgeschäft  genannt.  Die  dritte 
Entwicklungsstufe  setzte  ein,  als  man  zur  Darlehnsgewährung  nicht 
die  Münze  selbst  benutzte,  sondern  für  sie  Vertreter  ausgab,  unverzins- 
liche Inhaberpapiere,  die  Noten,  für  welche  die  Bank  zu  jeder  Zeit  die 
darauf  verzeichnete  Summe  zahlte,  die  bei  ausreichendem  Kredit  der 
Bank  deshalb  ebenso  als  Zahlungsmittel  dienen  konnten  wie  die 
klingende  Münze.  Aber  man  ging  allmählich  noch  darüber  hinaus 
indem  man  mehr  Noten  ausgab,  als  Barmittel  bei  der  Bank  vorhanden 
■waren.  Dadurch  verschaffte  sich  die  Bank  unverzinsliche  Darlehen 
die  sie  ihrerseits  verzinslich  als  Darlehen  ausgab,  und  war  imstande’ 
der  Geschäftswelt  größere  Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  als  sie 

selbst  bar  besaß.  Damit  bildete  sich  das  Noten-  und  Zettelbank- 
wesen aus. 

§ 42. 

Das  Giro-,  Depositen-  und  Kontokorrentgeschäft. 

. Sr/iMyyer,  Die  Bankdepotgeschäfte  m geschichtlicher,  wirtschaftlicher  und  recht- 
lieber  Beziehung.  München  1899. 

H.  Meitzer,  Dsis  Depositenwesen  in  Deutschland.  Jena  1912. 

4 1 Kontokorrentgeschäft  im  deutschen  Bankgewerbe.  Stuttgart  1904 

A.  Lamburgh,  Die  Verwaltung  des  VolksTerraögens  durch  die  Banken.  Berlin  1908 
Leipzig  Depositengeschäft  der  Berliner  Großbanken.  München  u! 

Sofern  eine  Bank  mit  einer  größeren  Zahl  von  Geschäftsleuten  in 
Verbindung  steht  und  diesen  auf  Grund  von  Einlagen  Konten  ein- 


74 


richtet,  wird  es  möglich,  durch  Übers(  hreibung  von  dem  Konto  des 
einen  Teilhabers  aut  das  des  anderen  Zahlungen  zu  leisten.  Dies  ist 
die  Einrichtung  des  Giro  Verkehrs,  so  genannt,  weil  das  Geld  sich 
gewissermaßen  im  Kreise  bewegt.  Das  Girogeschäft  ist  schon  im  alten 
Rom  gebräuchlich  gewesen  und  hat,  wie  wir  sahen,  Ende  des  Mittel- 
Ra  namentlich  Antang  des  17.  Jahrhunderts  in  besonderen 

Banken  eme  große  Ausdehnung  gewonnen.  Es  ist  aber  allmählich 

Hintergrund  getreten  und  durch  die  Zahlungen  in 
M echsein,  Noten  und  .'Schecks  ersetzt  werden.  Erst  in  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  hat  es  wiederum  an  Ausdehnung  gewonnen 

cf  A ‘^“’o^eschäfts  besteht  in  der  Ersparung  aller  Um- 

stande  und  Kosten  der  Auszahlung,  Verpackung  und  Versendung  des 

der  \ erminderung  der  Abnutzung  und  sonstiger  Verluste  an 
Metall  bei  Zahlungen,  endlich  in  der  Möglichkeit,  sich  von  den  verschie- 
denen  Münzen,  die  in  den  in  Betracht  kommenden  Ländern  umlaufen 

habenrilJl’hmi alle  Schwankungen  der  Münzverhältnisse  er- 
“obankTn  HaSl  Anwendung  zu  bringen  („Mark  Banco“  der 

Das  Girogeschäft  wird  heute  von  den  meisten  Banken  nur  als 
ebengeschaft,  aber  namentlich  in  England  in  großartigem  Maßstabe 
betneben.  Von  der  Deutschen  Keichsbank  ist  ^ iZer  ta  ln  Cder- 
pund  gestellt.  Die  Inhaber  eines  Girokontos  verfügen  über  ihr  Gut- 

Schecks,  wenn  es  sich  um  Barzahlungen  handelt  oder 
um  Veirechnungen  mit  anderen  Geschäftsleuten  und  Banken.  Zur  Über- 
weisung  auf  ein  anderes  Girokonto  bedient  man  sich  eines  Vordruckes 
Papier  (roter  Scheck).  Neuerdings  haben  auch  die  Post  und 
die  Sparkassen  die  Pflege  des  Giroverkehrs  übernommen.  Die  deutschen 
Kommiinalverbande  haben  unter  dem  Namen  „Girozentralen“  besondere 

Geldausgleich  der  angeschlossenen  kom- 
mun^en  Kassen  und  Sparkassen  des  Bezirks  erledigen 

TThArnlht  Erweiterung  der  Banktätigkeit  bestand  in  der 

Übernahme  von  Werten  zur  Aufbewahrung,  auch  von  Personen  die 

c übernehmen  es  die  Banken,  Schmuck- 

^chen,  Wertpapiere  US w.  aufzubewahren.  Dies  sind  die  verschlossenen 
Depots.  Eine  solche  verschlossene  Aufbewahrung  empfiehlt  sich  nicht 
wenn  die  verwahrten  Gegenstände  Verwaltungshandlungen  erfordern 

Rupons,  Einreichung  ausgeloster  Eftekten).  In  diesen 
Fallen  ist  das  offene  Depot  zweckmäßiger,  durch  das  der  Bank  die 

voÄSi^ifA^fh  ^ übertragen  wird.  Jene  Annahme 

r Aufbewahrung  gegen  Gebühren  war  schon  ein  HaupG 

Wechsler  im  Mittelalter  gewesra. 
wieder  zwei  Formen:  entweder  bleibt 
SnSzuu^  S Raift  oder  das  Depot  geht  in  die  freie  geschäftliche 

^ “’‘’®^°lare).  Dieser  zweite  Fall  tritt 

nach  § 2 des  Gesetzes,  betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 

fremder  Wertpapere,  vom  5.  Juli  1896,  nur  dann  ein,  wenn  er  miTaf 

f f“S‘^ruckhch  und  schriftlich  verabredet  wird,  während 

Banken  einfachere  Erklärungen  genügen. 

selbst  habe^'^  dpr^  r \«7^1t“gshan(llungen  für  den  Deponenten 
selbst  haben  m den  letzten  Jahrzehnten  die  Banken  Stahlkammern 

eingerichtet,  in  denen  Schließfächer  zur  Verfügung  der  Kunden  unter 
?fmächt  S:estellt  werden,  wovon  “imlerlehr  Geb"e? 
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Von  ungleich  ^ößerer  Bedeutung  als  das  Depotgeschäft  ist  das 
Depositengeschäft,  der  Gelddepositenverkehr,  bei  dem  sich  die 
Bank  verpflichtet,  nur  den  gleichen  Wert,  und  zwar  je  nach  der  Über- 
einkunft auf  Kündigung  oder  ohne  vorherige  Kündigung  tägliches 
Geld“),  sofort  bei  Rückforderung  zu  zahlen,  bei  dem  sie  also  im  übrigen 
die  Einlagen  geschäftlich  frei  verwenden  kann. 

Durch  das.Depositengeschäft  wird  die  Bank  Schuldnerin  des  Depo- 
nenten, dessen  Überschüsse  sie  in  laufender  Rechnung  übernimmt.  Wird 
von  den  Kunden  umgekehrt  Kredit  in  laufender  Rechnung  gewünscht, 
so  tritt  das  Kontokorrentgeschäft  ein.  Die  Vorschüsse  in  laufender 
Rechnung  können  gedeckt  oder  ungedeckt  (Blankokredite)  sein.  Als 
Deckung  dienen  gewöhnlich  Wertpapiere  und  Wechsel.  Eine  besondere 
Form  der  Kreditgewährung  durch  die  Bank  ist  der  Akzeptkredit, 
bei  dem  die^  Bank  durch  den  Kreditnehmer  Wechsel  auf  sich  ziehen 
läßt  und  diese  akzeptiert  oder  den  Kreditnehmer  ermächtigt,  durch 
dritte  Personen  auf  die  Bank  Wechsel  ziehen  zu  lassen.  Aehnlich  ist 
der  Avalkredit,  die  Bürgschaftsübernahme  seitens  der  Bank  durch 
Hinterlegung  eines  Avalwechsels  oder  Bürgscheins.  In  der  Praxis 
gehen  Depositen-  und  Kontokorrentverkehr  nebeneinander  her.  Es 
liegt  dann  der  Schwerpunkt  in  der  Möglichkeit,  zu  jeder  Zeit  das 
Guthaben  bis  zur  vereinbarten  Grenze  zu  überziehen.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist,  daß  die  Bank  mit  dem  Kunden  in  dauernde  Geschäfts- 
verbindung tritt,  die  nicht  gebrauchten  Gelder,  die  fälligen  Forderungen 
usw.  regelmäßig  aufnimmt  und  gutschreibt,  ferner  Zahlungen  leistet  und 
zur  Last  schreibty  sowie  sonstige  Geldgeschäfte  besorgt;  sie  rechnet  sich 

dabei  für  die  gezahlten  Gelder  einen  höheren  Zins  an  als  für  die 
empfangenen. 

Die  Vorteile  des  Depositengeschäfts  für  den  Deponenten  sind 
Sicherheit  vor  Verlusten  durch  Feuer  und  Diebstahl  im  eigenen  Hause, 
Ersparnis  der  Mühe  und  Kosten  der  eigenen  Kassenverwaltung,  Ver- 
zinsung  aller  nicht  sofort  gebrauchten  Gelder,  sei  es  in  der  einen,  sei 
es  in  der  anderen  Form,  Sicherung  eines  Kredits  ohne  weitere  Üm- 
stände,  da  die  Bank  durch  den  andauernden  Geschäftsverkehr  die 
Kreditwürdigkeit  des  Kunden  genau  beurteilen  lernt.  Eine  Gefahr 
liegt  für  den  Deponenten  vor,  wenn  die  Bank  sich  auf  gewagte  Speku- 
lationen mit  den  Depositen  einläßt,  oder  sie  festlegt,  zu  einseitigen 
Kredit  gewährt  und  damit  ihre  Liquidität  beeinträchtigt. 

Die  Vorteile  für  die  Bank  sind : Heranziehung  der  Gelder  zur  eigenen 
Benutzung,  da  auf  Grund  der  Erfahrung  sich  annähernd  berechnen  läßt, 
welcher  Teil  der  Depositen  zur  Deckung  der  Ansprüche  der  Deponenten 
genügt,  und  welcher  Teil  der  Bank  zur  freien  Verfügung  bleiben  kann. 
Dieser  wird  um  so  gmngersein,  je  schneller  der  ümsatz  ist;  um  so  geringer 
wird  auch  die  Vergütung  sein  müssen,  welche  die  Bank  zu  geben  vermag. 
Eine  Gefahr  liegt  für  die  Bank  darin,  daß  bei  plötzlich  ein  tretenden  Krisen 
eine  Zurückziehung  der  Depositen  in  höherem  Maße  eintritt,  als  von  der 
Bank  berechnet  war.  Diese  Gefahr  ist  oft  überschätzt  worden.  Die  Sicher- 
heit wird  um  so  größer  sein,  je  ausgedehnter  der  Geschäftskreis,  je  mannig- 
mltiger  die  Geschäfte  der  Kunden,  je  größer  damit  die  Ausgleichung  der 
Ein-  und  Rückzahlung  ist. 

Der  volkswirtschaftliche  Nutzen  besteht  darin,  1.  daß  die  vorhan- 
denen Zahlungsmittel  fortdauernd  im  ümlauf  erhalten  werden  und  damit 
besser  zur  Verwertung  gelangen,  2.  daß  dieselben  Summen  eine  mehrfache 
iatigkeit  verrichten,  indem  sie  für  den  Deponenten  den  Bestand  bilden. 
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auf  welchen  er  seine  Geschäfte  stützt,  der  Bank  aber  zugleich  als  Betriebs- 
kapital dienen  und  im  Umlauf  den  volkswirtschaftlichen  Verkehr  fort- 
dauernd befruchten,  3.  daß  die  gegenseitige  Verbindung  und  Überwachung 
der  Beteiligten  zu  größerer  Ordnung  und  Solidität  des  ganzen  Geschäfts- 
verkehrs führt  und  4.  daß  der  Depositen  verkehr  den  Deponenten  im 
allgemeinen  veranlaßt,  höhere  Geldbestände  als  Guthaben  bei  der  Bank 

zu  halten,  die  ihm  in  Krisenzeiten  eine  größere  Widerstandskraft 
verschallen. 

Die  Ausbreitung  des  regelmäßigen  Depositen  Verkehrs  ist  nach  allem 
m hohem  Maße  wünschenswert.  Um  sie  zu  bewirken,  ist  möglichste  Er- 
leichterung der  Einlagen  nötig  durch  allgemeine  Verbreitung  sicherer 
Banken  v^schiedenster  Art  im  ganzen  Lande,  Aufnahme  auch  kleiner 
Summen,  Gewährung  entsprechender  Zinsen,  unbedingte  Gewähr  für 
die  Sicherheit  der  Banken,  vor  allem  durch  Fernhalten  der  Geschäfts- 
tätigkeit von  jeder  eigenen  Spekulation,  möglichste  Erleichterung  der 
Verfügung  über  die  Einlagen.  Das  letztei  e ge.schieht  am  besten  durch 
die  Anwendung  des  Schecksystems. 

§ 43. 

Der  Scheck 

Obst,  Wechsel-  und  Scheckkunde.  6.  Aufl.  Stuttgart  1920. 

p wirtschaftliche  Bedeutung  d.  Abrechnungsverkehrs.  Berlin  1911. 

achmidt,  Uer  bargeldlose  Zahlungsverkehr  in  Deutschland.  Leipzig  1917. 

Unter  Scheck  ist  nach  dem  deutschen  Gesetz  vom  11.  März  1908 
die  Anweisung  eines  Kunden  auf  das  sein  IConto  führende  Bankgeschäft 
zu  verstehen,  auf  Grund  des  bei  diesem  vorhandenen  Guthabens  Zahlung 
zu  leisten.  Die  Anweisung  muß  den  Ausdruck  Scheck  enthalten  Der 
Inlandsscheck  muß  innerhalb  10  Tagen  vorgelegt  werden.  Die  quer  über 
den  Scheck  geschriebene  Bemerkung  „nur  zur  Verrechnung“  verpflichtet 
die  Bank,  nicht  bar  zu  zahlen,  sondern  die  Summe  nur  an  die  Bank  des 
Scheckinhabers  zu  überweisen.  Die  Übertragimgdes  Schecks  kann  durch  In- 
dossament geschehen,. d.  h.  durch  schriftlichen  Vermerk  auf  der  Rück- 
seite Einer  solchen  Übertragung  bedarf  es  aber  in  der  Regel  nicht  da 
der  Scheck  gewöhnlich  die  Worte  „oder  Überbringer“  enthält.  Der 
Scheckverkehr  hat  vor  dem  besprochenen  Giroverkehr  voraus,  daß  durch 
ihn  auch  Zahlungen  bewirkt  werden  können  an  Personen,  die  kein  Bank- 
guthaben besitzen.  Der  Scheck  hat  vor  der  einfachen  Schuldverschreibun»’ 
oder  Anweisung  den  Vorzug  größerer  Sicherlieit;  er  bietet  vor  der  Bank- 
note den  Vorteil,  daß  ein  einziger  Schein  für  Zahlungen  von  ganz  ver- 
schiedener Hohe  genügt,  und  dieser  in  unliefugten  Händen,  sofern  er 
„nur  zur  Verrechnung“  geschrieben  wird,  ^o  gut  wie  w'ertlos  ist. 

In  Österreich  ist  1883  mit  der  Postsparkasse  der  Scheckverkehr 
verbunden,  was  sich  außerordentlich  bewährt,  hat.  In  Deutschland  ist 
durch  Gesetze  von  1908, 1914, 1917, 1918  und  1921  gleichfalls  der  Post- 
Scheckverkehr  eingeführt,  aber  ohne  die  Postsparkasse.  Jeder  kann  danach 
durch  einebtammeinlage  von  25 M.  ein  Scheckkonto  beider  Post  erlangen 
Jedes  Postscheckamt  führt  eine  Liste  der  Kontoinhaber.  Die  Post  liefert 
besondere  Formulare  als  Zahlkarten.  Sie  trägt  alle  für  den  Kontoinhaber 
eingehenden  Zahlungen  auf  sein  Konto  und  zahlt  für  ihn  bis  zur  Höhe 
seines  Guthabens  (ausschl.  der  Stammsumme)  auf  Grund  einer  Über- 
weisung oder  eines  Schecks.  1918  betrugen  die  Guthaben  der  Post- 
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Scheckkunden  794  Mill.  M.,  es  wurden  27  Mill.  Überweisungen  im  Be- 
trage von  42  Milliarden  M.  und  86  Mill.  Zahlkarten  mit  23  Milliarden  M. 
gutgeschrieben.  Ende  1917  betrug  der  Gesamtumsatz  111  Milliarden  M., 
die  Zahl  der  Kontoinhaber  189432. 

Der  Scheckverkehr  bringt  erst  dann  vollen  Nutzen,  wenn  auch  der 
Empfänger  ein  Bankguthaben  besitzt,  und  der  Scheck  so  allgemein  zur 
Anwendung  kommt,  daß  die  Möglichkeit  einer  Ausgleichung  der  Forde- 
rungen bei  den  Banken  vorliegt.  Die  größeren  Londoner  Banken  haben 
sich  schon  im  18.  Jahrhundert  zu  einem  Verein  zusammengetan  und 
halten  täglich  in  dem  Clearing  ho  use  Abrechnung  über  die  ein- 
laufenden Schecks,  Wechsel  usw.  Der  Überschuß  wird  wieder  in  den 
Büchern  der  Bank  von  England,  bei  der  sämtliche  Mit^ieder  des  Clearing- 
house  ein  Konto  halten,  eingetragen.  Der  Vorteil  ist  Vereinigung  der 
Zahlungen  auf  einen  Ort  und  eine  bestimmte  Zeit  und  dadurch  beträcht- 
liche Verminderung  der  Barzahlungen.  Die  ganze  Einrichtung  ist  aber 
nur  dort  möglich,  wo  eine  große  Anzahl  bedeutender  Kreditanstalten  in 
fortdauerndem  Zahlungsverkehr  steht.  Auch  in  den  anderen  Hauptstädten 
sind  ähnliche  Ausgleichsstellen  eingerichtet.  Der  Clearinghouse-Umsatz 
betrug  in  London  1906  12,9  Milliarden  Pfd.  St.,  1919  28,4  Milliarden 
Pfd.  St.  In  New  York  betrug  er  1906  409,6  Milliarden  M.,  1919  418  Milli- 
arden Dollar.  In  Deutschland  waren  1919  34  Abrechnungsstellen 
eingerichtet,  bei  denen  183  Milliarden  M.  zur  Abrechnung  kamen.  Die 
Stückzahl  der  Einlieferungen  betrug  16,6  Mill.;  66,5 wurden  aufge- 
rechnet, 33,5  ®/o  auf  Girokonto  gutgeschrieben. 

Der  Scheck  macht  auch  im  internationalen  Zahlungsverkehr  dem 
Wechsel  als  Zahlungsmittel  wachsende  Konkurrenz.  Daneben  kommt 
noch  die  sog.  Auszahlung  in  Betracht.  Diese  ist  eine  Anweisung,  bei 
einer  bestimmten  Bank  eine  bestimmte  Summe  zu  erheben.  Der  Vorteil 
dieses  Mittels  liegt  darin,  daß  die  Anweisung  telegraphisch  erfolgen  kann 
und  Zinsverlust  und  Stempelkosten  gespart  werden. 


§ 44. 

Das  Lombardgeschäft. 

Felix  Hecht,  Die  Warrants.  Leipzig  1884. 

O.  Chr.  Fischer,  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Warrantverkehrs.  Berlin  1908. 

H.  Hoeniger,  Die  Sicheruugsübereignung  von  Warenlagern.  2.  Aufl.  Mann- 
heim 1912. 

Feuchticayiger,  Die  Darlehnskassen  des  Deutschen  Reichs  mit  Berücksichtigung 
der  entsprechenden  Kreditorganisationen  des  Auslands.  Stuttgart  1918. 

Eine  besondere  Entwicklung  der  Depotgeschäfte  besteht  darin,  daß 
auf  Grund  der  der  Bank  übergebenen  Wertgegenstände  Darlehen  für 
kürzere  Zeit,  Lombarddarlehen,  gewährt  werden,  ein  Geschäft,  das 
schon  bei  den  Goldschmieden  und  Weclislern  im  Mittelalter  eine  gewisse 
Bedeutung  erlangt  hatte.  Man  unterscheidet  zwischen  Edelmetall- 
lombard, Warenlombard  und  Eftekten-  und  Wertpapierlombard.  Im 
zweiten  Falle  geschieht  die  Verpfändung  von  Waren  in  natura  oder 
durch  Übergabe  der  Bescheinigung,  daß  bestimmteWaren  in  einem  Magazin 
eingelagert  sind  und  nur  gegen  Rückgabe  der  die  Einlagerung  beschei- 
nigenden Papiere  (Lagerscheine,  Warrants)  herausgegeben  w^erden.  Bei 
weitem  am  bedeutendsten  ist  gegenwärtig  die  dritte  Art.  Doch  haben 
bei  diesem  Geschäft  Anfang  der  siebziger  Jahre  die  erheblichen  Kurs- 
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Schwankungen  der  Wertpapiere  eine  besondere  Unsicherheit  bedingt.  Es 
ist  je  nach  der  Art  der  Wertpapiere  nur  ein  Teil  des  Wertes  zu  beleihen. 

Besondere  Einrichtungen  zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  nach 
gedecktem  Kredit  sind  die  durch  Gesetz  vom  4.  August  1914  in  Anlehnung 
an  die  Reichsbankstellen  errichteten  Darlehnskassen.  Sie  geben  Wareii- 
und  Wertpapierlombarddarlehen.  Für  den  Betrag  der  bewilligten  Dar- 
lehen werden  besondere  Geldzeichen  „Darlehnskassenscheine“  aus- 
gegeben, die  von  allen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem  vollen  Nennwert 
in  Zahlung  genommen  werden,  für  die  ein  Zwang  zur  Annahme  im  Privat- 
verkehr nicht  besteht,  was  aber  ihre  Verwendung  nicht  beeinträchtigt  hat. 
Die  Umsätze  aller  Darlehnskassen  betrugen  1914  4.8  Milliarden  M 
1915  16,8  Milliarden  M.,  1916  38.9  Milliarden  M.,  1917  68,5  Milliarden  m ’ 
1918  91,7  Milliarden  M.,  1919  21.4  Milliar<len  M. 

Für  Lombarddarlehen  werden  in  der  Regel  höhere  Zinsen  beansprucht 
als  beim  Ankauf  von  Wechseln  im  Diskontgeschäft,  w'eil  das  Pfandobjekt 
nicht  verwertet  werden  kann,  sondern  aus  dem  Verkehr  gezogen  ist 
während  der  Wechsel  zur  Verfügung  der  Bank  steht.  Die  Reichsbank 
berechnet  1 % mehr  Zins  als  bei  Wechselkrediten. 

§ 45. 

Der  Wechsel. 

1 u Studien  in  der  romanisch-kanonistischen  Wirtschafts-  und  Kechts- 

lehre  bis  gegen  Ende  des  17.  Jahrh.  2 Bde.  Berlin  1674/S3. 

Golduchmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsn  chts.  3.  Aufl.  I.  Stuttgart  1891 
191S-4918"  Randbnch  des  gesamten  Handelsrechts.  T.  1—7.  Leipzig 

C.  S.  Grünhut,  Lehrbuch  des  Wechselreehts.  J^eipzig  1900. 

G.  Obst,  Wechsel-  und  Scheckkunde.  5.  Aufl.  Leipzig  1915. 

W.  Jansen,  Der  Wechselverkehr  nach  dem  neuen  Weltwechselrecht.  Hannover  1914. 

Die  Schwierigkeit,  Zahlungen  an  entfernten  Orten  in  anderen  Münz- 
systemen zu  leisten  und  die  Gefahren  der  Beförderung  von  Geld  führten 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  zur  allmählichen  Ausbilduno- 
des  W echsels,  welcher  ursprünglich  einfacher  Zahlungsauftrag  eines  Geld- 
wechslers an  seinen  Geschäftsfreund  in  einem  anderen  Lande  war  der  in 
dem  Briefe  bezeichneten  Person  auf  Grund  einer  bereits  an  den 
Aussteller  gemachtenEinzahlung  eine  bestimmte  Summein  dortiger 
Münze  bei  Vorlegung  des  Briefes  auszuzahlen.  In  der  gleichen  Weise 
beauftragte  wieder  der  Sozius  das  Hauptgeschäft,  dem  heimkehrenden 
Kaufmann,  der  bei  ihm  die  eingenommenen  Gelder  eingezahlt  hatte,  diese 
nach  Berechnung  von  Zinsen  und  Gebühren  in  seinem  Wohnort  zurückzu- 
zahlen. Der  Wechsel  verkehr  war  schon  im  13.  Jahrhundert  lebhaft,  zu- 
nächst in  den  italienischen  Handelsstädten,  dann  besonders  auf  den 
großen  Warenmessen,  von  denen  sich  später  besondere  Wechselmessen 
abzweigten  (im  13.  und  14.  Jahrhundert  in  der  Champagne  und  Provence 
im  15.  Jahrhundert  in  Lyon,  im  16.  Jahrhundert  in  Besangon  und 
Piacenza),  an  denen  bereits  Millionen  umgesetzt  wurden.  Zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  wurden  diesen  Meßforderungen  Vorzüge 
eingeräumt,  besonders  ein  beschleunigtes  Rechts-  und  verschärftes 
Vollstreckungsverfahren,  weil  nur  so  dem  Kaufmann  auf  Grund  des 
Wechsels  das  Geld,  das  er  auf  der  Messe  sofort  haben  mußte,  hinreichend 
gesichert  wurde,  woraus  sich  allmählich  ein  besonderes  Wechselrecht 
entwickelte.  Erhöhte  Bedeutung  erhielt  der  Wechsel  im  18.  Jahrhundert 
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durch  die  Einführung  des  Wechselgiros  oder  Indossaments,  d h 
die  Übertragung  der  Forderung  an  eine  andere  Person  durch  Über- 
schreibung^  auf  der  Rückseite  des  Wechsels. 

Der  Wechsel  ist  heute  eine  in  rechtlich  vorgeschriebener  Form  unter 
Verwendung  des  Wortes  „Wechsel“  abgefäßte  Urkunde,  in  welcher  der 
Aussteller  entweder  eine  andere  Person  beauftragt,  einem  Dritten  eine 
bestimmte  Geldsumme  an  einem  angegebenen  Ort  zu  einer  bestimmten 
Zeit  zu  zahlen  (1  r a 1 1 e , auch  trassierter  oder  ge  z o g e n e r Wechsel) 
oder  in  gleicher  \\’ei.se sich  verpflichtet,  selbst  zu  zahlen  (trockener  oder 
eigener  Wechsel),  und  durch  die  dem  Gläubiger  unter  Fortfall  aller 
Einreden  gegen  die  \ erbindlichkeit  des  zugrunde  liegenden  Geschäfts  ein 
beschleunigtes  \ erfahren  gegen  den  Schuldner,  der  seinen  Verpflichtungen 
mellt  nacli^kommt,  gesetzlich  zugesichert  wird.  Der  Aussteller  des 
Wechsels  heißt  Trassant  oder  Wechselgeber,  der  Beauftragte,  der  die 
Zahlung  leisten  soll,  ist  der  Trassat  oder  der  Bezogene.  Der  Empfänger 
des  Wechsels,  an  den  Zahlung  zu  leisten  ist,  heißt  Remittent.  Er 
ist  der  Wechselnehmer  oder  \Vechselgläubiger.  Wechsel,  die  am  Orte 
der  Ausheilung  fällig  sind,  heißen  Platzwechsel,  im  Ausland  fällio-e 
werden  Devisen  genannt.  Ist  der  Wechsel  auf  Grund  eines  Waren- 
geschäfts ausgestellt  worden,  so  spricht  man  von  einem  Waren- 
wechsel, während  Wechsel,  die  lediglich  der  Geldbeschaffung  dienen 
Finanzwechsel  (oder  Leerwechsel)  heißen.  ' 

vrr  Urkunde  muß  nach  deutschem  Recht  enthalten-  1 das 

"f ‘A  f Summe,  und  zwar  in  Deutschland 

nur  in  Geld,  3.  Oit  und  Zeit  der  Ausstellung  und  der  Fälligkeit;  die 
ZaMungsverpflichtung  kann  lauten  a)  auf  einen  bestimmten  Tag  b auf 

f ^fUmmte  Zeit  nach  Sicht,  c)  auf  bestimmte  Zeit 

nach  dem  Tage  der  Ausstellung  (a  dato),  d)  auf  eine  Messe;  4.  den 
Namen  des  Bezogenen,  des  Trassaten;  5.  den  Namen  des  Remittenten 
° Zusatz  „und  dessen  Order“  und  die  Unterschrift  des 
Uas  Bekenntnis,  den  Wert  empfangen  zu  haben  (Valuta- 
üblicli°^°^^  ’ Deutschland  nicht  vom  Gesetz  verlangt,  ist  aber 

Übertragen  durch  Indossament.  Der  Remittent 
I f t ““d  kaftet,  wie  jeder  folgende  Indossant,  im 

vollsten  Maße  dem  Indossatar,  an  welchen  der  Wechsel  durch  Indossament 
ubeigeht.  Der  Bezogene,  Trassat,  ist  erst  dann  zur  Zahlung  nach  Wechsel- 
recht verpflichtet,  wenn  er  schriftlich  das  A k z e p t auf  den  Wechsel  gesetzt 
hat,  wodurch  er  dem  Wechsel  vertrage  beitritt.  Verweigert  er  die  Zahlung 
so  hat  der  Wechselinhaber  Protest  aufnehmen  zu  lassen,  d.  h.  urkund- 
f?  schaffen,  daß  alle  vorschriftsmäßigen  Formen  befolgt  sind 
und  die  Zahlung  verweigert  worden  ist.  Es  steht  dann  dem  Wechselinhaber 
Regreß  an  sämtliche  Indossanten  und  den  Trassanten  zu.  d.  li.  Forderuno- 
der Wechselsumme  nebst  Zinsen,  bzw.  Kosten,  Provision  usw.  Dabei 
kann  der  Re^-eßnehmer  unter  seinen  Vorgängern  wählen,  nnd  der  so 
in  Anspruch  Genommene  wieder  auf  seine  Vorderleute,  zuletzt  bis  auf 
den  Ausstener  zurückgehen.  Bei  Zahlungsverweigerung  der  Verpflichteten 
tntt^enchtliche  Unterstützung  mit  Wechselstrenge  ein. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung°des  Wechsels  liegt 
in  seiner  Bedeutung  als  Kreditmittel  für  den  inländischen  und  als 
/.ahlungsraittel  für  den  internationalen  Verkehr.  Der  Kauf  und  Ver- 
kauf im  Großhandel  erfolgt  zum  großen  Teile  auf  Kredit.  Die  Verkäufer 
können  das  Geld  aber  nicht  lange  entbehren,  sie  ziehen  deshalb  auf  den 
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Empfänger  Wechsel,  die  nach  6 Wochen  oder  einem  Vierteljahr  fällig- 
sind,  und  beauftragen  den  Schuldner,  un  einen  bezeichneten  Dritten 

der  Aussteller  in  Geschäftsbeziehung  steht,  am’ 
^ f ^fj^stermin  die  Summe  zu  zahlen.  Der  Schuldner  wird  verpflichtet 
sobald  er  den  Wechsel  unterschreibt,  ihn  „akzeptiert“.  Die  BanC  ge- 
wahren dadurch  Kredit,  daß  sie  für  diese  Wechsel  den  Betrag  nfch 

^3 1 „ V.  1 j *3  A*  ! Ojlil^m,  man  nennt  dies 

d e W echsel  „diskontieren“.  Nach  Ablauf  der  Verfallsfrist  zieht 

w®  Betrag  ein,  auf  den  der  \Vechsel  lautet.  Sind  die 

A echsel  auf  eine  allgemein  bekannte  Firma  gezogen,  die  sich  zurZahlung 
\erpflichtet,  so  werden  solche  Wechsel  hauptsächlich  im  internationalen 
ilna  als  Zahlungsmittel  von  einer  Hund  auf  die  andere  übertragen 
und  bilden  das  beste  und  bedeutsamste  Ausgleichungsmittel  der  Folge- 
rungen verschiedener  Länder  miteinander.  Es  tritt  noch  der  Vorteil 
hinzu,  daß  der  Schuldner  durch  einen  W echsel,  den  er  akzeptiert  hat, 

Zahlung  gezwungen  ist.  Die  Wechselstrenge 
gewahrt  allerdings  auch  gelegentlich  einem  Gläubiger  die  Möglichkeit 
S zahlunpfaMgen  Akzeptanten  zu  bedrücken  und  auszuwuchern 
und  bnngt  somit  Gefahren  für  den  unerfahrenen  Schuldner  mit  sich. 
Hat  z.  B.praand  unbrauchbare  Ware  erhallen  und  sie  mit  einem  einfachen 
Schuldstem  bezahlt,  so  kann  er  die  Zahlung  verweigern,  hat  er  dafür 
emen  Wechsel  ausgestellt,  so  mu6  er  am  Verfallstermm  lahlen  und  isl 
^r^f  angewiesen  Rückzahlung  durch  gewöhnliche  Klage  zu  fordern. 
Auch  kann  der  Wechsel  zur  Gewinnung  unberechtigten  Kredits  ver- 
wendet werden  (Wechselreiterei). 

Für  die  Verwendung  des  Wechsels  im  Weltverkehr  sollten  von 
puMl egen  der  Bedeutung  das  auf  der  ziv^eiten  Haager  Wechselrechts- 
Konterenz  Unterzeichnete  Abkommen  zur  ^’■ereinheitlichung  des  Wechsel- 
re^ts  vom  23.  Juli  1912  nept  der  zugehörigen  einheitlichen  Wechsel- 
ordnung werden,  die  aber  nicht  in  Kraft  getreten  sind. 

§ 46. 

Das  Diskontgeschäft. 

1873,  »'  ““'J 

0.  Schwarz,  Diskontpolitik.  Leipzig  1911. 

Von  der  Diskontpolitik  zur  Herrschnft  über  den  Geldmarkt.  Berlin  1913. 
W,  deutsche  Wechseldiskontgescliäft.  Leipzig  1907. 

Einfluß  der  Bank-  und  Geldverfassung  auf  die  Diskontnolitik 

S?.dÄ  SSffoir“'*' 

A V,  Hauptgpchäft  der  Banken  ist  das  Diskontieren  von  Wechseln 
der  Ankauf  von  Wechseln  vor  der  Verfallzeit,  bzw.,  da  der  Ver- 
käufer als  Indpsant  für  die  Einlösung  des  Wechsels  haftet,  die  Ge- 
währung von  Krediten  gegen  Wechsel,  unter  Vorwegiiahme  des  Zinses 
ps  zum  Verfallstermm,  wodurch  dem  Geschäftsmann,  der  den  Wechsel 
m Zahlung  empfing,  Bargeld  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Der  in 
Frozenten  d^  Npnwerts  berechnete  voiausgenommene  Zins  ist  der 

ril!  n V'  °der  Bankrate  ist  der  von  der  Zentral- 

Zinssatz,  zu  dem  diese  wichtigste  Diskont- 
stelle Wphsel  kauft.  Der  Privatdiskont  der  Börse,  gewöhnlich  Markt- 
diskont, besser  Borsendiskont  genannt,  der  in  der  Regel  niedriger 
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ist,  betrifft  besonders  qualifizierte,  nach  Sicherheit,  Zahlungsort.  Zahlungs- 
zeit  und  Betrag  erstklassige  Wechsel.  Verschieden  davon  i.st  endlich  der 
Pr  1 va t d 1 s k 0 n t der  Banken,  zu  dem  diese  in  Wettbewerb  mit  der 
Zentralbank  Wechsel  kaufen. 


Die  Schwankungen  der  Durchschnitte  des  Bankdiskon  ts 

von  1871  — 1913. 


Plät2e 

1 

1871-75 

1876—80 

1 1881-85 
I 

1 1886— 90 : 
)urch8chmt 

1891-95 

:t 

1896-1900 ; 1901-05 

Berlin 

Paris 

London 

4,46 

4,78 

3,53 

4.06 

2.6 
2,88 

4.3 

3,32 

3.3 

3,74 

3,02 

3,6 

I 

' 3,40 

2,56 
2,56 

4,42 

2,50 

3,21 

3,86 

3,05 

3,42 

Plätze 

1906  1 

1 

1 

, 1907 

1 

1908 

1909  I 

1 

1910 

1911 

1912 

1913 

Berlin 

Paris 

London  

1 

5,15  1 
3,00  1 
4,27 

6,03 
3,46  ' 
4.93 

4.76 

3,04 

3,01 

3,93 

3.00 

3,10 

1 

4,35 

3,00 

3,72 

’ 1 

4,40 

3,14 

3,47 

4,95 

3.38 

3,77 

5,88 
1 4.00 
4,// 

Die  durchschnittlichen  Diskontsätze  der  wichtigsten  Notenbanken 
wahrend  des  Krieges  ergeben  sich  aus  folgender  Übersicht: 


Plätze 

1914 

I 1915 

1 

1916 

1917  ^ 

1918 

1919 

Berlin 

Paris 

1 

4,89  1 

4,22  1 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

1 

5 

K 

London  

4,04  i 

5 

5,47 

( 

5,15 

0 

5,15 

Bei  dem  Umfang  des  Wechsel geschäfts  der  Banken  ist  die  Sicher- 
heit  der  m ihrem  Portefeuille“  befindlichen  Wechsel  entscheidend  für 
iliie  plidität,  und  fast  .sämtliche  Zusammenbrüche  der  Banken  sind  durch 

die  Anhäufung  von  Wechseln  herbeigeführt.  deren  Pflichtige  sich  als 
zahlungsunfähig  erwiesen.  ' 

B e u t s chl a nd  sind  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege 
durchschnittlich  7--8  Milliarden  M.  W^echsel  im  Umlauf  gewesen 
U-ii-  °^“\/Bllionen  M.),  und  in  den  Jahren  1910  bis  1913  31—34 
Mpiarden  M.  m Wechseln  in  den  Verkehr  getreten.  Für  die  Kriegs- 

lahre  und  seit  Umänderung  des  Wechselstempelgesetzes  liegen  keine 
Zahlen  mehr  vor. 

.Biß  Bpie  des  Diskonts  richtet  sich  nach  der  Menge  der  verschiedenen 
pssigeii  Kapitalien,  die  eine  kurze  Anlage  suchen,  und  nach  der  Nach- 
frage  nach  diesen.  Der  Bankzins  ist  viel  wechselnder  als  der  Landes- 
zmsfuß  weil  die  im  Haushalt  oder  Betrieb  jeweils  gebrauchten  oder 
verfügbaren  Kapitalien  schnell  zu-  und  abnehnien,  ohne  daß  darum  der 
psamte  Kapitalvorrat  sich  verändert  zu  haben  braucht.  Aii<^enblick- 
liche  Unternehmungslust  verringert  die  den  Banken  zur  \^rfügung 
pstellten  Kapitalien  schnell,  Stockungen  im  kaufmännischen  Verkehr 
iass®n  si®  bei  dp  Banken  anwachsen;  dementsprechend  steigt  und  sinkt 
der  Diskont.  Die  Banken  haben  in  der  Hinauf-  und  Herabsetzung 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  Aufl.  Q 


j 
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Handhabe,  die  an  ihren  Barvorrat  gestellten 
Anspiuche  in  Schranken  zu  halten,  ohne  zur  VerweigerungderDiskon* 

ZentralnotenbanL  Ver- 

billigungdes  echselkiedits  regt  die  Geschäftstätigkeit  an,  Verteuerung 
erschwert  sie,  druckt  daher  die  Unternehmungslust,  besonders  die  Speku- 

Bed  nTof  außergewöhnlich  hoch 

n ^ h’  ^ allgemeinen  wirtschaftlichen  Auf- 

sch^  ung  besonders  große  Anforderungen  an  Darlehen  von  der  Geschäfts- 
weit  an  die  Banken  gestellt  wurden,  ebenso  in  den  Kriegsjahren  1866 
(Berlin  vorübergehend  9%)  und  1870  sowie  in  der  Krisis  des  Jahres  1873 
Hingegen  fiel  zur  Zeit  des  vpirtschaftlichen  Tiefstandes  1895  und  1896 
in  der  nur  geringe  Nachfrage  vorlag,  der  I )iskont  auf  dem  Markt  in  London 
und  Paris  auf  /j  /„,  in  Berlin  auf  Ei'  ist  in  dem  reichen  England 

iger  als  in  Deutschland  und  hier 
wiedei  niediiger  als  in  Rußland.  Ein  hoher  Diskont  ist  ebenso  die 

Folp  poßen  Geldbedarfs  wie  geringen  Kapitalvorrats;  ein  niedriger 
Pjf Zeichen  sowohl  geringer  Nachfrage  wie  großen 
Angebots  an  flüssigen  Mitteln  sein.  Aus  der  Höhe  des  Diskonts  a^llein 

Säen  Schlüsse  auf  den  Stand  des  Wirtschaftsbetriebs  nicht 


§ 47. 

Die  internationale  Zahlungsbilanz  und  der  Wechselkurs. 


Sckmut,  Die  Lehre  von  den  auswärtigen  Wechselkursen.  2.  AufI  Leipzio-  18H-> 
f.  WechselkuS.^S: 

N«b  fe,  a tnÄer?t/j'“SU' wL'Ts%^  ‘®*' 

ö.  C/ai-e,  The  Abc  of  the  foreign  exchanges.  London  1908. 

H in  Wertpapieren,  Wechseln  usw.  14.  Anfl.  Berlin  1913 

T w i^evisenhandelspolitik.  Stuttgart  1918. 

"ib  7ir  internationale  Zahluugswesen.  Leipzig  1913 

internationalen  Wertübertragungen.  Jena  1914. 

G.  Obst  Die  internationalen  Zahlungsausgleichungen.  Leipzig  1915 

f »“ternationale  \Virtschaftsverkehr  und  seine  Bilanz.  Leipzig  1895 

B.  Sonndorfer,  Die  Technik  des  Welthandels.  2Bde.  4.  Aufl.  Wien  n.  Leipzig  1912. 

Die  meikaiitilistische  Richtung  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  sieht 
eine  unpnstige  Handelsbilanz,  d.  h.  eine  dem  Werte  nach  größere  Ein- 
Tv*  ''’^tteres  als  Zeichen  eiuer  Verarmung  des  Landes  an. 

Die  Möglichkeit,  daß  ein  Land  mehr  ausländische  Waren  verbraucht 
als  es  durch  hemiische  Erzeugnisse  bezahlen  kann,  liegt  ohne  Zweifel 

Folge  dpon:  Deckung  aus  dem  Kapitalstock,  besonders 
dm ch  Ausfuhr  von  Edelmetall  oder  durch  Verschuldung  dem  Au.slande 

gegenüber.  Diese  Gefahr  ist  aber  von  der  merkantilistischen  Lehre 
wesentlich  überschätzt  worden. 

Die  internationale  Handelsstatistik  ist  nicht  imstande,  die 
Bilanzverhaltnisse  genau  anzugeben.  Der  Wert  der  eingeführten  Waren 
erscheint  m der  Statistik  im  Verhältnis  zu  den  ausgeführten  zu  groß, 
denn  der  Mert  der  die  Zollgrenze  überschreitenden  Waren  ist  imAus- 
knde  hoher  als  iin  Inlande.  Der  heimische  Reeder,  der  die  Ware  ver- 
frachtet. bezieht  ferner  Transportspesen,  die  gleichfalls  dem  Inlande 
ppte  kommen.  Die  aus  der  Statistik  sich  ergebende  Unterbilanz  ist 
"«r  rechnerisch.  Dies  tritt  am  deutlichsten  hervor,  wenn  man 
le  Einfuhr  aus  einem  Lande  in  ein  anderes  nach  der  Ausfuhrstatistik, 
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des  ersten  und  der  Einfprstati.stik  des  zweiten  Landes  betrachtet  Vor 
allem  aber  bedeuten  die  Warenubertragungen  nur  einen  Teil  derwirt.schaft- 

der  Lander  untereinander.  Außer  derÜbertra<rung  von 
Sachgütern  komnien  in  Betracht  die  Übernahme  von  Transport  Siten 
Versicherungen,  Bankvermittlungen,  aus  denen  sich  Frachten  Prämie’ 
Provisionen  ergeben,  terner  maclit  sich  die  Kapitalanlage  im  \usland 
geltend,  aus  derKapitalzahlungen  und  Kapitalrückzahlungen  sowie  Jahres- 
leistungen an  Gewinnen,  Dividenden  und  Zinsen  hervorÄl  en  Der  W 
derungs-  und  Reisperkehr  bringt  weitere  WertübertrfguSen  mit  sich 
So  ist  die  Hpdelsbilanz  nur  ein  Ausschnitt  aus  der  Bilanz  der  Forde- 
runpn  und  Verpflichtungen  überhaupt.  Von  diesen  werden  die  jeweils 

einander  gegeiiübergestellt 
W;.  Deckung  der  b orderuiigen  des  Auslandes  kann  geschehen  - 1 durch 

\V  aren,  2.  durch  Barsendungen,  3.  durch  Devisen,  die  im  Lande  de. 
Glaubigep  oder  in  einem  anderen  fällig  sind,  also  durch  Forderungen  die 
vom  Auslande  einzuziehen  sind,  4.  durch  zinstragende  Papiere  wie^Staats 
Obligationen,  Pfandbriefe,  Aktien  usw.,  also  "durch  KapitarabtreS 
5.  duich  Ippons  usw.,  also  wieder  Übertragung  von  Forderungen  6.  durch 
dem  Auslande  ^leistete  Dienste,  namentlich  in  der  Schiffahrt  Über- 
nahme von  Versicherungen  usw.  Die  Bilanz  kann  mithin  nach  der  Statistik 
ungunstiprscheineiLohnees  zu  sein.  Ein  reiches  Land,  welches  im  Au.s- 
lande  viele  Kapitalien  angelegt  hat,  muß  eine  ungünstige  Bilanz  zeie-eii 
weil  es  ai-eu  als  Zinsen  bezieht  und  einführt.  Daher  haben  auch^die 
leichsten  Lander  nach  der  Statistik  meist  eine  ungünstige  Handelsbilanz 
ohne  zu  veramen,  vor  allen  England  und  vor  dem  KrieleS  Deutsch- 

zurückgebliebenen  Länder  eine  günstige  Bilanz. 

^ Ul  die_V  ereiuipen  Staaten  von  Amerika  machen  hiervon  eine  Ausnahme 

^f''’^\Hgen  Ausfuhr  von  Rohstofien  aller  Art  ( Baumwolle  Ge- 
treide, Petroleum)  und  der  hohen  Schutzzölle,  die  die  Einfuhr  vonFabrikaten 

heit  inTer  Vu^^s^S  großeGleich- 

neit  in  uer  Aus-  und  Einfuhr,  obwohl  es  große  Kapitalien  im  Auslände 

J wertvolle  Waren,  besonders  der  Kunstindustrie 
ausfuhrt  ^nseii  der  Auslandskapitalien  als  neue  Kapitalanlao-en 

m ^sland  belaßt.  Im  britischen  Reiche  überstieg  bis  1850  die  Ausfuhr 
die  Einfuhr;  erst  dann  änderte  sich  das  Verhältnis. 

Die  .^^“ätpnpn  des  deutschen  Volksvermögens  vor  dem  Kriege  recli- 

Kapier  DÜclLeÜFn-?;''™  ™ «»Keleg^nTeÄ 

L deu^  ausländischen  Werte 

dfß  dX^  al  gegangen.  Artikel  297  b bestimmt, 

aaij  die  alliiertp  und  assoziierten  Mächte  sich  das  Recht  Vorbehalten 

alle  den  dptschen  Reichsangehörigen  oder  den  von  ihnen  abhängigen 

ttrS  Ä“  KoMm ‘“L®,"*®''’  J'“'*  '“‘««ssep  inneflillb 

luhpLifpV,  f Protektoratsläiider  zurück- 

mbehalten  und  zu  liquidieren.  Fernerhin  gewährt  Artikel  260  dem 

\\  ledergutmachungsausschuß  das  Recht,  von  Deutschland  zu  fordern 

S n“  deutscher  Beichlgeh"  rige?“«.’ 

^®“Hichp  Unternpmungen  oder  Konzessionen  in  Rußland 
China,  Östepeicli-Ungarn,  Bulgarien,  der  Türkei  sowie  den  Besitzungen 

vipflkhtlrAHL^tef  D Endlich 

verpmcntet  Artikel  261  Deutschland,  seine  gesamten  Forderungen  an 

Osterreich-Unprn,  Bulgarien  und  die  Türkei  auf  die  alliierteli  und 
assoziierten  Machte  zu  übertragen.  amierien  und 

Der  Wechsel  ist  das  wichtigste  internationale  Zahlungsmittel.  Er 
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wird  als  solches  au  den  Börsen  gehandelt  und  ist  wie  eine  Ware 
Preisschwankungen  unterworfen  (Wechselkurs),  auf  die  die  folgen- 
den Momente  Einfluß  haben:  1.  Der  J)iskoiit  am  Zahlungsort  oder  am 
Ankaufsort  bzw  an  beiden  Orten,  2.  der  Wert  der  Valutl  auf  di?  d?r 
W edisel  ausgestellt  ist,  gegenüber  dem  Zahlungsmittel  des  Wechsel- 
markts, besonders  bei  Verschiedenheit  der  Währung  (Gold-  Silber- 
Papierwährung),  aber  auch  der  Münzen  je  nach  dem  Geld-  und  Warmi- 
verkehr,  a das  Risiko  des  Wechsekaufs  und  -Verkaufs  d h die 
Zahlungsfähigkeit  der  Pflichtigen,  4,  hauptsächlich  die  Men^^e  der 
M echsel,  die  au  einem  Platz  gesucht  und  angeboten  werden  was 
von  verschiedenen  volkswirtschaftliclien  Verhältnissen  abhängt  vor 
allem  von  der  Richtung  des  Handelsverkehrs,  durch  welchen  das  eine 

Land  überwiegend  in  der  Schuld  des  anderen  bleibt  oder  mehr  Forde- 
rungen erwirbt.  j-uiue 

fiac  verschiedenen  Plätzen  trägt 

a.  A 1 b 1 1 r a p g e s c h a 1 1 an  der  Börse  bei.  durch  welches  die  Wechsel 

Panft  werden,  wo  sie  niedrig  im  Kurs  stehen,  und  dort  ver- 

kauft verpn,  wo  der  Kurs  hoch  ist. 

Die  Kursschwankungen  sind  nach  oben  und  unten  begrenzt.  Die 
obere  Grenze  hegt  da,  wo  es  vorteilhafter  wird,  .statt  mit  einem  Wechsel 
p zahlen,  bares  Geld  zu  schicken,  wo  der  Aufwand  der  Goldzalilungs- 

Wprf als  der  Aufschlag  auf  die  gewöhnlichen  Preise  des 
echsels  nach  dem  Munzwertverhältnis  (G  o 1 d a u s f u h r p u n kt).  Die 
untere  Grenp  des  Wechselkurses  wird  erreicht,  wenn  es  sich  bezahlt 
macht,  Metall  in  das  Land  schicken  zu  lassen  (Gold einfuhrp unk t)^ 
weil  dip  ersepungs-,\ersicheriings-  und  gegebenenfalls  die  Piägungs- 
kosten  der  Goldzahlung  sich  niedriger  stellen  als  der  Unter.schied,  um  den 
der  Kip  hinter  dem  ]\Iunzwertverhältnis  ziirückbleibt.  Der  Kurs  welcher 
bei  völligem  Ausglemh  von  Angebot  und  Nachfrage  dem  Münzwert- 
vertaltnisep.spricht,pißtWepselpari.  Wir  geben  im  folgenden  einio-e 
ilunzpaiitaten  (nach  Schanz,  ^\  örterbucli  der  Volkswirtschaft  II  S.  1305)- 


100  Fr.ank  = 81,000  Mark 

1 Pfund  Sterling  = 20,429 

100  Gulden  (holl.)  = 168.739  ” 

100  Dollar  = 419,790 


100  M.  = 12,3,460  Frank 
100  „ = 4,89.5  Pfund  Sterlin'j- 
100  „ = .59,260  Gulden  (holl?) 
1(  0 „ = 23,821  Dollar 


c.>i.  ^ ahrung  die  metallische  Grundlage,  so  fallen  die  die  Kurs- 

schwanpngen  begrenzenden  Goldpunkte  fort.  Ebenso  wird  die  Parität 
schenkend,  da  sie  nicht  mehr  durch  den  Metallwert  der  Münzen  gestützt 
prd.  So  hat  auch  die  Einziehung  des  Goldes  in  Deutschland  den  Wechsel- 

Verbindlichkeiten  an  das  Ausland 
die  Forderungen  erheblich  überschritten,  und  die  Vermehrung  der  Panier- 
zahlungsmittel  pren  Bewertung  weiterhin  verminderte.  Ende  des  Jahres 
Kosteten  in  Berlin: 


1 Dollar 
1 £ 

100  holl.  Gulden 


191,93  Mark  100  Schweiz.  Frauken 
794,23  „ 100  franz.  Franken 

6956,90  „ ](X)  ital.  Lire 

§ 48. 

Die  Notenbanken. 


3751,56  Mark 
1502,60  „ 

819.40  . 


1909. 


^^ttelhankyesetzgebunf?.  2.  Aufl.  Freibur<>  1875 
V.  Lumm,  Die  SteUuug  der  Notenbanken  in  der  heutigen  Volk.swirtschaft.'’ßerlb 
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Hultmann,  Die  Zentrainotenbanken  Europas.  Deutsch  von  J.  Deyen.  Berlin  1912. 

M.  Schortmann,  Die  Zentrainotenbanken  im  Dienste  der  staatlichen  Kassen- 
verwaltuiig.  btuttgart  1910. 

Helander,  Theorie  und  Politik  der  Zentrainotenbanken  in  ihrer  Entwicklumr 
Jena  1916.  ^ 

Einen  ebenso  wichtigen  Schritt  in  der  Entwicklung  des  Bankwesens, 
wie  die  Benutzung  der  Depositen  zum  Ankauf  von  Wechseln,  bedeutet  die 
Ausbildung  der  Notenbanken,  von  denen  unverzinsliche  Anweisungen, 
die  der  Inhaber  in  jedem  Augenblick  zur  Einlösung  in  Bargeld  vorlegen 
kann,  ausgegeben  werden.  Dabei  kann  der  Vorrat  an  Barmitteln  über- 
-schritten  werden,  wenn  für  diese  Mehrausgabe  bankmäßige  Deckung  (in 
V echsein  oder  sonstigen  sicheren  Forderungen  auf  kurze  Sicht)  nieder- 
gelegt wird.  In  diesem  Sinne  spricht  man  von  ungedeckten,  also  nicht 
in  bar,  sondern  mir  bankmäßig  gedeckten  Noten.  Die  Bank  erhält  durch 
die  Notenausgabe  unverzinsliche  Darlehen  gegen  das  alleinige  Versprechen 
der  Einlösung  der  eingereichten  Noten.  Sie  gibt  die  Noten  aus  vor  allem 
beim  Ankauf  von  Wechseln,  erhält  also  für  den  Kredit,  den  sie  nimmt 

I^j^l^ont  nocli  einen  Zins.  Diese  Vorteile  verführen  die  Banken  leicht! 
möglichst  viel  Noten  auszugeben  und  in  Verkehr  zu  halten.  Die  Erfahrung, 
daß  nie  sämtliche  Noten  zugleich  einlauten,  ermöglicht  die  Verwendung 
eines  Teiles  der  Bardeckung  zu  Bankgeschäften.  Eine  besondere  Gefahr 
liegt  in  diesem  'V  erfahren  für  die  Zettelbanken  vor.  wenn  in  Zeiten  einer 
Geldkrise  oder  bei  Erscliütteriiiig  des  Kredits  die  Depositen  zurück- 
gezogen und  gleichzeitig  in  ausgedehntem  Maße  Noten  zur  Einlösung 
vorgelegt  werden,  damit  der  Barvorrat  übermäßig  vermindert  wird.  Es 
sind  daher  Maßnahmen  nötig,  um  die  Ausgabe  der  Noten  in  Grenzen 
zu  halten  und  ihre  Sicherheit  zu  gewährleisten. 

Die  Banknote  ist  ein  auf  einen  runden  Geldbetrag  lautender  ge- 
druckter Inhaberscheiu,  den  die  Bank  sich  ver])fiichtet,  bei  Vorlegung 
bar  einzulöseii.  Schon  im  16.  Jahrhundert  gab  die  Genueser  Bank  An- 
weisungen aus.^  Im  Laufe  des  17.  Jalirlmnderts  verallgemeinerte  sich  die 
Ausgabe  der  Noten,  die  zeitweise  übermäßigen  Umfang  angenommen 
hat.  Auf  Grund  des  Kredits  der  Bank  wird  die  Note  im  Verkehr  wie 
bm-es  pld  in  Zahlung  genommen.  Die  Note  ist  aber  von  vornherein 
nicht  Geld,  weil  niemand  sie  aiizunehmeu  verpflichtet  ist.  Teilweise 
ip  allerdings  die  Banknote  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  bestimmt, 
p sind  nach  dem  Gesetz  vom  1.  Juni  1909  seit  dem  1.  Januar  1910  die 
Reichsbanknoten  gesetzliche  Zahlungsmittel.  Sie  sind  aber  insofern 
dem  Geld  noch  nicht  völlig  gleichgestellt  worden,  als  ein  jeder  sie  wohl 
nehmen  mußte,  aber  nicht  zu  behalten  brauchte,  eben  die  Einlösungs- 
pflicht der  Reiclisbank  bestand.  Diese  ist  nun  durch  Gesetz  vom 
4.  August  1914  bis  auf  weiteres  aufgehoben  worden;  damit  ist  der  Geld- 
charakter der  Note  festgelegt.  Sie  ist  Bankpapiergeld  geworden. 

In  der  Möglichkeit,  durch  Notenausgabe  die  Darlehnsgewäbrung  bei 
plötzlichem  Bedarf  erheblich  ausdehnen  zu  können,  liegt  deren  haupt- 
sächlichster volkswirtschaftlicher  Nutzen,  der  bei  eintretenden  Krisen 
wn  außerordentlicher  Bedeutung  für  die  ganze  Geschäftswelt  sein  kann. 
Durch  die  Noten  werden  Münzen  erspart,  und  durch  Ausdehnung  und 
Einschränkung  der  Notenausgabe  wird  es  erleichtert,  den  Vorrat  an 
Umlaufsmitteln  dem  Bedarf  anziipassen,  der  je  nach  dem  Ge- 
schäftsgänge schwankt.  Zu  Beginn  des  Jahres  braucht  die  Reichsbank  er- 
heblich  mehr  Noten  als  Anfang  Dezember,  zu  Beginn  eines  Vierteljahres 
mehr  als  in  der  Mitte  des  vorhergehenden  Monats.  Das  Publikum  hat 
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denen  w^ruSutauJeiTebtu™  't  "i-  *"  Z“‘™.  >" 

währen,  um  dieTten  ‘■‘‘'f;  "i>«™ä%  Kredit  zu  ge- 


S 4«. 

Die  N 0 1 e n b a n k p 0 1 i t i k. 

.»d  ""  rid.d-er.al,™,  de.  Seich. 

. Hd/rench,  Beiträ-e  zur  (beschichte  dei-  deutschen  Geldreform.  Leipzig  1898. 


seitei^^dei^SkPn  Mißbrauch  von 

o-porphpn  iv?t  9 ,."^®'^^6^Danken,  wahrend  ihre  Gründun°-  frei- 

»»2^^ 

“"bif:„*'S  i*'  I'  'intenZllken  feÄ^te™,^®’/^.' 

ausgeben  dürfen  plir  Barvorrat  hinaus  ä\oten 

auftite“^Ä&"  ’•''  “■■  ßnin'-Oank  bS 

Zentralisation  ist  anzuführen  daß  nur  große  Zentralbanken 

IS'S“"  “ aX^eit"eÄS?e 

sSiX 

sn«='s 

wiedeS  ™ de"FLani.e  SfrL';*"«!  Kredit  der  Staatsbank 
Verhäitnisse  fortdanerÄiulÄaÄ'^^  SS 
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Leitung  liegt,  pflegen  ferner  erfahrungsgemäß  im  einzelnen  weniger  den 
Bedürfnissen  des  Publikums  Rechnung  zu  tragen.  Im  großen  und  ganzen 
wird  die  Banktätigkeit  unter  Staatsleitung  den  Intere.'^sen  der  Gesamt- 
heit am  meisten  entsprechen.  Die  Zentralisation  schließt  jedoch  die 
Gefahr  in  sich,  daß  bei  dem  großen  Übergewicht  der  privilegierten 
Zettelbank  deren  Hauptsitz  zu  sehr  bevorzugt  wird,  daß  die  verschiedenen 
Teile  des  Landes  mit  ungleichen  Verhältnissen  leicht  in  derselben 
Weise  behandelt  werden  und  die  leitenden  Persönlichkeiten  das  Ge- 
schäftsleben einseitig  beeinflussen,  z.  B.  durch  eine  falsche  Diskontpolitik. 

Das  gemischte  Sy.stem  sucht  die  Vorteile  der  Zentralisation  und 
Dezentralisation  zu  verbinden,  muß  damit  aber  auch  manche  Nachteile 
beider  in  Kauf  neiimen.  Es  kommt  ganz  auf  die  volkswirtschaftlichen 
und  politischen  Verhältnisse  an,  welchem  System  für  ein  bestimmtes 
Land  der  Vorzug  zu  geben  ist. 

Zur  Siciierung  der  Noten  sind  folgende  Maßnahmen  von  Bedeutung: 

1.  Der  Anspruch  der  Dritteldeckung  (im  Deutschen  Reiche,  ebenso  in 
Holland  und  Belgien,  in  der  Schweiz  und  den  Ver.  Staaten  seit  1914 
lürdie  mit  der  Notenausgabe  betrauten  12  „ßundesreservebanken“ 
40"/o),d.  h.  die  Vorschrift,  daß  mindestens  ein  Drittel  oder  zwei  Fünftel 
der  ausgegebenen  Noten  bar  gedeckt  sein  müssen.  Das  deutsche 
Bankgesetz  stellt  dem  kursfähigen  deutschen  Geld  die  Reichs- 
kassensclieine  (seit  Gesetz  vom  4.  August  1914  auch  Darlehns- 
kassenscheiue)  und  Gold  in  Barren  oder  ausländischen  Münzen 
als  Deckungsmittel  gleich.  Durch  Gesetz  vom  9.  Mai  1921  ist 
die  Vorschrift  der  Dritteldeckung  31.  Dezember  1923  außer 
Kraft  gesetzt  worden. 

2.  Ausschließliche  Zulassung  kurzsichtiger  Wechsel  (höchstens  auf 
3 Monate)  mit  mindestens  2 bzw.  3 sicheren  Unterschriften  als 
bankmäßige  Deckung.  Durch  Gesetz  vom  4.  August  1914  sind 
auch  Dreimonatswechsel  des  Reichs  und  in  der  gleichen  Zeit 
fällige  Schuldverschreibungen  des  Reichs  zugelassen. 

3.  Kontingentierung  der  ungedeckten  Noten.  Sie  kann  erfolgen 
durch  Festsetzung  einer  be.stimmten  Grenze  (Peel sehe  Bank- 
akte von  1844);  dies  hat  sich  nicht  bewährt,  weil  dadurch  in 
Zeiten  einer  Krise  die  Hilfe  durch  die  Bank  zu  sehr  beschränkt 
ist.  Eine  andere  Möglichkeit  bietet  die  Festsetzung  einer 
Steuer  bei  Überschreitung  einer  gewissen  Summe  (Deutsches 
Reich  5%).  Wird  das  Kontingent  nicht  voll  in  Anspruch 
genommen,  so  besitzt  die  Bank  eine  „steuerfreie  Noten- 
reserve“. Für  reine  Privatbanken  ist  sie  wohl  angebracht,  für 
eine  unter  Staatsverwaltung  stehende  Bank  überflüssig  (durch 
Gesetz  vom  4.  August  1914  für  die  Reichsbank  bis  auf  weiteres 
außer  Kraft  gesetzt). 

4.  Festsetzung  eines  hohen  Mindestsatzes  für  die  einzelnen  Noten 
(Deutsches  Reich  ursprünglich  100  ]\I.,  später  10  M.).  Je  höher 
der  Betrag  der  Note  ist,  um  so  schneller  wird  sie  erfahrungs- 
gemäß der  Bank  zur  Einlösung  vorgelegt,  um  so  leichter  kann 
das  Publikum  selbst  sich  vor  zu  großer  Anhäufung  der  Noten 
im  Verkehr  schützen. 

.5.  Einlösungsverpflichtung  für  die  eingereichten  Noten,  hei  Zentral- 
banken durch  eine  große  Zahl  von  Filialen;  bei  dem  gemischten 
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System  Annahraeverpflichtung  aller  umlaufenden  Noten  durch 
jede  Bank  und  Verpflichtung,  die  eingelaufenen  Noten  anderer 
Banken  diesen  stets  zur  Einlösung  vorzulegen  (Deutschland  bis 

Reichsbank  durch  Gesetz  vom  4.  Au<^ust 
1914  aufphobeuj  die  Pnvatuotenbanken  sind  bis  auf  weiteres 

weSenf  ^"^"^ösung  ihrer  Noten  Reichsbanknoten  zu  ver- 

6.  Genaue  Bestimmung  der  Geschältstätigkeit  und  Beschränkung 
7 der  xNotenbanken  auf  die  eigentlichen  Bankgeschäfte.  ^ 

®®*<^häftslage  (in  Deutschland  viermal  im 
Monat)  und  der  Jahresbilanz. 

8.  Staatsaufsicht. 

9.  Bildung  eines  entsprechenden  Reservefonds. 

deutschen  Reichsbank 
^ ist  nicht  zu  empfehlen,  da  sie  keine  volle  Sicherheit 
bietet,  die  von  der  Haftpflicht  Betroffenen  gegebenenfalls  zu- 
giunde  richtet,  ohne  der  Allgemeinheit  entsprechend  zu  nützen 

Sicherheit  für  die  Einlösung  der  xNoteii  und  die 
Solidität  der  Banken  ist  durch  alle  diese  Maßregeln  nicht  zu  schafi'en 
sie  hangt  vielmehr  hauptsächlich  von  der  Leitung  und  Verwaltuns'  ab' 


§ ÖO. 

Die  Emissions-  und  Industriebauken  und  die  Banken- 
konzentration. 

Model-Loeb,  Die  g:roßeii  Berliner  Efiektenbanken.  Jena  1896 
pLnl  ^Depositenbanken  und  Spekulationsbanken.  2.  Au«.  München  1915 
O Geschichte  des  Credit- mobilier.  Tübingen  1903 

0.  Jeidels,  Das  Verhältnis  der  deutschen  GroJJbanken  zur  Industrie.  Lei’nziu  1905 

. Lie/uiaK«  Beteiligungs-  und  Finanzierungsgesellscliaften  2 \u«  Tenu  IPl  V 
Riesser,  Die  deutschen.  Groübanken.  4.  Au«^  Jena  1912 
K.  .Wauser,  Deutsche  Uberseebaiiken.  Jena  1906 
Agahd,  Großbanken  und  Weltmarkt.  Berlin  1914. 

D ^f?®Dideren  Eigentümlichkeit  haben  sich  in  der  neueren 
®^"*iinstitute  auf  Aktien  ausgiibildet,  die  sich  nicht  darauf 
beschranken,  die  früher  geschilderten  alten  Bankgeschäfte  zu  treiben 
sondern  sich  mit  der  Ausgabe  von  Aktien  und  Obligationen  befassen’ 

d?e  getaUiLn^MM  d“  Verbindung  kommen  und  durch 

Börse^TeäehL'' blll^^i?^  Wertpapieren,  die  den  Gegenstand  des 
misenteiJtelirs  bilden,  kann  von  den  Banken  auf  Auftrag  eines 

Kunden  und  für  eigene  Rechnung  dnrchgeführt  werden  Im 

Kommissionsgeschäft,  das  von  ieher 
von  den  Banken  gepflegt  worden  ist. 

Beim  Emissionsg  eschäft  handelt  es  sich  darum  Wertnaniei-e 
an  der  Börse  unterzubringen.  Auch  hier  kann  die  Bank  allefn  ds 

scSo«”  de/Tt««;  von  Schulde, - 

scnreiDungen  dei  Staaten  und  Kommunal  verbände,  bei  der  Neirn 

ciiernng  von  Anleihen,  die  Regel  ist,  aber  auch  ES  Aktien  Snd 
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Obligationen  privater  Unternehmungen  zutreffen  kann.  Bei  Wert- 
papieren dieser  zweiten  Art  ist  die  Stellung  der  Bank  oft  insofern 
anders,  als  sie  die  Aktien  und  Obligationen  zum  Teil  selb.^t  übernimmt 
und  nun  versucht,  sie  allmählich  an  der  Börse  dem  breiten  Publikum 
zuzuführen.  So  entwickelt  sich  das  Gründungsgescliäft.  Aber 
auch  wenn  das  Kapital  der  Unternehmungen  nicht  Effektenform  au- 
nimmt,  kann  die  Bank  sich  an  der  Aufbringung  der  l\littel  beteiligen. 
Mit  der  Entwicklung  der  Großindustrie,  mit  der  Steigerung  der  An- 
sprüche au  Kajiital  und  mit  der  Ausdehnung  des  hlö'ektenkapitalismus 
ist  der  Zusammenhang  zwischen  Industrie  und  Banken  immer  enger 
geworden. 

Diese  Tätigkeit  der  Banken  bringt  ein  hohes  spekulatives  Risiko 
mit  sich  und  gefährdet  dadurch  die  Sicherheit  der  Depositen.  Sie  legt 
ferner  die  Mittel  der  Banken  fest  und  beeinträchtigt  daher  ihre  Liqui- 
dität. Die  Banken  arbeiten  vorwiegend  mit  fremden  Geldern,  die 
ihnen,  wie  die  Depositen,  auf  kurze  Fristen  oder  bei  tägliclier  Rück- 
forderung überlassen  worden  sind.  Diese  Banktätigkeit  erfordert  aber 
erhebliche  Mittel,  die  nur  Aktienbanken  zur  Verfügung  stehen,  und  gibt 
den  Banken,  die  diese  besitzen,  einen  gewaltigen  Einfluß.  Durch  die 
Emission  ergeben  sich  enge  Beziehungen  zwischen  Banken  und  Industrie, 
die  sich  vor  allem  auch  in  wechselseitiger  Beteiligung  an  den  Auf- 
sichtsräten äußein. 

Als  Vorläufer  dieser  modernen  Art  von  Banken  ist  wohl  die 
Gründung  von  John  Law  1717  anzusehen.  Auch  die  von  Friedrich 
dem  Großen  1772  gegründete  Seehandlungssozietät  hatte  den 
gleichen  Charakter,  indem  sie  von  vornherein  sich  an  industriellen 
Unternehmungen  beteiligte  und  Emissionen  von  Staatspapieren  über- 
nahm; indessen  hat  sie  sich  von  eigentlichen  Spekulationen  von  jeher 
fern  gehalten,  die  ihr  nach  der  Umwandlung  in  eine  Staatsanstalt *1810 
grundsätzlich  untersagt  waren.  Der  Ausgangspunkt  der  eigentlichen 
Spekulatiousbanken  ist  in  dem  1852  von  den  Gebrüdern  Pereire 
in  Paris  gegründeten  ,. Credit  mobilier“  zu  sehen.  Es  gelang  in 
mehreren  Jahren  außerordentlich  hohe  Dividenden  zu  verteilen  und 
den  Kps  der  Aktien  in  die  Höhe  zu  treiben;  1886  kam  die  Gesell- 
schaft indessen  in  große  Verlegenheit  und  brach  zusammen.  In  ähnlicher 
Weise  sind  auch  in  Deutschland  und  Österreich  in  den  60  er  und 
Anfang  der  70  er  Jahre  große  Effekten  banken  ins  Leben  gerufen,  die 
noch  zum  Teil  in  der  Gegenwart  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  weil 
sie  mit  großer  Umsicht  und  Vorsicht  vorgingen.  Daneben  aber  sind 
namentlich  Anfang  der  70  er  Jahre  zahlreiche  Aktienbanken  allein  für 
Spekulationszwecke  aller  Art  gegründet  worden,  die  nur  eine  kurze 
Zeit  ihr  Dasein  fristen  konnten  und  zusammenbrachen,  sobald  die  Kon- 
junkturen ungünstiger  wurden. 

In  England  ist  die  Entwicklung  insofern  eigenartig,  als  die 
Depositenbanken,  die  eigentlichen  banks,  sich  auf  die  altgewöhnlichen 
Bankgeschäfte  im  Inland  beschränkt,  vorwiegend  den  Scheckverkehr 
gepflegt  und  diese  weitergehende  Kredit-  und  Unternehmertätigkeit 
den  colonial  and  foreign  banks  überlassen  haben.  Diese  Auslandsbanken 
haben  außer  den  eigentlichen  Bankgeschäften  in  den  Kolonien  und  in 
anderen  Ländern  auch  Emissions-  und  Gründungsgeschäfte  durch- 
geführt, die  im  übrigen  aber  den  großen  Finanzhäusern  Vorbehalten 
geblieben  und  nicht  in  das  Gebiet  der  Banktätigkeit  hineingezogen 
worden  sind. 
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durch  zahlreiche  Zweigstellen  allerorts  vertretenen  Großbanken  dagegen 
umspannten  das  ganze  deutsche  Wirtschaftsgebiet.  Vor  allem  ermöglichte 
die  Ausdehnung  des  Geschäftsbereichs  einen  weitgehenden  Ausgleich 
von  Kapitalangebot  und  Kapitalbedarf  der  verschiedenen  Gebiete,  was 
um  so  bedeutsamer  werden  mußte,  je  mehr  die  Kapitalansprüche  stiegen, 
denen  die  begrenzten  Mittel  des  Privatbankiers  immer  weniger  genügten. 
Endlich  mußte  auch,  je  weiter  der  Tätigkeitsbereich  sich  ausdehnte, 
die  Bedeutung  örtlicher  Krisen  geringer  werden  und  so  das  ganze 
Wirtschaftsleben  an  Sicherheit  gewinnen.  Einer  solchen  Zentralisation 
stehen  aber  wiederum  die  Nachteile  gegenüber,  die  bereits  bei  der 
Frage  der  Zentralisation  des  Notenwesens  (oben  S.  86)  behandelt 
worden  sind.  Auch  wird  mit  der  Vergrößerung  der  Unternehmungen 
das  Verhältnis  der  Leitung  zu  den  Angestellten  ungünstiger,  wie  dies 
die  verbreiteten  Streiks  der  Gegenwart  auch  im  Bankgewerbe  zeigen. 


Die  hauptsächlichsten  deutschen  Kreditbanken  (Berliner  Großbanken) 


Name  der  Bank 

Jahr  der 
Grnndmig 

Aktien- 

kapital 

Dividenden 

Kurs  der  Aktien  am 
Jahresende 

Aktien- 

kapital 

Herbst 

1922 

inMill.M.^) 

in  Mill.  M. 

( 

1900!1910 

1 

1 

19131918 

1903  1910  1913  1918 

Deutsche  Bank 

1870 

15  275 

11 

12V, 

12V,  12 

233,90  263,00  248.—  205 

800 

Diskontogesellscb  af  t 

1851 

30  310 

9 

10 

10  9 

196,—  193,50  186,—^  165 

610 

Dresdner  Bank 

1872 

9.6  260 

8 

8V, 

8Va  7 

145,70' 162,70  150,90  140 

550 

Darmstädter  Bank 

1853 

17,1  160 

6 

6V, 

6V,  6 

135,25  130,60116,10;  114 

420 

Berliner  Handelsgesellsch. 

1856 

45  110 

8 

8 

9V',  8 

162,90  169,60  155,50,  158 

110 

Nationalbank  für 

Deutschland 

1881 

20  90 

6V. 

6‘/, 

7 5 

127,-  130,40116,60  101 

:i00 

Allgemeine  Deutsche  Kreditanstalt:  400  Mill.  .M.,  Commerz-  u.  Privatbank: 
350  Mill.  M.,  Barraer  Bankverein:  500  Mill.  M. 


2.  Die  Sparkassen. 

§ 51- 

Wesen,  Arten  und  Entwicklung  der  Sparkassen. 

H.  V.  Knebel‘DoeheritZj  Das  Sparkassenwesen  in  Preußen.  Berlin  1907. 

M.  Seidel  und  J.  Ffitzner,  Das  Sparkassenwesen.  Wien  n.  Leipziac  19U». 

W.  i\  Altrock,  Die  öffentlichen  Sparkassen  in  Preußen.  Berlin  1917. 
Untersuchungen  über  das  Volkssparwesen.  Hrsg.  v.  Verein  f.  Sozialpolitik.  4.  Bde. 
München  1912/13. 

Elvert,  Zur  intemation.  Gesetzg.,  Verwalt,  und  Statistik  des  Sparkassenwesens. 
Berlin  1903. 

Cremer,  Einführung  des  Scheck-  und  Giroverkehrs  bei  Sparkassen  und  sonstigen 
öffentlichen  und  Privatkassen.  Düsseldorf  1916. 

Sparen  heißt  weniger  ausgeben  als  einuehmen,  den  augenblick- 
lichen Verbrauch  einschränken,  einen  Teil  der  vorhandenen  Mittel 
für  künftige  Bedürfnisse  oder  produktive  Verwendung  zurückstellen. 
Sparkassen  sind  Anstalten,  welche  der  minderbemittelten  Bevölkerung 
Gelegenheit  geben  sollen,  ihre  Überschüsse  sicher  und  fortdauernd  zins- 
tragend anzulegen,  indem  diese  angesammelt  und  volkswirtschaftlich 
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verwertet  werden.  Ihre  Bedeutung  liegt  einmal  daiin,  daß  sie  den 
unteren  Klassen  erleichtern,  sich  emporzuarbeiten  und  für  die  Zukunft 
eine  gewisse  Rücklage  anzusammeln.  Je  mehr  die  Löhne  steigen,  um 
so  wichtiger  werden  diese  Einrichtungen,  weil  das  Sparen  in  weit- 
gehendem Maße  ermöglicht  wird.  Die  Anregung  zum  Sparen  durch 
sie  wird  um  so  notwendiger  dort,  wo  durch  die  Zwangs  Versicherung 
der  Spartrieb  abgeschwächt  ist.  Außerdem  wirken  die  Sparkassen 
wesentlich  darauf  hin,  kleine  überschüssige  Summen  zu  größeren  zu 
vereinigen  und  ihre  volkswirtschaftliche  Ausnutzung  zu  erleichtern. 
Um  den  Zweck  ganz  zu  erfüllen,  ist  nötig:  1.  daß  die  Sparkassen  im 
ganzen  Lande  in  möglichst  großer  Zahl  verstreut  sind;  2.  daß  auch 
kleine  Summen,  und  zwar  zu  jeder  der  Arbeiterklasse  gelegenen  Zeit 
angenommen  und  zurückgezahlt  werden;  3.  daß  die  Verzinsung  auf 
Zinseszins  möglichst  hoch  ist;  4.  daß  die  gtoße  Masse  unbedingtes  Ver- 
trauen zur  Sicherheit  der  Kassen  hat;  5.  daß  das  eingezahlte  Kapital 
und  der  etwaige  Gewinn  soviel  als  möglich  der  minderbemittelten 
Bevölkerung  zugute  kommt; 

Der  Zweck  wird  erreicht  werden  können:  1.  durch  einzelne  Privat- 
personen, insbesondere  größere  Arbeitgeber.  Hierbei  ist  aber  nötig, 
daß  die  Kasse  völlig  für  sich  steht  und  in  besonderer  Weise  gesichert 
wird.  2.  Kommt  in  Betracht  der  Zusamiiienschluß  der  unteren  und 
mittleren  Klassen  selbst,  sei  es  in  der  Form  der  Schulze-Delitzschschen 
\ olksbanken,  der  Raiffeisenschen  Spar-  und  Darlehnskassenvereine 
oder  der  Schweizer-  und  Schottischen  Spar-  und  Leihkassen,  welche 
zugleich  bestimmt  sind,  den  beteiligten  Kreisen  selbst  die  eingelegten 
Summen  wieder  durch  Vorschüsse  zugänglich  zu  machen.  3.  Für  die 
unteren  Klassen  haben  besondere  Bedeutung  die  Sparkassen  von 
Gemeinde  und  Staat.  Die  Gemeinde  wird  sich  besonderen  Ver- 
trauens erfreuen,  das  nicht,  wie  das  zum  Staate,  durch  politische 
^yirren  gestört  wird.  Dagegen  stehen  dem  Staate  Anstalten,  besondeis 
die  Post  zu  Gebote,  durch  welche  das  Sparkassenwesen  die  höchste 
Ausdehnung  und  Vervollkommnung  erlangen  kann.  Die  Postsparkassen 
können  allen  Anforderungen  des  Publikums  entsprechen,  ohne  den 
Kredit  des  Staates  zu  gefährden.  Ihr  Hauptvorteil  liegt  darin,  daß 
sie  überall  verbreitet,  den  ganzen  Tag  über  zugänglich  sind  und' auch 
bei  häufigem  Wechsel  des  Wohnortes  die  Verfügung  über  die  Einlagen 
gestatten.  Sie  haben  sich  allgemein  bewälirt. 

Durch  das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1912,  betr.  die  Anlegung  von 
Sparkassenbeständen  in  Inhaberpapieren  sind  in  Preußen  die  Sparkassen 
verpflichtet,  einen  Mindestbetrag  (15—25  “ o)  ihres  verzinslich  angelegten 
Vermögens  in  mündelsicheren  Schuldverschreibungen,  und  zwar  drei 
Fünftel  davon  in  Schuldverschreibungen  des  Reichs  oder  Preußens, 
anzulegen. 

Die  Umwandlung  der  Sparkassen  in  Bankinstitute  und  die  An- 
legung  der  Mittel  im  Wege  des  Personalkredits  wiid  nur  in  Ausnahme- 
lällen  bedenkenfrei  sein.  Diese  Art  von  Ge.schäften  erfordert  eine  ganz 
andere  Leitung,  als  sie  jetzt  die  Sparkassen  haben,  und  bringt  ein 
Risiko  mit  sich,  das  die  Sparkassen  nicht  übernehmen  können. 

In  Deutschland  bestanden  1916  2937  öffentliche  und  203  nicht 
öffentliche  Sparkassen,  mit  8665  und  318  Filialen,  von  denen  25  Millionen 
und  2 Millionen  Sparkassenbücher  ausgegeben  waren  mit  20083  Mill., 
bzw.  1371  Mill.  M.  Einlagen.  Im  Jahre  1918  betrug  der  Bestand  an 
Spareinlagen  im  Deutschen  Reich  31,8  Milliarden  Mark. 
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3.  Das  Böraenweseii. 

Wiedenfeld.  Die  Börse  in  ihren  wirtsch.  Funktionen  und  ihrer  rechtlichen  Stellung. 

Berlin^l89^.^^  üeld-,  Bank-  und  Börsenwesen,  17.  Aull.  Stuttgart  1922. 

Salings  Börsenpapiere.  Berlin. 

§ 52- 

Die  Börse. 

F 4 IViener,  Die  Börse.  Berlin  190,ö. 

G.  Bernhard,  Die  Börse.  Berlin  1906. 

Fr.  Glaser,  Die  Börse.  Frankfurt  a.  M.  1^- 
^Yitf stock.  Die  Londoner  Fondsbörse,  berlin  1^J<. 

Pratt,  The  work  of  Wallstreet,  ^ew  Aork  IJÜo. 

Börse  nennt  man  den  Ort  eines  größeren  Marktes,  an  dem  sich  zu 
feststehenden  Zeiten  die  Geschäftsleute  bestimmter  Handelszweige  und 
Handelsverraittler  regelmäßig  vereinigen,  um  nach  einer  verembaiten 
Ordnung  Geschäfte  abzuschließen  und  nach  den  gezahlten  Preisen  die 
durchschnittlichen  Tagespreise  oder  Kurse  aufzustellen.  Im  Gegensatz 
zum  Marktverkehr  werden  an  der  Börse  Geschäfte  über  bestimmte  Mengen 
einer  bestimmten  Gattung  abgeschlossen,  nicht  über  vorliegende  ^ arem 
An  der  Börse  können  daher  nur  Sachtypen,  fungible  oder  \ertietbaie 
Waren  gehandelt  werden.  Diese  Börsen  sind  teils  i^ivate  \ ereinigungen, 
wie  überwiegend  in  England  und  Amerika,  teils  oftentliche,  vom  Staate 
genehmigte  Einrichtungen,  die  unter  Staatsaufsicht  stehen,  wie  men 

auf  dem  europäischen  Festland.  , . «r  „„„ 

,Te  nach  dem  Gegenstände  des  Geschäfts  unterscheidet  man  aren- 

oder  Produkten-  (Getreide-,  Eisen-,  Mehl-,  Zucker)-  borsen  und 
Effekten-  oder  Fondsbörsen.  Beide  Arten  sind  an  vielen  Orten  nicht 
räumlich  getrennt,  sondern  wenigstens  in  einem  Gebäude  vereinigt. 

Schon  im  alten  Rom  hat  es  regelmäßige,  börsenmaßige  Zusammen- 
künfte der  Kaufleute  gegeben.  Im  Mittelalter  finden  sie  sich  schon  im 
13  Jahrhundert.  Im  14.  Jahrhundert  bildeten  sich  besondere  AVechsel- 
böreer,  a..s.  Im  16.  und  17.  .Taluhundeit  entstanden  an  verscl»ede,Mn 
Haupthandelsptatzen  BOreen  mit  amtlichem  Charakter.  Die  Paiisei 
Börse  läßt  sich  bis  1304  zurückverfolgen,  die  Londoner  i&t  loo6.  die 

^^"^Das^dUtShe  G^^^  22.  Juni  1896  — abgeändert  1908  --  macht 

die  Errichtung  einer  Börse  von  der  staatlichen  Genehmigung  abhängig. 
Dem  Bundesrat  werden  weitgehende  Befugnisse  zur  Regelung  der  Borsen- 
einrichtungen  eingeräumt.  Als  Aufsichtsorgpe  der  Landesregierung 
werden  Staatskoraraissare  ernannt,  welche  die  Beobachtung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  und  den  Geschäftsverkehr  zu  überwachen  haben. 
Die  unmittelbare  Aufsicht  wird  in  der  Regel  von  der  Handelskanimei 
wahrgenommen,  der  zur  Leitung  der  Börse  berufene  Börsen  verstau  d 
von  den  Börsenmitgliedern  selbst  gewählt.  An  jeder  Börse  ist  ein 
Ehrengericht  zu  bilden,  das  alle  unlauteren  Gebarungen  zur 
Untersuchung  zieht.  An  den  größeren  Borsen  bestehen  8chieds- 
richte,  die  ihr  Urteil  über  die  Börsenusancen  abgeben.  Außerdem 
sind  Zulassungsstellen  eingerichtet,  die  über  die  Zulassung  von 

Wertpapieren  zum  Börsenhandel  entscheiden.  i i iir  -i-c  « ira 

Kur  durch  Vereinigung  der  Geldkräfte  an  einem  solchen  IMaikt  iv 
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die  Unterbringung  der  großen  Anleihen  lür  Staat  und  Gemeinden,  und 
die  Aufnahme  der  Mittel  für  private  Unternehmungen  möglich,  und 
findet  der  Kapitalist  Gelegenheit  zu  angemessener  Anlage  seines  Ver- 
mögens. Er  ist  sicher,  dort  das  Papier  zu  finden,  welches  er  wünscht, 
sofern  es  überhaupt  käuflich  ist,  und  ebenso  kann  er  darauf  rechnen, 
einen  Käufer  für  seine  Wertpapiere  zu  finden,  wenn  diese  überhaupt 
Anspruch  auf  einen  Kup  erheben  können.  Je  größer  der  Markt  ist, 
um  so  mehr  gelangen  die  allgemeinen  Verhältnisse  zur  Geltung.  Die 
örtlichen  Unterschiede  gleichen  sich  aus.  Die  Stimmung  der  Fonds- 
börse ist  als  Ausdruck  der  Anschauungen  über  die  volkswirtschaftliche 
Lage  von  Bedeutung. 

Wie  bei  den  Wertpapieren,  so  hat  sich  auch  bei  den  Waren  das 
Bedürfnis  nach  einer  Zusammenfassung  des  Handels  herausgestellt. 
Die  Vereinigung  der  Konkurrenten  eines  ganzen  Landes  und  darüber 
hinaus  vielfach  des  Auslandes  verhindert  die  nachhaltige  einseitige 
Beeinflussung  der  Preise  und  Kurse  durch  einzelne  Interessenten. 
Außerdem  hat  sich  bei  zahlreichen  Waren  das  Bedürfnis  ergeben,  den 
Verkehr  von  der  Last  des  tatsächlichen  Umsatzes  zu  befreien,  um 
dadurch  der  Spekulation  größere  Freiheit  zu  gewähren.  Deshalb  ist 
man  von  dem  unmittelbaren  Umsatz  der  Ware  auf  dem  offenen  Markt 
zu  dem  Handel  nach  Probe  übergegangen.  Ein  weiterer  Fortschritt 
wird  erreicht,  wenn  man  in  der  am  leichtesten  zu  bestimmenden  und 
in  den  größten  Mengen  vorhandenen  Qualität  Handelsgeschäfte  ohne 
genauere  Qualitätsbestimmungen  abschliellt,  Typenwaren  handelt,  deren 
Beschaffung  keine  Schwierigkeiten  bietet,  so  daß  die  Spekulation  un- 
bekümmert um  die  im  Augenblick  voi'liegende  Ware  vor  sich  gehen 
kann. 


Die  Geschäfte  an  der  Börse  werden  durch  Makler  vermittelt,  die 
über  die  abgeschlossenen  Verträge  rechtsgültige  Urkunden,  die  Schluß- 
scheine, ausstellen  und  dafür  eine  Provision  (Courtage)  erhalten.  Nach 
den  in  den  Büchern  der  vereidigten  Makler  (Kursmakler)  verzeichneten 
Aufträgen  und  abgeschlossenen  Geschäften  wird  der  Kurszettel  festgestellt. 
An  der  Berliner  Börse  werden  für  Kassageschäfte  (siehe  § 53)  Einheits- 
kurse von  den  Kursmaklern  berechnet  durch  Ausgleichung  der  ihnen 
erteilten  Aufträge,  also  der  erst  abzuschließenden  Geschäfte;  bei  Termin- 
geschäften (siehe  ebenfalls  § 53)  werden  ein  Anfangs-,  ein  Schlußkurs, 
der  höchste  und  der  niedrigste  Kurs  notiert,  also  bereits  abgeschlossene 
Geschäfte  mit  den  schwankenden  Kursen  zugrunde  gelegt.  In  dem  Kurs- 
zettel bedeutet  G Geld  = Nachfrage  ohne  Angebot,  B oder  P Brief  oder 
Papier  = Angebot  ohne  Nachfrage,  b oder  bz  bezahlt  = Ausgleich  von 
Angebot  und  Nachfrage;  bz  G bzw.  bz  B besagen,  daß  nur  ein  Teil 
von  Nachfrage  und  Angebot  zu  dem  betreflenden  Kurse  befriedigt  wurde. 
Die  Kurse  werden  in  Deutschland  regelmäßig  ausgedrückt  in  Prozenten 
des  Nennwerts,  Stückzinsen  werden  in  Deutschland  außer  bei  Dividenden- 
papieren besonders  vergütet.  Kuxe  und  Aktien  der  Versicherungsgesell- 
schaften werden  nach  Stück  gehandelt. 

Die  amtliche  Feststellung  der  Kurse  und  deren  Veröffentlichung 
beschränkt  sich  auf  diejenigen  Wertpapiere,  die  zum  Börsenhandel  zu- 
gelassen sind.  Die  V'orschriften,  die  für  die  Zulassung  gegeben  sind,  ver- 
folgen den  Zweck,  unsichere  Wertpapiere  fernzuhalten.  Diese  nicht  zu- 
gelassenen Effekten  können  zwar  auch  an  der  Börse  gehandelt  werden,, 
ihnen  sind  aber  die  Börseneinrichtungen  verschlossen. 


_ i 
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§ 53. 

Die  wichtigsten  Börsengeschäfte. 

G.  Cohn,  Zeit-  und  Differenzgeschäfte.  .Jahrb.  f.  Nat.  Bd.  Vll  u.  IX. 

Bericht  der  Börseu-Enquete-Kommission  nebst  8 Anlagen.  Berlin  1892/98. 

Xnßbauni,  Die  Börsengeschäfte.  Leipzig  1918. 

G.  Göpperf,  Über  das  Börsentermingeschäft  in  Wertpapieren.  Berlin  1914. 

0.  JMinger,  Praxis  des  Getreidegeschäftes.  Berlin  1910. 

Bronzin,  Theorie  der  Prämiengeschäfte.  Wien  1908. 

Fürst,  Prämien-,  Stellage-  und  Nochgeschäfte.  Berlin  1908. 

Pinner,  Der  Getreideterminliandel  in  Deutschland.  Berlin  1914. 

Die  Börsengeschäfte  gliedern  sich  in  1.  Kassa-  oder  Loko- 
oder  Effektivgeschäfte  mit  unmittelbarer  oder  nach  wenig  Tagen 
in  Aussicht  stehender  Erledigung,  2.  Z e i t - oder  Termingeschäfte, 
bei  denen  die  Lieferung  der  gehandelten  Waren  oder  Wertpapiere  unter 
börsenmäßig  feststehenden  typischen  Geschäftsbedingungen  erst  zu  einer 
verabredeten  späteren  Zeit,  in  der  Hegel  ultimo  des  Monats  geschieht. 
Der  Verkäufer,  Baissier  oder  Fixer,  Contremineur,  hofft  auf  das  Herab- 
gehen des  Kurses  und  denkt,  seinerseits  zur  Ablieferungszeit  billiger 
zu  kaufen,  als  er  beim  Abschluß  des  Termingeschäfts  an  seinen  Käufer 
zu  liefern  verspricht.  Der  Käufer  dagegen,  Haussier,  spekuliert  auf 
ein  Steigen  des  Kurses  und  rechnet  darauf,  die  gekauften  Waren  oder 
Wertpapiere  zu  höheren  Preisen  weiter  verkaufen  zu  können.  Die 
Termingeschäfte  setzen  vertretbare  Waren  voraus,  die  stets  in  großen 
Mengen  zu  haben  sind.  Sie  dienen  zur  Sicherung  des  Vorrats  für 
einen  späteren  Termin  im  Waren-  wie  im  Effektenhandel. 

Während  die  Bedeutung  der  Kassageschäfte  leicht  einzusehen  ist, 
sind  über  Wesen  und  Zweck  der  T e r m i n g e s c h ä f t e oft  irrige  A nsichten 
verbreitet.  Die  Parteien  stehen  einander  gegenüber,  wägen  von  Tag  zu 
Tag,  von  Woche  zu  Woche  ab,  wie  sich  nach  einem  Monat,  nach  einem 
Vierteljahr  der  Preis  bzw'.  der  Kurs  gestalten  wird  und  treffen  danach 
ihre  spekulativen  Maßnahmen.  Auf  diese  Weise  werden  die  Terain- 
geschäfte  zu  einer  verfeinerten  Wage  für  die  Preisbestimmung  und  wirken 
besonders  intensiv  auf  eine  Ausgleichung  der  Preise  nach  Raum  und  Zeit 
hin.  Sie  dienen  außerdem  zur  Rückdeckung  bei  großen  Geschälten,  indem 
der  Käufer  eines  großen  Postens  einen  Teil  zum  Lieferungstermin  wieder 
verkauft,  um  den  Einfluß  der  Preisschw^ankungen  auszugleichen.  Damit 
tragen  sie  zur  Verteilung  des  Risikos  bei.  Sie  erleichtern  dadurch  die 
Ausdehnung  der  Geschäftstätigkeit  und  fördern  die.  Entwicklung  großer 
Marktplätze.  Bei  einer  Ware,  die  nur  in  geringer  Menge  vorhanden  ist, 
wird  die  Beeinflussung  der  Preise  durch  das  Termingeschäft  erleichtert, 
bei  Gegenständen  des  großen  Weltverkehrs  ist  dies  nicht  zu  befürchten, 
da  jede  einseitige  Beeinflussung,  die  in  den  tatsächlichen  Veikältnlssen 
keine  genügende  Begründung  findet,  sofort  eine  Gegenspekulation  herbei- 
führt, die,  je  mehr  die  Richtigkeit  der  Voraussetzungen  hervortritt,  das 
Übergewicht  erhält  und  die  Preise  den  natürlichen  Verhältnissen  ent- 
sprechend regelt.  Die  Preisschwankungen  w'erden  dadurch  wohl  von 
Tag  zu  Tag  verschärft,  aber  für  größere  Zeiträume  vermindert.  Die  Rechts- 
gültigkeit des  Termingeschäfts  und  des  Differenzeinw'andes  (daß  der 
Vertrag  in  der  Absicht  auf  Zahlung  des  Unterschiedes  zwischen  dem  ver- 
abredeten Preis  und  dem  Börsenpreis  der  Lieferungszeit  geschlossen  ist) 
ist  an  eine  Reihe  von  Voraussetzungen  gebunden,  die  in  dem  Reichs- 
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gesetz  von  1908  (§§50—70)  festgelegt  und  teils  in  der  Persönlichkeit  der 
Parteien,  teils  in  der  Art  der  Waren  und  Effekten  begründet  sind. 

Die  Börsengeschäfte  dienen  zu  einem  großen  Teil  dem  Zweck  der 
Bück  Versicherung  gegen  Kursverluste.  Dies  sei  an  einzelnen  Geschäften 
beispielsweise  erörtert.  Es  tritt  besonders  deutlich  beim  Prämien - 
geschäft  hervor.  Hier  behält  sich  der  eine  der  Vertragschließenden  das 
Recht  vor,  gegen  Zahlung  einer  Prämi(!  vom  Geschäft  zurückzutreten 
und  somit  das  Risiko  auf  den  Betrag  dieses  Reugeldes  zu  begrenzen. 
Beim  Vorprämiengeschäft  behält  sich  der  Käufer,  beim  Rück- 
prämie ngeschäft  der  Verkäufer  das  Rücktrittsrecht  vor.  Im  ersten 
Fall  wird  der  Käufer  zurücktreten,  wenn  das  Papier  um  mehr  als  den 
Betrag  der  Prämie  gefallen  ist,  er  also  durch  Übernahme  und  Weiter- 
verkauf mehr  verlieren  wird;  im  zweiten  Fall  zieht  der  Verkäufer  die 
Zahlung  des  Reugeldes  vor,  wenn  das  Papier  gegenüber  dem  verabredeten 
Preis  um  mehr  als  den  Betrag  der  Prämie  gestiegen  ist,  er  also  bei 
Erwerb  und  Lieferung  des  Papiers  mehr  zusetzen  würde. 

Das  Reportgeschäft  (Kostgeschäft)  istein  Verkauf  mit  Wieder- 
kauf am  Ende  des  anderen  Monats.  Der  Haussier,  der  Geld  braucht,  aber 
seine  Papiere,  weil  er  auf  das  Steigen  des  Kurses  rechnet,  nicht  dauernd 
aus  der  Hand  geben  will,  tritt  sie  einem  anderen  zum  augenblicklichen 
Kurs  auf  gewisse  Zeit  ab,  nach  deren  Verlauf  er  sie  zu  höherem  Kurs 
wieder  abzunehmen  verspricht.  Beim  Deportgeschäft  (Leihgeschäft) 
kauft  der  Baissier  Papiere  und  verspricht,  sie  zu  einem  niedrigeren 
Preise  nach  Ablauf  eines  Monats  zurückzuliefern  in  der  Erwartung, 
daß  der  Kurs  dann  tiefer  stehen,  er  sie  also  billiger  erwerben  wird. 

Eine  besondere  Ausdehnung  haben  an  der  Börse  die  Arbitrage- 
geschäfte gew’onnen;  sie  bezwecken  die  Ausnutzung  von  Kursunter- 
schieden an  verschiedenenBörseiiplätzen,  kaufenWechsel  und  Spekulations- 
papiere, wo  ihr  Kurs  niedrig,  um  sie  doit  zu  verkaufen,  wo  er  hoch  ist. 
Nach  Einführung  des  Fernsprechers  geschehen  diese  Arbitragegeschäfte 
jetzt  allerdings  mehr  unmittelbar  zwischen  den  Banken  ohne  Benutzung 
der  Börse. 

Die  Ausartungen  der  Börse  sind  am  besten  durch  eine  verschärfte 
Börsenordnung  zu  bekämi)fen,  die  nach  Beruf  und  Vermögen  nicht  hin- 
gehörige Personen  ausschließt  und  den  Geschäftsverkehr  regelt.  Vor 
allem  sind  Vorschriften  über  die  Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren 
zum  Börsenhandel  erlassen  und  behördliche  Einrichtungen  geschaffen, 
die  die  Entscheidungen  treffen  und  ihre  Durchführung  überwachen. 

Um  die  richtige  Erledigung  der  Geschäfte  zu  gewährleisten,  haben  sich 
an  den  Börsen,  an  denen  Termingeschäfte  gemacht  werden,  besondere  Ein- 
richtungen gebildet,  wie  an  der  Berliner  f ondsbörse  der  Liquidations- 
verein, an  der  Warenbörse  die  Liquidationskasse.  Diese 
gleichen  die  zu  zahlenden  und  zu  empfangenden  Summen  aus;  über  die 
Ueberschüsse  wmrden  Lieferscheine  ausgestellt,  auf  Grund  deren  am  Tage 
vor  dem  Ultimo  die  Lieferung  und  Differenzzahlung  geschieht.  Die 
Hambui’ger  Liquidationskasse  übernimmt  auch  gegen  Zahlung  einer 
Prämie  die  Garantie  für  die  Erfüllung  der  Termingeschäfte. 
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Zw’eiter  Abschnitt. 

Die  Formen  der  Wirtschaft. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Formen  des  Betriebs. 

§ 54. 

Großbetrieb  und  Kleinbetrieb. 

Eoscherj  Über  Industrie  im  Großen  und  Kleinen.  Ansichten  der  Volkswirtschaft 
■vom  geschichtlichen  Standpunkt.  2 Abdr.  Leipzig  1861. 

Bücher,  Die  gewerblichen  Betriebsformen  in  ihrer  historischen  Entwicklung.  1892. 

L.  Sinzhehner,  Über  die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrikmäßigen  Groß- 
betriebes in  Deutschland.  Stuttgart  1893. 

Schmolle^',  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung.  Jahrbuch  für 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  Jahrg.  1890/93. 

Sieveking,  Geschichte  der  gewerblichen  Betriebsformen.  Grundriß  der  Sozial- 
ökonomik. Abt.  VI.  Tübingen  1914. 

Die  Ausführungen  des  ersten  Abschnittes  haben  die  verschiedenen 
Arten  wirtschaftlicher  Tätigkeit  dargestellt.  Die  Aufgabe  des 
zweiten  Abschnittes  ist  die  Betrachtung  der  Formen,  die  diese  ver- 
schiedene wirtschaftliche  Tätigkeit  zeigt.  Dabei  sind  zu  unterscheiden 
die  Formen  des  Betriebs  und  die  Formen  der  Unternehmung. 

Wie  bereits  in  § 22  hervorgehoben  ist,  bezeichnen  w’ir  als  Betrieb 
die  Vereinigung  der  Produktionsfaktoren,  wenn  wür  die  äußeren, 
technischen  Verhältnisse  im  Auge  haben,  den  Umfang  der  Ver- 
w^endung  des  Bodens,  die  Zahl  der  Arbeitskräfte,  die  Art  und  Menge 
des  verwandten  Kapitals.  Wir  nennen  die  Produktionseinheiten  aber 
Unternehmungen,  w^enn  wdr  die  inneren  Zusammenhänge 
betrachten,  die  Verfügung  über  die  Produktionsmittel,  die  Leitung  der 
Gütererzeugung,  die  Übernahme  und  Verteilung  von  Gewinn  und 
Verlust. 

Die  wuchtigste  Unterscheidung  der  verschiedenen  Betriebsformen 
ist  die  nach  der  Größe  der  Betriebe.  Der  erste  Unterschied 
zwischen  Groß-  und  Kleinbetrieb  liegt  in  der  tatsächlichen  Aus- 
dehnung der  Gütererzeugung  bzwu  des  Umsatzes.  Der  Großbetrieb 
stellt  Erzeugnisse  großen  Umfanges  her  oder  produziert  kleine  Er- 
zeugnisse in  großen  Massen.  Maßgebend  ist  weiterhin  die  tatsächliche 
Ausdehnung  der  Produktion  im  Verhältnis  zur  technisch  möglichen. 
Je  mehr  die  technischen  Möglichkeiten  ausgenutzt  werden,  um  so 
intensiver  ist  die  Produktion.  Im  allgemeinen  drängt  der  Wett- 
bewerb zu  einer  Steigerung  der  Intensität. 

Diese  Frage  der  technischen  Durchführung  des  Betriebs  betrifl’t 
einmal  die  Art  und  Ausdehnung  der  Verwendung  der  Produktions- 
mittel, besonders  des  Kapitals.  Der  Großbetrieb  arbeitet  mit  großem 
Kapital,  vor  allem  mit  elementarer  Kraft  und  mit  Arbeitsmaschinen, 
d.  h.  Hilfsmitteln,  die  durch  die  menschliche  Hand  nur  geleitet,  aber 
nicht  getrieben  werden.  Für  den  Kleinbetrieb  ist  kennzeichnend  die 
Verwendung  von  Werkzeugen,  die  von  der  Hand  geführt,  deren 
Leistungen  vervollkommnen.  Dann  macht  sich  die  Art  der  Verw’ertung 
•der  Arbeitskraft  geltend.  Hier  ist  der  Großbetrieb  gekennzeichnet 

J.  Conrail.  Leitfaden  1.  12.  Aufl.  7 
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nicht  allein  durch  Verwendung  einer  größeren  Zahl  von  Hilfspersonen, 
sondern  vor  allem  durch  weitgehende  Arbeitsteilung  und  Arbeits- 
vereinigung. Für  den  Kleinbetrieb  ist  die  allseitige  Beherrschung 
des  Arbeitsgebietes  unerläßlich,  für  den  Großbetrieb  die  Verteilung  der 
Arbeiten  an  verschieden  qualifizierte,  gelernte  und  ungelernte  Personen 
bezeichnend. 

Der  Großbetrieb  stellt  nicht  ausschließlich,  aber  doch  in  weiter 
Ausdehnung  Massenerzeugnisse  her  und  arbeitet  für  Verbraucher,  die 
er  nicht  kennt.  Der  Kleinbetrieb  ist  in  höherem  Maße  auf  einen  festen, 
beschränkten  Kundenkreis  angewiesen.  Eine  weit  ausgedehnte  Güter- 
erzeugung verlangt  aber  wieder  eine  besondere  Organisation  des  Ab- 
satzes, die  der  Kleinbetrieb  nicht  erfordert.  Damit  wird  die  Notwendig- 
keit kaufmännischer  Vermittlung  für  den  Großbetrieb  kenn- 
zeichnend. Je  entfernter  die  Beziehungen  zwischen  Erzeuger  und  Ver- 
braucher werden,  je  länger  der  Zeitraum  wird,  der  zwischen  Einkauf 
der  Eohstofife  und  Absatz  der  Erzeugnisse  liegt,  um  so  größer  wird 
das  Risiko.  Beim  Großbetrieb  spielt  die  Spekulation  eine  weit 
wichtigere  Rolle,  er  ist  daher  in  höherem  Maße  von  den  Koniunkturen 
abhängig. 

Je  größer  der  Betrieb  wird,  um  so  höhere  Anforderungen  werden 
an  die  Leitung  gestellt.  Sie  nimmt  den  Unternehmer  voll  in  An- 
spruch, er  kann  sich  an  der  ausführenden  Arbeit  nicht  mehr  beteiligen, 
wie  dies  im  Kleinbetrieb  der  Fall  ist.  Bei  zunehmender  Ausdehnung 
wachsen  die  organisatorischen,  kaufmännischen  und  technischen  Auf- 
gaben so,  daß  die  Arbeitskraft  des  Unternehmers  nicht  mehr  genügt 
und  ein  Stand  besonders  vorgebildeter  Beamter  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  tritt.  Es  wird  das  Personal  eines  großen  Betriebs  immer 
weiter  differenziert.  Der  Übergang  von  einer  Gruppe  der  Be- 
schäftigten zu  einer  anderen  ist  im  Regelfall  ausgeschlossen,  nicht  nur 
weil  die  Arbeitsaufgaben  verschiedenartig  sind,  und  jeder  einzelne  nur 
einen  kleinen  Teil  von  ihnen  beherrscht,  sondern  auch,  weil  diese  Auf- 
gaben verschiedene  Fähigkeiten  und  Vorbildung  voraussetzen.  Dazu 
tritt  dann  der  Gegensatz  des  Besitzes  und  der  gesellschaftlichen 
Stellung,  der  Unternehmer,  Angestellte  und  Arbeiter  trennt.  Im  Klein- 
betrieb dagegen,  so  im  Handwerk,  ist  ein  Aufsteigen  möglich,  weil 
jeder  Mitarbeiter  den  ganzen  Arbeitsprozeß  kennen  lernt  und  der 
Unterschied  des  Besitzes  zurücktritt. 

Auf  den  verschiedenen  Gebieten  der  Volkswirtschaft  kommen  diese 
Unterscheidungsmerkmale  nicht  gleichmäßig  zur  Geltung.  In  der  Land- 
wirtschaft ist  der  Boden  der  entscheidende  Produktionsfaktor,  die 
Arbeitsteilung  und  Maschinenverwendung  sind  nicht  in  der  gleichen 
Ausdehnung  möglich  wie  im  Gewerbe.  Die  einzelnen  Gewerbe  er- 
fordern verschiedene  Aufwendungen  an  Kapital  und  Arbeit,  ruhen  auf 
ungleichen  technischen  Grundlagen,  die  Menge  der  von  ihnen  erzengten 
Produkte  und  deren  Absatzverhältnisse  sind  verschieden.  Vor  allem 
gehen  die  verschiedenen  Größenklassen  der  Betriebe  allmählich  inein- 
ander über.  So  ist  im  Gewerbe  eine  scharfe  Abgrenzung  zwischen 
Handwerk  und  Fabrik  nicht  möglich. 

Im  Gewerbe  kommt  außer  der  Unterscheidung  von  Fabrik  und 
Handwerk,  die  sich  nach  der  Größe  de.s  Betriebs  richtet,  noch  eine 
weitere  Form  in  Betracht,  die  ihre  eigenen  Merkmale  besitzt:  die 
Hausindustrie.  Sie  ist  dadurch  gekennzeichnet,  daß  Personen  in 
eigener  Wohnung  oder  Werkstatt  für  fremde  Unternehmer  arbeiten. 
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Ein  Unternehmer,  auch  Verleger  genannt,  gibt  die  Aufträge,  es  sind 
aber  die  Hilfspersonen  nicht  in  den  vom  Unternehmer  bereitgestellten 
Räumen  tätig.  Wird  der  Rohstoff  vom  Verleger  geliefert,  dann  haben 
wir  das  Lohnsystem,  das  den  Arbeiter  nach  der  abgelieferten  Stück- 
zahl entschädigt.^  Beschaftt  der  Heimarbeiter  das  Rohmaterial  selbst, 
dann  liegt  das  Kaufsystem  vor.  Im  einzelnen  finden  sich  hier  ver- 
schiedenartige Formen. 

Im  Handel  wird  die  Unterscheidung  zwischen  Groß-  und  Klein- 
handel nicht  durch  die  Ausdehnung  des  Gesamtumsatzes,  sondern  durch 
die  Größe  der  Einzelumsätze  bedingt.  Großhandel  ist  Handel 
en  gros,  Kleinhandel  Handel  en  detail.  Noch  deutlicher  wird  dies, 
wenn  Großhandel  als  Umsatz  zwischen  Erzeugern  oder  Händlern, 

Kleinhandel  dagegen  als  Umsatz  an  den  Verbraucher  bezeichnet  wird. 

Ebenso  wie  der  Großhandel  in  Kleinbetrieben,  kann  der  Kleinhandel  f 

in  Großbetrieben  durchgeführt  werden. 


§ 55. 

Die  Konzentration  der  Betriebe. 

V.  Schuhe-Güvernitz,  Der  Großbetrieb,  ein  wirtschaftlicher  und  sozialer  Fortschritt 
Leipzig  1892. 

Sombnrf,  Der  moderne  KapitaUsmus.  2.  Aufl.  Leipzig  1916/17. 

Mitscherlich,  Der  wirtschaftliche  Fortschritt.  Leipzig  1910. 

Liefmann,  Beteiligungs-  und  Finanzierungsgesellschaften.  2.  Anti.  .Jena  1913. 

Derselbe,  Kartelle  und  Trusts.  3.  Aufl.  Stuttgart  1918. 

Die  Entwicklung  der  Betriebsformen  wird  mit  dem  Schlagwort  der 
Konzentrationstendenz  gekennzeichnet  und  diese  Bewegung  oft  im  Sinne 
von  Karl  Marx  gefaßt  als  Aufsaugung  von  Betrieben  durch  andere, 
und  zwar  der  kleineren  durch  die  größeren.  Diese  Auffassung  genügt 
nicht  und  ist  in  ihrer  allgemeinen  Formulierung  unrichtig.  Um  die 
Änderungen  der  Formen  der  Produktion  vollständig  zu  erfassen,  müssen 
wir  die  Verhältnisse  der  Landwirtschaft  von  Handel  und  Industrie 

trennen  und  die  verschiedenen  Formen  der  Konzentration  unter- 
scheiden. 

In  der  Landwirtschaft  ist  von  einer  Konzentration  nicht  die 
Rede.  Die  Besitzverteilung  hat  sich  zugunsten  des  kleinen  und 
mittleren  Bauern  verschoben.  Diese  haben  vor  allem  auf  Kosten  des 
Großgrundbesitzes  an  Land  gewonnen.  Es  tritt  in  der  Landwirtschaft 
die  Bedeutung  des  Kapitals  und  der  Technik  mehr  zurück.  Der 

Kapitalsvermehrung  folgt  in  der  Landwirtschaft  ein  langsameres,  in 
der  Industrie  ein  schnelleres  Steigen  der  Erträge.  Der  Produktions- 
faktor Arbeit  spielt  in  der  Landwirtschaft  eine  größere,  in  der  Vieli- 
zucht  die  erste  Rolle. 

Nicht  so  einfach  liegen  die  Verhältnisse  in  Industrie  und 
Handel.  Da  zeigt  sich  zunächst,  daß  die  Zahl  der  in  den  Betrieben 
beschäftigten  Personen  steigt  (Betriebsvergrößerung).  Ferner 
suchen  die  einzelnen  Unternehmungen  die  zur  Herstellung  eines  Er- 
zeugnisses erforderlichen  Prozesse  zusammenzufassen,  z.  B.  gliedert 
eine  Tuchfabrik  sich  eine  Wäscherei,  Spinnerei  und  Färberei  an.  Es 
bilden  sich  immer  mehr  Gesamtbetriebe,  die  der  hauptsächlichen 
produktiven  Arbeit  die  ergänzenden  gewerblichen  Tätigkeiten  an- 
gliedern (Produktionskonzentration).  Die  verschiedenen  Tätig- 
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keiten  erscheinen  jetzt  als  verschiedene  Abteilungen  eines  Betriebs 
oder  als  verschiedene  Betriebe  eines  Unternehmens,  je  nachdem  die 
äußere  Einheit  und  Geschlossenheit  der  konzentrierten  Produktions- 
einrichtungen gegeben  ist  oder  nicht.  Zu  dieser  Vereinigung  technisch 
zusammengehörender  Betriebe  tritt  dann  drittens  die  Vereinigung  von 
Unternehmungen,  die  jeweils  für  sich  abgeschlossene  Produktions- 
prozesse durchführen,  deren  wirtschaftliche  Ziele  aber  durch  die  Ver- 
bindung gefördert  werden,  so  wenn  z.  B.  eine  Werft  und  eine  Kessel- 
fabrik ein  Walzwerk  und  Bergwerk  gemidnsam  besitzen  (Produktions- 
kombination).  Der  Zusammenhang  ist  hier  kein  unmittelbar  tech- 
nischer mehr,  sondern  beruht  auf  wirtschaftlichem  Grunde.  Diese  Aus- 
gestaltung der  „reinen  Werke“  zu  ,.ge mischten  Werken“  ver- 
folgt vor  allem  das  Ziel,  die  Versorgung  mit  Rohstoffen  sicherzustellen 
und  vorhandene  Kraftquellen  besser  auszunutzen. 

Im  Handel  hat  die  Zahl  der  kleinen  Betriebe  sich  seit  1882  an- 
nähernd verdoppelt.  In  der  Industrie  ist  die  Zahl  der  Kleinbetriebe 
(mit  bis  5 Beschäftigten)  und  der  in  ihnen  tätigen  Personen  seit  1882 
zurückgegangen,  die  Zahl  der  Mittel-  und  Großbetriebe  (mit  6—50 
bzw.  über  50  Beschäftigten)  gestiegen.  Fassen  wir  aber  unter  der 
Größenklasse  der  Kleinbetriebe  die  allerkleinsten  Betriebe  besonders, 
die  weder  einen  Gehilfen  noch  einen  Mot  or  verwenden,  die  sogenannten 
Alleinbetriebe,  so  sehen  wir,  daß  nur  diese  vermindert  sind,  daß  die 
Zahl  der  kleinen  Gehilfenbetriebe  gestiegen  ist.  Die  Erscheinung  des 
Rückganges  der  gewerblichen  Kleinbetriebe  beschränkt  sich  weiterhin 
auf  einzelne  Gewerbe,  besonders  die  Textilindustrie. 

Die  Frage  nach  der  Lebensfähigkeit  des  gewerblichen  Klein- 
betriebs ist  für  die  verschiedenen  Gewerbezweige  ungleich  zu  beant- 
worten. Diejenigen  Gewerbe,  die  der  Massenproduktion  und  so  der 
Maschinenverwendung  und  Arbeitsteilung  wenig  Raum  gewähren,  weil 
die  Voraussetzung  des  Massenabsatzes  fehlt,  bieten  auch  der  Ausdehnung 
der  Betriebe  wenig  Boden,  z.  B.  alle  Dienstgewerbe.  Eine  Reihe  ge- 
werblicher Arbeiten  kann  nur  von  Betrieben  durchgeführt  werden,  die 
am  Ort  des  Bedarfs  oder  in  nächster  Nähe  sind,  z.  B.  Bäckerei, 
Fleischerei.  Dann  ist  der  Kleinbetrieb  dort  überlegen,  wo  es  sich  um 
Anpassung  an  individuelle  Bedürfnisse  handelt.  Hierzu  gehört  auch 
die  Reparaturarbeit.  Konzentrationserscheinungen  liegen  insofern  vor, 
als  die  größeren  Betriebe  sich  günstiger  entwickeln  und  immer  mehr 
Boden  des  gesamten  Wirtschaftsgebiets  in  Anspruch  nehmen.  Es  ist 
dieses  aber  zum  großen  Teil  gewerbliches  Neuland;  die  Großindustrie 
hat  neue  Erzeugnisse  hervorgebracht,  nime  Verbraucher  und  neue  Ab- 
satzgebiete gewonnen.  Der  kleinere  Gehilfenbetrieb  wird  nicht  absolut 
zurückgedrängt,  er  entwickelt  sich  nur  langsamer,  er  wird  überholt 
und  verliert  relativ  an  Bedeutung.  Und  wenn  auch  zu  berücksichtigen 
ist,  daß  die  Technik  unserer  Statistik  die  verschiedenen  Formen  dieser 
Konzentration  nicht  voll  erkennen  läßt,  so  ist  doch  so  viel  sicher,  daß 
die  Auffassung,  die  ökonomische  Entwicklung  führe  mit  Naturnot- 
wendigkeit zum  Untergang  des  Kleinbetriebs,  nicht  aufrechterhalten 
werden  kann. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Fonnen  der  riileruehniung. 

§ 56. 

Die  Erwerbsgesellschaften. 

Schmoller,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung.  Jahrb.  f.  Ge- 
setzgeb.  u.  Yerw.  Bd.  XIV — XVII, 

Liefmann^  Die  Unternehmungsformen.  Stuttgart  1912. 

L.  Fohle,  Der  ünternehmerstaud.  Leipzig  1910. 

K.  Wicdenfeld,  Das  Persönliche  im  modernen  rnternehmertum.  Leipzig  1911. 

W,  Sombart,  Der  moderne  Kapitalismus.  2.  AuÜ.  Leipzig  1916/17. 

J.  'Strieder,  Studien  zur  Geschichte  kapitalistischer  Organisationsformen. 

München  1914.  . .«rt  f 

Fohle,  Kapitalismus  und  Sozialismus.  2.  Aufl.  Berlin  u.  Leipzig  1920. 

Verhandlungen  des  Vereins  f.  Soz.-PoL  1919.  Schriften  des  Vereins  f.  Soz.-Pol.  159. 

Beim  Einzelunternehmen  ist  eine  Person  Träger  des  Ganzen. 

Ein  einzelner  hat  die  Produktionsmittel  beschafft.  Er  kann,  soweit 
das  eigene  Kapital  nicht  ausreicht,  Kredit  in  Anspruch  nehmen.  Da- 
durch werden  die  fremden  Kapitalisten  nur  Gläubiger,  nicht  Teil- 
nehmer. Die  Leitung  der  Güterproduktion,  die  Bestimmung  über  die 
Verwendung  der  Kapitalsmittel,  steht  allein  dem  einen  Unternehmer, 
dem  Schuldner,  zu,  er  trägt  die  ganze  Verantwortung,  er  erhält  den 
Überschuß.  Er  ist  in  der  Führung  der  Geschäfte  auf  sich  allein  ge- 
stellt, daher  auch  in  seinen  Entschlüssen  durch  fremde  Meinungen  und 
durch  Rücksicht  auf  andere  nicht  beliindert,  infolgedessen  in  der  Lage, 
rasch  zu  entscheiden  und  den  Augenblick  zu  nützen. 

Je  mehr  der  Umfang  der  Betriebe  zunimmt,  um  so  weniger  ver- 
mag die  Arbeitskraft  einer  Person  die  Aufgaben  der  Leitung  zu  er- 
ftUlen.  Je  mehr  die  Verwendung  von  Güterproduktionsmitteln  steigt, 
um  so  w^eniger  reichen  auch  Vermögen  und  Kredit  einer  Person  aus, 
diese  Mittel  zu  beschaffen.  Diese  Gründe  führen  zum  Zusammenschluß, 
zur  Gesellschaftsunternehmung.  Je  nachdem  die  Aufgaben 
der  Leitung  oder  der  Kapitalbeschaffung  für  die  Vereinigung  der  Per- 
sonen maßgebend  sind,  haben  wir  Personalgesellschaften  und 
Kapitalgesellschaften  zu  unterscheiden. 

Das  Wesen  der  verschiedenen  Gesellschaftsformen  tritt  am  klarsten 
hervor,  wenn  wir  diejenigen,  welche  gegenwärtig  Bedeutung  haben, 
uns  vergegenwärtigen,  um  dann  ihre  volkswirtschaftliche  Eigentümlich- 
keit näher  zu  untersuchen, 

1.  Die  offene  Handelsgesellschaf  t:  zwei  oder  mehrere  Gesell- 
schafter betreiben  das  Geschäft  gemeinsam  unter  einem  Gesamtnamen 
(Firma).  Jeder  haftet  unbeschränkt  für  die  Geschäftsverbindlichkeiten, 
ist  mit  seinem  Namen  im  Handelsregister  eingetragen  und  zur  Geschäfts- 
führung berechtigt,  wenn  er  nicht  darauf  ausdrücklich  verzichtet.  Diese 
Form  findet  vorzüglich  im  Handelsbetrieb  Anwendung,  wo  eine  Verviel- 
fältigung der  Persönlichkeit  des  Unternehmers  zweckmäßig  erscheint.  Sie 
erleichtert  die  Verbindung  verschiedener  persönlicher  Leistungsfähigkeit. 

2.  Die  Kommanditgesellschaft:  eine  oder  mehrere  Personen 
treten  mit  voller  Haftpflicht  als  volle  Gesellschafter  ein  (Komplementäre), 
während  außer  ihnen  eine  oder  mehrere  Personen  nur  mit  einer  be- 
stimmten Kapitaleinlage  sich  beteiligen  (Kommanditisten)  und  nur  bis 
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zu  deren  Hohe  Mften.  Die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  führen 
die  Geschäfte.  Ein  Lbergang  zur  Aktiengesellschaft  liegt  vor,  wenn 
das  Kapital  der  Kommanditisten  in  Aktien  zerlegt  ist,  wodurch  die 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  gebildet  wird.  Die  Form 

I^ommanditgesellschaft  ist  angebraclit,  wenn  eine  mittellose,  aber 
tuditige  Persönlichkeit  pr  Durchführung  eines  gewagten  Unternehmens 
z.  ±>.  zur  V erwertung  einer  Erfindung,  unterstützt  werden  soll.  ^ 
• Aktiengesellschaft:  die  Geschäfte  werden  durch 
angestellte  Personen  (Direktoren,  Aufsichts-  und  ev.  noch  Ver- 
waltungsrat)  nach  Maßgabe  der  Satzungen  geführt,  so  daß  die  einzelnen 
Mitglieder  Dritten  gegenüber  nicht  als  Gesellschafter  auftreten  Sie 
Jiatten  nicht  persönlich,  sondern  nur  mit  ihren  Beiträgen  zum  Gesell- 
^hattskapital  das  in  Aktien  zerlegt  ist,  die  auf  den  Inhaber  (in 
Deutschland  das  gewöhnliche)  oder  auf  den  Namen  des  Besitzers 
lauten.  Entsprechend  ist  die  Beteiligung  am  Gewinn. 

!Nach  dem  deutschen  Handelsrecht  müssen  sich  zur  Gründung  einer 
Aktiengesellschaft  mindestens  5 Personen  unter  Übernahme  von  min- 
estens  je  einer  Aktie  vereinigen  und  den  Gesellschaftsvertrag  in  ge- 
richtlicher oder  notark^  Verhandlung  feststellen.  Im  allgemeinen 
dürfen  Aktien  nicht  unter  1000  M.  ausgestellt  werden,  ausnahmsweise 
Namensurkunden  bis  auf  200  M.  herab.  Der  Gesellschaftsvertrag  muß 
6 Punkte  umfassen:  1.  die  Firma,  welche  die  Bezeichnung  Aktien- 
psellschatt  zu  enthalten  und  den  Gegenstand  des  Unternehmens  zu 
pnnzeichnen  hat,  dann  den  Sitz  der  Gesellschaft;  2.  den  Gegenstand 
des  Unternelpens;  3.  die  Hölie  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen 
Aktip;  A die  Art  der  Bestellung  und  Zusammensetzung  des  Vor- 
standes; o.  die  Fortn  für  die  Berufung  der  Generalversammlung; 
b.  die  horm  für  die  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft. 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  ist  die  oberste  Instanz  für 
alle  das  Übernehmen  berührenden  Fragen,  die  Grundlage  für  die 
Bildung  und  Fortführung  der  leitenden  Organe.  Der  Vorstand  ist  das 
ausmhrende  Organ  der  Gesellschaft;  er  kann,  sofern  der  Gesellschafts- 
vertrag  mcMs  anderes  anorduet,  nur  in  der  Gesamtheit  die  Gesell- 
schbt  yei’Pflichten  und  nur,  soweit  der  Gesellschaftsvertrag  dieses 
bestimmt.  Der  Aufsichtsrat  ist  das  Kontrollorgan  der  Gesellschaft;  er 
muß  aus  mindestens  drei  von  der  Generalversammlung  gewählten 
Personen  bestehen.  Durch  den  Gesellschaftsvertrag  kann  noch  ein 
besonderer  V erwaltungsrat  eingesetzt  werden,  der  aber  vom  Gesetz 
nicht  verlangt  wird. 

Handelt  es  sich  darum,  ein  größeres  Betriebskapital  zusammen- 
zubnpen,  so  sind  die  Kommanditgesellschaften  und  Aktiengesellschaften 
am  Blatze.  Im  Gegensatz  zur  offenen  Handelsgesellschaft,  die  eine  Per- 

ist  und  eine  Vervielfältigung  der  Unternehmer- 
personhchkeit  bezweckt,  sind  sie  Kapitalgesellschaften.  Die  Kom- 
manditgesellschaft hat  den  Vorteil  der  Leitung  durch  mitbeteilio'te  und 
verantwortliche,  persönlich  haftende  Gesellschafter,  während  bei  der 
Abienpsellschaft  der  Direktor  vertraglich  gebunden  ist  und  nötigen- 

lalls  abgesetzt  werden  kann,  ohne  die  Gesellschaft  selbst  in  Fraare 
zu  stellen.  ^ 

4.  Die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  nach  dem 
Gesetz  vom  20.  April  1892  ist  eine  Kapitalgesellschaft  kleineren  Umfanges 
be  kann  scbn  mit  zwei  Mitgliedern  ins  Leben  gerufen  werden,  tritt  als 
juristische  Person  aut,  wird  durch  Geschättsführer  vertreten,  die  nicht 
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Gesellschafter  zu  sein  brauchen,  und  haftet  ausschließlich  mit  dem  Gesell- 
schaftsvermögen. Die  Mitglieder  haften  Dritten  gepnüber  nur  für  voll- 
ständige  Einzahlung  des  Stammkapitals  sowie  lur  pssen  unberecMigte 
Minderung.  Die  Übertragung  der  Geschäftsanteile  kann  nm’  duich 
gerichtlichen  oder  notariellen  Vertrag  geschehen,  wodurch  diese  der 
Börsenspekulation  entzogen  sind.  Das  Stammkapital 
20000  M.  angesetzt,  die  einzelne  Einlage  auf  mindestens  oOO  M.  Uie  breseii- 
schaft m.  b.  H.  kann  in  drei  Formen  auftreten:  1.  ohne  ^achschuß prellt  für 
die  Mitglieder,  2.  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht,  3.  mipeschrpkter 
Nachschußpflicht.  Durch  Aufgabe  des  Anteils  kann  sich  der  Gesellschafter 
von  der  Nachschußpflicht  befreien,  die  immer  nur  der  Gesellscliatt  gegen- 
über, nicht  den  Gläubigern  gegenüber  besteht. 

5 Die  Gewerkschaft  ist  eine  schon  sehr  alte  Gesellschaftsfoi m des 
Bergbaus.  Die  Mitglieder  haften  Dritten  gegenüber  nicht,  sie  können 
nur  durch  die  Gewerkschaft  zu  den  von  dieser  durch  Mehrheitsbesclpß 
ausgeschriebenen  Beiträgen  (Zubußen)  in  Anspruch  pnoramen  werden. 
Die  Gewerke  können  sich  durch  Verzicht  auf  ihre  Beteiligung  an  dem 
Unternehmen  von  der  Verpflichtung  der  Zubußen  ^freien  Das  Gewerk- 
schaftskapital ist  in  Anteile  (Kuxe)  zerlegt,  deren  Zahl  nph  den  Gesetzen 
in  verschiedener  Weise  (100  oder  1000  in  Preußen)  beschrankt  ist.  leil- 
w^eise  ist  die  Gewerkschaft  durch  die  Aktiengesellschaft  verdrängt,  die 
nicht  zu  Zubußen  verpflichtet  und  daher  dem  Gesepcliapr  weniger 
Risiko  bringt.  In  neuester  Zeit  beginnt  man  jedoch  dieser  Form  wieder 
mehr  Interesse  entgegeiizubringen,  da  sie  die  Aufnahme  neuer  Kapitalip 
erleichtert,  was  für  den  schwankenden  Bedarf  der  Bergwerke  wichtig  ist. 


§ 57. 

Die  Genossenschaften. 

Crüqer,  Grundriß  des  deutschen  Genossenschaftswesens.  Leipzig 
Wygodzinski,  Das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland.  Leipzig  lOii. 

Die  eingetragene  Genossenschaft  nach  dem  Gesetz  vom  1.  Mai  1889 
ist  eine  Gesellschaft  von  nicht  geschlossener  Mitgliederzpl,  welche  die 
Förderung  des  Erwerbs  oder  der  Wirtschaft  ihrer  Mitgliper  zur  .pt- 
nabe  hat,  also  sich  nicht  so  sehr  als  neue  Unternehmung  pltend  machen, 
sondern  in  den  Dienst  der  Unternehmungen  der  Mitglieder  stellen  soll. 
Man  unterscheidet:  Genossenschaften  mit  unbeschränkter,  Genossen- 
schaften mit  beschränkter  Haftpflicht  und  Genossenschaften  mit  un- 
beschränkter Nachschußpflicht.  Bei  der  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht  haften  die  Genossen  solidarisch  und  unbegrenzt 
den  Gläubigern  gegenüber  für  den  Ausfall,  den  diese  im  Konkurs  der 
Genossenschaft  erleiden.  Die  Mitglieder  der  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter Nachschußpflicht  sind  nur  der  Genossenschaft  gegenüber 
verpflichtet.  Bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haltpflicht  sind 
Haftung  und  Nachschußpflicht  auf  den  Höchstbetrag  einer  bestimmten 

Haftsumme  beschränkt.  j 

Unter  den  Genossenschaften  bestehen  mehrere  Richtungen,  deren 

wichtigste  sich  an  die  Namen  Schulze-Delitzsch  und  R a i f t e i s 6 u 
anschließen.  Raiffeisen  hatte  in  erster  Linie  die  ländlichen  ^ erhalt- 
nisse  und  die  landwirtschaftlichen  Bedürfnisse  im  Auge. 
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1919  bestanden  22186  Genossenschaften 
beschrankter  Haftpflicht,  16716  mit  beschränkter  Haftpflicht 
154  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht 

Arten  der  Genossenschaften  in  Deutschland. 


mit  un- 
und  nur 


am 


Kreditgenossenschaften 
Kohstüffgenossenschaften : 


Werkgenossenschafteu  ; 
Magazingenossenschaften : 


gewerbl.  . 
landwirtsch. 
gewerbl.  . 
landwirtsch. 
gewerbl.  , 

^ . landwirtsch. 

i^roduktivgenossenschaften : gewerbl.  . 

landwirtsch. 

Konsumvereine 

Baugenossenschaften 

Genossenschaften  überhaupt*)  .... 


31.  März 

1.  Januar 

Zahl  der 
Mitglieder 

1899 

1919 

1.  I.  1912 

10  850 

20 199 

2 677  595 

82 

1353 

18  88Ö 

1 193 

2 935 

205  518 

34 

339 

25  841 

482 

2 404 

51036 

67 

128 

6 464 

106 

637 

88  499 

193 

1 106 

50  080 

2 014 

4 094 

333  684 

1373 

2 313 

1 753  829 

224 

1485 

225  672 

16  912 

39  056 

5 555  803 

Die  Genossenschaft  verschafft  auch  wenig  Bemittelten,  ja  selbst 
den  Besitzlose,  aber  persönlich  Leistungsfähigen  durch  die  Solidarhaft 
erheblichen  Kredit,  sobald  sie  sich  in  größ(u*er  Zahl  vereinigen  Sie  hat 
namentlich  in  den  \ olksbanken  und  den  Spar-  und  Darlehnskassen  in 
Deutschland  segensreich  gewirkt  und  dem  Handwerker,  kleinen  Kauf- 
mann,  dem  Bauern  und  Arbeiter  billigen  Eredit  verschafft,  während  er 
bis  dahin  wucherische  Zinsen  zahlen  mußte.  Sie  ist  weiterhin  ein  Mittel 
um  dem  Kleinbetriebe  die  Vorteile  des  Großbetriebs  zuzuwenden  durch 
gemeinsammi  Bezug  und  Absatz  im  großen.  Diesem  Zwecke  dienen 
einmal  die  Bezugsgenossenschaften,  unter  ihnen  namentlich  die  Eohstofi- 
genossenschaften  und  die  Konsumvereine,  während  die  Absatzgenossen- 
schaften und  unter  ihnen  die  Magazingeiiossenschaften,  welche  in  einem 
gemeinsamen  Verkaufsraum  den  Absatz  für  ihre  Mitglieder  vermitteln 
weniger  zahlreich  sind.  Die  Produktivgenossenschaften,  z.  B Molkerei- 
genossenschaften übernehmen  die  Erzeugnisse  ihrer  Mitglieder  auf  eigene 
Reclmung  zur  weiteren  Verwertung.  Die  Werkgenossenschaften  be- 
schaffen Betriebsmittel  (z.  B.  Elektrizität)  und  stellen  diese  ihren  Mit- 
gliedern  zur  Verfügung.  Zu  diesen  wichtigsten  Formen  treten  dann 
noch  Baugenossenschaften,  VVeidegenossens(!haften  u.  a m 

pne  besondere  Form  genossenschaftlicher  Unternehmung  ist  die 
Pi  odukti vassoziation.  Im  weiteren  Sinne  versteht  man  unter 
einer  Sülchen  die  Vereinigung  zu  gemeinsamer  Produktion  unter  Teilung 
des  Ertrages.  Hierzu  gehören  also  auch  die  Produktivgenossenschaften. 
Produktivassoziationen  im  engeren  Sinne  sind  dagegen  Unternehmungen, 
bei  denen  die  Arbeiter  zugleich  die  Unternehmer  sind,  also  die  Leitung 
selbst  in  der  Hand  ^ben,  den  Geschäftsgewinn  teilen  und  gemeinsam 
das  Risiko  tragen.  Dem  entspricht  die  Produktivgenossenschaft  nicht 
deren  Mitglieder  allem  die  Rohstoffe  und  Geldmittel  liefern,  während 

Angestellten  und  Hilfskräften  durchgeführt  wird,  die 
nicht  Mitglieder  der  Genossenschaft  zu  sein  brauchen. 

^ Pi’o^uktivassoziationen  setzen  bei  allen  Mitgliedern  eine 

fortdauernde  willige  Unterordnung  der  eigenen  Auffassung  unter  die 
selbstgewahlte  Leitung  voraus  und  ein  weitgehendes  Zurückstellen  der 

*)  Einschi,  der  hier  nicht  aufgeführten  Arten. 
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Interessen  des  Einzelnen  zum  Besten  der  Gesamtheit.  Sie  erfordern 
daher  eine  Reife  und  Verträglichkeit,  wie  sie  die  Arbeiter  und  selbst 
Handwerker  nur  selten  besitzen  und  nur  allmählich  erlangen  können. 
Die  Schwierigkeit,  geeignete  Persönlichkeiten  für  die  Leitung  zu  ge- 
winnen, ist  ebenso  groß,  wie  die,  die  nötigen  Mittel  zum  Großbetriebe 
zu  beschaffen.  Die  Rücksicht  auf  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  tnuß 
die  Geschäftsleitung  noch  mehr  behindern  als  bei  den  Aktiengesell- 
schaften die  Rücksicht  auf  die  Generalversammlung.  Da  die  Masse 
der  Arbeiter  fortdauernd  von  dem  Ertrage  der  Unternehmung  leben 
muß,  ist  die  Wirkung  jeder  ungünstigen  Konjunktur  verhängnisvoll. 
Leichter  zu  verwirklichen  sind  solche  Produktivassoziationen  dort,  wo 
der  Geschäftsgang  gleichmäßig  ist  und  kein  Risiko  in  sich  schließt, 
wo  der  Bildungsgang  des  Leiters  vou  dem  der  Arbeiter  nicht  grund- 
sätzlich verschieden  ist,  und  wo  die  Leistung  der  einzelnen  Mitarbeiter 
das  Gedeihen  des  Unternehmens  entscheidend  beeinflußt,  daher  eher 
beim  Handwerk  als  beim  Fabrikbetriebe.  Gleichwohl  sind  auch  da  im 
ganzen  nur  selten  Produktivassoziationen  zustande  gekommen  und  haben 
noch  seltener  längere  Zeit  hindurch  zu  gedeihen  vermocht.  Der  tücht^e 
Handwerker  sucht  lieber  sich  selbständig  emporzuarbeiten,  als  das  Er- 
gebnis seiner  Leistung  mit  anderen,  weniger  tüchtigen  zu  teilen. 

Eine  allgemeine  Durchführung  der  Produktivassoziationen  erscheint 
demnach  undurchführbar.  Dagegen  sind  einzelne  Versuche  der  Be- 
teiligten zu  solchen  Gründungen  nur  zu  begrüßen,  damit  die  Arbeit- 
nehmer die  Gelegenheit  finden,  die  Schwierigkeit  der  Betriebsleitung 
und  die  Bedeutung  der  Leistung  der  Unternehmer  näher  kennen  zu 
lernen. 

§ 58. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Aktien- 
gesellschaften. 

Schäffle,  Die  Anwendbarkeit  der  verschiedenen  Unteruehmungsformen.  Ztschr. 

für  die  ges.  Staatswissenscliaften.  Bd.  XXV.  „ , r. 

V.  d.  Bonjht,  Statistische  Studien  über  die  Bewährung  der  AktiengeseU.schaften. 

Jena  1883.  n r, 

Ed.  Wagon,  Die  finanzielle  Entwicklung  deutscher  Aktiengesellschaften  von 

1870—1900.  Jena  1903. 

F.  Klein,  Neuere  Entwicklung  der  Aktien gesellscliaften.  \\ien  1904. 

E.  Fassoiv,  Die  wirtschaftl.  Bedeutung  und  Organisation  der  Aktiengesellschaften. 

Jena  1907. 

War  die  Aktiengesellschaft  in  Italien  schon  iin  14.  Jahrhundert 
vorgekommen,  so  hat  sie  größere  Bedeutung  doch  zuerst  iin  Norden 
in  den  großen  privilegierten  Handelsgesellschaften  für  den  SchiÖs- 
verkehr  zur  See,  für  die  Kolonisation  überseeischer  Länder  und  die  Über- 
nahme der  Staatsanleihen  gewonnen.  Man  braucht  nur  an  die  nieder- 
ländisch-ostindische Kompagnie  und  die  Mississippigesellschaft  John 
Laws  zu  erinnern.  Auch  die  Bank  von  England  wurde  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts in  dieser  Form  gegründet.  Sie  beruhten  alle  auf  staatlicher 
Konzession.  Eine  gesetzliche  Regelung  ist  in  den  meisten  Staaten  erst 
in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  durchgeführt.  In  Deutschland 
wurde  ein  einheitliches  Recht  für  .sie  erst  durch  Gesetz  vom  11.  Juni  1870 
geschaffen,  das  die  Gründung  von  der  Konzessionspflicht  befreite.  Der 
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Mißbrauch  iu  den  folgenden  Jahren  führte  zu  den  Beschränkungen  des 
Oesetzes  von  1884,  welches  durch  das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai 
1897  ergänzt  worden  ist. 

Die  Vorteile  sind  zunächst  für  de.nKapitalisten  freie  Ver- 
fügung über  das  angelegte  Kapital  durch  die  Möglichkeit,  die  Aktien  an 
der  Börse  wieder  zu  verkaufen,  ferner  frede  Begrenzung  der  Höhe  der 
Beteiligung,  besonders  die  Möglichkeit,  sich  mit  einem  kleinen  Teil  des 
Vermögens  an  gewinnverheißenden,  aber  gewagten,  oder  auch  gemein- 
nützigen, aber  nicht  einträglichen  Unternehmungen  zu  beteiligen,  ohne 
mehr  als  jenen  kleinen  Teil  aufs  Spiel  zu  setzen. 

Für  die  Förderung  der  Produktion,  also  für  die  gesamte  Volks- 
wirtschaft hat  diese  Gesellschaftsform  folgende  Vorteile:  1.  Durch 
sie  wird  eine  Zusammenfassung  der  kleinen  Kapitalien  und  zer- 
splitterten Vermögensteile  bewirkt,  ihnen  die  Produktivkraft  der 
großen  Summen  verschafft,  sowie  eine  Menge  kleiner  Vermögensteile 
erst  als  Kapital  für  die  Produktion  erschlossen.  Es  wird  so  der  Groß- 
betrieb ermöglicht  ohne  die  Vereinigung  des  Ertrags  in  wenigen  Händen. 
2.  Durch  die  Beschränkung  der  Haftung  können  die  bedeutenden 
Kapitalien  leichter  aufgebracht  werden,  die  für  viele  Unternehmungen 
mit  großem  Risiko  notwendig  sind.  Dabfü  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
manche  der  heute  sichersten  Anlagen  von  vornherein  nicht  sicher  er- 
schienen und  ihnen  durch  diese  Unternehmungsform  der  Weg  erst  ge- 
bahnt werden  mußte.  Ebenso  wird  die  Gründung  solcher  Unterneh- 
mungen erleichtert,  die  von  vornherein  nur  geringe  Rentabilität  ver- 
sprechen, aber  von  volkswirtschaftlichem  Nutzen  sind.  3.  Durch  die 
Aktiengesellschaftsform  (wie  durch  jede  Kapitalgesellschaft)  wird  das 
Kapital  aus  den  besitzenden,  aber  nicht  erwerbstätigen  Kreisen  der 
Produktion  zugeführt  und  auch  der  unbemittelten  Begabung  Gelegenheit 
zu  umfassender  Betätigung  gegeben.  4.  Die  Übersichten  über  die  Ge- 
schäftslage der  betreffenden  Unternehmungen  werden  fortdauernd  der 
Öffentliclikeit  übergeben,  so  daß  wertvolle  Einblicke  gewonnen  werden, 
wenngleich  diese  Übersichten  keineswegs  immer  eine  feste  Grundlage 
für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  bilden. 

Diesen  Vorteilen  stehen  aber  auch  Nachteile  gegenüber.  1.  Die 
Aktiengesellschaften  regen  zur  Beteiligung  an  gewagten  Unter- 
nehmungen und  zu  leichtsinnigen  und  schwindelhaften  Gründungen  an, 
föi'dern  erfahrungsgemäß  das  Streben  nach  arbeitslosem  Gewinn  und 
lockern  die  Sorge  um  die  Sicherheit  der  Kapitalsanlage.  Das  Börsen- 
spiel wird  gefördert;  es  werden  ihm  Werte  empfindlichster  Art  mit 
den  größten  Schwankungen  im  Kurse  zugeführt.  2.  Der  Großbetrieb 
kann  leicht  übermäßige  Ausdehnung  annehmen  und  dabei  zur  Über- 
produktion, dann  aber  auch  zu  bedenklicher  Monopolisierung  ein- 
zelner Geschäftszweige  führen,  besonders  da  die  Form  des  Aktien- 
unternehmens die  Bildung  von  Kartellen  und  Trusts  erleichtert.  3.  Der 
Geschäftsbetrieb  wird  beeinträchtigt  duich  die  Schwerfälligkeit  und 
Kostspieligkeit  des  Verwaltungsapparates,  so  daß  Aktiengesellschaften 
keineswegs  für  alle  Geschäftszweige  am  Platze  sind,  sondern  nur  dort, 
wo  der  Geschäftsgang  mehr  gleichmäßig  ist  und  die  Größe  der  Kapitals- 
masse vorzüglich  für  das  Gedeihen  des  Geschäfts  ins  Gewicht  fällt,  z.  B. 
bei  Eisenbahnen,  Versicherungsgesellschaften,  Bergwerken  usw.  Bei 
Unternehmungen  mit  schwer  zu  kontrollierendem  Geschäftsgang,  stark 
wechselnden  Konjunkturen  und  ausgesproc.hen  spekulativem  Charakter 
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Internationale  Übersicht  der  Aktiengesellschaften  ^). 


Läuder 


Jahr 


Zahl  der  Ge- 
sellschaften 


Eingezahltes  Kapital  in 
Millionen 

M. 


Deutsches  Reich  . 

Schweiz  .... 

Österreich“)  • • •. 

Ungarn“)  (einschließl.  Kroatien 
lind  Slavouien) 

Niederlande 
Belgien 
Dänemark 
Norwegen . 

Großbritannien  und  Irland 
Britisch-Indien®) 

Frankreich 
Italien  ’)  . 

Rußland*) . 

Finnland  . 

Japan  . . 


1914 

1911 

1912 

1911 
1911/12 
1900 

1912 

1910 
1912 
1911/12 
1898 
1897 
1909 
1903 

1911 


5 506 

4 348 
780 

2 879 
7 660 
1358 

3 325 
5048 

56  352 
2 409 
6325 
450 
1500 
1251 

5 253 


18  016,8 

2 586,2 

3 545,3 

1 966,2 
3 024,5 

2 294,5 

961.2 

721.2 
47  638,1 

938,4 
10814,6 
971.8 
5 365,7 

243.3 
2 729,8 


haben  sich  die  Aktiengesellschaften  im  allgemeinen  weniger  bewährt.  Nur 
Banken,  für  die  die  Größe  des  Stammkapitals  maßgebend  ist,  machen 
davon  eine  Ausnahme.  Die  Tätigkeit  auf  Zeit  angestellter,  von  teilweise 
nicht  sachkundigen  Aktionären  gewählter  und  von  ihnen  abhängigei 
Leiter  muß  hinter  der  selbständiger  Unternehmer  im  allgemeinen  prück- 
bleiben,  die  frei  nach  ihrer  Überzeugung  handeln  und  im  Augenblick  jede 
Koniunktur  ausnutzen  können,  da  sie  nur  sich  selbst  verantwortlich  sind. 

In  dem  Geschäftsjahr  1917/18  waren  4723  Aktiengesellschatten  als 
reine  Erwerbsunternehmungen  in  Deutschland  tätig  mit  20561,2  Mill.  M. 
Unternehmungskapital,  d.  h.  dividendeberechtigtem  Aktienkapital  und 
echten  Reserven.  Die  Dividendensurame  aller  Gesellschaften  betrug 
1 630,25  Mill.  M.,  die  Durchschnittsdivideude  10,13  ®/q.  An  Gesellphaften 
mbH  waren  in  Deutschland  tätig  Ende  1918  29763  Gesellschaften  mit 
5606,8  Mill.  M.  Nominalkapital;  die  Zahl  der  Gesellschaften  ist  er- 
heblich größer,  das  Kapital  wesentlich  niedriger. 

In  Preußen  wurden  nach  Berechnung  des  Statistikers  Engel  Aktien- 
gesellschaften gegründet : 


vor  IBOO  von  1800—25 

5 mit  1,4  Mill.  M.  16  m.  38,3  Mill.  M. 


von  1826— nO 

102  m.  638  Mill.  M. 


von  18M— 70 
336  m.  2582  Mül.  M. 


Nach  den  Berechnungen  von  Christians»)  bzw.  den  Angaben  des 
Statistischen  Jahrbuchs  für  das  Deutsche  Reich  sind  begründet  worden 
zusammoii  in  don  Jahrfünfton  bzw.  in  den  einzelnen  Jahren  seit  1911. 

1)  Statist.  Jahrb.  f.  das  Deutsche  Keich.  1915.  S.  68*. 

2)  Einschi.  Deutsche  Eeichsbank. 
s)  Ohne  Eisenbahngesellachaften. 

Industriegesellschaften,  Banken  und  Sparkassen  (letztere  meistens  von  Aktien- 
gesellschaften betrieben).  Eine  Ausscheidung  von  Gemeiudesparkassen  hat  nicht  vor- 

eenouimeii  werden  können.  i,  u ü*  \ 

Joint  stock  Companies  aller  Art  (ohne  Elsenbahngesellschaften). 

®)  Joint  stock  Companies. 

Ohne  Banken  und  Versicherungsgesellschaften. 

8)  Ohne  Versicherungsgesellschaften.  ^ - q t r.i 

0)  Nach  Moll  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  d.  Autt.,  1.  öd., 

S.  314,  ergänzt. 
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11 


1) 


11 


11 


von  1871—1875 
„ 1876—1880 
„ 1881—1885 
1886-1890 
1891—1895 
1896-1900 
1901-1905 
1906—1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 


Aktiengesellschaftt  n 

1073 

270 

620 

1061 

635 

1390 


mit  einem  Nominalkapitai 

von  2933  Mill.  M. 

„ 223 


940 

169 

182 

175 

119 

58 

89 

111 

168 

226 


11 

11 

11 

11 

t» 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 


595 

1100 

586 

1997 

1103 

1364 

236 

247 

217 

322 

58 

113 

268 

339 

585 


I) 

11 

11 

M 

>> 

M 

11 

11 

11 

11 

11 

M 

11 

11 

11 

11 


11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

11 

1t 
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Eine  Einschränkung  der  Gründung  von  Aktiengesellschaften  kann 
erreicht  werden  durch  Erweiterung  der  .Staats-  und  Gemeindeunter- 
nehmungen,  die  aber  fast  nur  bei  solchen  Gewerben  in  Frao'e 
kommt,  in  denen  (z.  B.  Eisenbahnen,  Gasanstalten)  die  Nachteile  der 
Aktienform  weniger  hervortreten.  Ein  zweites  Mittel  ist  das  als 
unhaltbar  erwiesene  Konzessionssystem.  Endlich  sind  möglich  Nor- 
niativbestimmungen  für  Gründung  und  Leitung  der  Gesellschaften. 
Als  solche  sind  zu  nennen:  1.  Öffentlichkeit  des  Gründungsvorffaiiffs, 
Einreichung  des  Inhalts  aller  von  den  Gründern  vollzogenen  Ver- 
trage und  Abmachungen  bei  Anmeldung  der  Gesellschaft  zur  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister,  Nachprüfung  der  Angaben  und  Unter- 

Veröffentlichung  eines  Jahresberichts  über  den  Stand  der 
Geschäfte,  womit  allerdings  erfahrungsgemäß  wenig  erreicht  wird,  da 
das  Pub  ikum  dadurch  einen  tieferen  Einblick  in  die  Verhältnisse 

Längere  (nach  dem  deutschen  Handelsgesetzbuch 
fünfjährige)  solidarische  Haftung  der  Gründer  für  den  Gründungs- 
vorgang, sowie  für  Ankündigungen  usw.  4.  Man  hat  außerdem  volle 
Zahlung  des  Grundkapitals  vor  der  Eintragung  in  das  Handelsregister 
verlangt  (HGB.:  des  Betrages),  doch  führt  dies,  wie  schon  der  An- 

spruch auf  hohe  Einzahlung,  zu  ausgedehnter  Umgehung,  wenn  auch 
Scheinzeichnungen  mit  Strafe  belegt  sind.  5.  Um  Gründungen  allein 
behufs  Börsenspekulation  zu  verhindern,  dürfen  die  Aktien  eines  zur 
Aktiengesellschaft  umgewandelten  Unternehmens  erst  ein  Jahr  nach 
der  Eintragung  in  das  Handelsregister  zum  Börsenhandel  zugelassen 
werden  b.  Der  Generalversammlung  müssen  weitgehende  Befugnisse 
hinsichtlich  der  Wahl  und  Absetzung  des  Vorstands  und  Aufsichtsrats 
zustehen  Sie  muß  in  bestimmten  Zeiträumen  von  selbst  zusamraen- 
ti’eten.  Das  Stimmrecht  eines  Aktionärs  sollte  nicht  in  gleichem  Ver- 
haltnis  mit  der  Zahl  der  in  seiner  Hand  befindlichen  Aktien  steigen. 

.^®®Lmmt,  daß  das  Stimmrecht  nach  den  Aktienbeträgen 
ausgeubt  wird,  aber  im  Gesellschaftsvertrag  Abstufungen  vorgesehen 
werden  können  7.  Den  Aktionären  muß  es  freistehen,  sobald  sie  einen 
gewi-ss^  leil  der  Aktien  vertreten,  die  Btumfung  einer  außerordent- 
lichen Generalversammlung  zu  verlangen,  sowie  die  amtliche  Unter- 
suchung der  Geschaftsverhältnisse  auf  eigene  Kosten  zu  fordern  (nach 
deutschem  Gesetz  5®/o  der  Aktien),  8.  Die  Ausgabe  von  Aktien  unter 
dem  Nennbeträge  ist  zu  verbieten  (so  auch  HGB.).  9.  Die  Bildung 
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einer  staatlichen  Aufsichtsbehörde  ist  nicht  zu  empfehlen,  da  sie  das 
Publikum  in  Sorglosigkeit  wiegen  würde,  ohne  wirkliche  Sicherheit  zu 
bieten,  die  überhaupt  nicht  gewährleistet  werden  kann. 

§ 59- 

Öffentliche  und  gemischte  Unternehmungen. 

Gemeindebetriebe.  Scbriften  d.  V.  f.  Sozialpolitik.  Bd  128— G»,  132. 

Aveburu,  Staat  mid  Stadt  als  Betriebsunternehmer,  ubers.  v.  Ebrenberg  1^9. 

Lindemann,  Arbeiterpolitik  und  Wirtschaftspflege  in  aer  deutschen  btadte- 

•verwaltung.  1904.  • ^ i i iaci7 

Hugo,  Muuizipalsoziahsnma  m England. 

Ders.,  Die  deutsche  Städteverwaltung.  1901.  , , ^ u* 

Fassoiv,  Die  gemischt  privaten  und  öffentlichen  Unternehmungen  auf  dem  Gebiet 
der  Elektrizitäts-  und  Gasversorgung  und  des  Straßeubahuwesens.  Jena  1J12. 

Das  Urteil  über  die  öffentlichen  Unternehmungen  muß  die  Zwecke 
berücksichtigen,  die  sie  verfolgen,  und  die  Gesichtspunkte,  nach  denen 
sie  betrieben  werden,  nnd  kann  daher  nicht  tür  alle  Arten  und 
allen  Voraussetzungen  gleichlautend  sein.  Einmal  sind  für  die  otient- 
lichen  Unternehmungen  maßgebend  finanzielle  Zwecke,  besonders 
dann,  wenn  das  betreffende  Krwerbsgebiet  dem  V ettbewerb  entzogen 
und  monopolisiert  wird.  Weiterhin  finden  wir  auf  dem  Gebiet  des 
Wirtschaftslebens  öffentliche  Unternehmungen,  die  nicht  Erwerbs- 
zwecken, sondern  in  erster  Linie  volkswirtschaftlichen  In- 
teressen dienen  und  mehr  als  öffentliche  Anstalten  öftent- 

liche  Unternehmungen  bezeichnet  werden  können,  z.  B.  die  Arbeiter- 
versicherung und  das  Post-  und  Telegraphenwesen.  Einmal  sind 
Wohlfahrtszwecke  hier  maßgebend,  weiterhin  kommen  allgemeine  wirt- 
schaftliche Aufgaben  in  Frage,  für  die  eine  einheitliche  Organi- 
sation sich  empfiehlt.  Es  werden  ferner  durch  den  öffentlichen  Be- 
trieb allgemeine  Interessen  sicbergestellt,  deren  Wahrnehmung  der 
Privatbetrieb  nicht  gewährleistet,  so  z.  B.  im  Eisenbahn- 
wesen. Ebenso  finden  sich  zahlreiche  Fälle,  in  denen  wesentliche  Be- 
dingungen der  Lebenshaltung  der  Bevölkerung,  z.  B.  \ ersorgung  nut 
AVasser  und  Licht,  in  Frage  stehen.  Bei  diesen  Unternehmungen  steht 
das  gemeiiiwirtschaftliche  Interesse  dem  finanzpolitischen 
gegenüber,  und  es  ist  eine  im  einzelnen  Fall  zu  beantwortende  Frage, 
iuwietveit  die  Versorgung  der  Bevölkerung  auf  Kosten  der  Rentabilität 
erfolgen  soll  bzw.  das  finanzielle  Interesse  sieb  geltend  macht  und 

jene  Bedürfnisse  dadurch  belastet  werden.  . , , , ^ 

Das  öffentliche  Unternehmen  gewinnt  weiterhin  dadurcli  bedptung, 
daß  es  Lücken  ausfüllt,  die  die  private  Unternehmertätigkeit  offen 
läßt.  Dabei  braucht  es  sich  nicht  um  Lebensnotwendigkeiten  zu 
handeln,  es  kommen  hier  vielmehr  oft  Bedürfnisse  in  Frage,  die  weniger 
dringlich  sind,  deren  Befriedigung  aber  die  wirtschaftliche  und  kultuielle 
Entwicklung  fördert  (städtische  Hafenbetriebe,  Sparkassen,  Iheater  und 

Besondere  Bedeutung  gewinnen  endlich  die  öffentlichen  Unter- 
nelimuBgeii  daiiHj  wenn  auf  einem  Gebiet  der  \ olks^virtschaft  einzelne 
wenige  private  Unternehmungen  bereits  solchen  Einfiuß  gewonnen 
haben,  daß  eine  Monopolisierung  und  damit  die  Ausbeutung  der 
Gesamtheit  zu  befürchten  ist.  Es  ist  dann  Aufgabe  der  öffentlichen 
Unternehmungen,  auch  auf  Kosten  der  Rentabilität  die  allgemeinen  In- 
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konkurrierenden  Privatunternehmen  zu  sichern, 
bzw.  die  Bildung  solcher  privaten  Monopole  zu  verhindern 

der  Organisation  der  öffentlichen  Unternehmung 
und  der  Technik  der  Betriebsleitung  gilt  das.  was  über  die 
Kapitalgesellschaften  gesagt  ist,  noch  mehr.  Die  Verwaltuno-  ist 
schwerlallig,  der  ganze  Apparat  hier  noch  komplizierter,  die’’ Ver- 
antwortlichkeit hier  größer  als  dort.  Das  eigene  Interesse  tritt  nnrh 
mehr  zurück,  und  die  Aufsicht  der  Vorgesetzten  Instanzen  schränkt  die 
Befugnisse  der  Beamten  weiter  ein.  Die  Eücksicht  auf  die  mit  der 
ilnf  der  Unternehmungen  wachsenden  Schwierigkeiten  einheit- 

Regulierung  und  damit  Schema- 
üsieiung.  Die  öffentliche  Finanzwirtschaft  drängt  auf  möglichst  gleich- 

hleibende  Lrtrap  iind  damit  auf  eine  Stabilisierung  der  Gewinne. 
Aus  allem  ergibt  sich,  daß  der  öffentliche  Betrieb  noch  weniger  als 
die  große  Kapitalsgesellschaft  den  Schwankungen  der  Konjunktur  zu 
olgen  und  die  Gunst  des  Augenblicks  zu  nutzen  vermag.  Die  wagende 

besSenöpi’^V*  pflichtmäßig  getreuer  Innehaltung  der 

bestehenden  Vorschriften.  Die  größere  Unabhängigkeit,  die  die  Be- 

sichert  nicht  immer  die  volle  Anspannung  aller 
Kräfte,  zu  der  mancher  unter  dem  Druck  des  Wettbewerbs  und  der 

HphP  Rp?®^w^  sich  eher  aufralft.  Daher  arbeitet  der  öffent- 

^^^''^erbsgesellschaft  und  noch  mehr  als  das 
art  sind  ihm  Grenzen  gezogen,  die  in  der  Eigen- 

art der  Orpnisation  begründet  sind.  Auch  die  Einflüsse  der  Politik 

^tpcp geltend,  während  die  Privatunternehmung  sich 
diesen  Einwirkungen  leichter  entzieht.  ^ 

Eine  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  hen  ortretende  Form  der  Unter- 

gemischten  Unternehmung,  die  von  öffent- 
7um  Privatpersonen  gemeinsam  errichtet  wird, 

nwi  ^ ^ die  Auftringung  der  Mittel  allein  dem  privaten  Kapital 

überlassen  und  die  Verwaltung  öffentlichen  Beamten  übertragen  oder 
dort,  wo  sie  vom  privaten  Unternehmer  durchgeführt  wird,  durch  Ge- 

Körperschaft  und  andere  Bedingungen 
der  Konz®ssion  beschränkt.  Zum  Teil  ist  die  Anlage  von  öffentlichen 
Verbanden  geschaffen  und  der  Betrieb  privaten  Unternehmern  unter 
"fff Bedingungen  überlassen.  Zum  Teil  ist  das  Kapital  von 
®^®"f  und  privaten  Kapitalisten  zusammen  aufgebracht 

und  den  öffentlichen  Verbänden  durch  Übernahme  der  mS“u 

*J®^  maßgebende  Einfluß  gesichert.  Es  sind  die  Formen  dieser 

noch  geschilderten  Fälle 

noch  nicht  erschöpft.  Das  Ziel  dieser  Vereinigung  öffentlicher  und 

privater  Interessen  ist  die  Verbindung  der  Vorteile  beider  Unter 
nehmungsformeii,  auf  der  einen  Seite  die  Wahrung  der  uLanit- 
mteressen  auf  der  anderen  die  Nutzbarmachung  der  Technik  der 
pi  ivatwirtschaftlichen  Betriebsführung. 

§ 60. 

Die  Kartelle. 

Berhn^'Äa  Kartellwesen.  Hrsg.  y.  Reichsamt  d.  Innern.  Bd.  1-4. 

Verhandlungen  über  deutsche  Kartelle.  12  Hefte.  Berlin 
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Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Bd.  60  u.  61  und  Verhandlungen  1905. 

Bd.  116.  „ ^ ^ 

Liefmannj  Kartelle  und  Trusts.  3.  Aufl.  Stuttgart  1918. 

T schier schky , Organisation  der  industriellen  Interessen  m Deutschland,  (jottiugea 

1905. 

Aicfclisc/j,  Kartellbetrieb.  Leipzig  1909.  _ , . 

Strieder,  Studien  z.  Geschichte  kapitalistischer  Organisationsformen.  München  191L 

F.  Baumgarten  u.  A.  Meszleny,  Kartelle  und  Trusts,  ihre  Stellung  im  IV  irtschafts- 
und  Bechtssystem  der  wichtigsten  Knlturstaaten.  Berlin  1906. 

Kartellrnndschau.  1903  ff. 

Kartelle,  Syndikate  oder  Unternehmerverhände  sind 
Vereinigungen  selbständig  bleibender  Unternehmer  gleicher  Gewerbe- 
zweige zur  Regelung  der  Konkurrenz  und  Beherrsclmug  des  Marktes. 
Dies  kann  in  veiliäitnismäßig  lockerer  Bindung  geschehen  durch  das 
Konditionskartell,  das  seinen  Mitgliedern  nur  bestimmte  \er- 
kaufsbedingungen  vorsclireibt.  Die  verbreitetste  Aufgabe  der  Kartelle, 
ist  die  Preisregelung,  die  Festsetzung  eines  Mindestpreises,  unter 
dem  kein  Mitglied  verkaufen  darf,  bzw.  Gründung  einer  gemeinsamen 
Verkaufsstelle,  an  welche  die  erzielten  Produkte  abzuliefern  sind.  Da 
schlechter  Preisstand  im  allgemeinen  die  Folge  einer  Überproduktion 
ist,  liegt  der  weitere  Schritt  nahe,  die  Produktion  zu  regeln  und  dem 
Bedarf  anzupassen.  Statt  dieser  K o n t i u g e n t i e r u n g d e r P r o d ii  k - 
tion  kann  unter  bestimmten  Verhältnissen  eine  \ erteiliing  der 
Absatzgebiete  vorgenommen  werden  (Absatzkartell).  Eine  weitere 
Aufgabe  ist  die  Regelung  der  Löhne  und  Verminderung  der 
Produktionskosten.  Die  Gewinnkartellierung  strebt  auf 
eine  Ausgleichung  der  Geschäftsergebnisse  hin  durch  entsprechende 
Verteilung  der  Gewinne  oder  Beteiligung  an  ihnen. 

Die  Kartelle  sind  hervorgerufen  durch  die  Konkurrenz  zwischen 
den  Unternehmungen,  welche  die  Preise  in  für  alle  Beteiligten  verderb- 
licher Weise  herabdrückte,  durch  die  häufige  Überproduktion,  sowie 
durch  die  Organisation  der  Arbeiter  und  die  Streiks,  denen  man  ge- 
schlossen entgegenzutreten  strebte.  Sie  können  daher  durchaus  von 
Nutzen  sein,  vor  allem  dann,  wenn  sie  durch  angemessene  Beschränkung 
der  von  jedem  Mitgliede  zu  erzeugenden  Warenmenge  einer  Über- 
produktion entgegenwirken.  Eine  Gefahr  liegt  in  der  Möglichkeit  eines 
Mißbrauchs  des  gewonnenen  Monopols.  So  ist  es  nicht  selten  vorge- 
kommen, daß  Waren  an  das  Ausland  billiger  abgegeben  sind,  als  sie  im 
Inlande  verkauft  wurden.  Dies  kann  unter  Umständen  volkswirtschaft- 
lich zweckmäßig  sein  (gleichmäßige  Beschäftigung  der  Betriebe,  Besse- 
rung der  Handelsbilanz),  wird  aber  bedenklich,  wenn  es  sich  um  Rohstoffe 
oder  um  Halbfabrikate  handelt,  da  dann  dem  ausländischen  Fabrikanten, 
der  diese  verarbeitet,  eine  Überlegenheit  über  die  inländischen  auf  dem 
Weltmärkte  gewährt  wird. 

Die  Kartelle  sind  zu  unterscheiden  von  den  Trusts,  die  die  ver- 
bundenen Werke  wirtschaftlich  und  flnanziell  vereinigen.  Diese  ame- 
rikanische Form  knüpft  an  das  Rechtsinstitut  des  Treuhänders  (trustee) 
an,  dem  das  englische  Recht  Verwaltung  und  Verfügung  über  einen 
Gegenstand  zuweist,  aber  nicht  das  Eigentum.  Sogenannte  trust 
Companies  übernehmen  die  Aktien  anderer  Unternehmungen  als  trustees. 
Das  Verbot  der  Trusts  in  einer  Reihe  amerikanischer  Staaten  hat  zur 
Form  der  holding  Company,  Kontrollgesellschaft,  geführt:  eine 
Gesellschaft  erwirbt  alle  oder  die  Mehrheit  der  .Aktien  bestimmter  ein- 
zelner Gesellschaften  und  hält  durch  den  Aktienbesitz  finanziell  die 


112 


Unternehmungen  zusammen.  Weiter  liegt  zur  Vermeidung  der  Form 
des  Trust  sehr  nahe  die  husion,  d.  h.  die  vollkomtnene,  auch  eiffen- 
tumsrechthche  Verschmelzung.  Die  Kartelle  sind  auch  zu  unterscheiden 
von  den  Km  gen,  Corners  usw.,  welche  Vereinigungen  zu  spekulativem 
Ankauf  bestimmter  Waren  zwecks  Preissteigerung  bedeuten  ohne  son- 
stige Verbindung  der  Betriebe. 

Man  hat  sich  vor  Überschätzung  sowohl  der  Vorzüge  wie  der  Ge- 
fahren zu  hüten,  doch  ist  der  Bewegung  ein  gesunder  Kern  nicht  ab- 
zusprechen.  Die  neuere  von  der  Reichsregierung  veranstaltete  Enquete 
Uber  die  bisherige  Wirksamkeit  der  Kartelle  in  Deutschland  hat  zwar 
vereinzelte  Ausschreitungen  zu  ungunsten  des  Publikums  nachgewiesen 
im  ganzen  aber  gezeigt,  daß  die  Kartelle  bisher  mehr  Vorteile  als  Nach- 
teile tur  die  Volkswirtschaft  gebracht  haben,  und  daß  zu  einem  gewalt- 
samen Eingreifen  der  Staatsgewalt  keine  Veranlassung  vorliegt.  Sie 
Sind  nur  doit  nachhaltig  durchführbar,  wo  verhältnismäßig  wenige  Unter- 
nehmungen,  welche  unter  gleichen  Verhältnissen  arbeiten  und  gleich 
mteressiert  sind,  die  Produktion  in  der  Hand  haben,  haben  also  nur  in  den 
Gewesen  Bedeutung,  in  denen  der  Großbetrieb  vorherrscht.  Die  gemein- 
same Beeinflussung  der  Preise  ist  nur  dort  möglich,  wo  es  sich  um  gleich- 
artige Waren  handelt,  dagegen  nicht  bei  »Qualitätsarbeit.  Dadurch  sind 
der  Ausbreitung  der  Kartelle,  besonders  in  Deutschland,  Grenzen  ge- 
zogen  Ihre  Ausbildung  und  ihre  Macht  werden  durch  Schutzzölle  ge- 
fordert, doch  keineswegs  dadurch  bedingt.  Staatliche  Unternehmungen 
derselben  Art  können  zur  Verhinderung  des  Monopols  wesentliche 

■L'lviUbtiC  IclbLBn. 

• i genaue  Statistik  fehlt  bis  jetzt.  Die  Bedeutung  der  Kartelle 
ist  daher  schwer  zu  übersehen.  Man  schätzte  ihre  Zahl  in  Deutsch- 
land schon  1897  mt  300, 1905  auf  385.  Lief  mann  rechnet  in  Deutscli- 
land  Uber  600  Kartelle,  die  über  400  verschiedene  Waren  betreffen. 

Bei  vveitem  den  größten  Umfang  haben  die  Unternelimerorganisa- 
tionm  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  angenommen  und  durch 
die  Rücksichtslosigkeit  ihres  Vorgehens  die  öffentliche  Meinung  ge<>-en 
sich  erbittert.  Die  deshalb  dort  erlassenen  Verbote  haben  sich  aber 
bisher  als  wirkungslos  erwiesen.  Der  gesetzlichen  Beschränkung  stehen 
große  praktische  Schwierigkeiten  entgegen. 

Die  staatlichen  Maßnahmen  in  Deutschland  haben  sich  nicht  gegen 
. ® sondern  das  Bestreben  verfolgt,  diese  als  Mittel 

m den  Dienst  der  Zwangswirtschaft  und  Gemeinwirtschaft  zu  stellen. 
Bereits  im  Jahre  1910  wurde  das  Zwangssyndikat  für  die  Kaliindustrie 
geschaöen,  das  nunmehr  seit  Gesetz  vom  18.  Juli  1919  ein  Glied  der 
gemeinwirtschafthch  orientierten  Kaliwirtschaft  bildet.  Während  des 
Krieges  sind  Zwangssyndikate  in  verschiedenen  Gewerben,  so  der  Schuh- 
waren- und  Seitenindustrie,  eingerichtet,  inzwischen  aber  wieder  be- 
seitigt worden.  Die  gemeinwirtschaftliche  Regelung  der  Kohlenwirt- 
schaft vom  21.  August  1919  sieht  elf  Kohlen.syndikate  und  1 Gaskoks- 
syndikat vor.  Ähnliche  Einrichtungen  sind  in  der  Eisen-  und  Elektri- 
zitatswirtschaft  getroffen. 

Eine  besondere  Beachtung  verdienen  noch  Zusammenfassungen 
von  Unternehmungen,  die  nicht  in  der  l’orra  der  Kartelle  erfolgen 
aber  auch  eine  mehr  oder  minder  weitgehende  Beeinflussung  der  ge- 
schattlichen  Leitung  bezwecken.  Eine  lose  Form  dieser  Kombination 
ist  die  Interessengemeinschaft.  Sie  bedeutet  nichts  weiter  als 
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eine  Vereinbarung  zwischen  einigen,  regelmäßig  wenigen,  Unterneh- 
mungen über  die  Verteilung  der  Gewinne.  Weit  enger  wird  die  Ver- 
bindung der  Unternehmungen  durch  die  verschiedenen  Formen  der  Be- 
teiligung. Wie  bereits  bei  der  Darstellung  der  Bankenkonzentration 
erwähnt,  kommt  hier  einmal  die  kommanditarische  Beteiligung  in  Frage. 
Die  häufigste  Form  ist  aber  der  Effektenbesitz,  der  Erwerb  von  Aktien 
einer  anderen  Unternehmung.  Diese  Beeinflussung  wird  um  so  stärker, 
je  größer  der  Aktienbesitz  ist,  und  gelangt  voll  zur  Geltung,  wenn 
die  Mehrheit  der  Aktien  in  der  Hand  der  anderen  Unternehmung  sich 
befindet;  wir  sagen  dann,  daß  die  Unternehmung,  welche  die  Aktien- 
mehrheit einer  anderen  besitzt,  diese  kontrolliert. 

In  der  Gegenwart  wird  der  Gedanke  äußerster  Konzentration  der 
Produktionsmittel  verfolgt,  um  die  Leistung  der  heimischen  Wirtschaft 
zu  steigern.  Bestimmend  sind  weiter  die  wachsenden  Lohnansprüche 
der  Arbeiter,  die  nur  durch  technische  und  organisatorische  Verbesse- 
rungen und  daher  Herabsetzung  der  Selbstkosten  ausgeglichen  werden 
können.  Sodann  ist  maßgebend,  daß  die  Schwierigkeiten  infolge  des 
Friedensvertrages  und  der  Zwangswirtschaft  das  Bedürfnis,  sich  Roh- 
stoffe zu  sichern,  mehr  als  je  hervortreten  lassen  und  durch  derartige 
Organisationen  die  Unternehmungen  an  Anpassungsfähigkeit  und 
Widerstandskraft  gewinnen.  Endlich  wird  die  Zusamraenschlußbewegung 
gefördert  durch  das  Bestreben,  gegen  die  zentralistische  Planwirtschaft 
ein  Gegengewicht  zu  schaffen  und  statt  der  Schematisierung,  die  mit 
jeder  einheitlichen  zwangsläufigen  Regelung  verbunden  ist,  die  be- 
sonderen wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  zur  Geltung  zu 
bringen.  Man  spricht  dabei  von  horizontaler  Organisation, 
wenn  Unternehmungen  gleicher  Produktionsstufe  zusammengetäßt  wer- 
den, von  vertikalem  Aufbau,  wenn  verschiedene  an  einem  Pro- 
duktionsprozeß beteiligte  Gewerbe  von  der  Rohstoffproduktion  bis  zur 
Fertigfabrikation  vereinigt  werden. 


Dritter  Teil. 

Der  Ertrag  der  Yolkswirtschaft 

Erster  Abschnitt. 

Die  Verteilung  des  Ertrages. 

§ 61. 

Das  Einkommen  und  seine  Verteilung^. 

a Der  Sozialismus  und  seine  Gönner.  Berlin  1875. 

1 y.  einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft 

•lahrbucher  für  Nationalökonomie  Jg.  13  u 14.  v omswirtscnaft,. 

Ders.,  l^hre  y.  Einkommen.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  Bd.  19 

Ueiss,  Das  Einkommen.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  Bd.  33  u 34 

Koo.  Meyer,  Das  Wesen  des  Einkommens.  Berlin  1887. 

Kleinwächter,  Das  Einkommen  und  seine  Verteilung.  Leipzig  1896. 

«t/zf  • 1 n ’^V  jre'Pitalistische  Gesellschaftsordnung.  Stuttgart  1892 

Helffench,  Deutschlands  Volkswohlstand.  5.  Aiifl.  Berlin  1915  ^ 

Bd.  5()  deutsche  Volks  vermögen.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  III.  F. 

Einkommen  nennt  man  die  Summe  von  Gütern,  welche  im  Laufe 
eines  Jahres  in  das  Vermögen  einer  Person  gelangt  und  von  ihr  ver- 
werden  kann,  ohne  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  verschlechtern. 
^ei  ßegnff  setzt  dem  Sprachg-ebrauch  nach  eine  gre wisse  Regelmäßigkeit 
der  Bezüge  voraus^  Nicht  alle  Einnahmen  gehören  zum  Einkommen- 
dieses  tritt  zum  \ermögenszuwachs  durch  Erbschaft,  Lotteriegewinn’ 
Geschenk  und  zu  anderen  außerordentlichen  einmaligen  Einnahmen  in 
Gegensatz.  Das  pnkommen  wird  aus  dem  Ertrage  wirtschaftlicher 
Unt^nehmungen,  bewirtschafteter  Objekte  und  wirtschaftlicher  Tätigkeit 
der  Personen  bezogem  Der  Begriff  „Ertrag“  verbindet  eine  Gütermenge 
mit  der  produktiven  Quelle,  aus  der  sie  fließt,  begründet  also  ein  sach- 
liches Verhaltni^  der  Begriff  „Einkommen“  setzt  die  Gütermenge  in 
eziehung  zu  der  Person,  der  sie  zukommt.  Was  der  Gewerbetreibende 
oder  Landwirt  zur  Fortführung  des  Betriebs,  zur  Erhaltung  der  Gebäude 

usw.  ^sgibt,  ist  von  den  Roheinnahmen  abzuziehen  und  gehört  ebensowenig- 
zum  Einkommen,  wie  die  Zinsen  für  die  aufgenommenen  Kapitalien 
W as  er  dagegen  für  Erweiterung  der  Fabrikanlagen,  des  Inventars  usw., 
ferner  für  Meliorationen  ausgibt,  ist  als  Kapitalsanlage  aus  dem  Ein- 
kommen, also  als  Teil  des  Einkommens  anzusehen. 

Je  nach  der  äußeren  Art  der  Bezüge  stellt  man  Natural-  und 
Geldeinkommen  gegenüber.  Das  N a t u r a 1 e i n k o m m e n hat  den  Vor- 
zug, daß  es  die  Lebenshaltung  in  höherem  Maße  sichert  als  das  Geld- 
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einkommen,  das  wegen  der  wechselnden  Kaufkraft  des  Geldes  einen  un- 
gleichmäßigen Gütergenuß  bedingt.  Das  Geldeinkommen  dagegen 
gestattet  eine  größere  Freiheit  der  Verwendung.  Für  die  Steuerlehre 
ist  wichtig  einmal  die  Unterscheidung  des  freien  Einkommens 
und  des  Existenzminimums,  d.  h.  desjenigen  Güterbezugs,  der  zur 
Deckung  der  lebensnotwendigen  Bedürfnisse  erforderlich  ist,  dann  die 
Gegenüberstellung  des  fundierten  und  unfundierten  Ein- 
kommens. Das  fundierte  Einkommen  beruht  auf  der  Verwertung 
des  Vermögens,  das  unfundierte  nur  auf  der  Arbeitskraft.  Nach  dem 
Vorgang  von  A.  Smith  werden  oft  als  ursprüngliche  Einkommen 
die  unmittelbar  aus  der  Produktion  hervorgehendeii  Bezüge  bezeichnet, 
als  abgeleitete  Einkommen  die  Bezüge  der  nicht  unmittelbar  in 
der  Volkswirtschaft  tätigen  Personen,  so  der  Beamten,  Lehrer  u.  a.  ni. 
Den  folgenden  Ausführungen  ist  die  Unterscheidung  der  Einkommen 
zugrunde  gelegt,  die  an  die  Art  der  Erträge  anknüpft,  aus  denen  sie 
entstehen.  Danach  steht  das  Besitzeinkommen  dem  Arbeits- 
einkommen gegenüber  und  diesen,  aus  einer  Vereinigung  von  Ver- 
mögen und  Arbeit  gebildet,  das  Unternehmereinkommen.  Das  ße- 
sitzeinkommen  wiederum  gliedert  sich  in  Grundrente  und  Kapital- 
zins. 

Eine  große  Ungleichheit  der  Einkommensverhältnisse  ist  der 
Kulturentwicklung  ebenso  schädlich  wie  deren  Gleichheit.  Nur  ein  ver- 
hältnismäßig geringer  Teil  der  Bevölkerung  zeigt  hervorragende  Begabung, 
kann  höhere  Ausbildung  erlangen  und  bedeutendere  Mittel  zur 
Unterstützung  größerer  Unternehmungen  verwenden.  Dieser  eilt  dann 
durch  seine  Leistungen  voran  und  zieht  allmählich  die  übrige  Bevölkerung 
nach.  Völlige  Gleichheit  des  Besitzes  wie  des  Einkommens  macht  jenes 
Voranschreiten  einzelner  im  großen  und  ganzen  unmöglich  und  führt  zum 
Stillstand.  Eine  zu  große  Ungleichheit  der  Verteilung  hat  dagegen 
einen  gesteigerten  Luxus  zur  Folge,  durch  den  die  Gütererzeugung  in 
eine  Richtung  geleitet  wird,  die  Arbeits-  und  Kapitalkraft  nützlicher 
Verwertung  entzieht.  Dies  wird  um  so  schädlicher  wirken,  je  größer  das 
Proletariat  und  dessen  Armut  ist. 

Eine  allgemeine  staatliche  Regelung  der  Einkommensverteilung 
würde  die  individuelle  Freiheit  aufheben  und  doch  Gerechtigkeit  und  Zu- 
friedenheit nicht  erreichen.  Die  freie  Einkommensverteilung  bringt  viele 
Ungerechtigkeiten  und  Härten  mit  sich,  die  aber  als  Folge  der  allgemeinen 
Verhältnisse  leichter  ertragen  werden,  als  wenn  sie  auf  staatlichen  Maß- 
nahmen beruhten.  Der  Staat  vermag  wohl  durch  Regelung  des  Erbrechts, 
durch  die  Sozialgesetzgebung,  durch  die  Behandlung  der  eigenen  An- 
ge.stellten  sowie  auf  dem  Wege  der  Besteuerung  einzuwirken,  aber  ohne 
gänzliche  Umgestaltung  der  Grundlagen  unserer  Volkswirtschaft  und 
Kultur  nicht  in  durchgreifender  Weise  die  Veiteilung  zu  beeinflussen. 

Das  unbeschränkte,  gleiche  Erbrecht  der  Kinder  und  die  gleiche 
Erbteilung,  namentlich  zwischen  Töchtern  und  Söhnen,  die  klassische 
Schulbildung,  welche  den  Besitzenden  oft  zu  Berufszweigen  zieht,  die  einen 
Vermögenszuwachs  nicht  versprechen,  das  Risiko,  das  mit  Industrie- 
und  Handelsunternehmungen,  neuerdings  auch  mit  der  Landwirtschaft 
verknüpft  ist  und  vom  Nachfolger  verlangt,  daß  er  das  Ererbte  erwirbt, 
um  es  zu  besitzen,  führen  von  selbst  wieder  zu  einer  Verteilung  der 
in  einer  Hand  vereinigten  Vermögen  und  damit  der  Einkommen,  so- 
weit nicht  künstliche  Hemmungen  (z.  B.  durch  Fideikommisse)  vor- 
liegen. Daher  erscheint  nach  Beseitigung  aller  Hemmnisse  gleicher 
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Verteilang  die  Gefahr  fortdauernd  wachsender  Ungleichheit  gering  und 
ein  gewaltsames  Eingreifen  der  Staatsgewalt  unnötig.  In  England  ist 
im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts  die  Jllittelklasse  mit  behäbigem 
Einkommen  erheblich  gewachsen.  Sie  ist  in  den  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  größer  als  in  Deutschland,  hier  größer  als  in  Kußland  und 
anderen  mehr  zurückgebliebenen  Ländern. 

Volkswirtschaftlich  wünschenswert  ist  eine  breite  Mittelschicht  der 
Bevölkerung  mit  behäbigem  Einkommen,  die  aber  noch  unter  dem  Druck 
lebt,  sich  nur  durch  Arbeit  auf  dem  Mittelmaß  erhalten  oder  darüber  zu 
erheben.  Wünschenswert  ist  ferner  ein  hoher  Ertrag  der  persönlichen 
Arbeit,  der  es  dem  Tüchtigen  ermöglicht,  sich  emporzuarbeiten.  Nicht 
die  Besitzlosigkeit  allein  ist  kennzeichnend  für  den  Proletarier,  sondern 
vor  allem  die  Aussichtslosigkeit,  in  die  Klasse  der  Bemittelten  aufzu- 
steigen. Wünschenswert  ist  endlich,  daß  der  arbeitslose  Gewinn  aus 
Besitz,  wie  Kapitalzins  und  Grundrente,  niedrig  ist,  um  die  Produktions- 
mittel dem  Strebsamen  billig  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  neuere 
Entwicklung  hat  im  großen  ganzen  zu  einer  Erhöhung  des  Arbeits- 
einkommens, zu  einer  Verminderung  des  Kapitalzinses,  zu  einer  Ver- 
langsamung des  Steigens  der  ländlichen  Grundrente  geführt  und  den 
Mittelstand  eher  vergrößert  als  verringert.  Der  Krieg  hat  aber  die  Ver- 
hältnisse nach  verschiedenen  Richtungen  verändert.  Neue  große  Ver- 
mögen sind  gebildet,  alte  entwertet  und  teilweise  vernichtet.  In  höherem 
Maße  noch  hat  das  Sinken  des  Geldw'erts  sich  geltend  gemacht,  den 
Wert  der  Sachvermögen  in  demselben  Grade  gehoben  wie  den  der  Geld- 
vermögen gesenkt  imd  eine  Änderung  der  Einkommensverteilung  be- 
wirkt, die  noch  nicht  zur  Ruhe  gekommen  ist.  Dazu  treten  gesetz- 
liche Bestimmungen,  besonders  solche  steuerlicher  Art,  die  die  Vermögen 
höher  und  in  stärkerer  Progression  belegen,  aber  auch  die  höheren 
Einkommen  weit  mehr  treffen  als  früher  und  damit  die  Vermögens- 
und Einkommensverteilung  beeinflussen. 


§ 62. 

Die  Grundrente. 

Scj-ews,  Versuch  einer  kritischen  Dogmen^eschich  te  der  Grundrente.  Leipzig  1868, 

Trunky  Geschichte  und  Kritik  der  Lehre  von  der  Grundrente.  Jahrb.  f.  National- 
okonoraie  Jg.  4 u.  6. 

Rodbertus,  Soziale  Briefe  an  v.  Kirchmann.  Betlin  1851. 

. Die  nation.-ökonom.  Theorie  der  aus-^chließenden  Absatzverhältnisse 

Tübingen  1867. 

V.  Inama-Sternegg,  Theorie  des  Grundbesitzes  und  der  Grundrente  in  der  deutschen 
Literatiu  des  19.  Jahrh.  Entwicklung  d.  deutsch.  Volkswirtschaftslehre  I.  Leipzig  1908. 

. über  Bodenrente  und  Bodenspekulation  in  der  modernen  Stadt 

Leipzig  1907. 

F.  Voigt,  Grundrente  und  Wohnungsfrage.  T.  1.  Jena  1901. 

R.  Eberstadt,  Die  Spekulation  im  neuzeitlichen  .Städtebau.  Jena  1907 

Damaschke,  Die  Bodenreform.  18.  Auf).  Jena  1920. 

Der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  versteht  unter  Grundrente  das 
gesamte  Einkommen  des  Grundbesitzers  aus  seinem  Grund  und  Boden. 
Das  ist  eine  volkswirtschaftlich  unrichtige  Auffassung.  Der  Produktions- 
faktor „Boden“  wird  zusammen  mit  den  Faktoi  en  „Kapital“  und  „Arbeit“ 
zur  Gütererzeugung  verwendet.  Nur  derjenige  Teil  des  Ertrages,  der  nicht 
auf  Kapital  und  Arbeit,  sondern  auf  der  besonderen  Eigenart  des  Bodens 
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als  Produktionsfaktors  (siehe  oben  § 19)  beruht,  kann  als  Grundrente  be- 
trachtet werden.  Der  Zins  für  das  zum  Erwerb  des  Bodens  verwendete 
Vermögen,  die  Zins-  und  Tilgungsbeträge  für  das  m Meliorationen  und 
Inventar  bestehende  Kapital,  die  Entschädigung  für  die  Arbeit  und  das 
Risiko  des  Unternehmers  müssen  vom  Ertrage  der  Grundstücke  ab- 
gezogen w'erden.  Nur  das,  w'as  dann  noch  übrig  bleibt,  nennt  inan  volks- 
wirtschaftlich „Grundrente“.  Sie  ist  nur  ein  Teil  des  Ertrages  der  Eigen- 
wirtschaft wie  der  Pacht  und  fällt  dem  Grundbesitzer  ohne  besondeien 
Aufwand  von  Arbeit  und  Kapital  infolge  der  Unvermehrbarkeit  des 
Grund  und  Bodens  und  des  daraus  erwachsenden  Monopols  durch  all- 
gemeine wirtschaftliche  Konjunkturen  zu. 

Die  Gründe,  welche  eine  Grundrente  bedingen,  sind:  1.  die  Gunst 
der  Lage  gegenüber  anderen  Grundstücken  (Bauplätze,  Landgrundstücke 
mit  guten  Verkehrsverhältnissen).  Diese  Rente  ist  eine  reine  Lager  e n t e , 
d.  h.  die  Wertschätzung  bestimmter  Lagen  gibt  diesen  eine  Über- 
legenheit und  bedingt  eine  D i f f e r e n z i a 1 r e n t e.  Wenn  für  die  Aus- 
nutzung des  Bodens  in  den  Städten  besondere  A orschrilten  bestehen, 
die  eine  ungleiche  banliche  Verw^ertung  des  Bodens  bedingen,  dann 
entsteht  für  die  durch  die  Zonenbauordnungen  bevorzugten  Boden  eine 
Intensitätsrente.  2.  In  gleicher  Weise  wie  die  Entfernung  vom 
Markt  wirkt  die  größere  Ertragsfähigkeit  eines  Bodens  im  \er- 
gleich  mit  anderen  in  Betracht  kommenden  Bodenarten,  infolge  d^ereu 
jener  über  die  Entschädigung  von  Kapital  und  Arbeit  hinaus  einen  Uber- 
schuß liefert.  Der  Preis  der  Produkte  muß  hoch  genug  sein,  um  die  Er- 
zeugungskosten auf  dem  ungünstigsten  Boden  zu  decken,  der  noch  zur  Be- 
friedigung des  Bedarfs  herangezogen  werden  muß.  Wegen  der  \ ermehrung 
der  Bevölkerung  bei  aufblühender  Volkswirtschaft  und  somit  wegen  der  Zu- 
nahme des  Nahrungsbedarfs  wird  die  Heranziehung  immer  geringerer  und 
entfernter  gelegener  Böden  notwendig,  zumal  3.  früher  oder  später 
ein  Zeitpunkt  ein  tritt,  in  dem  ein  weiterer  Aufwand  von  .Arbeit  und 
Kapital  auf  demselben  Boden  die  Produktion  nicht  mehr  entsprechend 
steigert  (Gesetz  vom  abnehmenden  Bodenerträge  vgl.  § 19). 

Die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel,  die  Verbindung  des  Landes 
mit  dem  Weltmarkt  heben  die  Grundrente  zurückgebliebener  Gegenden. 
Die  Aufschließung  anderer  Länder  und  die  Hebung  der  Konkurrenz- 
fähigkeit können  umgekehrt  den  Rückgang  der  Grundrente  im  Einfuhr- 
lande herbeiführen. 

Ricardo  hat  das  Verdienst,  das  Wesen  der  Grundrente  zuerst  klar 
dargestellt  zu  haben.  Die  Rente  ist  nicht  ein  Teil  des  Bodenertrages  über- 
haupt, sondern  ergibt  sich  aus  bestimmten  Bedingungen  für  die  bevor- 
zugten Böden  in  ungleicher  Höhe.  Die  Grundrente  ist  nicht  die  Ursache 
der  Preise  der  Bodenerzeugnisse  (vgl.  § 28),  sondern  die  Folge  der  Preis- 
entwicklung. Das  gleiche  gilt  für  die  Bodennutzungen,  die  Pacht-  und 
Mietpreise  (vgl.  § 27). 

Das  mit  dem  Grund  und  Boden  in  Gebäuden  oder  in  Meliorationen 
verbundene  Kapital  nimmt  den  Charakter  des  Grund  und  Bodens  an 
und  hat  an  den  Veränderungen  der  Grundrente  teil,  wiewohl  der  dadurch 
unmittelbar  erzielte  Mehrertrag  selbst  nicht  Grundrente  ist.  Der  durch 
eine  Drainage  erzielte  höhere  Ernteertrag  hat  von  der  Steigerung  der 
Getreidepreise  den  gleichen  Vorteil  wie  der  übrige  Ertrag.  Eine  all- 
gemeine Erhöhung  der  Mietpreise  kommt  jedem  Stockwerk  eines  Hauses 
zugute. 

Die  Bedeutung  der  ländlichen  Grundrente  ist  in  Ländern,  die 
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auf  höherer  Kulturstufe  stehen,  gering.  Das  Steigen  geht  hier  nur  langsam 
vor  sich  und  kann  lange  Zeit  aufgehalten,  sogar  durch  Rückschläge  unter- 
brochen werden.  Der  schnelle  ßesitzwechsel  und  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes lassen  dem  einzelnen  nur  ausnahmsweise  größeren  Gewinn  zu- 
kommen; es  wird  dadurch  die  Steigerung  der  Grundrente  in  ihrer 
Wirkung  prteilt  und  damit  abgeschwächt.  h;rfahrung  und  Wissenschaft 
lehren  auch  die  ungünstigeren  Böden  besser  ausnutzen,  und  die  Verwendung 
steigender  Kapitalsraittel  läßt  die  Leistung  der  Natur  zurücktreten 
Bei  der  ausgedehnten  Verbindung  von  Kapital  und  Arbeit  mit  dem  Acker 
ist  die  Höhe  der  Grundrente  außerdem  nie  gcmau  festzustellen.  Um  so 
mehr  gewinnt  bei  zunehmender  Bevölkerung  die  Steigerung  der  Grund- 
rente in  den  Städten  an  Bedeutung.  Sie  verteuert  die  ganze  Lebens- 
haltung der  Städter.  Der  Grundbesitz  ist  in  der  Lage,  die  städtische  zur 
Miete  wohnende  Bevölkerung  tributpflichtig  zu  machen  und  sich  einen 
wachsenden  Teil  des  Verdienstes  der  ganzen  arbeitenden  Bevölkerung 
durch  Steigerung  der  Miete  anzueignen,  solange  nicht  das  Monopol  durch 
verbesserte  V erkehrsmittel  gebrochen  ist.  In  Ländern  mit  noch  unent- 
wickelter Kultur  steigt  auch  die  ländliche  Grundrente  infolge  Verbesserung 
ci6r  V ei kehl  sniittGl  und  durch  Einwanderung;  in  gleicher  Weise 

Auch  das  Kapital  Kann  durch  allgemeine  günstige  Konjunkturen 
ouei  durch  ein  besonderes  Monopol  Gewinne  erlangen.  Der  Unter- 
schied ist  aber  der,  daß  die  Grundrente  im  engsten  Zusammenhang 
mit  der  gesamten  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  steht,  große 
l-  ^^''ölkerung  gleichmäßig  trifft  und  in  längeren  Zeiträumen 
bei  auf  blühender  \ olks Wirtschaft  dauernd  steigt,  während  diese  besonderen 
Kurs-  und  Kapitalgewinne  nur  vereinzelt,  vorübergehend  und  ohne  all- 
pmem  bleibende  volkswirtschaftliche  Wirkung  auftreten,  weil  die  Kon- 
kurieuz  über  kurz  oder  lang  einen  Ausgleich  herbeiführt,  was  beim  Grund- 
D^sitz  in  demselben  Maße  unmöglich  ist. 

Gegen  die  Grundrente  richtet  sich  eine  Reihe  von  Einwendungen 
Md  prschlägen,  die  sie  einzuschränken,  dem  einzelnen  zu  entziehen  und 
der  Gesamtheit  nutzbar  zu  machen  suchen.  Diese  ungleich  weitgehenden 
Ansichten  werden  als  „Bodenreform“  bezeichnet. 

§ 63. 

Die  Kapitalrente  und  der  Kapitalzins. 

J Kapital  und  Kapitalzins.  1.  Abt.:  Zur  Geschichte  und  Kritik 

s'S'' ^ 

lehre  f ’ Leipzfg  der  deutschen  Volkswirtschafta- 

Kahn,  Geschichte  des  Zinsfußes  in  Deutschland.  Stuttgart  1884. 

Hainisch,  Die  Entstehung  des  Kapitalzinses.  Wien  1907 

Ökonomik*?  f’  bT  des  Kapilalzinses.  Jahrb.  f.  National- 

E Sax,  Kapitalzins.  ^Berlin  1916. 

F.  Oppenheimer,  Wert  und  Kapitalprofit.  Jena  11U6. 

Da  ps  Kapital  den  Ertrag  der  menschlichen  Tätigkeit  über  die 
eigene  Wertverminderung  hinaus  (Abnutzung  der  Maschinen,  Gebäude, 

N utztiere)  zu  steigern  vermag,  so  kann  man  denjenigen  Teil  des  Reinertrags 
eines  Lpei  nehmens,  welcher  auf  die  Leistung  des  Kapitals  zurückzufülireu 
ivst,  als  Kapitalrente  bezeichnen.  Sie  läßt  sich  nur  selten  auslösen  und 
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in  ihrer  Höhe  bestimmen.  Sie  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  für  ein 
Darlehn  gezahlten  Zins.  Dieser  ist  vielmehr  aus  der  Rente  zu  zahlen, 
bzw.  bei  Verwendung  von  Eigeiikapital  in  Rechnung  zu  setzen  und  muß 
im  Durchschnitt  also  niedriger  als  die  Rente  sein.  Kapitalrente  ist 
•das,  was  das  Kapital  bringt,  Kapitalzins  das,  was  es  kost^.  Bei  Konsuni- 
tionskredit  wird  die  Nutzung  höher  bewertet  als  der  dafür  zu  zahlpde 
Zins.  Zins  überhaupt  ist  der  Gegenwert  für  die  Gewährung  eines  Dar- 
lehens. Der  Zins  enthält  außer  der  Entschädigung  für  die  Nutzung  viel- 
fach noch  einen  Lohn  für  die  Arbeit  des  Leihgeschäfts  und  eine  V er- 
sicherungsprämie,  die  je  nach  dem  Risiko  eine  verschiedene,  oft  be- 
deutende Höhe  erreichen  kann.  Der  durchschnittliche  Zms  findet  hier- 
nach in  der  durchschnittlichen  Produktivität  der  Kapitalsaiilage  die 
Grenze,  die  nicht  überschritten  werden  kann,  unter  welche  er  aber 
bedeutend,  je  nach  dem  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  zu 
sinken  vermag,  bis  er  aufhört,  einen  Anreiz  zum  Sparen  auszuüben 

und  zum  Verleihen  des  Kapitals  anzuregen. 

Wo  das  gewährte  Darlehn  eine  produktive  Anlage  finden  soll,  ist 
es  gerechtfertigt,  daß  der  Gläubiger  in  dem  Zins  einen  Anteil  an 
dem  Ertrage  der  Arbeit  erhält,  zugleich  einen  Gegenwert  für  das,  was 
er  einbüßt,  wenn  er  sich  selbst  der  Benutzung  begibt.  Der  g'eiche 
Verzicht  auf  eigene  produktive  Verwendung  liegt  vor  und  die  Über- 
lassung an  andere  zu  produktiver  Arbeit  wird  unmöglich,  wenn  das 
Darlehn  zu  Verbrauchszwecken  gegeben  wird.  Es  ist  also  ein  Ersatz 
■für  die  durch  den  Konsumtionskredit  verhinderte  produktive  \ er  Wertung 
berechtigt.  Erkennt  man  die  private  kapitalistische^  Produktion  an, 
dann  muß  man  auch  den  Zins  zugestehen,  der  nur  eine  Folgeerscheinung 
dieser  Wirtschaftsordnung  ist.  Unberührt  von  der  Frage  der  V er- 
teilung  des  Kapitalzinses  bleibt  aber  die  Frage  der  Produk- 
tivität des  Kapitals  als  ökonomisch-technisches  Problem  bestehen. 
Auch  in  einer  sozialistisch  organisierten  Wirtschaft  bedingt  die  \ er- 
wendung  von  Kapitalsmitteln  eine  Erhöhung  der  Erträge,  es  wfird  aber 
die  Kapitalrente  der  Gesamtheit  Vorbehalten  und  nicht  auf  den  pri- 
vaten Unternehmer  und  im  Zins  auf  den  Vermögensbesitzer  verteilt. 

Das  Angebot  von  Kapital  hängt  von  dem  Wohlstände  des 
Volkes,  dann  von  der  Zahl  von  Personen  ab,  welche  über  liquide  \ er- 
mögenswerte  verfügen,  ohne  sie  selbst  verwenden  zu  wollen.  Es  wird 
beeinträchtigt  durch  den  Abfluß  des  Kapitals  ins  Ausland.  Die  Nach- 
frage wird  bedingt  durch  die  Größe,  die  Arbeitskraft,  durch  den  Uuter- 
nehmuiigs-  und  Erfindungsgeist  des  Volkes  und  die  Ausdehnung  der  vor- 
handenen Naturkräfte,  Landstrecken,  unterirdischen  Metallschätze  usw. 

Die  im  Verkehr  stehenden  Länder,  ebenso  die  verschiedenen  Arten 
der  Kapitalsanlage  streben  fortdauernd  nach  einer  Ausgleichung  des 
Zinsfußes.  Je  tiefer  die  Kulturstufe,  um  so  höher  ist  der  Zins, 
einmal  wegen  der  geringeren  Sicherheit,  die  eine  höhere^  Ver- 
sicherungsprämie beansprucht,  dann  wegen  des  Mangels  an  Kapital 
gegenüber  den  unbenutzten  Naturkräften.  Je  höher  die  Kultur- 

stufe ist,  je  mehr  die  Kreditwirtschaft  sich  entwickelt  und  die  Kapital- 
verwertung fördert,  je  allgemeiner  die  Rechtssicherheit  wird,  mit  um  so 

geringerer  Versicherungsprämie  begnügt  man  sich,  um  so  schneller  geht 

die  Kapitalsbildung  und  die  Verteilung  des  Kapitalsangebots  vor  sich, 
und  um  so  mehr  wächst  die  Zahl  der  Personen,  die  nicht  selbst  die  V er- 
wertung  übernehmen  wollen;  damit  sinkt  der  Zins. 

Ein  niedriger  Landeszinsfuß,  der  noch  eine  ausreichende  Anregung 
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bietet,  wird  volkswirtscliaftlich  wie  sozial  günstig 
Besitzlosen  die  Unterstützung  seiner  Arbeitskraft 
durch  bill  ge  Darlehen  erleichtert,  was  nurfördernd  auf  den  Unternehmungs- 

ulS  ^ ^mäßigung  des  Zinsfußes  wird  deshalb  unter 

unserai  Verhältnissen  als  em  wirtschaftlicher  Fortschritt  anzusehen  sein, 
im  id.  und  14.  Jahrhundert  war  in  England  ein  Zins  von  20  ®/„  nichts 

hSnSt^Tl/"^- ;i®/6-'^^.hrhundert  betrug  er  10  %,  Anfang  des  18.  Jahr- 
hnSa  der  Mitte  zeitweise  nur  noch  3 im  Beginn  des  19.  Jahr- 

iTaotr  halben  Jahrhundert  gesunken. 

hnnSt?«"  7 of  “f  ® der  Hypothekenzinsfuß  im  Beginn  des  19.  Jahr- 

hundeits  6— 7 %,  der  Zins  für  sichere  Papiere  5 °L  Er  dnff  bei  diesen 

Ende  der  dreißiger  Jahre  bis  3^2  herunte»*,  stieg  darauf  wieder  bis 

der  neunziger  Jahre  auf 

3 /a  und  wai  vor  dem  Kriege  auf  4^/^  anzuiiehmen. 

§ 64. 

Die  Arten  des  Arbeitslohnes. 

L.  ßernhard,  Emähnch  der  Löhnungsmethoden.  Leipzig  1906 

G den  Lohnformen.  Tübingen  1904. 

Arbeitsertrag.  Göttingen  1900. 

2.  Anfl.  Leipzig  Verhältnis  von  Arbeitslohn  nnd  Arbeitszert  zur  Arbeitsleistung. 

Berlin^! "“4  Arbeitszeit  in  Europa  und  Amerika  1870—1901. 
Berlin‘^1920.  4er  wichtigsten  Lohn-  und  ErtragbeteUigungsformen. 

ao.  ^®“ßesitzeinkommen  steht  das  Arbeitseinkommen  gegenüber, 

der  Arbeitskraft  entsteht.  Die  Arbeitskraft 
rS.  selbständig  im  eigenen  wirtschaftlichen  Unternehmen  be- 
Utigen,  dann  erscheint  das  Arbeitseinkommen  als  Teil  des  Unternehmer- 
einkomniens,  Uber  das  spater  zu  sprechen  ist.  Neben  diesem  Unternehmer- 
einkommen stehen  die  Arbeitseinkommen  solcher  selbständiger  Personen, 

‘ Vk  wirtschaftlichen  Produktion  tätig  sind, 

Arh^pTf  Berufen  angehören.  Gegenüber  den  selbständigen 

Arbeitseinkommen  stehen  solche,  die  durch  Verwertung  der  Ar- 

p J)ritten  gebildet  werden.  Zu  diesen 

gehören  die  Gehalter  der  Beamten,  die  im  Dienst  der  Gesamt- 

ebenso  die  Gehälter  der  .ingestellten,  die  höhere 
Arbeitsleistungen  einem  Privatunternehmen  zur  Verfügung  stellen.  Die 
Hauptgruppe  der  im  Dienste  Dritter  tätigen  Personen  bilden  die  L o h n - 

a 1*  D 6 1 1 6 r** 

Lohnzahlung  kann  in  verschiedener  Weise  geschehen:  in  Sach- 
gutein  oder  in  Geld,  sowohl  nach  der  Zeit  wie  nach  der  Leistung. 
A I Naturallohnes  liegt  hauptsächlich  darin,  daß  die 

unabhängig  von  den  Preisschwankungen  und  den  wirtschaft- 

Lebensunterhalt  gleichmäßig  erhalten,  damit 
^esteBt^M^^^^^^^  uberhoben  sind,  und  gleichraäßige  Ernährung  sicher- 

andere  Bedeutung  als  der  Gegensatz  von  Natural-  und  Geld- 
lohn hat  die  Unterscheidung  von  R e a 1 - und  N o mi  n a 1 1 o h n.  Unter 

ansgedrückten  Lohnbetrag. 
Unter  Real  lohn  ist  zu  verstehen  die  Gütermenge,  die  der  Arbeiter 
für  die  ihm  gewährte  Entschädigung  zu  erwerben  vermag. 
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Früher  war  allgemein  der  Zeitlohn  üblich.  Er  ist  dort  am 
Platze,  wo  die  zur  Arbeit  aufgewendete  Zeit  em  ausreichender  Wert- 
messer für  die  Leistung  ist,  oder  durch  Aufsicht  und  Konti  olle  die 
angemessene  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  gesichert  erscheint,  ln  de 
neueren  Zeit  hat  sich  mit  Entwicklung  des  Maschinenbetriebs  mehr 
und  mehr  der  Stück-  oder  Akkordlohn  eingebürgert,  der  den 
Arbeiter  nach  der  einzelnen  Leistung  bezahlt.  Er  ist  nur  dort  duiüi- 
zuführen,  wo  unter  Ausbildung  der  Arbeitsteilung  eine  Kette  von 
Arbeiten  in  eine  Reihe  von  Einzelleistungen  zerlegt  werden  kann 
die  sich  isoliert  leicht  messen  lassen.  Die  Q“*^.Ltat  ^er  Leistung 
ferner  gleichmäßig  und  leicht  zu  überwachen  sein.  Zur  W ahiung  emei 
guten  Qualität  hat  sich  der  Gruppen akkord  als  praktisch  erwiesen, 
bei  dem  nicht  das  einzelne  Stück,  sondern  das  von  einer  ganzen  Gruppe 
von  Arbeitern  gemeinsam  hergestellte  W’^erk  als  Maßstab  des  Lohnes  gilt. 
Wird  die  Arbeit  einem  Vorarbeiter  übertragen  und  diesem  die  Heran- 
ziehung und  Entschädigung  der  Hilfskräfte  überlassen,  dann  hegt  das 

Um  das  Interesse  an  der  Arbeit  in  höherem  Maße  ^zure^en,  hat 
man  vielfach  mit  der  Lohnzahlung  die  Gewährung  von  Prämien  für 
besondere  Leistungen  verbunden,  sowohl  in  betreff  der  Menge  wie  der 
Güte  (Quantitäts-  und  Qualitätsprämien).  In  der  neueren 
Zeit  hat  man  ferner  in  verschiedener  Weise  versuclh,  sowohl  die  aut- 
gewendete  Zeit  wie  die  Leistung  bei  Anwendung  des  Praniiensystem  s 
iu  berücksichtigen.  Es  wird  außer  dem  Lohn  für  die  gebrauchte  Zeit 
ein  Teil  des  Lohnsatzes  für  die  gegenüber  der  festgesetzten  Noimalzeit 
ersparte  Zeit  vergütet.  Zu  beachten  ist  ferner  die  g 1 e 1 1 e n d e h k a 1 a 
nach  welcher  die  Lohnhöhe  mit  dem  Preise  der  hergestellten  W ^’e  und 
damit  dem  Gewinn  des  Arbeitgebers  in  Verbindung  gesetzt  wird.  Dies  ist 
nur  dort  möglich,  wo  die  Produktionsbedingungen  gleichartig  sind,  ferner 
die  Ware  gleichmäßig  und  der  Preis  leicht  festzustellen  ist. 

Von  Bedeutung  ist  in  neuerer  Zeit  das  Bestreben,  durch  Dienst- 
alters- und  Familienzulagen  eine  Anpassung  des  Lohnes  an 
die  Bedürfnisse  zu  bewirken.  Die  erste  Art  der  Lohn  Steigerung  will 
den  Arbeiter  an  das  Unternehmen  binden  und  ihm  im  Alter  eine  Erleich- 
terung des  Lebens  gewähren.  Die  zweite  Maßregel  (Sozial lohn) 
will  einer  größeren  Familie  die  Lebenshaltung  erleichtern  und  geht 
von  sozialen  Erwägungen  aus,  während  die  privatwirtschaftlicne  Aul- 
fassung den  Lohn  nur  als  Entschädigung  für  eine  bestimmte  Arbeits- 

leistunff  betrachtet.  ^ • *.  i* 

Bei  der  Art  der  Aufgabe  der  großen  Masse  der  Arbeiter  ist  die  Abnn- 

düng  durch  feste  Lohnbeträge  die  richtige  Form  der  Entschädigung,  damit 
freilich  auch  die  Trennung  des  Arbeiters  von  seinem  Erzeugnis,  welches 
zum  weiteren  Vertriebe  dem  Unternehmer  verbleibt,  der  das  Ripko  auf 
sich  nimmt,  aber  auch  auf  den  Gewinn  allein  Anspruch  hat.  Eine  Be- 
teiligung der  Arbeiter  am  Reingewinn  ist  als  Zuschuß 
zum  Lohn  nicht  allgemein  durchführbar.  Es  läßt  der  Wettbew'eib 
der  verschiedenen  Betriebe  gleicher  Art  die  Gewährung  eines  Gewinn- 
anteils als  Zuschuß  zum  Lohn  nur  dort  zu,  wm  hohe  Ertrage,  und 
zwar  gerade  durch  bessere  Leistungen  der  Arbeiter,  erzielt  \\erden. 
Dies  ist  aber  nur  zu  erwarten  bei  höherer  Intelligenz.^  v erstandnis 
für  die  Verhältnisse,  Strebsamkeit  der  Arbeiter  und  großer  Autorität 
des  Unternehmers,  wie  sie  gegenwärtig  noch  oft  fehlen.  Andernfalls 
wird  die  Gewinnbeteiligung  an  die  Stelle  des  Lohnes  ti eten.  Es 
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liegt  dann  die  Gefahr  einer  Aufbürdung  des  Geschäftsrisikos  aaf  die 
Schultern  des  Arbeiters  vor,  dessen  Haushaltsführung  durch  das 
Schwanken  der  Einnahmen  auch  wesentlich  «irschwert  v/ird. 

§ 65. 

Lohnhöhe  und  Lohnregulierung. 

T.  Th.  Tkornfon,  Die  Arbeit.  Aus  d.  Eogl.  v.  H Sehramm.  Leipzig  1870. 

Brentano,  Die  Lehre  von  den  Lohnsteigeruugen.  .lalirb.  f,  Nationalökon.,  BJ.  16. 

Leinbke,  Uber  einige  Bestiuamuugsgrunde  des  Arbeitslohnes.  Jena  1899. 

V.  Zwiedineck-Siidenhorst,  Lohnpolitik  und  Lohntheorie.  Leipzig  1900. 

Ders.,  Arbeitsbedarf  und  Lohnpolitik.  tirundriC  der  SoziaTökonoinik  VI 
Tübingen  1914. 

Braun,  Geldrevolution  und  Arbeitslohn.  Berlin  1920. 

R.  Diener,  Das  Problem  der  Arbeitspreisstatistik.  München  u.  Leipzig  1915. 

Die  Höhe  des  Lohnes  kann  verschieden  betrachtet  werden: 
1.  vom  Standpunkt  des  Arbeiters  nach  dem  von  ihm  gebrachten  Opfer, 
welches  je  nach  der  körperlichen  und  geistigen  Anstrengung,  nach  der 
Gefährlichkeit,  nach  den  Unannehmlichkeiten  oder  besonderen  An- 
nehmlichkeiten der  Arbeit  verschieden  sein  wird.  Die  Entschädi- 
gung wird  dementsprechend  ungleich  sein  müssen.  Geistige,  künst- 
lerische Arbeit  kann  nur  geringeren  Lohn  beanspruchen  als  rein 
mechanische.  Für  Aufgabe  persönlicher  Freiheit  (Gesinde),  Übernahme 
großer  Verantwortlichkeit,  für  gesundheitsschädliche  Tätigkeit  wird 
ein  höherer  Lohn  gerechtfertigt  sein.  2.  ist  der  Lohn  zu  be- 
trachten im  Verhältnis  zur  Leistung,  also  vom  Standpunkt  des  Arbeit- 
gebers, für  den  ein  Lohn  hoch  sein  kann,  der  für  den  Arbeiter  noch 
niedrig  ist  und  umgekehrt,  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters. 
Ein  hoher  Lohn  fördert  am  meisten  den  Fleiß  und  die  Tüchtigkeit  der 
Arbeiter  sowie  die  Ausbildung  und  die  Verwertung  der  Arbeitskräfte. 
3.  kommt  in  Betracht  das  Verhältnis  zum  Lebensbedürfnis  des  Ar- 
beiters und  zum  gesamteu  Staud  der  Lebenshaltung  des  Volkes,  der  Stand- 
punkt des  Volkswirtes.  Ein  hoher  Lohn  wird  von  diesem  Standpunkt 
aus  zu  erstreben  sein,  um  dadurch  dieGesuudheit  und  Lei.stungsfähigkeit 
der  unteren  Klassen  zu  fördern  und  diese  geistig  und  sittlich  zu  heben. 
Hoher  Verdienst  und,  damit  verbunden,  große  Kaufkraft  der  unteren 
Klassen  ist  die  Grundlage  jeder  blühenden  Volkswirtschaft.  Das  beste 
Mittel,  diese  zu  heben,  ist  die  Erhöhung  der  Löhne,  soweit  es  der  inter- 
nationale Wettbewerb  zuläßt. 

Für  den  Arbeiter  bildet  die  untere  Grenze  des  Lohnes  der  ge- 
meingewöhnliche Lebensunterhalt,  der  genügt,  nicht  nur  den  Arbeiter 
selbst  und  seine  Familie  dauernd  zu  ernähren,  sondern  auch  den  Kindern 
eine  entsprechende  Erziehung  zu  gewähren.  Der  Lohn  wird  erst  dann 
als  ausreichend  anerkannt  werden  können,  wenn  er  nicht  nur  den  er- 
wähnten Lebensunterhalt  gewährt,  sondern  auch  die  erforderliche  Ver- 
sicherungsprämie gegen  Arbeitsunfähigkeit  und  unverschuldete  zeit- 
weise Beschäftigungslosigkeit  enthält. 

Die  Lebenshaltung  und  damit  der  Lebensbedarf  ist  in  den  ver- 
schiedenen Gegenden  wie  in  den  einzelnen  Berufsklas.sen  nach  Vor- 
bildung und  Kulturstufe  ungleich.  Je  mehr  die  Lebensaiisprüche 
feigen,  um  so  später  wird  bei  unveränderten  Lohnverhältnissen  zur 
Bildung  einer  Familie  geschritten  und  die  Volksvermehrung,  damit  der 
Zudrang  zu  den  betreffenden  Berufen  verzögert,  bis  der  Lohn  steigt. 
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Daher  hat  der  Arbeiterstand  die  Verbesserung  der  Lohnyerhältnisse  ge- 
wissermaßen selbst  in  der  Hand.  Aber  er  kann  dabei  «ic.ht  willkuH^ 
Vorgehen,  sondern  die  Lebensansprüche  sind  das  Ei^ebnis  der  Ku  tui- 
ent Wicklung  des  ganzen  Volkes.  Dagegen  kann  die  Staatsgew  alt  d 
Erweiterung  der  Schulpflicht,  durch  Arbeiterschutzgesetzgebung  und 
Versicherungszwang  usw.,  dann  durch  entsprechend  hohe  Besoldung  der 
eigenen  Angestellten  auf  eine  Lohnsteigenmg  einwirken.  Großen  Einfluß 
auf  die  Lohnhöhe  haben  die  Arbeiterorganisationen,  Streikbewegung  usw . 

Eine  dauernde  Erhöhung  der  Preise  der  Lebensgüter  muß  auch  die 
Löhne  steigern,  aber  in  der  Regel  geschieht  dies  erst  nach  Ablaut  einei 
gewissen  Zeit  und  nach  Kämpfen.  Vorübergehende  Teuerung  kann  sogar, 
w'enn  Geschäftsstockung  damit  verbunden  ist,  den  Lohn  herabdrucken. 
Noch  schwerer  ist  nach  einer  Preisverminderung  ein  LohnruckgaUo 
durchzusetzen.  Verteuerung  der  Lebenshaltung,  Sachsen  der  Be- 
dürfnisse und  Erhöhung  der  Produktivität  der  Betriebe  geben  die 
Anregung,  Lohnsteigerungen  zu  erstreben.  jedem  Falle  aber  machen 
sich  auch  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkte 
Ebenso  bedeutet  allgemeine  Erhöhung  der  Löhne  eine  \ ermehrung 
der  Produktionskosten  und  damit  Steigerung  der  Preise  der  Erzeugnisse. 

Die  obere  Grenze  für  die  Lohnerhöhung  liegt  m der  Leistung  des 
Arbeiters  und  in  demPreise  dervon  den  Arbeitern  hergestelltenErzeugnisse^ 
Jede  Steigerung  der  Produktivität  der  Betriebe  gewährt  die  Möglichkeit, 
den  Lohn  zu  erhöhen.  Mehr  kann  an  Lohn  naturgemäß  nicht  gezahlt 
werden,  als  für  die  geleistete  Arbeit  eingenommen  wird.  Aber  auch  aut 
Kosten  der  anderen  Faktoren  kann  der  Lohn  gesteigert  werden  Der 
Zins  ist  bis  zum  Kriege  lierabgegangen,  wue  die  ländliche  Grundrente, 
während  der  Lohn  gestiegen  ist,  obwohl  die  Preise  der  Unterhaltsmittel 
des  Arbeiters  nicht  in  gleichem  Verhältnis  in  die  Höhe  gepngen  waren. 

\ngebotund  Nachfrage  erzeugen  innerhalb  der  angegebnen  Grenzen 
bedeutende  Schwankungen.  Die  Löhne  sind  auf  dem  Laude  m Sommei 
höher  als  im  Winter.  Die  Bedeutung  dieser  KonjunkturverliHtnisse  wird 
aber  oft  überschätzt ; auch  sittliche  Einflüsse  zeigen  gerade  hip  vieltach 
eine  größere  Einwirkung  als  die  Veränderung  von  Angebot  und  Nplitiage. 
Ans  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Meinung  kann  der  Unternehmer  ott 
seine  Übermacht  zur  Herabdrückung  der  Löhne  nicht  verwerten. 

Ob  eine  erlangte  Lohnerhöhung,  wie  Malthus  voraussetbe,  eine 
gesteigerte  Volksvermehrung  und  ein  übermäßiges  Arbeitspgebot  ver- 
anlaßt, ob  sie  sogar  zu  einer  Verminderung  des  Arbeitbnebes,  also  dei 
Leistung  führt  oder  zu  einer  dauernden  Erhöhung  der  Lebnsanspruche 
und  damit  zur  Verbesserung  der  Lage  der  arbeitende^  Klasse,  hangt 
von  der  sittlichen  Reife  und  Bildung  des  Volkes  ab.  Ricpdos  Ab- 
sicht, daß  der  durch  Angebot  und  Nachfrage  bedinge  Marktpeis  der 
Arbeit  immer  wieder  dem  natürlichen  Preis,  d.  h.  dem  pr  Erhaltung 
des  Arbeiterstandes  erforderlichen  kulturellen  Existeiizminimum  zustrebt, 
ist  weder  von  ihm  schlüssig  bewiesen,  noch  den  Tatsachen  entsprecliena 
Daß  höherer  Lohn  notwendig  zur  Vermehrung  der  Bpölkerung,  damit 
des  Angebots  führt,  ist  nicht  zuzugebeii.  Auch  würde  diep  M irkimg 
immer  erst  nach  längerer  Zeit  eintreten  können,  in  der  sich  der  .b'beits- 
markt  längst  wieder  verändert  hat.  Lass  alles  ehepes  Lohn- 
gesetz, wonach  der  Arbeitslohn  bei  wirtschaftlicher  Freiheit  stps  ant 
den  zur  Fristung  der  Existenz  notwendigen  Lebensunterhalt  ^schrankt 
bleiben  müsse,  übertreibt  die  Lehre  von  Ricardo  noch,  der  bei  aiitsteigenpi 
wirtschaftlicher  Entwicklung  Ausnahmen  seines  Lohiigesetzes  annahm 
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Eine  Zunahme  der  Bevölkerung  kann  durch  wachsende  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  ausgeglichen  und  überholt  werden.  Dies  kann  die  Folge 
sein  eines  Aufschwungs  des  Unternehmungsgeistes,  der  Vermehrung  und 
besseren  Organisation  des  Kapitals,  der  Steigerung  der  Bedürfnisse  und 
damit  der  Ansprüche  des  Inlandes,  der  erweitei  ten  Arbeit  für  die  Ausfuhr, 
wofür  eine  Grenze  kaum  abzusehen  ist.  Ebenso  unrichtig  ist  die  alte 
Lohnfondstheorie  J.  St.  Mills,  wonach  der  Lohn  aus  dem  Kapital 
des  Unternehmens  gezahlt  werde  und  diesem  nur  ein  bestimmter  Teil 
aus  dem  Nationalertrage  zur  Verfügung  stehe,  so  daß  die  Zahl  der  vor- 
handenen Arbeiter  sich  darin  zu  teilen  habe:  Je  größer  ihre  Zahl,  um  so 
kleiner  sei  der  auf  den  einzelnen  fallende  Teil.  Dagegen  ist  zu  sagen, 
daß  der  Arbeiter  selbst  fortdauernd  neue  Wtirte  schafft,  durch  welche 
der  Unternehmer  beständig  eine  Entschädigung  findet  und  der  Lohn- 
fonds gespeist  wird.  Dieser  ist  deshalb  nicht  fest  begrenzt. 

Mit  der  Entwicklung  der  Kultur  kann  nach  allem  sehr  wohl  eine 
fortdauernde  Besserung  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  eintreten,  und 
sie  hat  sich  tatsächlich  in  den  letzten  50  Jahren  in  außerordentlicher 
Weise  vollzogen.  Die  moderne  Arbeiterbewegung,  die  wachsende  Macht 
der  organisierten  Arbeiter  hat  in  dem  entfachten  Lohnkampf  den 
unteren  Klassen  einen  höheren  Anteil  am  Nationalertrage  verschafft. 

§ 66. 

Der  UnternehmergeAvinn. 

Pierstorff\  Die  Lehre  vom  Unternehmergewinn.  «Jöttingen  1875. 

Wirminghaus,  Das  Unternehmen,  der  Uuternehmergewinn  usw.  Jena  188t!. 

Mataja,  Der  Unternehmergewinn.  Wien  1884. 

G.  Groß,  Die  Lehre  vom  Unternehmergewinn.  Leipzig  1884. 

Eckert,  Uuteniehmereinkommen.  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschafts- 
lehre. Bd.  I.  Leipzig  1908. 

Als  Unternehmergewinn  ist  derjenige  Teil  des  Reinertrags 
aufzufassen,  der  übrig  bleibt,  wenn  die  Verzinsung  des  im  Unternehmen 
tätigen  Kapitals,  gleichviel,  ob  es  dem  Unternehmer  selbst  gehört  oder 
nicht,  und  der  Arbeitslohn,  den  sich  der  Unternehmer  bei  eigener 
Tätigkeit  anrechnen  muß,  abgezogen  werden.  Der  Unternehmergewinn 
bildet  daher  nur  einen  Teil  des  Unternehmereinkommens, 
welches  die  letzterwähnten  Bezüge  mit  umfaßt,  soweit  sie  dem  Unter- 
nehmer verbleiben  und  nicht  für  Darlehen  abzugebeu  sind.  Solch  ein 
ünternehmergewinn  wird  keineswegs  von  allen  Unternehmungen  er- 
zielt, vielmehr  gewähren  die  meisten  unter  dem  Drucke  des  Wett- 
bewerbs nur  eine  angemessene  Verzinsung  des  Kapitals  und  einen 
Arbeitslohn.  Auch  dort,  wo  in  einzelnen  Jahren  Überschüsse  erzielt 
sind,  werden  sie  nicht  selten  durch  Verluste  in  anderen  aufgezehrt, 
so  daß  im  Durchschnitt  ein  Überschuß  nicht  verbleibt.  Ein  solcher 
wird  vielmehr  in  der  Regel  nur  durch  außergewöhnliche  Leistungen 
oder  unter  besonderen  äußeren  Verhältnissen  erzielt.  Er  ist  der  Lohn 
für  die  Organisation  und  Leitung  des  Geschäfts,  außerdem  die  Ent- 
schädigung für  die  Last  und  Sorge,  die  mit  dem  Risiko  des  Geschäftes 
verbunden  ist,  vor  allem  eine  Versicherungsprämie  für  dieses  Risiko 
selbst. 

Der  Unternehmergewinn  ist  als  eine  Zusammensetzung  aus  Kapitals- 
rente und  Arbeitsrente  aufzufassen.  Er  ist  dort  als  berechtigt  anzuerkennen, 
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wo  das  gleiche  Kapital,  die  gleiche 

üSt  IpheMich  zu  Ifeaptworteh,  sondern  aut  die  besonderen  Verhalt- 
nisse  Rücksicht  zu  nehmen. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Krisen. 


§ 67. 

Wesen,  Arten  und  Bedeutung. 

Die  Wirtt.hatt.kri.eai  Geeehiehte  der  aat.-ök.a.  Kri.entheorien, 

Politik.  Bd.  19. 

eine  der  Rentabilität  der  Unternehmungen  entsprechende  odei,  durch 
die  allsemeine  Panik  gefördert,  noch  darüber  hinausgehende  Kur^ 
trab  etS  erS^  Es  treten  dabei  erhebliche  Verluste  ein,  durch 
ShP  ShstS  eroße  Zahl  von  Börsenspekulanten  zahlungsunfähig 
;äraber  afch  GLhäftsleute  io  Mitleidenschaft  gezogen 
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werden.  Beispiele  sind  die  Krisen  infolge  der  Tulpenraanie  in  den 
Niederlanden  1634—38,  nach  dem  Schwindel  John  Laws  in  Frankreich 
1715—20,  der  Wiener  Krach  vom  Mai  1873. 

Die  Börsenkrisen  führen  teilweise:  2.  zu  allgemeinen  Kreditkrisen, 
wenn  bei  weit  ausgedehnter  Spekulation  das  Vertrauen  allgemein  ge- 
schwunden ist.  Kreditkrisen  können  auch  entstehen  durch  zu  starke 
Vermehrung  der  Umlaufsmittel  und  deren  plötzliche  Entwertung,  z.  B. 
infolge  übermäßiger  Ausgabe  der  Assignaten  in  Frankreich  nach  der 
Revolution  1794—1796,  dann  infolge  des  Zusammenbruchs  großer  Banken, 
in  den  Ver.  Staaten  1837  und  1839,  London  1866,  Hamburg  1763,  1799. 

Sie  haben  leicht  zur  Folge : 3.  Handelskrisen,  wenn  Handel  und 
Industrie  in  ihrer  Tätigkeit  durch  die  verminderten  oder  verteuerten 
Darlehen  übermäßig  gehemmt  werden.  In  der  Regel  allerdings  sind  die 
Handelskrisen  durch  Absatzstockungen  entstanden  infolge  zu  sehr 
gesteigerter  Produktion,  z.  B.  nach  zu  ausgedehnten  Gründungen,  wie 
1857  und  1873—78,  oder  infolge  plötzlich  verminderten  Bedarfs.  Diese 
Absatzkrisen  haben  wiederum  meist  Kreditkrisen  im  Gefolge. 

Die  Absatz-  und  Industriekrisen  können  ferner  infolge  von 
Kriegen,  Verkehrsstockungen  und  Mißernten  (1847)  entstehen,  durch 
welche  die  Kaufkraft  des  Landes  vermindert  wird.  Sie  sind  um  so  häufiger 
und  tiefergehend,  je  ausgedehnter  der  internationale  Handel  und  je  weiter 
entwickelt  die  Arbeitsteilung  ist.  Die  Absatzkrisen  kehrten  in  den  letzten 
100  Jahren  in  regelmäßigen  Abständen  wieder,  haben  aber  seit  1873 
mehr  den  Charakter  zunächst  längerer,  danji  kürzerer  Depressionen 
(von  1873 — 78,  1887/88,  1890 — 94,  dann  1901/2)  angenommen  gegenüber 
den  akuten  und  intensiven  Stockungen  der  früheren  Zeiten. 

4.  Die  Agrarkrise  der  zwanziger  Jahre  ist  durch  zu  starke  Er- 
weiterung des  Ackerbaues  und  eine  Reihe  überreicher  Ernten  herbei- 
gefiihrt  worden.  Die  gedrückte  Lage  der  Landwirtschaft  in  den  achtziger 
und  Anfang  der  neunziger  Jahre  ist  die  Folge  des  Preissturzes  des  Ge- 
treides gewesen,  verursacht  durch  den  Wettbewerb  neuaufgeschlossener 
Länder  infolge  der  Verbesserung  der  Verkehrsmittel  und  der  Ausdeh- 
nung der  wirtschaftlichen  Kultur.  Sie  ist  nicht  als  Krise,  sondern  als 
Wirtschaftsstockung  aufzufassen. 

Die  Folgen  der  Börsenkrisen  sind  viel  über-  und  viel  unter- 
schätzt worden.  Die  Verluste  sind  bei  weitem  nicht  so  bedeutend  für 
die  ganze  Volkswirtschaft,  wie  nach  dem  Kursrückgänge  zu  erwarten 
ist.  Demi  wie  die  Kurssteigerung,  die  auf  einer  Überschätzung  des 
Ertragswertes  einer  Unternehmung  beruht,  keinen  entsprechenden 
Vermögenszuwachs  bedeutet,  so  ist  das  Sinken  des  Kurses  nicht  ohne 
weiteres  ein  Verlust  für  die  Volkswirtschaft.  Die  Krisen  wirken  bei  akutem 
Auftreten  wohltätig,  indem  sie  die  Spekulation  für  lange  Zeit  dämpfen 
und  manche  Wucherpflanze  im  Keim  ersticken.  Immerhin  aber  be- 
deuten die  Wunden,  die  sie  schlagen,  eine  Schwächung  des  Landes, 
da  die  Verluste  auf  die  Erzeuger,  Unternehmer  wie  Arbeiter,  übertragen 
werden,  und  die  Stockung  länger  zu  dauern  und  weiter  zu  greifen 
pflegt,  als  den  Verhältnissen  entspricht. 

Eine  gleichmäßigere  Verteilung  des  Einkonimens  und  eine  Erhöhung 
der  Löhne  würden  die  Krisen  wohl  zu  mildern,  aber  keineswegs  zu  be- 
seitigen vermögen,  wie  es  von  Vertretern  des  Sozialismus  (Rodbertus, 
Flürscheim)  behauptet  wird,  die  davon  ausgehen,  daß  die  arbeitende 
Klasse  mehr  Güter  produziert,  als  sie  mit  ihrem  Lohn  zu  kaufen 
vermag.  Die  Hauptursache  dieser  Absatzstockungen  ist  die  Unmög- 
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liVhkf'it  den  Bedarf  zu  übersehen,  die  zu  erwartende  Produktion  zu 

dementsprechend  einzurichten  Die  Kreditwtrtschaft 
Wie  die  Ausbildung  der  technischen  Hilfsmittel  und  die  Arbeitsteilung 
des  Großbetriebs  ermöglichen  in  der  Gegenwart  in  kuizester  Fiist 

den  meisten  Gewerben  eine  Erweiterung  der  vpr 

Bedarf  iedenialls  über  die  augenblickliche  Zahlungsiahigkeit  der  \ev 
braucher  hinaus.  Diese  Zahlungsfähigkeit  ist  aber  überhaupt  niclR 
für  alle  Gewerbe  in  gleichem  Verhältnis  zur  Produktion  zu  ei halten. 
Die  Hebung  der  Kaufkraft  der  Arbeiterklasse  wird  immer 
Gewerbe  begünstigen  und  am  wenigsten  die,  in  denen  die 
besonders  geltend  gemacht  haben  (Schwerindustrie).  Die  Ubei- 
produktion  führt  immer  zu  starkem  Preisrückgang,  dadurch  zu  Arbeitei- 
entlas'Jungen,  Stillstand  und  Untergang  von  Unternehmung^. 

Staaf  und  Gemeinden  können 

Krisen  für  die  Arbeiter  beitragen,  wenn  sie  soviel  wie  möglich  ihie  Unter- 
nehmungen, wie  Straßen-  und  andere  Bauten,  Meliorationen  ^sw  auf  die 

Zeiten  des  Rückganges  der  privaten  Geschäftstätigkeit  ^ anJeteiS’ 

losigkeit  der  unteren  Bevölkerung  verspüren.  Eh  scheint 

als  ob  man  in  der  neueren  Zeit  mehr  und  mehr  gelernt  hat,  mit  den 

modernen  Hilfsmitteln  den  Bedarf  , Resser  zu  ubersehen  uM 

Produktion  anzupassen.  Die  Kartelle  haben  dabei  mit^eholf  - , 

die  Diskontpolitik,  die  in  Zeiten  des  Hochstandes  der  Spekulation 

durch  Diskonterhöhungen  ein  Warnungszeichen 

Produktion  zu  begegnen.  Daher  waren  die  letzten  Krisen  leichtei  und 
kürzer  als  die  früheren. 


Vierter  Teil. 

Die  Geschichte  der  Nationalökonomie. 

Robert  von  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswisseuschaften.  3 Bde 
Lrlangen  1855,58. 

W.  Roscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland.  München  1874 
Eisenhart,  Geschichte  der  Nationalökonomik.  2.  Aufl.  Jena  1891. 

John  Keils  Ingram,  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre.  2.  Aufl.  Tübino-en  1905 
Du  Mesnil-Marigny,  Histoire  de  Peconomie  politique.  Paris  1872.  ” 

A.  Oncken,  Geschichte  der  polit,  Ökonomie.  Bd.  I.  Leipzig  1902. 

V.  Fhilippovich,  Entwicklung  der  wirtschaftspolitischen  Ideen  im  lä  Jahrhundert. 
Tübingen  1910. 

E.  Dühring,  Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und  des  Sozialismus 
4.  Aufl.  Leipzig  1900. 

Gide  u.  Rist,  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Lehrmeinungen.  Nach  der 
2.  Aufl.  hrsg.  von  Oppenheimer.  Deutsch  von  E.  W.  Hom.  Jena  1913. 

Sammlung  sozialwissenschaftlicher  Meister,  hrsg.  von  Waentig,  Jena. 
Ausgewählte  Lesestücke  zum  Studium  der  politischen  Ökonomie,  hrsg.  von  Dlchl 
und  Mombert  I— XUI.  Karlsruhe. 


Erster  Abschnitt. 

Der  Merkantilismus. 

§ 68. 

Die  Grundanschauungen  des  Merkantilsystems. 

H.  J.  Bidermann,  Über  den  Merkantilismus.  Innsbruck  1870. 

Held,  Carey’s  Sozialwissenschaft  und  das  Merkantilsystem.  Würzburg  1866 

V.  Heyking,  Zur  Geschichte  der  Handelsbilanztheorie.  Berlin  1880. 

Schmoller,  Studien  über  die  wirtschaftl.  Politik  Friedrichs  d.  Gr.  Jahrb  f Gesetz» 
u.  Verw.  Jg.  8.  • e>- 

Small,  The  Cameralists.  London  1909. 

Zielenziger,  Die  alten  deutschen  Kameralisten.  Jena  1914. 

War  im  klassischen  Altertum  die  Volkswirtschaft  auch  bereits  ent- 
wickelt, so  fehlte  es  doch  damals,  wie  im  Mittelalter,  fast  ganz  an  theo- 
retischen Untersuchungen  über  wirtschaftliche  Fragen.  Die  Wissenschaft 
der  Alten  war  mehr  auf  abstrakte  als  praktische  Aufgaben  gerichtet  und 
der  Betrachtung  der  wirtschaftlichen  Arbeit  um  so  weniger  geneigt,  als 
diese  nicht  in  Ansehen  stand,  die  gewerbliche  Tätigkeit  des  freien  Mannes 
für  unwürdig  galt.  Auch  im  Mittelalter  ist  die  Wissenschaft  spekulativ. 
Und  wenn  schon  die  Arbeit  als  solche  nicht  mehr  verachtet  wird,  so  schätzt 
doch  die  herrschende  Kirche  den  Arbeitsgewinn  so  gering,  daß  nur  einzelne 
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..Aufgaben  wirtschaftlicher  Art  die  wissenschaftliche  Betrachtung  zu  inter- 
essieren vermögen.  Erst  die  gewaltigen  staatlichen  und  wirtschaftlichen 
Veränderungen  des  16.  Jahrhunderts  haben  wissenschaftlich  gehaltene 
Arbeiten  über  volkswirtschaftliche  Fragen  von  nachhaltiger  Bedeutung 
hervorgerufen,  die  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  sich  zu  einem  volks- 
wirtschaftlichen System  entwickelt  haben,  das  unter  dem  Namen  des 
Mer  kantil Systems  bekannt  ist.  Es  ist  von  keinem  Schriftsteller  all- 
seitig vertreten,  ebensow'enig  von  einem  Staatsmann  geschlossen  durch- 
geführt. Es  ist  als  die  Grundanschanung  der  Zeit  zu  bezeichnen  und  hat 
mehr  Bedeutung  durch  die  praktische  Handhabung  als  durch  die  theo- 
retische Erörterung  gewonnen.  Die  wirtschaftlichen  und  staatlichen 
Veränderungen,  welche  zur  nationalökonomischen  Forschung  anregten, 
waren  1.  die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  und  des  Beamtenstaates, 
2.  die  allgemeine  Einbürgerung  der  Geldwirtschaft,  3.  der  wachsende 
Finanzbedarf  des  Staats,  besonders  infolge  der  Ausbildung  der  Söldner- 
heere, 4.  die  Umw’älzuiig  der  Preisverhältnisse  durch  den  plötzlichen 
Zufluß  der  Edelmetalle  nach  der  Entdeckung  Amerikas. 

Die  Grundanschauungen  des  Merkantilsystems  sind:  1.  Die  Staats- 
gew'alt  kann  das  volkswirtschaftliche  Leben  leiten  und  regeln  und  hat 
die  Aufgabe,  überall  einzugreifen,  um  die  VolkswirLschaft  zu  heben. 
2.  Wie  der  Privatmann  um  so  reicher  ist,  je  mehr  Geld  er  besitzt,  so 
hat  auch  die  Regierung  das  Geld  als  notw^endiges  Tausch-  und  Spar- 
mittel gegebenenfalls  künstlich  zu  vermehren  und  im  Lande  zu  er- 
halten. 3.  Als  das  beste  Mittel  hierzu  wird  angesehen  der  auswärtige 
Handel  mit  günstiger  Bilanz,  d.  h.  ein  Handelsverkehr,  der  mehr  Güter 
und  wertvollere  Waren  aus-  als  einführt  und  dafür  mehr  Geld  ein- 
nimmt als  ausgibt.  4.  Zur  Erzielung  einer  günstigen  Handelsbilanz 
wird  für  notw'endig  erachtet  die  Hebung  der  Industrie  und  hierzu 
wüedernm,  wie  zur  Steigerung  der  politischen  Macht,  eine  Vermehrung 
der  Bevölkerung.  5.  Zur  Förderung  der  Industrie  wird  eine  strenge 
Gewerbeordnung  durchgeführt,  ergänzt  und  unterstützt  durch  Prämien 
und  Vorrechte.  Diese  Maßregeln  können  erst  zur  vollen  Wirkung  ge- 
langen in  einem  selbständig  abgegrenzten  Gebiet.  Daher  wird  ge- 
fordert 6.  die  Abschließung  des  Landes  durch  eine  Zollgrenze,  um  die 
Aus-  und  Einfuhr  zu  regeln,  die  Einfuhr  der  Erzeugnisse  wie  die 
Ausfuhr  der  Rohstoffe  zu  erschweren  oder  ganz  zu  verhindern. 

Die  Merkantilisten  erstreben  die  Ausbildung  einer  geschlossenen 
nationalen  Wirtschaft,  die  sie  wie  eine  große  Privatwirtschaft  auftässen. 
Daraus  erklärt  sich  die  einseitige  Auffassung  des  Geldes  als  Träger  des 
Wohlstandes  und  die  Ansicht,  daß  im  internationalen  Verkehr  der  Gewinn 
des  einen  Landes  nur  auf  dem  Schaden  des  anderen  beruhe.  So  sehr 
sie  den  Luxus  an  ausländischen  Erzeugnissen  für  schädlich  halten, 
erachten  sie  doch  einen  Aufwand,  der  das  Geld  im  Inlande  in  Umlauf 
setzt,  für  förderlich. 


§ 69. 

Die  wissenschaftlichen  Vertreter  des  Merkantilismus. 

Eugen  Daire,  Economistes  financiers  du  XVIII  siöcle.  Paris  1843. 

V.  Erdbirg,  Johanu  Joachim  Becher.  Jena  1896. 

Srbik.  W.  V.  Schroeder.  Sitzungsber.  d.  k.  Akad.  d.  Wiss.  in  Wien,  phil.-hi.st. 
Kl.,  Bd.  164. 


J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  And* 
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Die  ersten  nationalökonomischen  Schriftsteller  der  merkantilistischen 
Periode  finden  wir  in  1 1 a 1 i e n,  vor  allen  AntonioSerra,  der  1613  in 
einer  Schrift  die  Bedingungen  des  Volkswohlstandes,  die  Bedeutung  von 
Industrie  und  Handel  untersucht  und  die  Frage  behandelt,  wie  durch  sie 
Gold  und  Silber  ins  Land  gebracht  werden  können,  wobei  der  Herstellung 
von  Kunstwaren  besondere  Wichtigkeit  beigelegt  wird.  Er  zeigt  aber 
richtiges  Verständnis  für  die  Bedeutung  der  menschlichen  Arbeit  und  ist 
gegen  ein  Ausfuhrverbot  des  Geldes  und  ähnliche  den  Verkehr  behindernde 
Beschränkungen.  Außerdem  sind  zu  nenneu  Schriften  von  Antonio 
Broggia,  1743,  und  Antonio  Genovesi,  1760. 

In  England  kommt  außerBacon  von  Verulam,  als  einem  Anhänger 
der  merkantilistischen  Handelsbilanzlehre  nnd  Vertreter  ausgedehnter 
Staatstätigkeit  im  wirtschaftlichen  Leben,  besonders  Thomas  Mun  in 
Betracht  mit  seinen  Arbeiten:  A discourse  of  trade  from  England  into 
the  East  India,  1609,  2.  Aufl.,  1621,  und  Englands  treasure  by  foreign 
trade  or  the  balance  of  our  foreign  trade  is  the  rule  of  our  treasure,  1641 
(übersetzt  von  Biach,  Wien  und  Leipzig  1911).  Er  verteidigt  die  Tätig- 
keit der  ostindischen  Handelskompagnie  und  sucht  zu  zeigen,  daß  sie  eine 
günstige  Handelsbilanz  für  England  herbeiführe.  Er  rechtfertigt  die 
,.statute  ot  employment“  Heinrichs  VIII.,  welche  fremde  Kaufleute 
zwang,  nur  heimische  Ware  und  nicht  Geld  für  die  im  Inlande 
verkauften  Gegenstände  auszuführen.  In  der  späteren  Schrift  verwirft 
er  indes  eine  strengere  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  einzelnen  Kauf- 
akte. Er  tritt  für  die  Wahrung  einer  günstigen  Handelsbilanz  ein: 
„Geld  ei’zeugt  den  Handel,  und  der  Handel  vermehrt  das  Geld.“  Außerdem 
sind  zu  nennen:  Josiah  Child  mit  2 Schrjften  aus  den  Jahren  1668 
und  1690  und  William  Temple  mit  einer  Arbeit  aus  dem  Jahre  1672. 

In  Frankreich  kommen  in  Betracht:  Francois  Melon,  Essais 
polit.  sur  le  commerce,  1731  (deutsch:  Jena  1840);  L.  Forbonnais  , 
Elements  du  commerce,  1754,  Principes  et  observations  econoraiques,  1767. 

In  Deutschland  sind  zu  nennen:  Kaspar  Klock,  Tractatus 
nomicopoliticus  de  contributionibus , 1634;  Veit  Ludw.  v.  Secken- 
dorff,  Teutscher  Fürstenstaat,  1656,  zuletzt  1754;  Johann  Joachim 
Becher,  Politischer  Diseurs  von  den  eigentlichen  Ursachen  des  Auf- 
und  Abnehmens  der  Städte,  Länder  usw.,  1668;  W.  v.  Schröder, 
Fürstliche  Schatz-  und  Rentkammer,  1686, 

Die  merkantilistische  Praxis  finden  wir  im  ganzen  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, ohne  Einseitigkeit  besonders  unter  Colbert  (1619 — 87),  sehr 
ausgeprägt  unter  Cromwell,  aber  auch  bei  Friedrich  Wilhelm  I., 
Friedrich  dem  Großen  und  anderen  Fürsten.  Man  suchte  durch  staat- 
liches Eingreifen  sowohl  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  wie  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  zu  fördern,  freilich  auch  solche  Zweige,  die  den 
natürlichen  Verhältnissen  des  Landes  nicht  entsprachen,  wie  in  Preußen 
die  Seidenkultur.  Sti  enge  Schutzzölle  sollten  den  Verkehr  aus  dem  Aus- 
land günstig  beeinflussen.  Man  suchte  durch  Prämien  die  Heiraten  und 
Geburten  zu  vermehren.  Die  Auswanderung  wurde  verboten,  da- 
gegen die  Einwanderung  einer  gebildeten  Bevölkerung  gefördert. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Der  Liberalismus. 

§ 70. 

Das  phy sio kr a tische  System. 

Etigen  Daire,  Les  Physiocrates.  I.  II.  Paris  1846/48. 

G.  Kellner,  Zur  Geschichte  des  Physiokratismus.  Göttingen  1848. 

A.  Oncken,  Zur  Geschichte  der  Physiokratie.  Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  u.  Volksw. 
Bd.  17. 

Hasbach,  Die.  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen  der  von  Quesnay  u.  Ad. 
Smith  begr.  polit.  Ökonomie.  Leipzig  1890. 

Die  Einseitigkeit,  die  insbesondere  in  der  merkantilistischen  Praxis  zu 
Tage  trat,  führte  im  Laute  des  18.  Jahrhunderts  zu  einer  wesentlichen  Um- 
wälzung der  Ansichten.  Man  erkannte,  daß  die  Begünstigung  von  Handel 
und  Industrie  nur  einzelnen  zugute  kam,  die  Landwirtschaft  insbesondere 
durch  die  Ausfuhrverbote  für  Rohstofl’e  litt,  ohne  daß  die  Industrie  dadurch 
entsprechend  gefördert  wurde.  Das  Eingreifen  der  Regierungsgewalt  in  die 
Einzelheiten  der  Volks-  und  Privatwirtschaft  führte  zu  Mißgriffen,  ein 
Wechsel  der  Personen  bedeutete  oft  einen  Wechsel  der  Politik.  Die  ein- 
seitige Handelspolitik  schloß  die  Länder  gegeneinander  ab.  In  Spanien 
hatte  die  merkantilistische  Geldpolitik  einen  vollen  Fehlschlag  gebracht, 
die  künstliche  Anhäufung  von  Edelmetall  zu  einer  allgemeinen  Preis- 
steigerung geführt.  Zu  diesen  äußeren  Gründen  traten  theoretische  Ge- 
sichtspunkte: der  Rationalismus,  der  alles  Hergebrachte  vor  das  Forum 
der  reinen  Vernunft  zitierte,  und  die  Naturrechtslehre,  die  gegenüber  dem 
gesetzten  Recht  eine  natürliche  Gesellschaftsordnung  annahm,  die,  über 
Raum  und  Zeit  erhaben,  sich  durchsetzen  würde,  sofern  nur  die  staat- 
lichen Gesetze  nicht  störten.  So  ergab  sich  aus  der  Auflehnung  gegen 
äußere  Bevormundung  und  der  Änderung  der  allgemeinen  Grundan- 
schauungen eine  neue  Lehre,  die  physiokratische,  so  genannt,  weil 
ihre  Vertreter  davon  ausgingen,  daß  auch  das  wirtschaftliche  Leben 
völlig  von  Naturgesetzen  beherrscht  werde,  deren  freies  Walten  die 
Volkswirtschaft  am  besten  fördere. 

Die  Physiokraten,  vor  allen  Francois  Quesnay,  der  Leibarzt 
Ludwigs  XV.,  in  seiner  Schrift  „Tableau  economique“,  Versailles  1757, 
vertreten  folgende  Grundsätze:  1.  Nur  die  Bodenkultur  ist  imstande,  das 
Volksvermögen  zu  vermehren.  2.  Handel  und  Industrie  erhöhen  den  Wert 
der  Stoffe  nur  um.,  so  viel,  als  die  darauf  verwendete  Arbeit  kostet;  sie 
erzeugen  keinen  Überschuß,  sind  daher  unproduktiv.  3.  Weil  die  Land- 
wirtschaft allein  einen  Überschuß,  einen  produit  net,  erzeugt,  muß  auf 
sie  jede  Steuer  zurückfallen;  daher  ist  eine  einzige  landwirtschaftliche 
Ertragssteuer  zu  empfehlen.  4.  Eine  künstliche,  übermäßige  Vermehrung 
des  Geldes  im  Lande  führt  nur  zur  Entwertung  und  bringt  keinen  volks- 
wirtschaftlichen Nutzen.  5.  Da  die  Volkswirtschaft  allgemeinen,  festen 
Naturgesetzen  unterworfen  ist,  kann  ein  diesen  entgegengerichtetes  Ein- 
greifen der  Regierung  nur  schädlich  wirken,  daher  der  von  dem  Physio- 
kraten Gournay  herrührende  Wahlspruch  für  die  Staatsgewalt:  Laissez 
faire,  laissez  passer.  Die  Tätigkeit  der  Regierung  hat  sich  allein  auf 
Herstellung  der  Sicherheit,  auf  Beseitigung  der  wirtschaftlichen  Hemm- 
nisse zu  beschränken.  Die  Physiokraten  fordern:  Fortfall  aller  Zoll- 
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schranken  und  Monopole,  aller  Fronden  und  sonstigen  Feudallasten, 
um  im  Innern  die  wirtschaftliche  Freiheit  herzustellen  und  walten  zu 
lassen.  Sie  verlangen  auch  die  Beseitigung  der  Absperrung  der  ein- 
zelnen Länder.  Sie  bahnen  damit  die  Zeit  der  freien  Arbeit  an  und 
suchen  die  Gegensätze  der  Völker  zu  mildern. 

Vertreter  der  Richtung  waren  in  Frankreich:  der  ältere  Mirabeau, 
Dupont  de  Nemours  u.  a.;  in  Deutschland:  Schlettwein,  Fulda, 
Schmalz,  der  Schweizer  I s a a k Iselin;  in  England:  Tucker.  Der 
bedeutendste  Anhänger  der  Lehre,  der  aber  weit  über  sie  hinausging  und 
sich  von  ihren  größten  Ein.seitigkeiten  frei  hielt,  war  T urgot,  besonders 
in  seinen  Reilexions  sur  la  formation  et  la  distribution  des  richesses,  1766. 

§ 71. 

Adam  Smith. 

■ä.  Hdd,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands.  Leipzig  1881. 

Rüsler,  Uber  die  Grundlehren  der  von  Ad.  Smith  begründeten  Volkswirtschafts- 
theorie.  2.  Aufi.  Erlangen  1871. 

Hasbach,  Untersuchungen  über  Ad.  Smith  und  die  Entwicklung  der  politischen 
Ökonomie.  Leipzig  18ül. 

Zeyss,  Ad.  Smith  und  der  Eigennutz.  Tübingen  1889. 

Haldane,  Life  of  Ad.  Smith.  London  1887. 

WalckeVj  Ad.  Smith,  der  Begründer  der  moderneu  Nationalökonomie.  Berlin  1890. 

F,  IJfschitz,  Adam  Smiths  Methode  im  Lichte  der  deutschen  nationalökon.  Literatur 
des  19.  Jahrh.  Bern  1908. 

Der  außerordentliche  Aufschwung,  den  Englands  Handel  und  In- 
dustrie in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  gewannen,  und  das 
dadurch  begründete  augenscheinliche  ^Vachsen  des  Wohlstandes  des 
Landes  veranlaßten  eine  abermalige  Änderung  der  wirtschaftlichen 
Anschauungen.  — Der  Schotte  Ad.  Smith,  geh.  1723  zu  Kirkaldy, 
gest.  1790,  stellte  ein  neues  abgerundete.s  System  in  seinem  1776  er- 
schieneuen  epochemachenden  Werke  auf:  „Untersuchungen  über  die  Natur 
und  die  Ursachen  des  Nationalreichtums“.  Er  stützte  sich  in  seiner  Lehre 
vielfach  auf  Dav.  Hu  ine  (1752  Political  discourses.  deutsch  von  Kraus 
1800,  V.  Niedermüller  1876,  und  Essays  and  treatises  on  several 
subjects  1753 — 1754)  und  zeigte  Verwandtschaft  mit  Turgot,  ging 
aber  über  beide  hinaus. 

Ad.  Smith  übernimmt  von  den  Physiokraten  den  Gedanken  der 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Naturgesetze.  Er  geht  von  der  Ansiclit  aus, 
daß  im  allgemeinen  die  wirtschaftliche  Tätigkeit,  die  das  Privatinteresse 
verfolgt,  zugleich  am  besten  das  Gemeinwohl  fördert,  da  jenes  bei  wirt- 
schaftlicher Freiheit  durch  die  Konkurrenz  in  die  richtigen  Balinen 
geleitet  wird.  Er  betont  das  Interesse  der  Verbraucher  gegenüber  dem 
der  Erzeuger,  was  damals  ein  großer  Fortschritt  war.  Er  stellt  über- 
haupt das  Wohl  des  einzelnen  gegenüber  dem  Staat  und  der  Gesamt- 
heit in  den  Vordergrund  und  beansprucht  vom  Staate  Beseitigung  aller 
Hemmnisse  und  Schutz,  damit  jeder  einzelne  zur  möglichsten  Entfaltung 
seiner  Kräfte  gelangen  könne.  Deshalb  wird  sein  System  mit  Recht  als 
„individualistisch“  bezeichnet.  Er  verlangt,  wie  die  Physiokraten,  Be- 
seitigung der  Monopole,  FideikomniLsse  usw.  und  Herstellung  der  Handels- 
und Gewerbefreiheit.  Ausnahmen  gesteht  er  zu,  wie  die  Navigationsakte, 
Schutz  für  Kriegsbedarf  Maßregeln  ans  politischen  Gründen  usw.  Er 
tritt  als  Gegner  der  Physiokraten  auf,  indem  er  anerkennt,  daß  auch 
Handel  und  Industrie  den  Nationalreichtum  vermehren  können;  Wert- 
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erhöhung  ist  allein  der  Zweck  wirtschaftlicher  Tätigkeit  und  wird  seiner 
Ansicht  nach  in  allen  Gewerben  ei  i eicht,  aber  nur  mit  Hilfe  menschlicher 
Arbeit.  Allein  der  Überschuß  der  Produktion  über  den  Verbrauch 
fördert  den  Nationalwohlstand.  Dieser  kann  daher  nur  erhöht  werden, 
wenn  man  die  Arbeit  vermehrt  und  vervollkommnet  (durch  Arbeitsteilung), 
oder  wenn  die  Bedürfnisse  und  die  unproduktive  Bevölkerung  vermindert 
werden.  Die  menschliche  Arbeit  ist  nach  Smith  auch  der  beste  Maßstab 
des  Wertes  der  Güter,  der  nach  der  Menge  der  Arbeit  beurteilt  wird, 
die  man  mit  einem  Gut  kaufen  kann.  Ursprünglich  ist,  seiner  Meinung 
nach,  der  Preis  der  Waren  nur  so  hoch  gewesen  wie  die  zur  Herstellung 
verwendete  Arbeit.  Nach  Ausbildung  des  Privateigentums  enthält  der 
Preis  der  Waren  gewöhnlich  noch  Kapitalrente  und  Bodenrente. 

Ad.  Smith  ist  früher  vielfach  überschätzt,  später  von  der  Kritik 
oft  unterschätzt  worden.  Seine  Bedeutung  liegt  darin,  daß  er  die  Ansichten 
der  früheren  Schulen  von  ihren  Einseitigkeiten  befreit  und  zu  einem  ge- 
schlossenen System  zusammengefügt  hat,  dazu  in  einer  Form,  die  die 
weitesten  Kreise  für  die  wirtschaftlichen  Fragen  interessierte. 


§ 72. 

Malthus  und  Ricardo. 

Knapp,  Darwin  und  die  Sozialwissenschaften.  Jahrbücher  f.  Nat.-Ok.  Bd.  XVIIl. 

V.  John,  Malthus’  Bevölkerungsgesetz.  Jahrh.  f.  Nat.,  N.  F.  Bd.  II. 

L.  Brentano,  Die  Malthussche  Lehre  und  die  Bevölkerungsbewegung  der  letzten 
Dezennien.  München  15307. 

Oppenheimer,  Bevölkerungsgesetz  des  Th.  R.  Malthus  n.  der  neueren  theoretischen 
Nationalökonomie.  Berlin  15301. 

Vgl.  Literatur  zu  gg  14  u.  15. 

K.  Diehl,  Sozialwissensehaftl.  Erläuterungen  zu  Ricardos  'Grundgesetzen.  2 Bde. 
Leipzig  15305. 

Der  Engländer  Robert  Malthus  (1766 — 1834)  hat  in  seiner 
Schrift:  „An  essay  on  the  principle  of  population“  1803  eine  den  früher 
maßgebenden  Anschauungen  völlig  entgegengesetzte  Bevölkerungs- 
lehre aufgestellt.  Deren  Hauptinhalt  ist:  1.  Die  Menschen  haben  wie 
die  Tiere  das  Streben  und  die  Fähigkeit,  sich  in  stärkerem  Maße  zu 
vermehren  als  die  zur  Erhaltung  nötigen  Lebensmittel.  2.  Es  .liegt 
daher  nach  einem  Naturgesetz  fortdauernd  die  Gefahr  einer  Über- 
völkerung vor,  solange  der  Mensch  sich  seinen  Trieben  überläßt,  nicht 
die  Gefalir  erkennt  und  durch  verständige  Enthaltsamkeit  vermeidet. 
3.  Epidemien,  Kriege  und  andere  gewaltsame  Hindernisse  der  Volks- 
vermehrung sind  notwendige  Folgeerscheinungen  dieser  Verhältnisse. 

Malthus  schließt  daraus,  daß  jede  künstliclie  Förderung  der  Volks- 
vermehruiig  überflüssig  ist  und  nur  schädlich  wirken  kann.  Ebenso  nach- 
teilig ist  eine  ausgedehnte,  humane  Armenpflege,  die  dem  Volk  die 
Sorge  für  die  Zukunft  abnimmt.  Nur  die  volle  Selbstverantwortlichkeit 
eines  jeden  für  sein  Tun  und  Treiben,  die  klare  Einsicht  in  die  Verhältnisse 
und  die  sittliche  Kraft  des  Volkes  können  jene  Übelstände  beseitigen. 
Malthus  hat  aber  wenig  Hoftiinng,  daß  dieses  erreicht  werden  wird.  Er 
zieht  die  Bedeutung  der  Kulturentwicklung  und  die  Möglichkeiten  der 
Ausdehnung  und  Hebung  der  Bodenkultur  nicht  genügend  in  Rechnung, 
überschätzt  daher  den  Einfluß  des  Vorrats  an  Nahrungsmitteln  auf  die 
Bevölkerungsbewegung  und  unterschätzt  die  Mittel  einer  entwickelten 
Volkswirtschaft  zur  Vermehrung  der  Nachfrage  nach  Arbeit  und  zur 
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Steigerung  der  Arbeitsleistungen.  Er  setzt  Bevölkerung  und  Lebensmittel 
einander  gegenüber,  während  zwischen  beide  sich  das  Eigentumsrecht 
einschiebt  und  so  die  Fragen  der  Kaufkraft  der  Bevölkerun»-  und  der 
Preisbildung  der  Lebensgüter  Bedeutung  gewinnen.  Nicht  Maltlius  selbst 
wohl  aber  seine  Schüler  verlangten  das  Eingr.dfen  der  Staatsgewalt  um 
die  \ Olksvermehrung  künstlich  zu  hemmen  (]*]hebeschränkungen  Orga- 
nisatmn  der  Auswanderung  usw.),  wodurch  sie  die  Maltliussche  Theorie 
in  Mißkredit  gebracht  haben.  Deren  Grundanscliauungen  sind,  so  ver- 
schieden auch  die  Verhältnisse  der  Kulturländer  nach  Raum,  Zeit,  Berufs- 
gliederung, Siedelungsverhältnissen  und  Wohlhabenheit  liegen,  in  der 
Hauptsache  als  richtig  anzuerkennen.  Gegen  die  Formulieraug  lassen 
sich  jedoch  erhebliche  Bedenken  geltend  machen. 

David  Ricardo  (1772 — 1823)  trat  1817  in  seinem  AVerke  „On 
the  prmciples  of  political  economy  and  taxation“  selbständig  ins- 
besondere mit  folgenden  Lehren  auf:  1.  Der  Tauschwert  eines  Gutes 
richtet  sich  nicht  nach  der  Arbeit,  die  man  im  Verkehr  damit  kauft,  wie 
Ad.  Smith  meint,  sondern  teils  nach  der  Seltenheit  des  Gutes,  teils  und 
hauptsächlich  nach  der  Arbeit,  die  man  zur  Herbeibringung  des  Gutes 
aufwenden  muß.  Kapital  ist  pfgesammelte  Arbeit.  2.  Nicht  jeder  Boden 
wiift  Grundrente  ab.  Diese  ist  mithin  nicht  ein  notwendiger  Teil 
des  Preises  der  Lebensmittel.  Sie  entwickelt  sich  vielmelir  erst  bei  solcher 
Vermehrung  der  Bevölkerung,  daß  geringerwertige  sowie  ungünstiger 
gelegene  Bodenflächen  und  höhere  Produktionskosten  zu  Hilfe  genommen 
werden  müssen,  um  den  Bedarf  zu  befriedigen.  Die  Kosten  der  unter 
den  ungünstigsten  Verhältnissen  bebauten  Landstrecken  bestimmen  den 
Preis  der  Erzeugnisse.  Was  den  begünstigten  Äckern  nach  Abzug  der 
Produktionskosten  und  Entschädigung  für  die  Aufwendung  des  Kapitals 
von  dem  Ertrage  verbleibt,  ist  die  Grundrenle  (vgl.  oben  § 62).  3.  Zu 
dieser  Auffassung  führt  ihn  auch  seine  Lehre  vom  abnehmenden  Boden- 
ertrag,  daß  jeder  weitere  Aufwand  von  Arbeit  und  Kapital  auf  dem- 
selben Boden  einen  geringeren  Reinertrag  ergibt,  auch  wenn  der  Roh- 
ertrag noch  gesteigert  wird. 

Ricardo  lehrt  im  Anschluß  an  Malthus;  4.  Die  menschliche  Arbeits- 
kraft  ist  wie  eine  Ware  zu  betrachten,  deren  Preis  durch  Angebot  und 
Nachnage  geregelt  wird.  Sie  hat  einen  uatürlicüen  und  einen  Marktpreis. 
Der  Marktpreis  ist  der  Lohn,  der  tatsächlich  gezahlt  wird,  der  natürliche 
Preis  der  Güterbetrag,  der  gerade  hinreiclit,  um  den  Arbeiter  und  seine 
h aniilie  dei  Kulturstufe  gemäß  zu  unterhalten.  Nach  einem  Naturgesetz 
strebt  toitdaueriid  der  tatsächliche  Lohn  dem  natürlichen  zu.  Er  kann  sich 
nicht  dauernd  darüber  erhalten,  denn  er  bewirkt  dann  eine  übermäßige 
Vermehrung  der  Bevölkerung  und  der  Arbeiter,  damit  ein  zu  großes  An- 
gebot  von  Arbeitskraft  und  eine  Herabdrückung  des  Lohnes.  Ebenso  kann 
der  Marktpreis  der  Arbeit  nicht  dauernd  untcsr  dem  natürlichen  Lohn 
stehen,  weil  dann  die  Arbeiter  ausvuindeni,  erst  verspätet  eine  Familie 
gründen  können,  sich  und  ihre  Familie  schlecht  ernähren  und  vorzeiti'»'  ab- 
sterben, wodurch  ihre  Zahl  und  damit  das  Angebot  von  Arbeitskraft^sich 
verringert,  bis  der  Lohn  wieder  entsprechend  steigt  (vgl.  oben  § 65). 
Ricardo  hat  damit  einen  naturgesetzlichen  Kampf  zwischen  Kapitalisten 
und  ArbeRern  angenommen,  der  den  Lohn  regelt.  Er  hat  aber  selbst 

gfemacht,  daß  die  Arbeiterklasse  ihien  ,.Standard 
Ol  damit  den  Lolin  zu  erliölieu  vermut,  sofern  die  wirtschaft- 

liche Entwicklung  günstig  ist,  daß  dauernd  steigende  Nachfrage  nach 
Arbeitern  die  Wirkung  jener  Aermehrung  des  Arbeitsangebots  aus- 
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lo-leichen  und  so  auf  unbestimmte  Zeit  der  Marktpreis  der  Ä^beit  über 
dem  natürlichen  Lohn  sich  halten  kann.  Er  verkennt  Ireilich,  daß  der 
Mensch  alsTiäger  der  Arbeitskraft  auf  höherer  Stufe  der  Kultur  sich 
nicht  als  Ware  behandeln  läßt  und  damit  die  Gesetzmäßigkeit  dei 
Lohnregelung  stört.  Er  unterschätzt  ferner  noch  immer  die  Möglichkeit, 
auf  höherer  Kulturstufe  die  Gelegenheit  zur  Arbeit  stärker  zu  veimehren, 
als  die  Zahl  der  Arbeiter  wächst,  durch  das  Steigern  der  Lebens- 
ansprüclie  und  die  Produktion  für  den  W eltmarkt. 

§ 73. 

Die  Optimisten. 

H.  C.  Carey.  Priiiciples  of  social  .Science.  Übers.  _v.  Adler,  Lebrb.  d.  Volks- 
wirtschaft und  Sozialwissenschaft.  2.  Aull.  München  1870. 

Jenks,  Henrv  C.  Carey  als  Nationalökonom.  .lena  188b 

Fredh-u:  BÜstiaf,  Harmonies  economiques  Paris  1850.  10  Aufl.  1®^^- 

Grambow,  Die  deutsche  Freihandelspartei  zur  Zeit  ihrer  Blüte.  Jena  lyOrf. 

In  Gegensatz  zu  der  bei  Malthus  und  Ricardo  hervortretenden, 
im  letzten  Grunde  pessimistischen  Auffassung  der  Entwicklung  stellen 
sich  der  Amerikaner  Carey.  1793 — 1879,  und  derhranzose  Bastiat, 
1810—1850.  Beide  sind  noch  als  Schüler  Adam  Smiths  anzusehen.  Beide 
gehen  auch  von  der  Voraussetzung  allgemeiner  volkswirtschattlicher 
Naturgesetze,  einer  bestimmten  Weltordnung  aus,  die  nach  Bastiat,  sich 
selbst  überlassen,  zu  einer  allgemeinen  Harmonie  führt.  Der  Wert  ist 
nach  Bastiat  nichts  anderes  als  das  Verhältnis  zwischen  ausgetauschten 
Dienstleistungen.  Er  wird  gemessen  durch  die  Anstrengung,  die 
die  Erlangung  des  Gegenstandes  oder  der  Dienst  dem  Empfänger 
erspart.  Ebenso  ist  nach  Carey  die  Arbeit  die  einzige  und  überall 
erkennbare  Grundlage  der  Wertbestimmung,  wobei  aber  nicht  die  Pro- 
duktionskosten, sondern  die  Reproduktionskosten  maßgebend  sind.  Da 
diese  mit  der  Kultur  abnehmen,  muß  auch  der  Wert  der  Waren  sinken. 
Mit  der  Kultur  nimmt  zugleich  der  Anteil  des  Arbeiters  am  Produkt  nicht 
nur  absolut,  sondern  auch  relativ  dem  Kapital  gegenüber  zu.  da  das 
wachsende  Kapital  die  Arbeiter  zu  seiner  Verwertung  braucht,  die  Be- 
deutung  des  Arbeiters  im  wirtschaftlichen  Leben  somit  dauernd  steigt. 

Beide  leugnen  im  Gegensatz  zu  Ricardo  das  Bestehen  einer 
Grundrente  und  einen  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  Boden 
und  Kapital,  dann  im  Gegensatz  zu  Malthus  die  Gefahr  einer  Über- 
völkerung. Der  Gang  der  Kultur  (Carey)  führe  vom  leichten  zum  besseren 
Boden,  und  die  Herstellungskosten  auch  der  Feldfrüchte  gingen  zurück. 
Die  Volks  vennehr  ung  erleichtere  die  Arbeits  Vereinigung  und  bringe  so  eine 
größere  Leistungsfähigkeit  jeder  einzelnen  .Arbeitskraft  mit  sich.  Der 
Mensch  vermöge  dann  mit  Hüte  des  Kapitals  die  Natur  leichter  und  besser 
zu  bewältigen,  so  daß  für  jeden  Menschen  immer  inehr  Genußkapital 
erzielt  und  der  Nationalreichtuni  unbegrenzt  gesteigert  werden  könne. 
Die  vorhandenen  Übel  seien  daher  nur  durch  die  Unklugheit  der  Menschen, 
die  die  Natur  nicht  zu  benutzen  verstünden,  oder  durch  künstliche 
Hemmnisse  herbeigeführt.  So  verallgemeinert  Carey  die  für  bestimmte 
Verhältnisse  eines  neu  erschlossenen  und  sich  schnell  entwickelnden 
Landes  zutreffenden  Beobachtungen.  Bastiat  bekämpft  die  Pessimisten 
und  Sozialisten  und  tritt  für  die  unbedingte  wirtschaftliche  Freiheit  ein. 
während  Carey  erst  durch  verschiedene  Maßregeln,  besonders  durch 
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Schutzzölle,  gesunde  Zustände  schaffen  will,  un.  die  Volkswirtschaft  für 
die  Freiheit  reif  zu  machen. 

I Der  Gegensatz  gegen  die  Getreidezölle  führte  in  England  in  den 

. dreißiger  Jahren  zur  Gründung  einer  Freihandels-Liga  unter  Führung 

>1  von  Cobden,  deren  leitender  Ausschuß  in  Manchester  seinen  Sitz  hatte 

(Manchesterpartei).  In  Deutschland  trat  in  den  vierziger  und  fünfziger 
y Jahren  die  Freihandelspartei  (volkswirtschaftlicher  Kongreß,  Prince- 

- Smith,  Faucher,  Michaelis,  Wirth)  aul,  welche  die  Bastiatschen 

i Lehren  in  das  praktische  Leben  zu  übertragen  suchte.  Ihre  Vertreter 

sahen  das  alleinige  Heil  in  der  unbedingten  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit. 
Sie  leugneten  eine  „soziale  Frage“  und  arbeiteten  unzweifelhaft  einseitig 
im  Interesse  der  besitzenden  Klasse,  wenn  auch  ihre  Wirksamkeit  bei  der 
Beseitigung  unzeitgemäßer  Schranken  anerkennenswert  und  segens- 
reich gewesen  ist.  Ihr  Fehler  lag  darin,  daß  sie  meinten,  mit  Be- 
seitigung der  Schranken  am  Ziele  zu  sein,  während  die  Gewerbefreiheit 
neue  Übel  zeitigte  und  damit  der  Wissenschaft  neue  Aufgaben  stellte. 

§ 74. 

Johann  Heinrich  von  Thünen. 

^hiJimacher,  Joh.  H.  v.  Thünen.  Ein  Fors(;herlel)en.  2.  Aufl.  Kostock  1873 
Hel/ferich,  E.  von  Thünen.  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisseusch.  Bd.  8. 

^ Fassow,  Die  Methode  der  nationalökonomischen  Forschungen  J.  H v Thünens 
Tübingen  1901. 

¥ 

Der  bedeutendste  deutsche  Nationalökouom  der  klassischen  Zeit  und 
vor  allem  der  erste  exakte  deutsche  Forscher  auf  diesem  Gebiet  war 
H.vonThünen,  mecklenburgischer  Gutsbesitzer  auf  Tellow  (1783 — 1 850 ). 

, Sein  Hauptwerk  ist  „Der  isolierte  Staat  in  Beziehung  auf  Land- 

j Wirtschaft  und  Nationalökonomie“,  erste  Aufl.  Rostock  1826,  zweite  1842. 

H.  V.  Thünen  ist  ein  Schüler  und  Anhänger  von  Adam  Smith  und 
Albrecht  Thaer,  während  er  Ricardo,  mit  dem  er  sich  in  der  Grundrenten- 
lehre berührt,  erst  später  kennen  lernte.  Von  besonderer  Bedeutung 
ist  seine  Methode:  er  geht  von  bestimmten  örtlichen  Verhältnissen 
aus  und  verwertet  die  dabei  gefundenen  Zahlen  in  einer  Abstraktion 
indem  er  die  Wirkung  der  einzelnen  Wirtschaftsfaktoren  isoliert  und’ 
sie  dadurch  klar  erkennbar  macht.  Durch  mathematische  Formeln  sucht 
er  dann  die  Ergebnisse  zum  schärfsten  Ausdruck  zu  bringen. 

In  einem  durch  eine  Wüste  abgeschlossenen  Agrarstaat  mit  überall 
gleichen  natürlichen  Verhältnissen,  dem  isolierten  Staat,  in  dessen 
Mitte  eine  Stadt  gelegen  ist,  stellt  er  die  Wirkung  der  Entfernung  vom 
Markte  auf  die  Wirtschaftssysteme  der  verschiedenen  Umkreise  und 
damit  die  relative  Nützlichkeit  der  Wirtschaftssysteme  fest.  Er  kommt 
zu  dem  Ergebnis,  daß  nur  in  der  nächsten  Umgebung  der  Stadt  sich 
sehr  intensiver  Betrieb  bezahlt  macht;  je  entfernter  die  Lage  ist,  um 
so  extensiver  muß  gewirtschaftet  werden,  um  den  höchstmöglichen 
Reinertrag  zu  erzielen.  Er  studiert  dabei  die  Entwicklung  der  Grund- 
rente,  die  Preisbildung  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  die 

Wirkung  der  Steuern,  der  Fabrikanlagen,  Verbesserung  der  Verkehrs- 
mittel usw. 

Der  Kapitalzins  wird  nach  ihm  bestimmt  durch  die  Nutzung  des 
zuletzt  angelegten  Kapitalteils  und  der  Arbeitslohn  durch  das  Mehr- 
ärzeugnis  des  im  Betriebe  zuletzt  angestellten  Arbeiters.  Schon  1826 
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beklagt  er  in  einem  „Traum  ernsten  Inhalts“  den  niedrigen  .•^rbeilslohn. 
Später  berechnet  er  eine  Formel,  nach  welcher  der  naturgemäße 
Arbeitslohn  (der  dem  Anteil  der  Arbeitsleistung  am  Ertrage  entspricht) 

sich  in  jedem  Betriebe  berechnen  lasse  (fAP,  wobei  A — Notbedarf 
der  Arbeit,  P = Produkt  von  Kapital  und  Arbeit  ist),  ohne  damit  aber 
Anklang  zu  finden.  Die  Arbeit  und  damit  der  Anteil  der  Arbeits- 
leistung am  Gesamtwert  der  Erzeugnisse  ist  viel  zu  differenziert,  als 
daß  dieselbe  Formel  überall  zur  Anwendung  gelangen  könnte. 
Thünens  Bedeutung  liegt  aber  nicht  so  sehr  in  den  Ergebnissen  als 
in  der  Methode  seines  Vorgehens,  für  die  das  Bild  des  isolierten 
Staates  kennzeichnend  ist. 


Dritter  Abschnitt. 

Der  Sozialismus. 


§ 7ö. 

Das  Wesen  des  Ssozialismus,  Kommunismus  un,d 

A n archismus. 

G,  Coht,  Was  ist  Sozialismus?  Berlin  1885. 

Schäffkj  Quintessenz  des  Sozialismus.  20.  Aull.  Gotha  1919. 

Fm.  de  Lavekye,  Der  Sozialismus  der  Gegenwart.  Halle  1895. 

Kauthky,  Das  Erfurter  Programm.  14.  Auü.  Stuttgart  1919. 

R.  Stammler,  Wirtschaft  und  Hecht.  3.  Aufl.  Leipzig  1914. 

Anfon  Menger,  Das  Hecht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag.  4.  Aufl.  Stuttgart  1910. 

J.  Stammhammer,  Bibliographie  des  Sozialismus  u.  Kommuuisnius.  2.  Bde.  Jena 

1893/1900.  . . . .1  o 

E.  Bernstein,  Zur  Theorie  und  Geschichte  des  Sozialismus.  4.  Aufl.  T.  1— o. 

Berlin  1904.  ^ 

Frdr.  Mnckle.  Die  großen  Sozialisten.  3.  Aufl,  Leipzig  1919. 

SomharB  Sozialismus  u.  soziale  Bewegung.  8.  Aufl.  Jena  1919. 

Jjiehl,  Über  Sozialismus,  Kommunismus  u.  Anarchismus.  3.  Aufl.  Jena  1920. 

Der  Sozialismus  ist  dem  Individualismus  der  Adam  Smithschen 
Lehre  entgegengesetzt  und  lehnt  deren  Grundlage,  das  Privateigentum 
an  den  P r 0 d u k t i 0 n s m i 1 1 e 1 n , ab.  Er  erstrebt  oder  erwartet  eine  be- 
stimmte Gesellscbaftsordnnug  in  einem  fest  organisierten  Staate,  in  dem 
statt  des  Privatbetriebes  ein  staatlich  oder  gesellschaftlich  organisierter 
Betrieb  unter  Beschränkung  oder  Beseitigung  der  freien  Konkurrenz 
dnrchgefüljrt  ist.  Die  gegenwärtige  Güterverteilung  wird  als  ungerecht 
angesehen,  da  sie  zu  einer  wachsenden  Verkümmerung  des  Daseins  der 
großen  Masse  der  Bevölkerung  führe  und  zur  „Ausbeutung  des  Menschen 
durch  den  Menschen“. 

Die  ältere  Richtung  geht  davon  aus,  daß  die  jetzigen  Einrichtungen 
durch  die  herrschenden  Klassen  zu  ihren  Gunsten  so  gestaltet  seien,  wie 
sie  sind.  Die  neuere  sieht  sie  als  Ergebnis  einer  sich  mit  Notwendigkeit 
vollziehenden  Entwicklung  au  (materialistische  Geschichtsaultassuug). 
Die  erste  wüll  die  Verhältnisse  daher  entweder  durch  Gewaltmaßregeln 
der  großen  Masse  umgestalten  oder  versucht  einen  Plan  des  neuen 
Staates  zu  entwerfen  und  die  Mithilfe  Gleichgesinnter  zu  dessen  Ver- 
wirklichung zu  gewinnen.  Der  materialistische  Sozialismus  erwartet 
hingegen  die  Umgestaltung  als  von  selbst  mit  Notwendigkeit  eiutretend 
und  will  die  neue  Zeit  nur  vorbereiten.  \ 
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\Venn  die  private  Gütererzeugung  beseitigt  wird,  daun  fällt  das 
Selbstinteresse  als  treibende  Kraft  der  wirtschaftlichen  Arbeit  fort,  und  es 
muß  der  Arbeitszwang  eiugeführt  werden,  soweit  nicht  der  Hunger  als 
Antrieb  zur  Arbeit  genügt.  Damit  kommt  für  den  Sozialismus  w'eiterhin 
die  Verpflichtung  aller  zur  Arbeit  in  Frage.  Entscheidend  ist  aber, 
daß  ein  jeder  für  die  Gesamtheit  arbeitet. 

Der  Kommunismus  erstrebt  eine  volle  Gütergemeinschaft,  also 
Gesamteigentum  an  allen  Gütern  und  tritt  damit  als  der  äußerste  Fall 
sozialistischer  Organisation  auf.  Der  Anarchismus  erstrebt  allgemein 
Beseitigung  der  Staatsgewalt,  teils  völlige  Aufhebung,  teils  Beschränkung 
aller  Eechtseinrichtungen  auf  ein  Mindestmaß  und  glaubt  die  Ordnung 
allein  durch  Privatverträge  aufrecht  erhalten  zu  können.  Er  tritt  damit 
in  Gegensatz  zum  Sozialismus. 

Diese  scharfe  Scheidung  der  Begriffe  Sozialismus,  Kommunismus 
und  Anarchismus  hat  sich  erst  allmählich  vollzogen.  Von  einzelnen 
der  älteren  Sozialisten  wird  z.  B.  die  Beteiligung  privaten  Kapitals 
an  der  Produktion  nicht  ausgeschlossen.  Ebensowenig  ist  die  zwangs- 
läufige Regelung  der  Gütererzeugung  durch  eine  einheitliche  Leitung 
der  vergesellschafteten  Arbeit  zum  Wohle  aller  von  Anfang  an  gefordert 
worden.  Auch  der  Unterschied  des  Sozialismus  vom  Kommunismus  ist 
zunächst  nicht  klar  erkannt,  und  der  älteren  sozialistischen  Literatur 
schwebt  teilweise  das  Ziel  kommunistischer  (jemeinweseu  vor.  Vor 
allem  ist  der  Gegensatz  der  sozialistischen  zu  den  anarchistischen  Ge- 
danken erst  seit  der  Mitte  des  vergangenen  Jahrhunderts  hervor- 
geti  eten.  Wie  sich  das  Ziel  der  Vergesellschaftung  der  ganzen  Produktion 
erst  allmählich  herausgebildet  hat,  so  ist  auch  der  Zwangscharakter 
dieser  sozialistisclien  Organisation  erst  später  erkannt  worden  und  noch 
heute  nicht  allgemein  zum  Bewußtsein  gekommen. 

Einen  besonderen  Platz  nehmen  die  Agrar  Sozialisten  ein, 
deren  Forderungen  sich  auf  die  Beseitigung  des  Privateigentums  am 
Grund  und  Boden  beschränken.  Im  Gegensatz  zu  den  Agrar- 
sozialisten stehen  die  Bodenreformer,  die  das  private  Bodeueigen- 
tum  anerkennen  und  nur  die  Beseitigung  des  privaten  Bezugs  der 
Grundrente  verlangen. 


§ 76. 

Die  S t a a t s r 0 m a n e und  der  französische  Sozialismus. 


E.  Kleinu'äi'hter,  Die  Staatsromane.  Wien  1891. 

Pöhlmanti,  Geschichte  der  sozialen  Frage  und  des  Sozialismus  in  der  antiken  Welt. 
2.  Aull.  2 Bde.  München  1912. 

L.  Stein,  Der  Sozialismus  und  Kommunismus  des  heutigen  Frankreichs  2 Aull 
Leipzig  1849. 

F.  ConsirVrant,  Fouriers  System  d.  soz.  Eeform,  übers,  r.  H.  Kaatz.  Mit  einer 
Abhaudl.  „Fourier  u.  d.  Fourierismus“  von  G.  Adler.  Leipzig  1906. 

Frär.  Miickk,  Henri  de^Saint-Simon.  Die  Persönlichktit  und  ihr  Werk.  .Jena  1908. 

Die  erste  systematische  Zusammenfassung  sozialistischer  bzw.  kom- 
munistischer Ideen  findet  sich  in  den  sogenannten  Staatsromanen. 

Das  erste  Beispiel  ist  „der  Staat“  des  Plato,  in  welchem  er  zu  zeigen 
sucht,  wie  die  Klasse  der  herrschenden  Bürger  zur  Leitung  der  Staats- 
gewalt und  zur  Verteidigung  des  Landes  am  besten  geeignet  gemacht 
werden  kann.  Plato  glaubt  dies  erreichen  zu  können  durch  völligen  Kom- 
munismus, Beseitigung  der  Ehe,  gemeinsame  und  zweckdienliche  Erziehung 
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aller  der  Kinder,  die  als  körperlich  vollkommen  erkannt  werden.  \ oraus- 
setzung  ist  dabei,  daß  es  sich  nur  um  kleine  Staatengebilde  handelt  und 
die  wirtschaftlichen  Aufgaben  von  unteren  Klassen  der  Bevölkerung,  vor 

allem  von  Sklaven,  übernommen  werden. 

Im  Jahre  1516  erschien  die  Schrift  von  Thomas  Morus,  dem  Lord- 
kanzler Heinrichs  VIIL,  „de  nova  insula  Utopia“,  in  welcher  er  eben- 
falls einen  kommunistischen  Idealstaat  aufstellt,  der  in  gleich  große  länd- 
liche Städte  geteilt  ist.  Jede  wird  durch  selbstgewählte  Führer  verwaltet; 
jedem  einzelnen  wird  die  Arbeit  zugewiesen,  die  im  großen  ganzen  ge- 
meinsam ist  wie  der  Güterverbrauch.  Die  Regelung  der  Gütererzengung 
und -Verteilung  wird  zentralisiert;  die  Ehe  ist  als  die  Grundlage  der  Familie 
im  Gegensatz  zu  Plato  anerkannt.  Ganz  ähnlich,  nur  in  dem  letzten  Punkte 
abweichend,  ist  Campanellas  „civitas  solis“  1630.  Im  18.  Jahrhundert 
werden  12  Utopien  gezählt,  die  aber  keine  besondere  Hervorhebung  ver- 
dienen. Aus  den  letzten  Jahrzehnten  gehört  B e 1 1 a m y s „Looking  back- 
ward“, New  York  1888,  hierher.  i 

Praktische  Versuche  der  Organisation  kommunistischer  Gemeinden 

sind  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  Christentums  gemacht.  Ähn- 
liche Bestrebungen  finden  sich  Ende  des  Mittelalters  bei  den  \\ 
täufern.  Doch  haben  die  hier  vertretenen  Ideen  einen  nachhaltigen  Einfluß 

nicht  ausgeübt.  „ ^ ■■  i 

Die  moderne  sozialistische  Bewegung  ist  auf  J.  J.  R o u s s e a u zui  uck- 

zuführen  und  dessen  1753  erschienene  Preisschrift  „Traite  sur  l’origine 
de  rinegalite  parmi  les  hommes“,  woiiii  er  das  Privateigentum  als  die 
Grundlage  der  bestehenden  Ungleichheit  und  der  hauptsächlichsten 
sozialen  und  politischen  Übel  hinstellt.  Dieser  Angriff  gegen  das 
Privateigentum  machte  tiefen  Eindruck  und  regte  zur  kritischen  Be- 
urteilung an.  Dabei  ist  Rousseau  selbst  nicht  Sozialist,  hat  ei  doch 
das  Privateigentum  zu  den  allgemeinen  Menschenrechten  gerechnet. 
Von  ähnlichem  Geiste  beseelt  ist  die  1776  erschienene  Schrift  des  Abbe 
Mably  „De  la  legislation  ou  du  principe  des  lois“.  Während  der 
französischen  Revolution  trat  Grachiis  Babeuf  mit  der  Forderung 
der  Organisation  eines  kommuiiistischeii  Staates  hervor  und  gewann 
einen  gewissen  Anhang. 

Nachhaltige  Bedeutung  hat  der  Graf  Saint-Mraon  erlangt,  be- 
sonders durch  seine  Schrift  „Nouveau  Christianisme“,  Paris  1825.  Er 
sucht  zu  zeigen,  daß  die  höchste  Bedeutung  im  Staate  die  produktive 
Klasse  der  Ackerbauer,  Kaufleute  und  Fabrikanten  habe,  die  auch  die 
Staatsverwaltung  in  die  Hände  bekommen  müßten,  welche  ihnen  aber 
tatsächlich  entzogen  sei.  Er  will  das  göttliche  Prinzip  im  Christentum, 
daß  die  Menschen  sich  wie  Bruder  lieben,  wieder  zur  Geltung  bringen  und 
eine  neue  Religion  wie  einen  neuen  Staat  gründen,  die  sowohl  den  inneren 
wie  äußeren  Bedürfnissen  der  Menschen  Rechnung  tragen  sollen,  während 
das  Christentum  nur  die  geistigen  Bedürfnisse  berücksichtige.  Staat  und 
Kirche  sollen  eine  vereinigte  Gewalt  bilden.  Zwei  seiner  Schüler.  Bazar d 
und  Enfautin,  haben  seine  Lehre  zusammenzufassen  und  zu  verbreiten 
o-esucht.  die  unter  dem  Namen  Saint-Simonismus  bekannt  ist(Bazard. 
Exposition  de  la  doctrine  de  Saint-Simon.  Paris  1830).  Von  besonderem 
Einfluß  ist  die  Lehre  geworden:  „der  Selbstsucht  oder  dem  Individualismus 
sei  die  Assoziation  gegeuüberzustellen“.  Zugleich  ist  die  Beseitigung  des 
Erbrechts  verlangt,  was  Saint-Simon  noch  fern  gelegen  hat,  die  „Eman- 
zipation der  Arbeit  vom  Besitze“. 

Charles  Fourier  (1772— 1837j  berührt  sich  darin  mit  Saint-Simon, 
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daß  auch  er  dem  Christentum  vorwirft,  die  Natui  triebe  im  Menschen  die 
ihm  von  Gott  beigelegt  seien,  und  die  deshalb  als  berechtigt  anerkannt 
werden  müßten,  nicht  berücksichtigt  und  so  die  Harmonie  gestört  zu 
haben,  die  tür  ein  gedeihliches  Dasein  erforderlich  sei.  Er  sucht  deshalb 
auf  kommunistischer  Grundlage  eine  staatliche  Organisation  zu  schaffen 
welche  die  Harmonie  der  Leidenschaften  zur  Grundlage  der  Arbeit  machen 
soll,  indem  jedem  in  Gemeinden  von  1800—2000 1’ersonen  (Phalanges)  Ge- 
legenheit gegeben  wird,  die  Tätigkeit  zu  übernelimen,  die  ihm  besondere 
Freude  macht.  Sein  Schüler  C o n s i d e r a n t hat  seine  Lehren  systema- 
tisch zusammengefaßt  und  auch  praktische  Versuche  zur  Verwirklichung 
seiner  Pläne  gemacht,  freilich  ohne  Erfolg. 

\Veder  die  Staatsromane  noch  die  bisher  ei  örterten  sozialistischen 
1 heoi ien  konnten  tieter  in  die  Massen  der  Bevölkerung  eindringen 
Um  diese  in  Bewegung  zu  setzen,  bedurfte  es  unmittelbarer  prak- 
tischer Ziele,  welche  einen  baldigen  oder  doch  absehbaren  Vorteil 
111  Aussicht  stellten.  Ein  solches  Ziel  sind  die  Produktivasso- 
ziationen. Bereits  Biichez  (1796—1865)  hat  diesen  Gedanken  aus- 
gefuhrt  und  zu  verwirklichen  gesucht.  Größere  Bedeutung  hat  Louis 
Blanc  gewonnen,  sowohl  durch  seine  praktische  Tätigkeit  als  Mitglied 
der  provisorischen  Regierung  im  Jahre  1848  und  als  Vorsitzender  der 
Kommission  für  die  Organisation  der  Arbeit,  wie  durch  seine  Schriften 
insbesondere  die  Schrift  „Organisation  du  travail“,  1839.  Von  ihm’ 
rührt  der  Gedanke  der  „Ateliers  sociaux“  her,  deren  Verwirklichung 
auch  in  Paris  versucht  wurde.  Er  vertritt  das  Prinzip  der  Staats- 
hilfe.  Der  Staat  soll  allmählich  einen  Produktionszweig  nach  dem 
anderen  in  die  Hand  nehmen,  Bergwerke,  Eisenbahnen,  Banken  durch 
Ankaut  alter  und  Gründung  neuer  Betriebe  verstaatlichen.  Der  daraus 
erzielte  Gewinn  soll  dazu  verwendet  werden,  Arbeiterproduktivgenossen- 
schatten zu  gründen,  aber  unter  staatlicher  Aufsicht  und  Leitung. 
Um  den  Wettbewerb  zwischen  diesen  Produktivgenossenscliaften  zu 
beseitigen  und  Krisen  entgegenzuarbeiten,  sollen  die  Genossenschaften 
derselben  Gewerbegruppe  zu  Zentralbetriebsstätten  zusammengefaßt 
werden,  über  denen  wiederum  ein  oberster  Rat  als  Spitze  aller  land- 
wirtschaltlichen  und  gew’erblichen  Produktivassoziationen  stehen  soll. 


§ 77. 

Die  Entwicklung  des  Sozialismus  außerhalb 
Frankreichs  bis  zu  Marx. 

H.  R.  Owen.  Jena  1905. 

Srhmoller^  1.  G.  Fichte.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie.  Bd  5 
‘XX)  zur  M^rxschen  Doktrin.  Tübingen 

F.  Gesrhichte  d.  deutschen  Sozialdemokrati«'.  3.  Anfl.  Stuttgart  1906 

tr.  Mayer,  Lassalle  als  Sozialökonom.  Berlin  1894. 

H.  Oncken,  Lassalle.  2.  Aufl.  Stuttgart  1911. 

B.  Äar/H, Ferdinand  Lassalle  und  seine  Bedeutung  f.  d.  deutsche  Sozialdemo- 
•ratie»  Jena  juu»7. 

Den  Lehren  Fouriers  in  vieler  Hinsicht  ähnlich  sind  die  des  Engländers 
tobert  Owen  ,^A  new  view  of  society“,  1812,  und  „Book  of  the  new 
ooral  t\orld  , 1820.  P.r  will  den  erwachsenen  Menschen  allein  als  das 
rodukt  der  Umgebung,  in  der  er  aufgewachsen  ist,  behandelt  sehen 
<ur  die  Schlechtigkeit  der  Menschen  ist  nicht  der  einzelne  selbst 
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sondern  die  Gesellschaft  verantwortlich  zu  machen.  Der  Staat  soll  desha^ 
die  Erziehung  in  die  Hand  nehmen  und  allen  eine  möglichst  gleiche 
Erziehung  angedeihen  lassen.  Dann  sei  jeder  sich  selbst  zu  übei lassen, 
aber  unter  Zwang  zur  Arbeit  und  mit  dem  Recht  aut  Arbeit.  Die  Stellung 
in  der  Gesellschaft  soll  sich  allein  nach  der  Leistung  richten.  Durch  an- 
gemessene Anregung  des  .\rbeitstriebes  in  der  ganzen  Betölkeiung  und 
eine  gute  Organisation  der  Arbeit  hoüt  er  die  Produktion  so  zu  steigern, 
daß  nicht  nur  die  Not  und  die  wirtschaftlichen  Krisen  beseitigt  werden, 
sondern  sogar  das  Privateigentum  überflüssig  wird.  Er  hat  eine  Anzahl 
Kolonien  angelegt  und  diesen  seine  empfohlene  Organisation  gegeben;  sie 
sind  aber  sämtlich  nach  kurzer  Zeit  wieder  eingegangen.  Robert  Owen 
ist  dagegen  für  die  Entwicklung  des  Arbeiterschutzes  und  die  \V  oliltahrts- 
einrichtungen  von  Bedeutung  gewesen  durch  die  vorbildlichen  Maß- 
nahmen. die  er  in  seinen  Betrieben  getroffen  liatte.  ^ t..  -i 

Auf  deutschem  Boden  ist  im  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  der  Philo- 
soph J 0 h a 11  n G 0 1 1 1 i e b F i c li  t e hauptsächlich  mit  seiner  Schritt , Der 
<reschlossene  Handelsstaat“,  WTeu  1801,  aufgetreten.  Die  Grundlage 
seiner  Lehre  beruht  in  der  Auffassung  des  Eigentums  nicht  als  eines 
Rechts  an  einer  Sache,  sondern  als  eines  Rechts  aut  eine  bestimmte 
freie  Tätigkeit,  und  in  der  Anerkennung  des  natürlichen  Anspruchs 
eines  jeden  Bürgers  auf  Gelegenheit  zur  Arbeit  und  Mittel,  die  eigene 
Kraft  zu  betätigen.  Dabei  erkennt  er  später  ausdrücklich  an,  däß 
nach  den  Leistungen  und  der  Lebensstellung  verschiedene  Ansprüche 
gerechtfertigt  sind.  Der  Staat  hat  die  Aufgabe,  jedem  zu  dem  Besitz  zu 
verhelfen,  den  er  nötig  hat,  um  seine  Selbständigkeit  zu  wahren  und  seine 
Arbeitskraft  anzuwenden.  Dafür  aber  stellt  Fichte  den  Satz  auf. 
nicht  arbeitet,  hat  auch  keinen  rechtskräftigen  Anspruch  auf  Nahrung  . 
Er  darf  keines  anderen  Kräfte  für  sich  verwenden.  Fichte  kommt  dann  zu 
dem  Ergebnis,  daß  der  Staat  diese  Aufgabe  nur  als  ein  von  der  Außenwelt 
streng  abgeschlossener  Handelsstaat  erfüllen  kann,  in  dem  niemand  das 
Recht  hat,  Luxus  zu  treiben,  solange  noch  Mitmenschen  Mangel  leiden. 
Sein  Ziel  ist  ein  Vernunftstaat  mit  sozialistischem  Charakter. 

Während  die  bisher  erwähnten  Vertreter  des  Sozialismus  hauptsächlich 
Bedeutung  als  Schriftsteller  hatten  und  mit  ihren  Ideen  in  die  Arbeiter- 
klasse nicht  tiefer  eindrangen,  suchte,  ebenso  wie  Uouis  Blanc 
in  Frankreich,  Ferdinand  Lassalle  in  Deutschland  („Offenes  Ant- 
wortschreiben an  das  Zentralkomitee  zur  Berufung  eines  allgemeinen 
deutschen  Arbeiterkongresses  in  Leipzig“,  Zürich  1863,  und  „Herr  Bastiat 
Schulze  von  Delitzsch“,  Berlin  1864)  als  Agitator  Bewegung  in  die  Ar- 
beitermassen zu  bringen,  indem  er  ihnen  unmittelbare  Aufgaben  in  so- 
zialistischer Richtung  stellte.  Er  erkannte  ein  Recht  auf  Arbeit  an 
und  die  Notwendigkeit  einer  Organisation  der  Arbeit  mit  Staatshilte. 
Lassalle  verlangte  ein  bedeutendes  staatliches  Darlehn  für  die  Arbeiter- 
klasse zur  Gründung  von  Produktivassoziationen,  die  allmählich  die 
Privatunternehmer  völlig  verdrängen  sollten,  und  hoffte  dieses  im 
Hohenzollernstaate  durch  die  Hohenzollern  zu  erlangen.  Erreicht  ist 
von  ihm,  daß  seit  jener  Zeit  eine  allgemeine  Arbeiterbewegung  mit  sozia- 
listischen Tendenzen  ins  Leben  gerufen  ist,  die  bis  in  die  Gegenwart 
wachsende  Bedeutung  erlangt  hat. 
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§ 78. 

Kodbertus,  Karl  Marx  und  die  Gegenwart. 

Kozali,  Rodbertus-Ja^etzows  sozialökonomische  Ansichten.  Jena  1882. 

Dietzel,  Karl  Eodbertus.  Darstellung  seines  Lebens  und  seiner  Lehre.  2 Tie 
ena  1886/88. 

Ä'aW  J/rtra?,  Das  Kapital.  1.  Buch  1867,  6.  Aufl.  1909.  2.  Buch  1885,  4.  Auf!  1910 
L Buch  1894,  2.  Aufi.  1904. 

F.  Engels,  Die  Entwicklung  des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft 
‘i.  Aufl.  Berlin  1918. 

M.  Wilb)-a7idt,  Karl  Marx.  Leipzig  1918. 

Ed.  Bernstein,  Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus  und  die  Aufgaben  der  Sozial- 
1 emokratie.  Stuttgart  1909. 

J^.  Oppenheimer,  Die  soziale  Frage  und  der  Sozialismus.  Eine  kritische  Ausein- 
indersetzung mit  der  marxistischen  Theorie.  Jena  1919. 

’ ono  philosophisch-ökonomische  System  des  Marxismus.  Leipzig 

j 909. 

Dichl,  Die  Diktatur  des  Proletariats  und  das  Rätesjstem.  Jena  1920. 

Mautner,  Der  Bolschewismus.  Berlin  1920. 

Eine  wissenschaftliche  Begründung  des  Sozialismus  suchen  K.  Rod- 

I ertus  (Soziale Briefe  an  v.Kirchmann,  Berlin  1850,  1851)  und  Karl 

I I arx  (Das  Kapital,  3 Bde.,  Hamburg  1867, 85,  94)  zu  geben.  Beide  gehen, 
s ich  anlehnend  an  Ricardo,  von  dem  Satze  aus,  daß  alle  Güter  wirtschaft- 

1 ch  nur  als  Produktder  Arbeit  anzusehen  sind  und  nichts  als  Arbeit  kosten. 

Die  Hilfsmittel  zur  Arbeit  sind  gleichfalls  nur  durch  Arbeit  erzeugt. 
1 ;odbertus  nimmt  an,  daß  nur  diejenige  Aufwendung  in  Betracht  kommt, 
h 'eiche  wii'kliche  Kosten  verursacht  und  unwiederbringlich  verloren  ist; 
c ies  trifft  aber  nach  seiner  Meinung  nur  für  die  materielle  Arbeit  zu,  allein 
c iese  erzeugt  daher  erte  und  kann  als  Grundlage  des  Eigentums 
gelten.  Marx  indes  schreibt  auch  der  geistigen  Arbeit  eine  gewisse,  aber 
leschränkte  Produktivität  zu.  Beide  nehmen  an.  daß  der  Arbeiter  nur 
den  Lohn  erhält,  der  zur  Fristung  seines  Lebens  ausreicht,  während  er 
n.ehr  produziert.  Diesen  „Mehrwert“  eignet  sich  nach  Marx  der 
I apitalist  und  Unternehmer  an,  während  er  dtm  Arbeiter  zukommt, 
der  somit  nicht  an  den  Fortschritten  der  Zeit  entsprechend  teilnimmt. 
I odbertus  nimmt  ein  Gesetz  der  „fallenden  Lohnqnote“  an,  nach  welchem 
bei  steigender  Produktivität  der  gesellschaftlichen  Arbeit  dem  Arbeiter 
n .tr  eine  ziemlich  gleichbleibende  Menge  zufällt,  damit  ein  sinkender 
A nteil,  während  Grundbesitzer  und  Kapitalisten  einen  wachsenden 
iSnteil  erhalten.  Marx  ist  gleichfalls  der  Meinnng,  daß  eine  natur- 
gisetzliche  Entwicklung  mit  Notwendigkeit  einer  wachsenden  Ver- 
e endung,  und  zwar  einer  zunehmenden  Unsicherheit  der  Existenz  des 
Arbeiters  entgegenführe,  solange  wirtschaftliche  Freiheit  herrsche. 
Lurch  Einführung  und  Vermehrung  der  Maschinen  wird  nach  Marx 
e n wachsender  Teil  der  Arbeiter  beschäftigungslos  und  der  Hand- 
v ärkerstand  verdrängt,  der  Kleinbetrieb  immer  njehr  vom  Großbetrieb 
ai  fgesogen  („Konzentration  der  Betriebe“).  Die  „arbeitslose  Reserve- 
ai  mee“  mit  ihrer  stetigen  Nachfrage  nach  Arbeit  drückt  den  Lohn  immer 
mjhr  herab,  während  das  Kapital  sich  in  wenigen  Händen  anhäuft.  Eine 
w iitere  Folge  der  kapitalistischen  Produktionsweise  sind  wiederkehrende 
Küsen,  „Epidemien  der  Überproduktion“,  die  immer  drohender  die 
Ecistenz  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  Frage  stellen.  Auch  nach 
R idbertus  sind  die  wichtigsten  Folgen  der  fallenden  Lohnquote  der 
Pi.uperismus  und  die  Handelskrisen,  die  Verarmung  der  arbeitenden 
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Klassen  und  ihre  Unfähigkeit,  die  durch  ihre  höhere  Produktionskraft 
erzeugten  Güter  zu  kaufen. 

Die  philosophische  Grundlage  der  Lehre  von  Marx  ist  ein  ökono- 
mischer Materialismus.  Die  Produktionsweise  der  materiellen  Lebensbe- 
dingungen bestimmt  den  sozialen,  politischen  und  geistigen  Lebensprozeß 
überhaupt,  und  „die  jedesmalige  ökonomische  Struktur  der  Gesellschaft 
(bildet)  die  reale  Grundlage,  aus  der  der  gesamte  überbau  der  rechtlichen 
und  politischen  Einrichtungen,  sowie  der  religiösen,  philosophischen  und 
sonstigen  Vorstellungsweise  eines  jeden  geschichtlichen  Zeitabschnittes 
in  letzter  Instanz  zu  erklären  ist“.  Die  ökonomische  Grundlage  aber 
ist  beständiger  Veränderung  unterworfen,  die  sich  nicht  willkürlich 
vollziehen  läßt,  sondern  immanenten  Gesetzen  folgt.  Andern  sich  in- 
folge der  immanenten  Gesetze  der  Entwicklung  die  ökonomischen  Vei-- 
hältnisse,  dann  müssen  sich  auch  ihre  ideellen  Reflexe,  die  rechtlichen 
und  politischen  Einrichtungen  ändern.  Aber  diese  Anpassung  des 
Rechts  und  der  politischen  Ideen  geht  nur  unter  Schwierigkeiten  vor 
sich  Das  Recht  folgt  erst  allmählich;  es  entsteht  ein  Antagonisnuis 
zwischen  Recht  und  Wirtschaft.  Ebenso  passen  sich  die  übrigen  Ideen 
nicht  ohne  weiteres  an,  namentlich  nicht  die  politischen  Ideen.  Hier 
wehren  sich  die  Anhänger  der  alten  Verhältnisse  gegen  die  neuen  Ge- 
danken, und  es  entstehen  Klass enkämpfe  als  unvermeidliche  L ber- 
gänge  zu  neuen  Gesellschaftsformen. 

In  neuerer  Zeit  hat  eine  Reihe  von  sozialistischen  Schriftstellern 
an  diesen  Ausführungen  Kritik  geübt  und  eine  Revision  der  Grund- 
lagen des  wissenschaftlichen  Sozialismus  vorgenommen  (Revisionis- 
mus). Diese  Kritik  weist  sowohl  auf  Einseitigkeiten  der  philosophi- 
schen Begründung  hin,  wie  auf  Mängel  der  Theorie  und  tülirt  l at- 
sachen  und  Gründe  an.  die  auch  Änderungen  der  wirtschattspolitisclien 
Lehren  so  der  Ansicht  von  der  Konzentration  der  Betriebe,  bedingen 
und  eine  andere  Auffassung  der  Krisen  mit  sich  bringen.  Der  Re- 
visiüiiisBUis  hat  in  weiten  Kreisen  iderstand  gefunden,  nicht  nui 
wegen  der  Unterschiede  der  volkswii  tschaftlichen  Ansichten,  sondern  voi 
allem  wegen  der  politischen  und  taktischen  Anschauungen.  W ährend 
des  Krieges  haben  die  Gegensätze  auch  zu  einer  äußeren  Spaltung  dei 
sozialistischen  Partei  geführt;  die  radikale  Richtung  hat  sich  1917 
zur  „Unabhängigen  sozialdemokratischen  Partei  Deutschlands  zu- 
sammengeschlossen. 

Karl  Marx  ist  unzweifelhaft  infolge  seiner  Begabung,  Energie  und 
Dauer  der  Wirksamkeit  die  bedeutendste  Persönlichkeit  der  .soziali- 
stischen Literatur,  welche  den  nachhaltigsten  und  tiefsten  Einfluß  nicht 
nur  auf  die  Gedanken,  sondern  auch  auf  die  Bewegung  der  Arbeiter- 
klasse ausgeübt  hat.  Dies  tritt  in  der  (Legenwpt  wieder  hervor,  in 
der  die  Führer  des  Bolschewismus  sich  aul  Marx  beruleu.  Der 
Name  dieser  neuen  Richtung  hängt  mit  der  Entwickltuig  des  Sozialisnius 
in  Rußland  zusammen.  Dort  steht  der  Sozialrevolutionären  Partei,  die 
die  Lehre  von  Marx  ablehnt,  die  marxistisch  orientierte  sozialdemo- 
kratische Arbeiterpartei  gegenüber.  Diese  spaltete  sich  auf  dem 
Londoner  Kongreß  1903  in  zwei  Richtungen:  die  in  der  Mehrheit 
verbliebene  radikale  Richtung  (Bolschewiki  unter  Führung  von 
Lenin),  welche,  für  strenge  Zentralisation  eintvat,  das  Zusammen- 
gehen mit  den  Gewerkschaften  ablehnte,  eine  proletarisclie  Revolution 
propagierte,  und  die  weniger  radikalen  Minderheitler  (Menschewiki) 
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§ 79. 

Der  Anarchismus. 

Diehl,  P.  J.  Proudhoii,  seine  Lehre  und  sein  Leben.  3 Tie.  Jena  1888/96. 

Eltzbacher^  Der  Anarchismus.  Berlin  1900, 

Stammler^  Die  Theorie  des  Anarchismus.  Berlin  1891. 

Mackny,  Die  Anarchisten.  4.  Aufl.  Berlin  1912. 

Als  der  Hauptbegründer  des  Anarchismus  ist  P.  J.  Proudhon  mit 
ieinen  Schriften ; „Qu’est-ce  que  la  propriete?“  1840  und  „Systeme  des 
mntradictions  economiques“  1846  anzusehen.  Auch  sein  Ausgangspunkt 
iegt  in  dem  Satz,  daß  Werte  nur  durch  Arbeit  erzeugt  werden  können, 
.vähreud  in  dem  Zustande  wirtschaftlicher  Freiheit  das  Verhältnis  von 
\ngebot  und  Nachfrage,  also  die  Seltenheit,  den  Wert  bestimme.  Die 
iauptursache  alles  Übels  sieht  er  im  Geld  und  im  Zins,  die  er  beide  durch 
Einrichtung  einer  allgemeinen  Tauschbank  zu  beseitigen  strebt.  Anarchist 
vird  er  durch  Verwerfung  fast  aller  staatlichen  Bechtsformen,  die  durch 
las  eine  „höcliste  Gesetz  der  Gerechtigkeit“  ersetzt  werden  sollen.  An 
lie  Stelle  der  bisherigen  staatlichen  Zwangsbestimmungen  sollen  freie 
»'■'ertrüge  zwischen  einzelnen  Personen  und  Vereinigungen  treten.  Nur 
1er  eine  Zwang  darf  Geltung  haben,  daß  alle  Verträge  erfüllt  werden 
iiüssen.  Eigentum  wird  nur  soweit  anerkannt,  als  es  durch  Arbeit  erlangt 
: st  oder  auf  Verträgen  beruht.  Den  modernen  St  aat  will  er  durch  eine 
Organisation  der  Bevölkerung  in  kleine  politische  Gruppen  mit  weit- 
, jeheiider  Dezentralisation  ersetzen.  Der  natürliche  Trieb  im  Menschen 
; ur  Ordnung  und  Gerechtigkeit  werde  zu  einer  natürlichen,  harmonischen 
Ordnung  führen. 

Auf  einem  ganz  anderen  Standpunkt  steht  der  am  weitesten  gehende 
.Anarchist  Job.  Kaspar  Schmidt,  der  unter  dem  Pseudonym  Max 
Stirner  (Der  Einzige  und  sein  Eigentum,  Leipzig  184.5)  schrieb.  Das 
1 ochste  Gesetz  für  einen  jeden  ist  nach  ihm  sein  eigenes  Wohl.  Jeder  soll 
I nr  seinem  unbedingten  Egoismus  folgen.  Niemand  hat  ein  Eecht,  einem 
i nderen  Vorschriften  zu  machen  und  ihn  in  seinen  Handlungen  zu  be- 
schränken. Daher  ist  jede  Art  von  Herrschaft  zu  verwerfen  und  damit 
i ueh  der  Staat.  Wohl  ist  der  Mensch  auf  ein  geselliges  Zusammenleben 
{ ngewiesen,  aber  in  der  Form  eines  Vereins  von  Egoisten,  Das  Eigentum 
s 3ll  nicht  aufgehoben,  es  soll  auch  nicht  gleich  verteilt  werden,  sondern 
i s eignet  sich  jeder  an,  was  er  zu  erlangen  die  Kraft  hat.  Wir  haben 
€s  daher  mit  dem  auf  die  Spitze  getriebenen  Individualismus  zu  tun. 

In  einer  noch  anderen  Weise  vertritt  Michael  A.  Bakunin 
{anarchistische  Ideen  in  seinen  Schriften  „Proposition  motivee  au 
omite  central  de  la  ligue  de  la  paix  et  de  la  liberte“,  1868, 
und  „Alliance  internationale  de  la  democratie  socialiste“,  1868.  Er  ver- 
V irft  die  „Gesetzgebung,  jede  Autorität,  jeden  privilegierten,  offiziellen 
und  legalen  Einfluß,  auch  wenn  er  durch  das  allgemeine  Stimmrecht 
geschaffen  werden  sollte,  in  der  Überzeugung,  daß  derartiges  immer 
nur  zum  Vorteil  einer  herrschenden  Minderheit  von  Ausbeutern  und 
zim  Nachteil  der  geknechteten  Mehrheit  gereichen  kann“.  Eine  der 
bedeutendsten  Persönlichkeiten  des  Anarchismus  ist  Kropotkin,  der 
Siine  Ansichten  besonders  in  den  Schriften:  Paroles  d’un  revolte, 

1 185  und  La  conquete  du  pain.  1892  niedergelegt  hat. 
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Vierter  Abschnitt. 

Die  historisch-ethische  Richtung. 

§ 80. 

Individualistische  Gegner  der  Smithschen  Schule. 

L.  Elster,  J.  Ch.  L.  Sim.  de  Sismondi.  Jahrb,.  f.  Nat.-Ök.,  N.  F.,  Bd.  XIV. 

Fr.  List,  Das  nationale  System  der  politischen  Ökonomie.  7.  Aufl.  mit  einer  histor. 
u.  krit.  Einleitung  v.  E h e b e r g.  Stuttgart  1883.  Neue  Ausgabe,  eingel.  v.  W a e n t i g. 
Jena  1904. 

B.  Kumpman7i,  Fr.  List  als  Prophet  d.  neuen  Deutschlands.  Tübingen  1915. 

Als  individualistischer  Gegner  der  Ad.  Smithschen  Richtung  ist 
zunächst  Simonde  de  Sismondi  zu  nennen  (1773—1842),  der  in 
seinen;  Nouveaux  principes  d’economie  politique,  Paris  1819,  sich 
gegen  das  Prinzip  des  Laissez  faire  wendete  und  die  Aufgabe 
des  Staates  betonte,  die  in  dem  wirtschaftlichen  Kampfe  Schwächeren 
zu  schützen,  da  die  wirtschaftliche  Freiheit  namentlich  die  arbeitenden 
Klassen  der  Ausbeutung  durch  Unternehmer  und  Kapitalisten  preisgäbe. 

Gegen  die  atomistische  Lehre  des  Smithianismus  trat  besonders 
Ad.  Müller  als  erster  Vertreter  der  nationalen  Richtung  in  seinen 
Vorlesungen  über  die  Elemente  der  Staatskunst  (1809)  auf.  Er  ist  als 
wirtschaftlicher  Reaktionär  und  Romantiker  anzusehen,  der  den  Staat 
als  Selbstzweck  bezeichnete  und  den  Gegensatz  der  Länder  nur  für 
ersprießlich  hielt.  Er  sah  das  Korporationswesen  des  Mittelalters  als 
einziges  Mittel  gegen  die  moderne  Unordnung  der  Volkswirtschaft  an. 
Ähnliche  Ansichten  vertritt  K.  L.  v.  Haller. 

Ungleich  größere  Bedeutung  hat  Fr.  List.  Er  bekämpfte 
gleichfalls  die  internationale  Richtung  der  Smithschen  Schule  und 
stellte  an  die  Spitze  seiner  Lehre  in  seinem  Werke  „Das  nationale 
System  der  politischen  Ökonomie“,  Stuttgart  1841,  den  Satz,  daß 
jedes  Land  sich  auch  wirtschaftlich  als  selbständiger  Körper  unab- 
hängig vom  anderen  entwickeln  müsse.  Der  Nationalreichtura  bestehe 
nicht  in  der  Summe  von  Tauschwerten,  sondern  in  der  Mannigfaltigkeit 
und  nachhaltigen  Leistungsfähigkeit  der  produktiven  Kräfte.  Diese  seien 
im  Lande  zu  allseitiger  Ausbildung  und  dauernder  Nutzung  zu  bringen. 
Darauf  müsse  der  Staat  hinwirken,  da  der  einzelne  Mensch  dies  nicht 
genügend  beachte.  Die  Nation  sei  das  Mittelglied  zwischen  Individuum 
und  Menschheit.  Fr.  List  sieht  in  der  Entwicklung  der  Industrie  den 
hauptsächlichsten  Hebel  der  wirtschaftlichen  Kultur  und  in  der  Aus- 
bildung des  Industrie-  und  Handelsstaates  deren  Gipfel.  Um  diesen  zu 
erreichen,  hält  er  auf  der  dritten  Entwicklungsstufe  eines  Landes,  im 
Übergang  vom  Agrarstaat  zum  Agrar-Manufakturstaat  mäßige  Schutz- 
zölle für  notwendig,  die  aufkeimende  Gewerbezweige  vor  dem  erdrücken- 
den Wettbewerb  schon  in  Blüte  befindlicher  Unternehmen  anderer  Länder 
schützen  und  sie  erstarken  lassen.  Nur  dadurch  sei  es  unter  unseren  Ver- 
hältnissen möglich,  alle  Produktionsmittel  des  Landes  zur  vollen  Ver- 
wertung heranzuziehen.  Er  betrachtet  aber  den  Schutzzoll  nur  als  Mittel 
und  als  Übergang.  List  bekämpfte  mit  Erfolg  die  einseitige  Freihandels- 
lehre des  Ad.  Smith  und  bildete  eine  neue  handelspolitische  Theorie  aus. 

J.  Conrad,  Leitfaden  I.  12.  Aufl.  10 
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i Se  n Satz:  „Die  Produktivität  der  Landwirtschaft  wie  sämtlicher  XJr- 

geverbe  wächst  mit  der  Nähe  des  Absatzmarktes  für  ihre  Produkte“ 
be'ührt  sich  mit  der  Thünenschen  Lehre.  Er  beanspruchte  in  Verfolgung 
jei  es  Satzes  im  Innern  des  Landes  möglichste  Freiheit,  daher  die  Be- 
se  tigung  der  inneren  Zollschranken.  Er  forderte  dann  besonders  die 
El  twicklung  der  Verkehrsmittel  zur  Hebung  des  Binnenhandels,  der  am 
besten  die  inländische  Gütererzeugung  befruchte.  So  wurde  er  Vor- 
kämpfer des  deutschen  Zollvereins  und  der  Ausbildung  eines  allgemeinen 
Ei  senbahnnetzes. 

§ 81. 

D e neuere  realistische  Richtung  und  die  Sozialreform. 

W.  Roscher,  Grundriß  zu  Vorlesungen  über  die  Staatswirtscbaft  nach  geschichtl. 
Methode.  1843. 

B,  Hildebrand,  Die  Nationalökonomie  d.  Gegenwart  u.  1.  Zukunft.  1848. 

K,  Kfiies,  Die  politische  Ökonomie  vom  geschichtl.  Standpunkt.  2.  Aufl.  1883. 

G,  Schmoller , Zur  Literaturgeschichte  d.  Staats-  und  Sozialwissenschaften. 
Le  pzig  1888. 

Karl  Dielil,  Theoret.  Nationalökonomie,  I.  Bd.,  Jena  1916. 

H.  Gelirig,  Die  Begründung  des  Prinzips  der  Sozialreform.  Jena  1914, 

V.  Fhilippovich,  Das  Eindringen  der  sozialpolitischen  Ideen  in  die  Literatur. 

Entwicklung  der  Volkswirtschaftslehre,  T.  2.  Leipzig  1908. 

Mombert,  Soziale  und  wirtschaftspolitische  Anschauungen  in  Deutschland  vom 
Be  ^nn  des  19.  Jahrh.  bis  zur  Gegenwart,  Leipzig  1919. 


Schon  in  den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrh.  entwickelte  sich  auf 
de  itschem  Boden  eine  Richtung,  welche  sich  ebensosehr  den  Lehren  von 
A.  Smith  wie  dem  Sozialismus  entgegenstellte  und  zunächst  unter  dem 
Ni  men  der  alten  historischen  Schule  bekannt  ist.  Sie  hat  dann  in  der 
M ithode  Änderungen  und  Ergänzungen  erfahren ; die  Grundanschauungen 
sii  d dagegen  weiter  entwickelt  und  befestigt  worden.  Ihre  Hauptvertreter 
sii  d Bruno  Hildebrand,  Karl  Knies  und  Wilhelm  Roscher.  Von 
ih  len  ist  zunächst  betont,  daß  durch  vertieftes  geschichtliches  Studium 
di  i nötigen  Unterlagen  beschafft  werden  müssen,  um  die  Aufstellungen  der 
kl  issischen  Schule  zu  berichtigen  und  durch  den  Nachweis  der  bisherigen 
VC  lkswirtschaftlichen  Entwicklung  die  Grundlagen  zur  Beurteilung  der 
W(  iteren  Ausgestaltung  des  Staats-  und  Wirtschattslebens  zu  schaffen. 
M in  hat  seitdem  immer  allgemeiner  anerkannt,  daß  es  die  Aufgabe  der 
V issenschaft  nicht  sein  könne,  wirtschaftliche  Naturgesetze  aufzufinden, 
so  idern  nur  den  ursächlichen  Zusammenhang  in  den  Vorgängen  bestimmter 
Z(  iten  aufzuklären.  Was  die  alte  Schule  als  Naturgesetze  hinstellt,  sind 
ni  r Regeln  im  wirtschaftlichen  Leben  eines  Volkes  auf  einer  bestimmten 
K ilturstufe.  Jede  Änderung  bedingt  andere  wirtschaftliche  Handlungen. 

Ganz  allgemein  wird  in  der  neueren  Wissenschaft  weiter  der  Stand- 
pinkt  vertreten,  wie  ihn  schon  Sismondi  aufgestellt  hatte,  daß  eine 
al  seitige  Beurteilung  wirtschaftlicher  Vorgänge  nur  möglich  ist,  wenn 
der  Mensch  als  gesittetes  Kulturwesen  aufgefaßt  wird,  welches  nicht 
Ul  r durch  seine  materiellen  Bedürfnisse,  sondern  auch  durch  ethische 
Rocksichten  geleitet  wird.  Man  räumt  dem  Staate  höhere  Kulturauf- 
gi  ben  ein  und  fordert  für  das  wirtschaftliche  Lebmi  nicht  nur  negativ 
ei  i Vorgehen  zur  Beseitigung  aller  Hindernisse,  sondern  auch  ein  posi- 
ti'  es  Eingreifen,  wo  es  im  Interesse  der  ganzen  Kulturentwicklung  er- 
fo  derlich  erscheint. 
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Ein  solches  Eingreifen  ist  besonders  notwendig  zum  Schutze  der 
wirtschaftlich  Schwächeren.  In  dem  Zustande  wirtschaftlicher  Freiheit 
ist  nicht  eine  allgemeine  Harmonie  zwischen  Privatinteresse  und  Gesamt- 
interesse zu  erwarten,  sondern  es  entwickelt  sich  überall  ein  Kampf  ums 
Dasein,  in  dem  der  Schwächere,  der  keineswegs  immer  der  Schlechtere 
ist,  unterliegt.  Das  Interesse  des  einzelnen  ist  aber  dem  Gesamtinteresse 
unterzuordnen.  Aus  dieser  Auffassung  ist  eine  Fülle  von  Maßnahmen 
und  Forderungen  hervorgegangen,  die  unter  dem  Wort  „Sozialpolitik“ 
zusammengefaßt  werden,  die  die  Grundlagen  der  individualistischen 
Wirtschaftsordnung  bestehen  lassen,  aber  den  freien  Wettbewerb  ein- 
schränken. Sie  suchen  das  Problem  zu  lösen,  den  einzelnen  in  seiner  Frei- 
heit und  Selbständigkeit  zu  schützen  und  ihm  das  Gefühl  der  Selbst- 
verantwmrtlichkeit  für  sein  Tun  und  Treiben  zu  lassen,  auf  der  anderen 
Seite  die  gesamte  Kulturentw'icklung  gegebenenfalls  auch  auf  Kostender 
einzelnen  möglichst  zu  fördern.  Das  Eingreifen  des  Staates  ist  aber  auf 
die  Fälle  zu  beschränken,  in  denen  der  einzelne,  sowde  die  Gesellschafts- 
gruppen und  die  einzelnen  Wirtschaftsgemeinden  sich  nicht  selbst  ge- 
nügend zu  helfen  vermögen  und  das  Gesamtinteresse  solche  Fürsorge 
erheischt. 

Wenn  auch  in  diesen  Grundzügen  Einmütigkeit  herrschte,  so  trat 
doch  ein  Gegensatz  in  der  Forschungsmethode  zwischen  der  Berliner 
(G,  Schmoller)  neueren  historischen  und  der  Wiener  (C.  M enger, 
V.  Böhm-Bawerk)  „exakten“  Schule  hervor.  Die  erste  sucht  zunächst 
durch  geschichtliche  Forschung  induktiv  die  Wissenschaft  zu  fördern, 
die  zw^eite  geht,  wie  die  alte  klassische,  mehr  deduktiv  vor  und  sucht 
aus  der  Natur  des  Menschen  die  wirtschaftlichen  Handlungen  zu  erklären 
und  vorauszubestimmen.  Sie  arbeitet  mit  Erfolg  an  dem  Ausbau  der 
Begriffsbildungen.  Beide  Richtungen  ergänzen  sich  daher  in  frucht- 
bringender Weise.  Es  hat  sich  aber  mehr  und  mehr  die  Anschauung  aus- 
gebildet, daß  die  Geschichte  zur  Erklärung  dafür,  wie  die  Verhältnisse 
gew’orden  sind,  wohl  herangezogen  werden  muß,  jedoch  nur  die  Stellung 
einer  Hilfswissenschaft  haben  kann,  w^ährend  die  Nationalökonomie  in 
erster  Linie  die  Aufgabe  hat,  die  Verhältnisse  der  Gegenwart  zu  er- 
forschen und  ihre  Entwicklungsmöglichkeiten  zu  verfolgen.  Der  Aus- 
bau der  Begriffsbildungen  bleibt  unzweifelhaft  die  Aufgabe  einer  jeden 
Wissenschaft.  Die  österreichische  Schule  hat  Besonderes  geleistet,  die 
Theorie  auszubilden,  die  deutsche  hat  mehr  die  Volkswirtschaftspolitik 
und  die  Finanzwissenschaft  gefördert. 

Die  in  diesem  Leitfaden  und  dessen  Fortsetzung  (V'olks Wirtschafts- 
politik) gebotene  Darstellung  stützt  sich  besonders  auch  auf  die  Stati- 
stik. Deren  zahlenmäßige  Massenbeobachtung  zeigt  die  Massener- 
scheinungen auf,  die  den  Gegenstand  der  Volkswirtschaftslehre  bilden. 
Durch  die  Häufigkeit  der  Feststellung  wird  diese  losgelöst  von  der 
Subjektivität  der  Einzelbeobachter,  von  denen  jeder,  auch  der  weitest- 
blickende,  immer  nur  einen  Teil  des  Ganzen  übersieht,  so  daß  er  vor 
falscher  Verallgemeinerung  nie  sicher  ist.  Die  Statistik  vermag  durch 
übersichtliche  Gruppierung  ihrer  Zahlenergebiiisse  auch  das  Bild  an- 
schaulich zu  machen,  das  sie  uns  vom  Ganzen  unserer  Volkswirtschaft 
gibt.  Weiterhin  ermöglicht  sie  den  Einblick  in  die  ursächliche  Be- 
dingtheit der  Einzelerscheinungen,  deren  Zusammenhänge  wir  nicht  un- 
mittelbar festzustellen  vermögen,  da  die  Tatbestände  des  Wirtschafts- 
lebens menschliche  Handlungen  und  ihre  Ergebnisse  sind.  Durch  Er- 
mittlung der  Regelmäßigkeit  der  Aufeinanderfolge  der  Erscheinungen 
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ge]  angen  wir  zu  Schlußfolgerungen  auf  deren  notwendigen  Zusammen- 
haiig  und  damit  zur  Erkenntnis  der  Tatsachen.  Endlich  wird  auch 
die  Feststellung  der  wesentlichen  Merkmale  der  wirtschaftlichen  und 
soz  lalen  Tatbestände  durch  die  Statistik  gefördert.  Sie  läßt  durch  die 
Hä  ifung  der  Beobachtungen  die  allgemeinen  und  konstanten  Merkmale 
hei  vor-,  die  nebensächlichen  zurücktreten  und  ermöglicht  es  so,  Typen 
fes  zustellen  und  auch  dort  Ergebnisse  zu  gewinnen,  wo  der  Schluß 
von  einzelnen  auf  das  Ganze  nicht  möglich  ist. 


O.  Pätz’sche  Buclidruckerei  Lippert  & Co.  G.  m.  b.  H.,  Nauniburg  a.  d.  S. 


Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena. 


Die  angegebenen  Preite  sind  die  im  Juni  1922  gütigen;  für  das  Ausland  erhöhen  sie  sich  durch  den  ror- 
geschriebenen  Valuta-Zuschlag.  Die  Preise  für  gebundene  Bücher  sind  bis  auf  weiteres  unverbindlich. 


Prof.  Dr.  J.  Conrad 

Halle  a.  S. 

Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie. 

I.Teil:  Nationalökonomie,  Zehnte,  erweiterte  u.  ergänzte  Auflage 
(25.-28.  Tausend),  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  A.  Hesse,  Königsberg.  XVI, 
510  S.  gr.  8®  1921  Mk  94.—,  geh.  Mk  134.— 

II.  Teil:  Volkswirtschaftspolitik.  Neunte,  ergänzte  u.  erweiterte  Auf- 

lage, bearbeitet  von  Prof.  Dr.  A.  Hesse.  Breslau.  XIX,  573  S. 
gr  8»  1922  Mk  160.-,  geh.  Mk  200.— 

III.  Teil:  Finanzwissenschafl.  Achte,  erweiterte  and  ergänzte  Auf- 

lage, bearbeitet  von  Prof.  Dr.  H.  Koppe,  Marburg.  VIII,  515  S.  gr.  8® 
1921  Mk  80.—,  geb.  Mk  120.— 

IV.  Teil:  Statistik. 

1. Teil:  Die  Geschichte  und  Theorie  der  Statistik.  Die  Bevölkerungs- 
statistik. Vierte,  erweiterte  Auflage,  bearbeitet  von  Prof.  Dr. 
A.  Hesse,  Königsberg  i.  Pr.  XII,  250  S.  gr.  8®  1918 

Die  fünfte  Auflage  befindet  sich  in  Vorbereitung. 

2,  Teil:  Die  Statistik  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

1.  Hälfte:  Berufsstatistik,  Agrarstatistik,  Forst-  und  Montan- 
statistik. Von  Prof.  Dr.  J.  Courad,  Halle  a.  S Zweite  Auflage. 
VI,  273  S.  gr.  8°  1913 

Die  dritte  Auflage  befindet  sich  in  Vorbereitung. 

2.  Hälfte,  1.  Band:  Gewerbestatistik.  Von  Prof.  Dr.  A.  Hesse^  Königs- 
bergi.Pr.  Dritte,  unveränderte  Auf  läge.  XIII,  470  S.  gr.  8®  1920. 

Die  vierte  Auflage  befindet  sieb  in  Vorbereitung. 

Vossische  Zeitung,  26.  Juni  1915:  . . . Eine  zusararaenfassende  Darstellung 
seiner  vielseitigen  Forschungen  auf  allen  Gebieten  der  Volkswirtschaft  gab  Conrad  in 
dem  weitverbreiteten  „Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie,“ 
der  in  vier  Teilen  die  theoretische  Nationalökonomie,  die  Volkswirtschaflspolitik,  die 
Finanzwissenschaft  und  die  Statistik  behandelt  und  wegen  der  musterhaften  Klar- 
heit, Üebersichtlichkeit  und  Objektivität  in  der  Darstellung  und  Be- 
leuchtung derProbleme  als  einer  der  zuverlässigstenFührer  in  diesen 
schwieligen  und  vielverschlungenen  Fragen  zu  dienen  geeignet  ist. 
Der  ungewöhnliche  Erfolg  dieses  Lehrbuches  spricht  am  besten  für 
seinen  praktischen  Wert.  . . . 

Leitfaden  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie. 

Zweiter  Teil:  Volkswirtschaftspolitik.  Achte,  erweiterte  nnd 
ergänzte  Auflage,  bearbeitet  von  Prof.  Dr.  A.  Hesse,  Breslau.  VIII,  142 S. 
gr.  8®  1922 


Die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Deutschen  Reiches,  von  Dr. 

Albert  Hesse.  Prof,  der  Staatswissenschaften.  Mit  5 Zeichnungen.  VI,  56  S. 
gr.  8®  1913  Mk  19.20 


Natur  und  Gesellschaft.  Eine  kritische  Untersuchung  der  Bedeutung  der 
Deszendenztheorie  für  das  soziale  Leben.  Von  Dr.  jur.  et  phil.  Albert  Hesse, 
Priv.-Doz.  d.  Nationalökonomie.  II,  234  S.  gr.  8®  1904  Mk  48. — , geb.  Mk  84. — 


leschichte  der  vqlkswirtschaftiichen  Lehrmeinungen,  von  charie» 

Gide,  Professeur  d'Economie  sociale  ä la  Faculte  de  Droit  de  Tüniversitö  de 
Paris  und  Charles  Rist,  Professeur  d’Economie  politique  ä la  Faculte  de  rUni- 
versite  de  Montpellier.  Preisgekrönt  von  der  Academie  des  Sciences  morales  et 
politiques.  Zweite  Auflage,  nach  der  dritten  französ  Ausgabe  herausgegeben 
von  Prof.  Dr.  phil.  et  med.  Franz  Oppenheimer,  Frankfurt  a.  M.  Deutsch 
von  E.  W.  Horn.  XX,  804  S,  gr.  S®  1921  Mk  148.—,  geb.  Mk  200.— 

Breslauer  Zeitung  vom  14.  Dezember  1913;  Es  ist  ein  grundlegendes 
I uch,  das  uns  die  französischen  Gelehrten  hier  schenken.  Es  ist  ebenso  anregend 
und  aufschlußreich  für  den  Fachmann  wie  sicher  einfuhrend  für  den 
Studenten.  Auf  breiter  wissenschaftlicher  Grundlage  baut  es  sich  auf,  es  charakteri- 
s ert  mit  wenigen  scharfen  Strichen  die  bahnweisenden  Persönlichkeiten  und  es  deckt  die 
^ erbindungslinien  zwischen  den  einzelnen  Lehren  feinsinnig  auf.  Alles  in  allem:  hier 
laben  wir  endlich  die  Geschichte  der  Nationalökonomie  erhalten,  auf  die 

V ir  so  lange  warten  mußten. 

I<  apital  und  Kapitalzins.  Von  Engen  von  Böfam - Bawerk,  Professor 
an  der  Universität  Wien,  k.  k Minister  a.  D.  Vierte,  unveränderte  Auf- 
lage. Mit  einem  Geleitwort  von  Prof.  Dr.  Frieiirich  Wieser,  Wien. 
In  3 Bänden.  1921  Mk  286—,  geb.  Mk  436.— 

Irste  Abteilung:  Geschichte  und  Kritik  der  Kapitalzins-Iheorien.  XXVI,  546  S. 

gr-  8«  1921  Mk  120.—,  geb.  Mk  170.— 

Zweite  Abteilung:  Positive  Theorie  des  Kapitals. 

I.  Bd  ; Buch  1—4.  XXIV,  488  S.  gr.  8“  1921  Mk  96.—,  geb.  Mk  146.— 

II.  Bd.:  Exkurse.  VIII,  350  S.  gr.  8<>  1921  Mk  70.—,  geb.  Mk  120.— 

V orträge  über  wirtschaftliche  Grundbegriffe,  von  h.  oswait,  Frank- 

furt  a.  M.  Dritte  Auflage.  VIII,  163  S.  gr.  8®  1920  Mk  76.— 

V.  Böhm-Bawerk,  Kapitalzinstheorie,  4.  Auflage,  Seite  4^0;  . . . eine  Lehre  . . . 
d e außerhalb  der  strittigen  Punkte  eine  Fülle  glänzender  Proben  tiefer  theoretischer 
E nsicht,  verbunden  mit  hoher  Kunst  wissenschaftlicher  Darstellung  aufweist. 

Leber  Sozialismus,  Kommunismus  und  Anarchismus.  25  Vorlesungen. 

Von  Prof.  Dr.  Karl  Diehl,  Freiburg  i.  Br.  Vierte,  umgearbeitete 
Auflage.  VI,  452  S.  gr.  8°  1922  Mk  50.—,  geb.  Mk  66,— 

Frankfurter  Zeitung,  16.  April  1911:  Eines  der  besten  Bücher  zur 

Einführung  in  den  Sozialismus  und  verwandte  Erscheinungen.  . , , Das 
Eich,  das  gemeinverständlich  gehalten  und  für  das  große  Publikum  bestimmt  ist,  kann 
i*  dem,  der  sich  für  diese  Fragen  interessiert,  bestens  empfohlen  werden. 

Sozialismus  und  soziale  Bewegung.  Von  Dr.  Werner  Sombert^  Prof. 

an  der  Universität  Berlin.  Neunte  Aufl.  60.— 65.  laus.  XJI,  387  S.  gr.  8®- 
1920  Mk  64. — , geb.  Mk  88. — 

Zeitschrift  für  Staatswissenschaften:  . . . gehört  unstreitig  zum  Besten, 
S hÖnsten  und  Ansprechendsten,  was  auf  einem  kleinen  Raum  zu  gründlicher  und  vor- 
u teilsloser  Orientierung  weitester  Kreise  geschrieben  ist, 

„Betriebsräteschulung“ 

V erzeichnis  von  Schriften  zur  Einführung  in  Volkswirtschaft* 

liehe  Theorien,  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik 

aus  dem  Verlag  von  Gustav  Fischer  in  Jena 
48  Seiten  8®  April  1922 

Inhalt:  1.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre.  2.  Staat  / Gesellschaft  / Kultur. 
3,  Wirtschaftspolitik  / Statistik.  4.  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen.  5.  Soziale 
P -obleme  (Sozialismus, Kommunismus,  Arbeiterbewegung,  Bodenreform,  Sozialisierung). 

6.  Sozialpolitik  (Berufserziehung , Arbeiterschutz , Heimarbeit , Lebenshaltung). 

7.  Arbeitsverhältnis  / Arbeitsrecht.  8,  Verschiedenes. 
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Sammlung 

sozialwissenschaftlicher  Meister 

Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Ha,inrich  Waentig  in  Halle  a.  S. 

1,  Bd.,  erste  Hälfte : Physiokratische  Schriften*  I*:Betrachtungeu 
über  die  Bildung  und  Verteilung  des  Reichtums.  — Lobrede 
auf  Gournay.  Von  Anne  Robert  Jacqnes  Tnrgot*  Aus  dem 
französ.  Original  ins  Deutsche  tibertr.  von  V.  Dorn.  Zweite  Auflage. 
(XV,  115  S.  kl.  8®.)  1914.  Mk  21.60,  geb.  Mk  42.— 

1.  Bd.  zweite  Hälfte:  Physiokratische  Schriften*  II.:  Das  Natur- 
recht. — AllgemeineGrundsätze  der  wirtschaftlichenRegie- 
rung  eines  ackerbautreibendenReiches.  Von  Francois  Qiies- 
nay*  Aus  dem  französ.  Original  der  Ausgabe  A,  Oncken’s  ms  Deutsche 
übertragenvon V. Dorn.  XVII,  lOlS. kl. 8®  1921  Mk  18.— , geb. Mk 45. — 

2.  Bd.:  Abhandlung  über  die  Geschichte  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft. Von  Adam  Ferguson.  Aus  dem  engl.  Original  ins  Deutsche 
tibertr.  von  V.  Dorn.  (VIU,  394  S.  kl.  8®.)  1904.  Mk  48 geb.  Mk  84. — 

Inhalt:  1.  lieber  die  Gmndzüge  der  menschlichen  Natur.  — 2.  lieber  die  Ge- 
schichte wilder  Völker.  — 3.  lieber  die  Geschichte  der  Politik  und  der  Künste.  — 
4.  lieber  die  Folgen»  die  sich  aus  dem  Fortschreiten  bürgerlicher  und  gewerblicher 
Künste  ergeben.  — 5.  lieber  den  Niedergang  der  Völker.  — 6,  lieber  Korruption  und 
politische  Knechtschaft. 

3.  Bd.:  Das  nationale  System  der  politischen  Oekonomie*  Von 

Friedr*  Liist.  Neudruck  nach  der  Ausgabe  letzter  Hand.  VierteAuf- 
lage.  (XIV,  552  S.  kl.  8®.)  1922.  Mk  20.—,  geb.  Mk  45.— 

Ein  politischer  Seher»  dessen  ^istiges  Auge  die  künftige  Entwicklung  der 
Nationen  mit  bewunderungswürdiger  Klarheit  überblickte,  ein  Märtyrer  seiner  üeber- 
zeugungen,  ist  List  für  uns  zum  Führer  und  Wegweiser  auf  der  Bahn  zu  nationaler 
Größe  und  edlem  Menschentum  geworden. 

4.  Bd.,  Teil  1 : David  RIcardo's  kleinere  Schriften*  I.  :Schriften 
tiber  Getreidezölle.  Aus  dem  engl.  Orig,  ins  Deutsche  tibertr.  von  Prof. 
Dr.  E.  Leser  in  Heidelberg,  Zweite  Auflage.  XX,  125  S.  kl.  8®. 
1922.  Mk  10.—,  geb,  Mk  20.— 

5.  Bd.:  Grundsätze  der  Tolksvrirtschaft  und  Besteuerung*  Von 
David  Ricardo.  Aus  dem  engl.  Original  ins  Deutsche  tibertr.  von  Dr. 
0.  Thiele.  Zweite  Auflage.  (XI,  444  S.  kl.  8®.)  1921.  Mk 64.— , geb.  Mk  90.— 

6.  u.  7.  Bd.:  Eine  Abhandlung  über  das  Bevölkerungsgesetz,  oder: 

Eine  Untersuchung  seiner  Bedeuüin^  für  die  menschliche  Wohlfahrt  in 
Vergangenheit  und  Zukunft,  nebst  einer  Prüfung  unserer  Aussichten  auf 
eine  künftige  Beseitigung  oder  Linderung  der  Uebel,  die  es  verursacht.  Von 
Tlioiuas  Robert  Ralthns*  Aus  dem  engl.  Original  ins  Deutsche 
tibertr.  von  V.  Dorn.  2 Bände.  (I  = IX,  485  S.  — II  = IV,  470  S.  kl.  8®.) 
1905.  Mk  120.—,  geb.  Mk  192.— 

8.,  9.  u.  10.  Bd. : Soziologie.  Von  Angnste  Comte.  Aus  dem  französ. 
Orig,  ins  Deutsche  tibertr.  von  V.  Dorn.  3 Bände.  Mk  180. — , geb.  Mk  279. — 

Erster  Band:  Der  dogmatische  Teil  der  Sozialphilosophie 
(XX,  543  S.  kl.  8®.)  1907.  Mk  72.—,  geb.  Mk  108.— 

Zweiter  Band:  Historischer  Teil  der  Sozialphilosophie. 
Theologische  metaphysische  Periode.  (570  S.  kl.  8®,)  1907. 

Mk  72. — , geb.  Mk  108. — 

Dritter  Band : Abschluß  der  Sozialphilosophie  und  all- 
gemeine Folgerungen.  (XXXIV,  776  S.  kl.  8®.)  1911. 

Mk  96.—,  geb.  Mk  138.— 

11.  u.  12.  Bd.;  Eine  Untersuchung  über  Natur  und  Wesen  des  Volks- 
wohlstandes* Von  Adam  Smith*  Unter  Zugrundelegung  der  Uebersetzung 
Max  Stirners,  aus  dem  engl.  Original  ins  Deutsche  tibertr.  von  Dr,  Ernst 
Grtinfeld.  Drei  Bände. 

Bd.  1:  Zweite  Auflage.  {XVI,  352  S.  kl.  8®.)  1920.  Mk  48.— , geb.  Mk  84.— 

Bd.  2:  (VI  561  S.  kl  8®.)  1920.  Mk  144.—,  geb.  Mk  180.— 

Bd.  3;  befindet  sich  im  Druck. 

Dieses  grundlegende  Werk  von  Adam  Smith  wird  man  auch  heute  noch  mit 
höchstem  Nutzen  studieren  können.  Nicht  nur,  weil  viele  interessante  Einzelheiten 
desselben  von  dem  Wandel  der  nationalökonomischen  Grundauffassung  unberührt  ge- 
blieben, ihren  ursprünglichen  Wert  aber  ungeschmälert  behalten  haben,  sondern  noch 
mehr,  weil  der  Geist,  der  den  Wealth  of  nations  beherrscht,  ihm  unverlierbare  Jugend- 
kraft sichert. 


isolierte  Staat  in  Beziehung  auf  Landwirtschaft  und 
Nationalökonomie.  Von  Johann  Heinrich  von  Thttnen.  Neudr 
nach  der  Ausgabe  letzter  Hand.  Eingeleitet  von  Prof.  Dr.  H.  Waentir’ 
Zweite  Auflage.  (XV,  678  8.  kl.  8».)  1921.  Mk  48.-,  geb  Mr8o!- 
Inhalt;  I.  Untersuchungen  über  den  Einfluß,  den  die  «AtrAida. 

Bodens  und  die  Abgaben  auf  den  Ackerbau 
ausuben.  1.  Gestaltung  des  isolierten  Staates.  2.%ergleichung  det 
Staates  und  der  Wirklichkeit.  3.  Wirkung  der  Abgaben  auf  den  Ackerbau  - 
Arbeitslo^hn  und  delsen  Vefhältnis  zum  zinX^ 

hJtSä  P*U  Staat  mit  einer  kulturtähigen  Wildnis  umeeben  ^n 

bezug  auf  Arbeitslohn  und  Zinsfuß  — a.  j..,  tt.  r.  4“^p®P®n  in 


’ üntersnchnng  über  die  Grundsätze  der  Volks- 
Eine  -A^bhandlung  über  die  IVissenschaft  der  inneren 
Fo  itik  bei  freien  Völkern,  mit  besonderer  Eücksicht  auf  die  Bevölkeruns 
Ackerbau,  Handel,  Gewerbe,  Geld,  Münzwesen,  Zinn,  Umlauf,  Banken,  Börse 
öffentlichen  Kredit  und  Stenern.  Von  Sir  James  »»tenart,  Bart.  Aus  dem' 
engl.  Original  ins  Deutsche  übertr.  von  A.  John.  3 Bände.  (Bd  !•  XI  3tO  S 
Bd.  II:  III,  530  8.  — Bd.  III:  vill,  535  8.  kl.  8®.)  1913—14.  ’ 

„ Ml  270.-,  geb.  Mk  360.— 

klassisches  Buch  war  seit  sehr  langer  Zeit  nicht  mehr  in  deutscher 
daher  so  gut  wie  nicht  mear  für  den  deutschen  Leser 
bandelt  es  sich  hier  wohl  um  die  für  ihre  Zeit  bestTund  voiu 

p^nkt^ul  und®daher  auch^hintru^^v,*^®^'  merkantiliatischen  Stand- 

de?  NationalöLnomie.  '^««volfes  Lesebuch  für  den  Jünger 

‘ ßrnndsätze  der  politischen  Oekonomie  mit  einigen 
Ihrer  Anwendungen  auf  die  Sozlalphilosophie.  Von  John  Stnart  Will. 

^bersetzt  von  V ilhelm  Gehrig  n.  durebgesehen  von  Dr.  Jos.  Müller 
Weimar.  In  zwei  Bänden.  . uner. 


von  Dr.  Jos.  Müller, 


Bd.  I.  (XXVIII,  739  S.  kl.  8®.)  1913. 

Bd.  II.  (XVIII,  737  8.  kl.  8»)  1921.  Mk  112.—,  geb.  Mk  130.— 
(Bd.  I z.  Z.  vergriffen.  Neue  Auflage  in  Vorbereitung.) 

»Principles  of  political  eoonomy“  gilt  mit  Recht  als  ein 

na“  hamgem  Einfl^^^^  ^Ks'iS?  s deuteche  Wissenschaft  von 
Wowb  daher  auch  heute  noc!i  von  großem  Wert  dieses 

dem  Gebiete  der  volkswiitschaftlichen  Wissenschaft 
bis  zu  seinem  letzten  Erscheinen  zusammenfaßte,  im  Orif,dnal  zu  ksen. 

der  FUh/'  tnu  »der : Abhau  dlung  über  die  Entwicklung 

der  Fähigkeiten  des  Menschen.  Von  Ad.  Qiietelet,  Direktor  des  Obser- 
vatoriums in  Brüssel.  üebersetzt  von  V.  Dorn.  In  zwei  Bänden. 

Bd.  I.  (XXVI,  529  8.  kl.  8®.)  1914.  Mk  84.—,  geb.  Mk  120.— 

Bd.  II.  Mit  31  Abbild,  im  Text  und  3 Karten.  (XIV,  503  S kl  8®\ 

Ml:  70.-,  geb.  Mk  106.- 

üA  erschienene  Buch  des  Brüsseler  Astronomen  und  Sozialpolitikers 

war  seinerzeit  ein  machtvoller  Vorstoß  zur  Begründung  einer  wahren 
allgemeinen  Soziallebre,  die  auf  ihre  besondere  Weise^B'egriff  Wesen 

U?he^'chSn^  inii.rerEigenLr& 

Vir  ® sollte  . üuetelet  bedeutet  einen  epochemachenden  Wendenunkt  in 

der  Entwicklungsgeschichte  der  Statistik  und  der  Sozial  Wissenschaften  überhannt 

Leistung  läßt  sich  dahin  zusammen  fassen,  daß  er  allgemein^es 
Interesse  für  die  Idee  erweckte,  aus  zahlenmäßigen  Massenbeobachtungen  über  Fr- 

WerteÄhe^  uTd”di^  Schlüsse/on  allgemTnem  ^ 

ziehen  und  die  Resultate  der  praktischen  Statistik  zur  Anwendung  induk- 
tiver Forschungsmethode  bei  sozialwissenschaftlichen  Studien  zu  verwerten  lehrtl 

21.  Bd.:  Der  geschlossene  Handelsstaat.  Ein  philosophischer  Ent- 

Rechtslehre,  und  Probe  einer  künftig  zu  liefernden 
Politik  Von  Johann  Gottlieb  Fichte.  Neudruck  nach  dem  Original 
if  ^‘“^eleitet  von  Prof.  Dr.  H.  Waeatig.  (XXVIII,  130  S 

® ■>  Mk  44.-,  geb.  Mk  64.- 

des  mÄ^Äfis^ li®s!  Tß 

htnta  Ä??  ti®iDcr  Aibeit  leben  zu  können,  vollauf  gewähren  müsse,  ein  Gedanke  der 
heute  Allgemeingut  eines  großen  Teiles  unseres  Volkes  geworden  ist  Mit  Rpoht 
nennt  Schmoller  Fichte  den  ersten  deutschen  Sozialschnftrteller  seiie  wS 

«nd  iü  »einer  Art  höchst  großariigen  ^ Recht  u?d 
Sittlichkeit  roit  dem  Leben  zu  versöhnen.  Sein  Sozialsysrem  ist  nicht  dem  Auppti- 
^ Bedurtnis  abgenötigt,  sondern  die  Konsequenz  eines  Gedankenganges 
ganze  moderne  Entwicklung  nach  ihren  Hauptpunkten  einheitlich^ über- 
spannt. Dann  hegt  der  überragende  und  dauernde  Wert  dieses  Buches. 

Die  Sammlung  wird  fortgesetzt,  
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